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Vorwort

Der Bericht zu „Wie geht’s Österreich?“ liefert ausführliche Ergebnisse und vertiefende Analysen 
im Rahmen der 2012 gestarteten Initiative zur Messung von Wohlstand und Fortschritt. Vorausge-
gangen sind diesem Projekt auf nationaler und internationaler Ebene intensive Diskussionen dar-
über, wie existierende ökonomische Indikatoren – allen voran das Bruttoinlandsprodukt – sinn-
voll ergänzt werden können, um ein angemessenes und vollständiges Bild von Wohlstand und 
Fortschritt unserer Gesellschaften zu zeichnen. 

Gemeinsam mit einigen anderen Ländern nimmt Österreich bei der Wohlstands- und Fortschritts-
messung eine Vorreiterrolle ein. Im Rahmen des Projekts „Wie geht’s Österreich?“ veröffentlicht 
STATISTIK AUSTRIA in Ergänzung zum BIP ein Set von 30 Schlüsselindikatoren, das die drei Berei-
che „materieller Wohlstand“, „Lebensqualität“ und „Umwelt“ für Österreich bestmöglich abbildet. 

In einem breiten Kommunikationsprozess mit Stakeholdern aus Forschungseinrichtungen, Inter-
essenvertretungen und Bundesministerien wird die Auswahl der Indikatoren laufend abgestimmt. 
Im Anschluss daran liefert ein externes Expertengremium Bewertungen der lang- und kurzfristi-
gen Verläufe der Schlüsselindikatoren. Sofern möglich, wurden bei den Bewertungen durch die 
unabhängigen Expertinnen und Experten politisch verankerte Ziele (wie etwa die Europa 2020-
Ziele) und ihre Erreichung berücksichtigt. 

Der vorliegende Bericht präsentiert die Entwicklungen der Schlüsselindikatoren in Text und 
 Grafiken, Zusatzinformationen ergänzen die weitreichende Darstellung. Darüber hinaus beschäf-
tigt sich wieder ein Kapitel mit der Frage „Wie geht’s Österreich im EU-Vergleich?“. 

Ein vertiefendes Sonderkapitel widmet sich dem Thema Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit und 
seiner Bedeutung für „Wie geht’s Österreich?“. Die vorgestellten Indikatoren, ein interaktives Tool 
zur vergleichenden Darstellung des zeitlichen Verlaufs verschiedener Indikatoren und methodi-
sche Hintergrundinformationen sind auf der Website von STATISTIK AUSTRIA unter www.statistik.
at/wie-gehts-oesterreich abrufbar. 

Wien, im November 2018

Dr. Konrad Pesendorfer
Fachstatistischer Generaldirektor 

http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
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Abkürzungsverzeichnis

AHS Allgemein bildende höhere Schule

BHS Berufsbildende höhere Schule

BIP Bruttoinlandsprodukt

BKA Bundeskanzleramt

BMASK Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz

BMLFUW Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft

BMS Berufsbildende mittlere Schule

BMWFJ Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend

BOKU Universität für Bodenkultur

BWS Bruttowertschöpfung

CDM Clean Development Mechanism

DMC Domestic Material Consumption

ECHP European Community Household Panel

EEV Energetischer Endverbrauch, auch: Endenergieverbrauch

EGSS Environmental Goods and Services Sector, Umweltorientierte Produktion 
und Dienstleistung

EK- Einkommens-

EQLS European Quality of Life Survey

ESF Europäisher Sozialfond

ESS  European Statistical System, Europäisches Statistisches System

ESSC European Statistical System Comittee

EU Europäische Union

EU-SILC European Union Statistics on Income and Living Conditions

EWCS European Working Conditions Survey

EZB Europäische Zentralbank

FCKW Fluorchlorkohlenwasserstoffe

GDP Gross Domestic Product

GJ Gigajoule

GWh Gigawattstunden

HAK Handelsakademie

HETUS Harmonised European Time Use Survey

HFCN Household, Finance and Consumption Network

HFCS Household, Finance and Consumption Survey

HNVF High Nature Value Farmland

HTL Höhere technische Lehranstalt

HVPI Harmonisierter Verbraucherpreisindex

IAEG Inter-Agency and Expert Group on SDG Indicators
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IEA International Energy Agency, Internationale Energieagentur

IFES Institut für Empirische Sozialforschung

IGL Imissionsschutzgesetz Luft

IHS Institut für höhere Studien

ILO International Labor Organization

IPCC Intergovernmental Panel on Climate Change

ISCED International Standard Classification of Education

KE Konsumerhebung

KF kurzfristig

KPC Kommunalkredit Public Consulting

KSG Klimaschutzgesetz

kW Kilowatt

LF langfristig

LFS Labour Force Survey

Lkw Lastkraftwagen

Mio. Millionen

MONE Monitoring nachhaltiger Entwicklung

Mrd. Milliarden

MZ-AKE Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung

NGO Non-governmental organization

NPO Non-Profit Organisation

NSTRAT Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes

OECD Organisation for Economic Cooperation and Development

OeNB Oesterreichische Nationalbank

OLI Österreichische Luftschadstoffinventur

ÖNACE Österreichische Wirtschaftstätigkeitenklassifikation

ÖPUL Österreichisches Programm für umweltgerechte Landwirtschaft

ÖSTRAT Österreichische Strategie Nachhaltige Entwicklung

Personen-km Personenkilometer

PJ Petajoule

Pkw Personenkraftwagen

PM Particulate Matter

REAP Ressourcen-Effizienz Aktionsplan

RMC Raw Material Consumption

SDG Social Development Goals

SEEA System of Environmental-Economic Accounting

SERI Sustainable Europe Research Institute

SERIEE Système Européen de Rassemblement de l‘Information Economique sur 
l‘Enironment

SWB Subjective wellbeing

t Tonnen
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THG Treibhausgase

Tonnen-km Tonnenkilometer

TSP Total Suspended Particulates (Gesamtstaub)

UN United Nations

UNECE United Nations Ecnomic Commission for Europe

UNEP United Nations Environment Programme

VGR Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung(en)

WgÖ? Wie geht‘s Österreich?

WHO World Health Organization, Weltgesundheitsorganisation

WIFO Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung

WU Wien Wirtschaftsuniversität Wien

WWF Worldwide Fund for Nature
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Was ist „Wie geht’s Österreich?“

9 Aktuell Alexandra Wegscheider-Pichler (Stabsstelle Analyse: Projektleitung), Walter Hyll (Stabsstelle Analyse), Catherine Prettner (Stabsstelle 
Analyse) sowie Sacha Baud (Direktion Raumwirtschaft), Nadja Lamei (Direktion Bevölkerung), Ferdinand Leitner (Direktion Volkswirtschaft), 
Eva Milota (Direktion Raumwirtschaft) und andere.

10 https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
11 Diese Änderung wurde im Rahmen des Runden Tisches 2018 besprochen.
12 http://www.oecd.org/statistics/datalab/bli.htm
13 http://www.ons.gov.uk/ons/guide-method/user-guidance/wellbeing/index.html
14 http://www.misuredelbenessere.it/
15 http://www.cbs.nl/en-GB/menu/themas/dossiers/duurzaamheid/cijfers/extra/duurzame-ontwikkeling.htm

Im Rahmen des Projekts „Wie geht’s Österreich?“ (WgÖ?) 
veröffentlicht Statistik Austria neben dem Bruttoinland-
sprodukt ein Set von 30 Schlüsselindikatoren und wei-
teren Zusatzindikatoren, das die verschiedenen Dimen-
sionen von Wohlstand und Fortschritt für Österreich 
bestmöglich abbildet. 

Das Projekt wurde 2012 vom fachstatistischen Generaldi-
rektor von Statistik Austria initiiert und von einem Team 
aus Expertinnen und Experten9 mehrerer Fachbereiche 
unter der Koordination der Stabsstelle Analyse umge-
setzt. Das Indikatorenset liefert Informationen zu den drei 
Dimensionen „materieller Wohlstand“, „Lebensqualität“ 
und „Umwelt“, die das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ergän-
zen und damit zu einem breiteren Verständnis der Wohl-
standsentwicklung unserer Gesellschaft beitragen sollen. 
Die Bereiche werden jeweils durch mehrere Dimensionen 
(z. B. Produktion, Bildung und Ressourcen) dargestellt.

Das Set beinhaltet neben dem BIP 30 Schlüs-
selindikatoren, diese stellen die zentralen 
Maßzahlen der jeweiligen Dimensionen von 
WgÖ? dar und unterliegen auch der Bewer-
tung durch ein externes Expertengremium.

Diese Anzahl soll auch in Zukunft nicht überschritten wer-
den. Da die Entscheidung für einen bestimmten Schlüsse-
lindikator immer auch einen Kompromiss darstellt, wer-
den diese durch Zusatzindikatoren ergänzt. Sie dienen 
dazu, weitere Informationen bereitzustellen und unter-
schiedliche Aspekte eines Phänomens sichtbar zu machen.

Relevanz, Verständlichkeit, Kommunizierbarkeit und Zeit-
nähe wurden als allgemeine Kriterien der Indikatorenaus-
wahl festgelegt. Quellen der offiziellen Statistik liefern das 
grundlegende Datenmaterial. Die Auswahl der Schlüsse-
lindikatoren folgte den Empfehlungen des sogenannten 
„Stiglitz-Berichts“ (Stiglitz, J., Sen, A. & Fittousi, J. Report by 
the Commission on the Measurement of Economic Perfor-
mance and Social Progress, 200910). Zudem wird das Indi-

katorenset in einem breiten Kommunikationsprozess mit 
nationalen Expertinnen und Experten sowie Vertreterin-
nen und Vertretern von Forschungsinstitutionen, Interes-
sensvertretungen und Ministerien im Rahmen von soge-
nannten „Runden Tischen“ jährlich abgestimmt.

Für den aktuellen Bericht ergeben sich zwei Änderungen 
in den Schlüsselindikatoren: in der Dimension „Wohnen“ 
des Bereichs Lebensqualität wird der Indikator zur Wohn-
kostenüberbelastung als neuer Schlüsselindikator her-
angezogen, während der Indikator zum sehr schlechten 
Wohnstandard nunmehr als Zusatzinformation geführt 
wird11. In der Dimension „Klimawandel, Emissionen“ des 
Bereichs Umwelt wurde der Indikator „PM10-Emissionen 
insgesamt“ durch den Indikator „PM2,5-Exposition (Belas-
tung) bevölkerungsgewichtet“ ersetzt. Zudem wird ab 
dem vorliegenden Bericht der Beginn der Zeitreihen 
(sofern Daten verfügbar) von 1995 auf 2000 geändert. 
Diese Änderung kann Einfluss auf die langfristige Bewer-
tung der Indikatoren (diese erfolgt ab Beginn der Zeit-
reihe) haben und wurde vom Bewertungsgremium für 
2018 festgelegt.

WgÖ? steht in einer Reihe nationaler und internationaler 
Initiativen wie How’s Life?12 (OECD), National Well-being13 
(Großbritannien, ONS), Benessere Equo e Sostenibile14 (Ita-
lien, ISTAT/CNEL) oder dem Sutainability Monitor15 (Nie-
derlande, CBS) u.v.a. Gemeinsam ist ihnen das Anliegen, 
die Themen Fortschritt und Wohlstand sichtbar und einer 
breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Kommuni-
kation, Aufbereitung und Verbreitung des Datenmateri-
als spielen hierbei eine wichtige Rolle. 

Die drei Bereiche „materieller Wohlstand“, „Lebensqua-
lität“ und „Umwelt“ werden im vorliegenden Bericht in 
eigenen Kapiteln ausführlich behandelt. Ein besonderer 
Fokus wurde auf die Position Österreichs im EU-Vergleich 
gelegt. Zudem untersucht das diesjährige Sonderkapitel 
das Thema „Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit“ und seine 
Bedeutung für WgÖ?.

Die Indikatoren zu „Wie geht’s Österreich?“ sind auf der 
Website von Statistik Austria unter www.statistik.at/

http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
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wie-gehts-oesterreich online. Die Darstellung erfolgt 
auf drei Ebenen: Eine interaktive Überblicksgrafik ermög-
licht auf der ersten Ebene den Vergleich der Entwicklung 
wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Messgrößen 
nach eigener Auswahl. Auf der zweiten Ebene wird die 
zeitliche Entwicklung (sofern Daten vorhanden) darge-
stellt und eine Interpretation des jeweiligen Indikators 
angeboten. Darüber hinaus sind Detail- und Metainfor-
mationen auf der untersten Ebene abrufbar.

Bewertung der Schlüsselindikatoren

Durch die Einführung einer Bewertungsskala für die 
Schlüsselindikatoren ist es möglich, einen schnellen Ein-
druck zu gewinnen, in welche Richtung sich die abgebil-
deten Phänomene entwickeln. 

Die Bewertung der Schlüsselin-
dikatoren wird von einer Gruppe externer 
Expertinnen und Experten aus unabhängi-
gen Forschungsinstitutionen (siehe folgende 
Übersicht) vorgenommen. 

Die Beurteilung der Schlüsselindikatoren erfolgt gemäß 
einer 5-teiligen Skala, die durch Piktogramme illustriert 
wird. Gegenstand der Bewertung sind kurzfristige (letzte 
3 Jahre) und langfristige Entwicklungen des jeweiligen 
Indikators (ab Beginn der Zeitreihe, zumindest 10 Jahre). 
In Fällen, in denen den Indikatoren verbindliche politische 
Zielsetzungen zugrunde liegen (z. B. Europa 2020-Ziele16), 
wird die Entfernung vom oder die Erreichung des Zielpfads 
als wichtiges Beurteilungskriterium herangezogen.

16 https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-and-fiscal-policy-coordination/eu-economic-governance-monitoring-preven-
tion-correction/european-semester/framework/europe-2020-strategy_de

Da jeder Indikator jeweils nur einen Aspekt von Wohl-
stand und Fortschritt abdeckt, sind Bewertungen dort 
schwierig, wo verschiedene Entwicklungen zueinander 
im Widerspruch stehen. Beispielsweise kann eine Entwick-
lung, die wirtschaftlich als positiv zu sehen ist, negative 
Folgen für die Umwelt haben und vice versa. Um den-
noch eine konsistente Bewertung durchführen zu kön-
nen, wurde vom Expertengremium beschlossen, dass 
jeder Indikator weitgehend für sich beurteilt wird und 
nicht in Bezug auf seine Wirkung in anderen Bereichen. 

Steigender Konsum etwa würde demnach ungeachtet 
seiner negativen Auswirkungen auf andere Bereiche (wie 
Verschuldung, Ressourcenverbrauch etc.) positiv bewer-
tet werden. Ob Nachhaltigkeitsaspekte erfüllt wurden, 
muss durch Einbeziehung von Indikatoren wie Energie-
verbrauch oder Arbeitslosigkeit überprüft werden. Die-
ses Vorgehen folgt den Empfehlungen von Stiglitz et al. 
(2009 S 16f), zur Beurteilung der Nachhaltigkeit des mate-
riellen Wohlstands die sozialen und ökologischen Indika-
toren den Wirtschaftskennzahlen gegenüberzustellen.

Gremium externer Expertinnen und Experten

Institution Expertin / Experte

Institut für höhere Studien Helmut Hofer

Österreichisches Institut für Wirtschafts-
forschung Angela Köppl

Österreichisches Institut für Wirtschafts-
forschung Sandra Bilek-Steindl 

Umweltbundesamt (Bewertung der 
Umweltindikatoren) Andreas Berthold

Wirtschaftsuniversität Wien Karin Heitzmann

Wirtschaftsuniversität Wien Markus Hametner

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?.

http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
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Überblick über die Schlüsselindikatoren 
(BIP + 30)

Die folgende Grafik zeigt die kurz- und langfristige Bewer-
tung der 30+1 Schlüsselindikatoren in einem grafischen 
Überblick. Gegenstand der Bewertung durch das externe 
Bewertungsteam waren kurzfristige (letzte 3 Jahre) und 
langfristige Entwicklungen des jeweiligen Indikators 
(zumindest 10 Jahre). Die Sortierung der Indikatoren 
erfolgte jeweils nach der kurzfristigen und danach lang-

fristigen Bewertung. Durch die Darstellung anhand der 
5-teiligen Bewertungsskala ist es möglich, einen ersten 
Eindruck zu gewinnen, in welche Richtung sich die Schlüs-
selindikatoren entwickeln. Schlüsselindikatoren, für die 
keine Zeitreihen (und damit keine Bewertung) zur Ver-
fügung stehen, können dabei nicht abgebildet werden.

Wie geht’s Österreich? – auf einen Blick 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? - Reihenfolge der Indikatoren jeweils nach der kurzfristigen und danach langfristigen Bewertung. 
BIP, Konsum und Einkommen werden preisbereinigt (real) ausgewiesen. Das S80/S20 Einkommensquintilsverhältnis vergleicht den Einkommensan-
teil der reichsten 20% mit jenem der ärmsten 20%.

Die nachfolgenden tabellarischen Darstellungen der 30+1 
Indikatoren jeweils nach der kurzfristigen und nach der 
langfristigen Bewertung, veranschaulicht nochmals die 
Zuordnung der Schlüsselindikatoren zur 5-teiligen Bewer-
tungsskala. Danach folgt eine Abbildung der Schlüs-

selindikatoren für die Bereiche materieller Wohlstand, 
Lebensqualität und Umwelt, jeweils mit der Aussage des 
Gremiums externer Expertinnen und Experten sowie einer 
kurzen Betrachtung der Entwicklung der Indikatoren.
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Indikatorenset BIP + 30 (Schlüsselindikatoren) und ihre kurzfristige Bewertung 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? - Bewertet wird – soweit vorhanden – die Entwicklung der letzten 3 Jahre des jeweiligen Indikators.

Indikatoren mit einer sehr guten Bewertung des Ver-
laufs der letzten 3 Jahre sind die frühzeitige Sterblichkeit 
und das physische Unsicherheitsempfinden mit jeweils 
deutlichen Rückgängen. Bei den Flächen mit biologischer 
Bewirtschaftung gab es seit 2015 einen deutlichen Anstieg. 

Insgesamt sechs von zehn Indikatoren des Materiel-
len Wohlstands erhalten 2017 eine tendenziell positive 
Bewertung. Dies sind neben dem realen Bruttoinland-
sprodukt pro Kopf, die Arbeitsproduktivität, der Konsum 
der privaten Haushalte pro Kopf, der Gender Pay Gap 
sowie die Erwerbstätigenquote und auch die Arbeitslo-
senquote, welche 2017 erstmals wieder einen Rückgang 
verzeichnete. Im Bereich der Lebensqualität erhalten die 
Tertiärquote und die subjektive Lebenszufriedenheit 
erneut eine tendenziell positive Bewertung sowie auch 
die Tötungsrate, welche sich im Vergleich zum Vorjahr in 
der Bewertung um einen Punkt verbesserte. Im Bereich 
der Umwelt wird die kurzfristige Entwicklung der 
Feinstaub-Exposition als tendenziell positiv bewertet 
sowie auch die Erneuerbaren Energieträger.

Wenig bis keine Veränderung in den letzten 3 Jahren 
zeigte sich beim verfügbaren Einkommen sowie dem Ver-
teilungsindikator der Entwicklung der hohen und nied-
rigen Bruttojahreslöhne. Die beiden Indikatoren Armuts- 

oder Ausgrenzungsgefährdung sowie frühe Schul- und 
Ausbildungsabgänger verschlechterten sich um eine Kate-
gorie und werden 2018 für die kurze Frist erstmals als neu-
tral bewertet, der subjektive Gesundheitszustand bleibt 
in dieser Kategorie, ebenso wie die Ökosteueranteile im 
Bereich Umwelt.

Als tendenziell negativ bewertet wird für die kurze Frist 
2018 der Verteilungsindikator des Einkommensquintilsver-
hältnisses. In der Lebensqualität erhält der neue Wohnin-
dikator der Wohnkostenüberbelastung eine für die kurze 
Frist tendenziell negative Bewertung, da sich der Anteil der 
betroffenen Bevölkerung zwischen 2015 und 2017 weiter 
erhöhte. Aufgrund des leichten Anstiegs in den letzten bei-
den Jahren wird 2018 auch der inländische Materialver-
brauch als tendenziell negativ eingeschätzt. Die kurzfris-
tige Bewertung des Indikators Flächeninanspruchnahme 
wird ebenfalls tendenziell negativ gesehen.

Eine eindeutig negative Bewertung wurde aufgrund 
des deutlichen Anstiegs in den letzten Jahren für insge-
samt fünf von zehn Umwelt-Indikatoren vergeben. Der 
Energieverbrauch des Verkehrs und Transportleistung 
des Verkehrs verbleiben in dieser Kategorie, hinzukom-
men die Treibhausgasemissionen, der energetische End-
verbrauch und die Treibhausgasemissionen des 
Verkehrs.

Frühzeitige Sterblichkeit Flächen mit biolog. Bewirtschaftung
Physisches Unsicherheitsempfinden

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf real Tertiärquote Feinstaub-Exposition PM2,5

Arbeitsproduktivität Tötungsrate Erneuerbare Energieträger
Konsum privater Haushalte pro Kopf Subjektive Lebenszufriedenheit
Gender Pay Gap
Erwerbstätigenquote
Arbeitslosenquote
Einkommen privater Haushalte pro Kopf Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung Ökosteueranteile
Hohe/niedrige Bruttojahreseinkommen Subjektiver Gesundheitszustand

Frühe Schul- u. Ausbildungsabgänger
S80/S20 Einkommensquintil-Verhältnis Wohnkostenüberbelastung Inländischer Materialverbrauch

Flächeninanspruchnahme
Treibhausgasemissionen
Energetischer Endverbrauch
Energieverbrauch des Verkehrs
Transportleistung des Lkw-Verkehrs
THG-Emissionen des Verkehrs

Nicht 
 bewertet Nicht bezahlte Arbeit Vertrauen in das politische System
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Indikatorenset BIP + 30 (Schlüsselindikatoren) und ihre langfristige Bewertung 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? - Bewertet wird die langfristige Entwicklung des jeweiligen Indikators wenn zumindest 10 Jahre 
vorliegen.

Aufgrund der langfristig positiven Entwicklung wer-
den die Arbeitsproduktivität, die Flächen mit biologischer 
Bewirtschaftung und der Anteil erneuerbarer Energieträ-
ger, sowie der neue Indikator zur Feinstaub-Exposition 
sehr gut beurteilt. In der Lebensqualität wurden aktuell 
die langfristige Entwicklung der Indikatoren frühzeitige 
Sterblichkeit, frühe Schul- und Ausbildungsabgänger 
sowie die Tötungsrate als sehr gut beurteilt. 

Tendenziell positiv bewertet wird der langfristige Ver-
lauf des BIP pro Kopf. Eingeschränkt positiv gesehen wird 
auch der langfristige Verlauf des privaten Konsums. Ten-
denziell positiv wird schließlich auch die Erwerbstätigen-
quote beurteilt, die sich 2004 etwas erhöhte. Auch die 
Entwicklungen von Gender Pay Gap und Tertiärquote 
wurden als tendenziell positiv bewertet. 

Keine wesentlichen Veränderungen über den lang-
fristigen Beobachtungszeitraum finden sich bei den Indi-
katoren Arbeitslosenquote, Einkommensquintilsverhält-
nis, Gesundheit, physische Unsicherheit sowie dem realen 
Einkommen. Letzteres ist zwar gewachsen, doch zeigt 

der Vergleich mit dem BIP-Wachstum, dass sich die Ein-
kommen langfristig deutlich schwächer entwickelten als 
das BIP. Auch die langfristige Entwicklung der Armuts- 
oder Ausgrenzungsgefährdung wurde 2018 neutral 
bewertet. Der Indikator Ökosteueranteile wird für die 
lange Frist als neutral bewertet.

Kritisch bewertet wird im längerfristigen Verlauf beim 
Materiellen Wohlstand das Auseinanderdriften von nied-
rigen und hohen Einkommen der unselbständig Erwerbs-
tätigen und bei der Lebensqualität die Wohnkostenüber-
belastung. Auch bezüglich der Variablen Materialverbrauch, 
Treibhausgasemissionen und energetischer Endverbrauch 
wird eine tendenziell negative Bewertung abgegeben, 
vorwiegend aufgrund zu hoher Niveaus. 

Indikatoren mit sehr schlechter Bewertung entstam-
men ausnahmslos dem Bereich Umwelt: bei der Flächeni-
nanspruchnahme gab es einen kontinuierlichen Anstieg, 
genauso wie beim Energieverbrauch des Verkehrs sowie 
beim Indikator Treibhausgasemissionen des Verkehrs.

Arbeitsproduktivität Frühzeitige Sterblichkeit Flächen mit biolog. Bewirtschaftung
Frühe Schul- u. Ausbildungsabgänger Feinstaub-Exposition PM2,5

Tötungsrate Erneuerbare Energieträger
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf real Tertiärquote
Konsum privater Haushalte pro Kopf
Erwerbstätigenquote
Gender Pay Gap
Einkommen privater Haushalte pro Kopf Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung Ökosteueranteile
Arbeitslosenquote Subjektiver Gesundheitszustand
S80/S20 Einkommensquintil-Verhältnis Physisches Unsicherheitsempfinden
Hohe/niedrige Bruttojahreseinkommen Wohnkostenüberbelastung Inländischer Materialverbrauch

Treibhausgasemissionen
Energetischer Endverbrauch
Flächeninanspruchnahme
Energieverbrauch des Verkehrs
THG-Emissionen des Verkehrs

Nicht 
 bewertet

Nicht bezahlte Arbeit Vertrauen in das politische System Transportleistung des Lkw-Verkehrs
Subjektive Lebenszufriedenheit
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Materieller Wohlstand

Oft wird der materielle Wohlstand eines Landes mit der 
Höhe des Bruttoinlandsprodukts (BIP) assoziiert. Tatsäch-
lich ist das BIP immer noch die verbreitetste Kennzahl 
wirtschaftlicher Aktivität und findet sich auch als zent-
rale Kennziffer für die Produktionsseite der Wirtschaft 
im Indikatorenset WgÖ? wieder. Inwiefern lässt sich aber 
der materielle Wohlstand der Bevölkerung durch andere 
Kennzahlen besser beleuchten? Die Empfehlungen von 
Stiglitz et al. (2009) stellen klar, dass grundlegende Infor-
mationen bereits im umfassenden System der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) erfasst werden. 

Für WgÖ? 2017 fand eine Neuorganisation der Dimensi-
onen statt, in deren Rahmen die Dimension Produktive 
Aktivitäten und Arbeit dem Bereich materieller Wohl-
stand zugewiesen wurde. Unter Berücksichtigung der 
Stiglitz-Empfehlungen sowie des Revisionsprozesses sind 
nunmehr sechs Dimensionen im Themenfeld „materiel-
ler Wohlstand“ für das WgÖ?-Set definiert.

Dimensionen des materiellen Wohlstands

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?.

Die Daten für die Indikatoren des „materiellen Wohl-
stands“ liefert in den meisten Fällen die Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnung (VGR). Die Dimension Verteilung 
wird aus anderen Datenquellen, wie Lohnsteuerdaten und 
Daten des Österreichischen Hauptverbandes der Sozial-
versicherungsträger, Daten aus EU-SILC sowie Daten der 
Verdienststrukturerhebung, dargestellt. Die Daten zum 
Vermögen privater Haushalte stammen aus dem House-
hold Finance and Consumption Survey (HFCS) von der 
Oesterreichischen Nationalbank.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf des BIP pro Kopf seit 2000 zeigt 
bis 2008 einen kontinuierlichen Anstieg. Nach dem krisen-
bedingten Einbruch verlief die Entwicklung jedoch eher 
flach. Langfristig wird der Verlauf daher nur tendenziell 
positiv gesehen. Da das BIP pro Kopf seit 2015 wieder posi-
tive Wachstumsraten aufweist (allerdings langsamer als 
für die EU-28) fällt auch die Bewertung der kurzfristigen 
Entwicklung tendenziell positiv aus.“

Das BIP pro Kopf wuchs real seit 2000 um durchschnittlich 
etwa 0,9 % pro Jahr. Nach einem kontinuierlichen Wachs-
tum bis zum Jahr 2008 (durchschnittlich 1,7 % p.a.) brachte 
das Jahr 2009 im Zuge der weltweiten Wirtschafts- und 
Finanzkrise den stärksten realen Rückgang des BIP in der 
Nachkriegszeit (pro Kopf -4,0 %). Nach der Erholung in den 
Jahren 2010 und 2011 verlor das Wirtschaftswachstum 
ab dem Jahr 2013 jedoch deutlich an Dynamik, was sich 
in Verbindung mit stärkeren Bevölkerungszuwächsen in 
diesem Zeitraum in einer rückläufigen Entwicklung des 
BIP pro Kopf niederschlug – 2013 und 2014 schrumpfte 
das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf. Erst seit 2015 konnte 
wieder ein positives Wachstum pro Kopf erreicht wer-
den. Im Jahr 2017 wuchs das BIP pro Kopf erstmals wie-
der deutlich um 1,9 %.

Verteilungs- 
aspekte 

Produktive 
Aktivitäten u. 

Arbeit  

Konsum der 
privaten 

Haushalte  

Unbezahlte 
Produk on Produk on 

Einkommen der 
privaten 

Haushalte 
Materieller 
Wohlstand 

Schlüsselindikator Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
(real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf der Arbeitsproduktivität seit 2000 
weist durchwegs nach oben und ist daher positiv zu sehen. 
Da die Entwicklung 2016 stagnierte und erst 2017 wieder 
ein Anstieg der Arbeitsproduktivität verzeichnet wurde, 
fällt die kurzfristige Bewertung nur tendenziell positiv aus.“

Die Arbeitsproduktivität stellt das Verhältnis der produ-
zierten Warenmengen zu der für ihre Produktion erfor-
derlichen gesellschaftlichen Arbeit dar (BIP je geleisteter 
Arbeitsstunde). Die gesamtwirtschaftliche Arbeitspro-
duktivität je geleisteter Arbeitsstunde stieg von 2000 
bis 2017 um durchschnittlich 1,2 % pro Jahr. Im Krisen-
jahr 2009 war ein minimaler Produktivitätsrückgang 
(-0,7 %) zu beobachten. 2010 bis 2013 gab es wieder 
einen deutlichen Anstieg der Arbeitsproduktivität. Nach 
einem minimalen Plus im Jahr 2014 wuchs die Arbeits-
produktivität 2015 stark um 1,6 % im Vergleich zum Vor-
jahr. 2016 kam es zu keinem Anstieg der Arbeitsproduk-
tivität, erst 2017 konnte die Arbeitsproduktivität wieder 
um 0,9 % erhöht werden. 

Im Vergleich zu Österreich sank die Arbeitsproduktivität 
in der gesamten EU-28 im Jahr 2009 stärker (-1,4 %), stieg 
aber seither kontinuierlich an und verzeichnete für 2017 
ein Wachstum von 1,1 %.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

Keine Bewertung möglich, da keine aktuelle Zeitreihe 
verfügbar.

Die Struktur der nicht-bezahlten Arbeit hat sich seit 
1981 stark verändert. Insgesamt blieb die Zeit, die für 
Nicht-Marktproduktion aufgebracht wurde, fast gleich. 
Frauen brachten zuletzt (2008/09) weniger Zeit für diese 
Art der unbezahlten Arbeit auf als noch 1981, Män-
ner jedoch deutlich mehr. Dennoch bleibt ein klarer 
Geschlechterunterschied: Frauen leisteten 2008/09 im 
Schnitt pro Tag immer noch deutlich mehr an unbezahl-
ter Arbeit (4h53), nämlich fast doppelt so viel wie Männer 
(2h41). Während Frauen deutlich mehr Zeit für unbezahlte 
Arbeit aufwenden, gehen sie in geringerem Stundenaus-
maß bezahlter Arbeit nach. Fast die Hälfte der berufstäti-
gen Frauen und fast drei Viertel der berufstätigen Frauen 
mit Kindern arbeiten in Teilzeit.

Die nächste internationale Erhebungswelle der Zeit-
verwendungserhebungen ist für 2020 geplant. Derzeit 
arbeitet Statistik Austria im Rahmen einer Task Force von 
Eurostat an der Weiterentwicklung der Guidelines für 
diese Erhebungswelle. Ob Österreich an der Erhebungs-
welle 2020 mitwirken wird, ist derzeit noch offen und 
hängt von der nationalen Finanzierung ab.

Schlüsselindikator Arbeitsproduktivität (BIP je 
geleisteter Arbeitsstunde)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.
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Schlüsselindikator Zeitaufwand für unbezahlte 
Arbeit: Haushaltsführung, Kinderbetreuung, Freiwil-
ligenarbeit

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung 2008 / 09.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die langfristige Entwicklung des Indikators ist neutral 
zu bewerten. Zwar sind die realen Haushaltseinkommen 
heute höher als 2000, allerdings zeigt der Vergleich mit 
dem BIP-Wachstum, dass sich die Einkommen der ande-
ren Sektoren (Unternehmen, Staat) deutlich stärker entwi-
ckelten, als die Einkommen der privaten Haushalte. Da die 
Entwicklung insbesondere von 2016 auf 2017 im Gegen-
satz zum BIP pro Kopf sehr flach verlief, fällt die kurzfris-
tige Bewertung neutral aus.“

Das reale verfügbare Einkommen der Haushalte pro Kopf 
(inkl. sozialer Sachtransfers, nach dem Verbrauchskonzept) 
wuchs von 2000 bis 2017 durchschnittlich um 0,5 % pro 
Jahr. Die Kaufkraft der Haushalte entwickelte sich damit 
schwächer als die gesamte erbrachte Wirtschaftsleistung 
(reales BIP pro Kopf: durchschnittlich +0,9 % pro Jahr). 
Die Einkommensentwicklung war zwischen dem Krisen-
jahr 2009 und 2017 rückläufig (durchschnittlich -0,3 % 
pro Jahr), jedoch wirkte sich das Krisenjahr weit weniger 
negativ aus als dies beim BIP der Fall war. 

Nach einem deutlichen Anstieg 2016, stiegen die verfüg-
baren Einkommen 2017 nur geringfügig um 0,1 %. Diese 
im Vergleich zum BIP schwächere Einkommensentwick-
lung ist, neben dem Einbruch der Vermögenseinkom-
men im Zuge der Wirtschaftskrise, auf mäßige Zuwächse 
der nominellen Arbeitnehmerentgelte und die Inflation 
zurückzuführen.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf des privaten Konsums seit 2000 
ist eingeschränkt positiv zu sehen. Zwar wurden 2017 
von den privaten Haushalten pro Kopf mehr Waren und 
Dienstleistungen zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse erwor-
ben als 2000, allerdings war diese Entwicklung weniger 
dynamisch als jene des BIP. Die kurzfristige Bewertung 
fällt aufgrund des Anstiegs seit 2015 ebenfalls tendenzi-
ell positiv aus.“

Der Konsum nach dem Verbrauchskonzept entspricht dem 
Wert der Waren und Dienstleistungen, die den privaten 
Haushalten tatsächlich zur Verfügung stehen, selbst wenn 
der Erwerb dieser Waren und Dienstleistungen vom Staat 
oder von privaten Organisationen ohne Erwerbs zweck 
finanziert wird (Sachtransfers). Der reale Konsum pro Kopf 
nach dem Verbrauchskonzept (inkl. soziale Sachtrans-
fers) wuchs seit 2000 durchschnittlich um 0,7 % pro Jahr. 
Das durchschnittliche BIP-Wachstum pro Kopf von 2000 
bis 2017 fiel mit 0,9 % p.a. etwas kräftiger aus. Der Haus-
haltskonsum pro Kopf konnte jedoch im Gegensatz zum 
BIP auch im Krisenjahr 2009 leicht zulegen (+0,7 % pro 
Kopf), während das reale BIP pro Kopf einen starken Ein-
bruch erlitt (-4,0 %). 

In den Jahren danach wuchs der reale Konsum pro Kopf 
verhaltener als das BIP. 2016 stieg der private Konsum erst-
mals seit 2012 im Vergleich zum Vorjahr wieder leicht an, 
2017 wuchs er um 0,9 %.

Schlüsselindikator Verfügbares Einkommen der 
privaten Haushalte pro Kopf (real, Verbrauchskonzept)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.
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Schlüsselindikator Konsum der privaten Haushalte 
pro Kopf (real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.
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Gremium externer 
Expertinnen und Experten:

„Seit 2004 erhöhte sich die Erwerbstätigenquote etwas. 
Die langfristige Entwicklung wird damit als tendenziell 
positiv eingeschätzt. Seit 2015 steigt die Erwerbstätigen-
quote wieder leicht an und nähert sich damit dem Europa 
2020-Zielpfad an, wodurch die kurzfristige Bewertung 
ebenfalls tendenziell positiv ausfällt.“

2017 lag die Erwerbstätigenquote in Österreich bei 75,4 %. 
Von 2004 bis 2008 war ein kontinuierlicher Anstieg die-
ser Quote zu beobachten. Im Wirtschafts- und Finanzkri-
senjahr 2009 gab es einen leichten Einbruch, der jedoch 
u. a. durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wie Kurz-
arbeit abgefedert werden konnte. Nach einem erneuten 
Rückgang 2014, stieg die Erwerbstätigenquote seit 2015 
wieder an, zuletzt um 0,6 %-Punkte. Zur erwerbstätigen 
Bevölkerung zählen alle Personen zwischen 20 und 64 
Jahren, die zum Zeitpunkt der Befragung mindestens 
eine Stunde pro Woche arbeiteten oder nicht arbeiteten, 
aber einen Arbeitsplatz hatten, von dem sie vorüberge-
hend abwesend waren.

In der EU-28 gab es ebenfalls zwischen 2004 und 2008 
einen deutlichen Anstieg der Erwerbstätigenquote. Der 
krisenbedingte Einbruch im Jahr 2009 konnte in den letz-
ten Jahren aufgeholt werden, 2017 lag die durchschnittli-
che EU-28-Quote bei 72,2 % (2008 bei 70,3 %).

Gremium externer 
Expertinnen und Experten:

„Die langfristige Bewertung fällt neutral aus, da über 
den gesamten Beobachtungszeitraum keine wesentli-
che Veränderung der Arbeitslosenquote erkennbar ist. 
Die kurzfristige Bewertung der Arbeitslosenquote fällt 
aufgrund des Rückgangs im Zeitraum 2015 bis 2017 und 
des im europäischen Vergleich niedrigen Niveaus ten-
denziell positiv aus.“

In Österreich verlief die Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
seit 2004 in mehreren Phasen. Nach einem kontinuierli-
chen Rückgang der Quote zwischen 2004 und 2008, stieg 
diese 2009 krisenbedingt wieder an. In den Jahren darauf 
entspannte sich die Arbeitsmarktsituation etwas. Nach 
einem Anstieg der Arbeitslosenrate 2012-2016, ging die 
Arbeitslosigkeit 2017 aufgrund der besseren konjunktu-
rellen Lage erstmals wieder zurück auf 5,5 %. Das diesjäh-
rige Sonderkapitel beschäftigt sich ausführlich mit den 
angebotsseitigen und nachfrageseitigen Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt in Österreich.

Nach Jahren ökonomischer Krise und der Rückkehr der 
Rezession 2012, erreichte die Arbeitslosigkeit in der EU-28 
2013 einen neuen Spitzenwert von 10,9 %. Seither ging 
die Quote jedoch wieder zurück und lag 2017 bei 7,6 %, 
bei insgesamt sehr unterschiedlichen Entwicklungen in 
den Mitgliedstaaten.

Schlüsselindikator Erwerbstätigenquote der 
20-64Jährigen

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.

50

60

70

80

90

100

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

Österreich
EU-28
Europa 2020 Pfad -  Österreich

in
 %

 d
er

 2
0-

64
 J

äh
rig

en

75,4
72,2

77,0

KF  LF

Schlüsselindikator Arbeitslosigkeit der 15-74-Jähri-
gen (ILO-Definition)

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Seit 2000 kann ein Auseinanderdriften von niedrigen 
und hohen Einkommen der unselbständig Erwerbstätigen 
beobachtet werden. Diese Entwicklung wird daher in der 
Langfristbetrachtung kritisch bewertet. Die kurzfristige 
Bewertung fällt neutral aus, da die Spreizung der hohen 
und niedrigen Einkommen trotz des deutlichen Anstiegs 
der Teilzeitquote seit 2013 nahezu unverändert blieb.“

Die inflationsbereinigte Entwicklung der hohen und nied-
rigen Einkommen zeigt, dass die Einkommen des ersten 
Einkommensquartils bis 2005 deutlich zurückgingen, aber 
bis 2007 wieder etwas aufholten. Seit 2008 sanken diese 
Einkommen wieder stark und lagen 2016 um 16,5 % unter 
jenen des Jahres 2000. Die Einkommen des obersten Quar-
tils stiegen seit 2000 um insgesamt 1,8 % an

Die Darstellungsweise aggregierter Jahreseinkommen 
führt dazu, dass sich Struktureffekte wie steigende 
Erwerbstätigkeit, Teilzeitquoten oder Saisonarbeit, aber 
auch der Eintritt billiger Arbeitskräfte in den Arbeitsmarkt 
insbesondere in den unteren Einkommensgruppen abbil-
den. So stieg beispielsweise die Teilzeitquote der unselb-
ständig Beschäftigten zwischen 2000 und 2016 von 16,4 % 
auf 28,9 % und lag um 75,5 % über dem Ausgangswert.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da sich das Einkommensquintilsverhältnis seit 2008 kaum 
verändert hat, wird die langfristige Entwicklung der sekun-
dären Haushaltseinkommen neutral eingestuft. Die Bewer-
tung der kurzen Frist (2015 bis 2017) fällt aufgrund des 
Anstieges seit 2015 tendenziell negativ aus.“

Unter „Einkommen“ wird hier das äquivalisierte verfüg-
bare Netto-Haushaltseinkommen (inkl. monetärer Sozi-
altransfers, aber ohne Sachtransfers) verstanden. Um Haus-
halte unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung 
vergleichbar zu machen, wird das äquivalisierte Haus-
haltseinkommen berechnet. Zwischen 2008 und 2017 
lässt sich keine Öffnung der Einkommensschere aus den 
Daten ablesen. Zuletzt waren die sekundären Einkommen 
des reichsten Einkommensquintils 4,3 mal so hoch, wie 
jene des ärmsten. Dieser Wert ist seit Beginn der Beob-
achtungsreihe 2008 beinahe unverändert.

Stärkere Aussagekraft gewinnt der Indikator im EU-Ver-
gleich: Im Durchschnitt der EU-28 hatte die Bevölkerung 
im obersten Quintil rund fünfmal mehr Einkommen, als 
jene im untersten. Österreich befand sich 2017 mit einem 
Verhältnis von 4,3 deutlich unter der EU-27 mit 5,1.

Schlüsselindikator Entwicklung der hohen und 
niedrigen Bruttojahreseinkommen (real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Lohnsteuer- / HV-Daten und Verbraucherprei-
sindex 1996, MZ-Arbeitskräfteerhebung. - Erwerbstätigenquote: Zeit-
reihenbruch im Jahr 2004. - Lehrlinge sind ausgeschlossen.
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Schlüsselindikator S80 / S20 Einkommensquintil-Ver-
hältnis der verfügbaren Netto-Jahreshaushaltsein-
kommen (Personen bis 64 Jahre)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU‑SILC; Eurostat. - Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendba-
ren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da sich der Gender Pay Gap in den vergangenen 10 Jah-
ren kontinuierlich an den Vergleichswert der EU-27 annä-
hert, wird die langfristige Entwicklung als tendenziell posi-
tiv eingestuft.  Auch die Bewertung der kurzen Frist fällt 
aufgrund des Rückgangs seit 2014 tendenziell positiv aus, 
wenngleich die geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede 
im internationalen Vergleich nach wie vor sehr hoch aus-
fallen und der Rückgang nur sehr langsam voran geht.“

Gemäß dem EU-Indikator „Gender Pay Gap“ betrug der 
geschlechtsspezifische Verdienstunterschied (ohne Anpas-
sungen) gemessen an den Bruttostundenverdiensten in 
der Privatwirtschaft 2016 in Österreich 20,1 %. Seit Beginn 
des Beobachtungszeitraums 2006 (25,5 %) ist dieser Wert 
langsam aber kontinuierlich zurückgegangen.

Berücksichtigt man den Einfluss verschiedener Faktoren 
auf den Gender Pay Gap, so zeigt sich, dass basierend auf 
den Daten der Verdienststrukturerhebung 2014 insgesamt 
8,6 %-Punkte durch beobachtbare Unterschiede erklärt 
werden können. Der Rest von 13,6 %-Punkten - der berei-
nigte Gender Pay Gap - kann dagegen nicht durch die im 
Modell enthaltenen Merkmale erklärt werden.

Schlüsselindikator Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (unbereinigt)

Q: STATISTIK AUSTRIA; Eurostat. - Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (ohne Anpassungen) - Unterschied zwischen den durchschnittlichen 
Bruttostundenverdiensten von Frauen und Männern.

0

5

10

15

20

25

30

 

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

25,5 25,5 25,1 24,3 24,0 23,5 22,9 22,3 22,2 21,7
20,1

17,7 17,6 17,3 17,2 16,5 16,9 17,3 16,8 16,7 16,4 16,3

EU-27
Österreich

 in
 %

p p

KF  LF



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

27

Lebensqualität

Während die Frage, worin Lebensqualität zum Ausdruck 
kommt und was ihre Komponenten sind, eine lange phi-
losophische Tradition hat, geht es gegenwärtig darum, 
diese Debatte in eine breitere Öffentlichkeit zu tragen 
und mit statistischem Datenmaterial zu unterfüttern. 
Dabei setzte sich zunehmend die Überzeugung durch, 
dass bei der Messung von Lebensqualität nicht nur objek-
tive Maße herangezogen werden sollten sondern auch 
subjektive Einschätzungen miteinbezogen werden müs-
sen. Der Stiglitz-Bericht (Stiglitz et al. 2009) vereint diese 
Zugänge und betont, dass Lebensqualität über ökono-
mische Produktion und Lebensstandard hinausgeht. Der 
Sponsorship Report des Europäischen Statistischen Sys-
tems (ESS) (Eurostat 2011) leitete aus den Empfehlungen 
des Stiglitz-Berichts eine Operationalisierung von Lebens-
qualität in 8 + 1 Dimensionen ab und formulierte eine 
vorläufige Liste mit dazugehörigen Schlüsselindikato-
ren. Eurostat übernimmt eine ähnliche Vorgehensweise 
in seiner Lebensqualitäts-Berichterstattung.

An diesen Vorgaben orientierte sich auch der Auswahl-
prozess bei Statistik Austria. Für WgÖ? wurden insgesamt 
zehn Indikatoren gewählt, die sieben Dimensionen der 
Lebensqualität zugeordnet werden.

Dimensionen der Lebensqualität

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?.

Ein Großteil der Indikatoren basiert dabei auf Daten der 
Europäischen Erhebung zu Einkommen und Lebensbe-
dingungen EU-SILC (European Statistics on Income and 
Living Conditions). Weitere verwendete Datenquellen 
sind beispielsweise die Mikrozensus Arbeitskräfteerhe-
bung (MZ-AKE), die Todesursachenstatistik und die Zeit-
verwendungserhebung 2008/09. Alle Daten werden bei 
Statistik Austria erhoben und aufbereitet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die nationale Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
ist deutlich niedriger als jene der EU-28. Die Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdungsquote hat sich in der langfris-
tigen und kurzfristigen Betrachtung leicht verringert. Da 
die absolute Verringerung von 136.000 Personen (2017 
im Vergleich zu 2008) aber deutlich unter der nationalen 
Zielvorgabe von 235.000 Personen liegt, fällt die langfris-
tige und kurzfristige Bewertung nur neutral aus. Generell 
wird angemerkt, dass die absolute Zielvorgabe dynami-
sche Entwicklungen bspw. der Bevölkerung nicht ausrei-
chend berücksichtigen kann.“

Der Anteil der armuts- oder ausgrenzungsgefährdeten 
Bevölkerung reduzierte sich von 20,6 % im Jahr 2008 auf 
18,1 % im Jahr 2017, das entspricht 1.563.000 Personen 
(2016 18 %).

In der nationalen Umsetzung des Europa 2020-Ziels wird 
eine Verringerung der Armuts- oder Ausgrenzungsge-
fährdung um 235.000 Personen innerhalb von zehn Jah-
ren angestrebt. Um dieses Ziel zu erreichen, müsste die 
Zahl der Betroffenen noch um weitere 99.000 Personen 
verringert werden.

Wohnen

Physische  
Unsicherheit 

Soziale
Teilhabe und

Armut 

Subjektives
Wohlbefinden 

Qualität der ge-
sellscha lichen 

Organisa on 

Gesundheit

Bildung

Lebensqualität 

 

Schlüsselindikator Armuts- oder Ausgrenzungsge-
fährdung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für EU-SILC verwend-
baren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde. - * In der nationalen 
Umsetzung des Europa 2020-Ziels wird eine absolute Verringerung um 
235.000 Personen für 2018 angestrebt. Der hier ausgewiesene Wert 
stellt einen fiktiven relativen Zielwert dar, der auf dem absoluten Ziel-
wert von 235.000 Personen in Relation zum Bevölkerungsstand basiert.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Weder in der längeren Frist seit 2004, noch in der Betrach-
tung der Entwicklung seit 2015 sind bei diesem Indikator 
signifikante Veränderungen wahrzunehmen. Es traten 
also weder spürbare Verbesserungen noch Verschlechte-
rungen auf, weshalb sowohl die langfristige Entwicklung 
als auch jene seit 2015 neutral eingestuft wird.“

Der Schlüsselindikator subjektive Gesundheitseinschät-
zung basiert auf der Frage: „Wie ist Ihre Gesundheit im All-
gemeinen?“. Dabei zeigt sich, dass der subjektive Gesund-
heitsstand der österreichischen Bevölkerung in den letzten 
Jahren relativ konstant geblieben ist. So liegt der Anteil der 
Personen mit sehr guter oder guter Gesundheit seit 2004 
bei rund 70 % und betrug auch 2017 wieder 70,4 %. 8 % 
stuften ihre Gesundheit als schlecht oder sehr schlecht ein.

Personen in Österreich weisen durchschnittlich eine bes-
sere subjektive Gesundheit auf, als im EU-27-Durchschnitt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die frühzeitige Sterblichkeit an den wichtigsten nicht-über-
tragbaren Krankheiten (30-69 Jahre) ging seit 2000 stark 
zurück, weshalb die langfristige Bewertung sehr positiv 
ausfällt. In den letzten Jahren konnte wieder ein ausge-
prägter Rückgang verzeichnet werden, weshalb die kurz-
fristige Entwicklung ebenfalls sehr positiv bewertet wird.“

Die frühzeitige Sterblichkeit an den wichtigsten 
nicht-übertragbaren Krankheiten Krebs, Herz-Kreislau-
ferkrankungen, Diabetes und chronische Atemwegser-
krankungen hat seit 2000 kontinuierlich und deutlich 
abgenommen und lag 2017 bei 248 auf 100.000 Perso-
nen zwischen 30 und 69 Jahren (berechnet in Bezug auf 
die Normbevölkerung). 2000 betrug der Wert noch 382, 
das ist ein Rückgang um mehr als 35 %. Auch innerhalb 
der letzten drei Jahre konnte ein Rückgang verzeich-
net werden. 2015 gab es 267 frühzeitige Sterbefälle auf 
100.000 Personen und 2016 259.

Die Sterblichkeit wird üblicherweise mittels altersstan-
dardisierter Sterberaten beschrieben. Die altersstandar-
disierte Sterberate gibt an, wie viele Sterbefälle aufgrund 
der jeweils herrschenden Sterblichkeitsverhältnisse auf 
100.000 Lebende entfallen wären, wenn der Altersauf-
bau der Bevölkerung in der betreffenden Berichtsperiode 
dem einer international vorgegebenen Standardbevöl-
kerung entsprochen hätte und macht damit die unter-
schiedlichen Sterbebedingungen vergleichbar. 

Schlüsselindikator subjektiver Gesundheitszustand 
der Personen ab 16 Jahren in Österreich und der 
EU-27*

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Mit Verwaltungsdaten rück-
gerechnete Werte für 2008-2011. - * EU-28 ohne Kroatien, Daten für 
Kroatien liegen nicht ab Beginn der Zeitreihe vor.
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Schlüsselindikator frühzeitige Sterblichkeit an 
nicht-übertragbaren Krankheiten, 30- bis 69-Jährige

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Tertiärquote stieg seit 2004 stark an. Diese enthält 
jedoch auch BHS-Abschlüsse, weshalb die langfristige Ent-
wicklung als tendenziell positiv bewertet wird. Die Ent-
wicklung seit 2015 zeigt einen leichten Anstieg. Da das 
nationale Ziel zudem bereits erreicht wurde und der Anteil 
über dem EU-Wert liegt, wird die kurzfristige Entwicklung 
ebenfalls als tendenziell positiv bewertet.“

Als Tertiärabschluss werden grundsätzlich Abschlüsse 
der ISCED-Kategorien 5 bis 8 nach ISCED 2011 (ab 2014) 
bzw. 5a und 5b sowie 6 nach ISCED97 (bis 2013) gewertet. 
Neben akademischen Abschlüssen (Bachelor, Master etc.) 
zählen hierzu Abschlüsse der berufsbildenden und leh-
rerbildenden Akademien sowie auch Meister- und Werk-
meisterabschlüsse und die Reife- und  Diplomprüfung an 
berufsbildenden höheren Schulen. 

Als nationales Ziel wurde eine Quote von 38 % festgelegt. 
2017 konnten 40,8 % der 30- bis 34-Jährigen einen Tertiär-
abschluss aufweisen. Anzumerken ist, dass die in der Gra-
fik sichtbaren Schwankungen der Tertiärquote auf Strich-
probeneffekt zurückzuführen sein könnten.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da die Quote der frühzeitigen Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger vor allem seit 2007 stark sank und sich 
deutlich unter dem EU 2020-Zielwert für Österreich befin-
det, wird die langfristige Entwicklung als sehr positiv 
bewertet. Die kurzfristige Betrachtung fällt neutral aus, 
da der Unterschreitung des Zielwertes ein Anstieg der 
Quote gegenübersteht.“

2017 waren in Österreich 7,4 % der jungen Erwachsenen 
zwischen 18 und 24 Jahren ohne Sekundarabschluss und 
befanden sich auch nicht in einer weiterführenden Ausbil-
dung. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet das einen gerin-
gen Anstieg um 0,5 %-Punkte, der aber auf Stichprobe-
neffekte zurückzuführen sein kann.

EU-weit waren 2017 10,6 % der 18- bis 24-Jährigen frühe 
Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und -abgänger. 
Auch hier konnte der Anteil im Beobachtungszeitraum 
deutlich reduziert werden (2004: 16 %).

Schlüsselindikator Tertiärquote der 30- bis 34-Jähri-
gen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat. - * Bil-
dungsabschlüsse bis 2013 gemäß ISCED 1997 + äquivalente Bildungs-
abschlüsse, ab 2014 gemäß ISCED 2011.
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Schlüsselindikator frühzeitige Schul- und Ausbil-
dungsabgängerinnen und -abgänger, 18- bis 24-Jäh-
rige 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.

0

5

10

15

20

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

 

Österreich
EU–28

Europa 2020 Pfad–Österreich
Europa 2020 Pfad–EU–28

in
 %

 d
er

 1
8–

24
 J

äh
rig

en

9,5
10,6

10,0

7,4

KF  LF



30 www.statistik.at

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die längerfristige Entwicklung seit 2004 zeigt im Trend 
nur wenig Veränderung und wird daher neutral bewer-
tet. Da in den letzten drei Jahren ein deutlicher Rückgang 
festzustellen ist, wird die kurzfristige Veränderung als sehr 
positiv bewertet.“

Physische Unsicherheit bezieht sich auf sämtliche externe 
Faktoren, die die physische Integrität einer Person gefähr-
den. Verbrechen und Unfälle sind dabei nur die offen-
sichtlichsten Ausformungen. Physisches Unsicherheits-
empfinden wird in EU-SILC durch die folgende Frage 
erfasst: „Haben Sie in Ihrer Wohngegend Probleme mit 
Kriminalität, Gewalt oder Vandalismus?“. 10,9 % der Bevöl-
kerung gaben 2017 an, in ihrer Wohngegend Probleme 
durch Kriminalität, Gewalt oder Vandalismus zu haben, 
was einen Rückgang von 1,5 %-Punkten gegenüber dem 
Vorjahr darstellt.

Vergleicht man die Werte zum physischen Unsicherheits-
empfinden für Österreich mit den EU-Werten, so zeigt 
sich, dass sich Österreicherinnen und Österreicher in ihrer 
Wohngegend im Durchschnitt sicherer fühlen (und immer 
sicherer gefühlt haben) als EU-Bürgerinnen und EU-Bürger. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da die Tötungsrate seit 2000 stark zurückging, wird die 
langfristige Entwicklung als sehr positiv bewertet. Trotz 
des schon recht niedrigen Niveaus konnte von 2015 auf 
2017 ein weiterer leichter Rückgang beobachtet werden, 
weshalb die kurzfristige Entwicklung als tendenziell posi-
tiv eingestuft wird.“

Die Daten aus der Todesursachenstatistik, die bei ihrer 
Berechnung der Tötungsrate (Totschläge und Verletzung 
mit Todesfolgen eingeschlossen) die kontinuierliche Alte-
rung der Bevölkerung bei der Berechnung des Indikators 
berücksichtigt, zeigen, dass das Risiko durch Mord, Tot-
schlag oder vorsätzliche Verletzung zu Tode zu kommen, 
seit 2000 in Österreich kontinuierlich gesunken ist. Wäh-
rend Anfang der 2000er Jahre noch durchschnittlich eine 
von 100.000 Personen durch Mord, Totschlag und vorsätz-
lich zugefügte Verletzungen zu Tode kam, waren es 2017 
auf 100.000 Personen nur noch 0,5 vorsätzlich Getötete 
(2014 sogar nur 0,4). 

Die standardisierte Rate gibt dabei an, wie viele Sterbe-
fälle aufgrund der jeweils herrschenden Sterblichkeits-
verhältnisse auf 100.000 Lebende entfallen wären, wenn 
der Altersaufbau der nationalen Bevölkerung (gleichen 
Geschlechts) in der betreffenden Berichtsperiode dem 
der gewählten Standardbevölkerung entsprochen hätte.

Schlüsselindikator physisches Unsicherheitsempfin-
den der Bevölkerung 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Mit Verwaltungsdaten rück-
gerechnete Werte für 2008-2011.
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Schlüsselindikator Todesfälle aufgrund von Mord, 
Totschlag und Verletzungen mit Todesfolgen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

Keine Bewertung möglich, da keine Zeitreihe verfügbar.

Auf einer 11-stufigen Skala von 0 (vertraue gar nicht) bis 
10 (vertraue vollkommen) wählten 2013 (letztverfügba-
res Jahr) 21 % hohe (7-10) und 44 % niedrige (0-4) Werte. 
12 % gaben an, überhaupt kein Vertrauen in das politi-
sche System zu haben. Der Mittelwert lag bei 4,4, der für 
die EU-28 lediglich bei 3,5. Es ist anzunehmen, dass die 
Antwortverteilung bei den Fragen zum Vertrauen deswe-
gen so stark von der Verteilung bei Zufriedenheitsfragen 
– wie etwa der Frage nach der subjektiven Lebenszufrie-
denheit - abweicht, da hier im Gegensatz zur Zufrieden-
heit, die das Individuum von innen her erlebt, das Objekt 
der Bewertung extern ist, d. h. außerhalb des Individu-
ums liegt.

In der durchschnittlichen Beurteilung zeigten sich zwi-
schen den verschiedenen Einkommensgruppen geringe 
Unterschiede. So lag das mittlere Vertrauen in das politi-
sche System im untersten Einkommensquintil bei einem 
Mittelwert von 4,2, während sich im obersten Einkom-
mensquintil ein Mittelwert von 4,6 ergab.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf der Wohnkostenüberbelastung 
zeigt einen steigenden Trend und ist daher tendenziell 
negativ zu sehen. Die kurzfristige Betrachtung fällt ebenso 
tendenziell negativ aus, da sich der Anteil der betroffenen 
Bevölkerung zwischen 2015 und 2017 weiter erhöht hat.“

Der neue Schlüsselindikator Wohnkostenüberbelastung 
beschreibt den Anteil der Bevölkerung, deren Wohnungs-
aufwand 40 % des Haushaltseinkommens übersteigt. 
Als Wohnungsaufwand zählen dabei alle Ausgaben für 
Miete, Betriebskosten, Heizung, Energie und Instandhal-
tung sowie Zinszahlungen für Kredite zur Schaffung oder 
Sanierung von Wohnraum, wobei Wohn- und Mietbeihil-
fen sowohl vom Wohnungsaufwand wie auch dem Haus-
haltseinkommen abgezogen werden.

Der Anteil der Personen mit Wohnkostenüberlastung hat 
sich seit 2008 erhöht: 2008 waren 6,1 % der Bevölkerung 
von einer Wohnkostenüberbelastung betroffen, 2017 ist 
der Anteil um 1 %-Punkt auf 7,1 % gestiegen. Der Anstieg 
ist über die Jahre hinweg nicht graduell erfolgt. Seit 2012 
scheint sich der Anteil bei rund 7 % einzupendeln. 2015 
konnte ein Rückgang auf 6,4 % verzeichnet werden, um 
2016 auf 7,2 % zu steigen und im Folgejahr 2017 gering-
fügig auf 7,1 % zu sinken.

Schlüsselindikator Vertrauen in das politische System 
der Personen ab 16 Jahren auf einer Skala von 0-10 
(2013) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013, Modul Wohlbefinden; Eurostat.
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Schlüsselindikator Wohnkostenüberbelastung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Die Daten der Periode 2008-2011 kön-
nen gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 2014 eine 
Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für EU-SILC verwendbaren Ver-
waltungsdaten vorgenommen wurde.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der Mittelwert der Jahre 2015 bis 2017 zeigt keine Verän-
derung, während der Anteil der sehr unzufriedenen Perso-
nen zwischen 2016 und 2017 erkennbar zurückgeht. Die 
kurzfristige Entwicklung wird daher als tendenziell positiv 
bewertet. Eine langfristige Bewertung erfolgt erst, wenn 
Daten für wenigstens 10 Jahre vorhanden sind.“ 

Die Lebenszufriedenheit wird in EU-SILC wie folgt erfragt: 
„Wie zufrieden sind Sie mit Ihrem Leben insgesamt? Bitte 
antworten Sie auf einer Skala von 0 bis 10, wobei 0 für 
„überhaupt nicht zufrieden‘‘ und 10 für „vollkommen 
zufrieden‘‘ steht“. 2017 lag die mittlere Lebenszufrieden-
heit bei 7,9 von 10 Punkten und damit auf dem Niveau der 
beiden Vorjahre. Der Anteil der Personen mit einer gerin-
gen Zufriedenheit (fünf oder weniger) liegt mit 10,6 % auf 
dem geringsten Niveau seit 2013. 2014 lag dieser noch 
bei 13,3 %.

Vergleicht man die österreichischen Daten mit den 
EU-28-Werten von 2013 (letztverfügbares Jahr), so liegt 
der Mittelwert für Österreich (7,8) über dem EU-Wert von 
7,1. Besonders deutlich ist der Abstand beim Anteil der 
Personen mit hoher Zufriedenheit: während in Österreich 
37,8 % in diese Kategorie fallen, sind es im EU-28-Durch-
schnitt nur 21,7 %. 

KF  

Schlüsselindikator allgemeine Lebenszufriedenheit 
auf einer Skala von 0-10

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013-2017.
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Umwelt

Das gegenwärtige Wohlbefinden hat sowohl mit öko-
nomischen Ressourcen (wie Einkommen) als auch mit 
sozialen Aspekten der Lebensqualität (z. B. Bildung und 
Gesundheit) zu tun. Deren Nachhaltigkeit hängt davon 
ab, ob sie an künftige Generationen weitergegeben wer-
den können (siehe auch Stiglitz et al., 2009). Wohlstand 
und Fortschritt lassen sich daher erst durch die Einbezie-
hung der Umweltperspektive - etwa Auswirkungen des 
Ressourcenverbrauchs oder der Schadstoffbelastung - 
umfassend beurteilen. 

Im Themenfeld Umwelt wurden die folgenden fünf Dimen-
sionen definiert, denen jeweils zwei bis drei Schlüsselin-
dikatoren zugeordnet sind.

Dimensionen der Umwelt

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Wesentlich für einen nachhaltigen Wohlstand und Fort-
schritt ist eine verminderte, effiziente und emissions-
arme Nutzung von Ressourcen. Mit dem Konzept der 
Entkoppelung wird die Entwicklung der (ökologischen) 
Nachhaltigkeit durch Indikatoren messbar. Von absoluter 
Entkoppelung spricht man, wenn die betreffende Umwel-
tauswirkung (z. B. Materialverbrauch) stabil oder abneh-
mend ist, während der Wirtschaftsindikator (zumeist 
das BIP) zunimmt. Die Entkoppelung ist relativ, wenn die 
Wachstumsrate des Materialverbrauchs positiv ist, jedoch 
geringer als jene der wirtschaftlichen Variable. 

Als Datenquellen dienen hauptsächlich Umweltdaten 
von Statistik Austria. Ergänzend wurden für Umweltbe-
reiche, die unter die Agenden des Umweltbundesamts 
(z. B. Transportleistung, Luftemissionen) oder des Bun-
desministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft (BMLFUW, z. B. Fläche der Bio-Land-
wirtschaft) fallen, die entsprechenden Daten dieser Ins-
titutionen verwendet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der Materialverbrauch startete 2000 auf zu hohem 
Niveau, um den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung 
zu entsprechen. In einzelnen Jahren zeigte sich ein Rück-
gang, 2017 erreichte der Verbrauch jedoch beinahe wieder 
den Wert von 2000. Die Entwicklung wird daher langfris-
tig tendenziell negativ eingeschätzt. In den letzten beiden 
Beobachtungsjahren stieg der Materialverbrauch wie-
der leicht an, was kurzfristig zu einer tendenziell nega-
tiven Bewertung des Verlaufs führt. Zu berücksichtigen 
ist dabei, dass die Jahre 2016 und 2017 auf vorläufigen 
Daten nach Schätzungen von Eurostat beruhen, die sich 
noch ändern können.“

In Österreich sank der inländische Materialverbrauch 
im Zeitraum 2000 bis 2017 (vorläufige Schätzung durch 
Eurostat) um 1,5 %. Das reale BIP wuchs im selben Zeit-
raum um 28,6 %, was einer erhöhten Materialeffizienz 
entspricht. Der inländische Materialverbrauch sank von 
2007 auf 2008 um 10,6 %, während das reale BIP um 
1,5 % wuchs, damit wurde eine absolute Entkoppelung 
vom BIP erreicht. Seit dem Jahr 2011 blieb der DMC bei-
nahe konstant. 2017 gab es einen Anstieg von 2,6 % auf 
rund 180 Mio. t.

Schlüsselindikator Inländischer Materialverbrauch 
(DMC)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Materialflussrechnung, VGR, Eurostat. - * Dome-
stic Material Consumption (DMC) Werte stellen vorläufige Ergebnisse 
berechnet nach der Veränderungsrate von Eurostat dar.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die starke Ausweitung der Bio-Flächen wird langfristig 
als sehr positiv gesehen. Österreich befindet sich auch im 
internationalen Vergleich auf hohem Niveau (2016: EU-28: 
6,7% Bio-Fläche, Österreich: rund 21%). Die kurzfristige 
Entwicklung der Bio-Flächen in Österreich mit dem deut-
lichen Anstieg in den Jahren 2016 und 2017 wird ebenfalls 
sehr positiv bewertet.“

In Österreich hat sich von 2000 bis 2017 der Anteil der Flä-
chen, welche biologisch bewirtschaftet wurden, an den 
gesamten landwirtschaftlich genutzten Flächen (ohne 
Almen), von 11,5 % auf 22,4 % erhöht. Der Anteil der bio-
logisch bewirtschafteten Flächen zeigte vor allem in den 
Jahren 2002 bis 2005 und 2007 bis 2010 sowie seit 2015 
ein deutliches Wachstum. 

Rund 90 % der biologisch bewirtschafteten Flächen in 
Österreich werden über ÖPUL gefördert (Maßnahme 20, 
früher 1). Die Stagnation des Anteils der Flächen in den 
Perioden 2000/2001, 2006 und 2011 bis 2014 ist Groß-
teils auf das Auslaufen der Verpflichtungen im Rahmen 
des jeweiligen Agrar-Umweltprogramms ÖPUL zurückzu-
führen. Ab dem Start der neuen Periode wurden starke 
Anstiege der Bio-Flächen verzeichnet: von 2015 auf 2016 
+5,9 % sowie von 2016 auf 2017 +9,0 %.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Bodenversiegelung stellt eines der größten Umwelt-
probleme dar und ist ein nahezu irreversibler Prozess. Der 
kontinuierliche Anstieg der Flächeninanspruchnahme 
durch Bau-, Verkehrs- und sonstige Flächen wird daher 
langfristig eindeutig negativ bewertet. Kurzfristig zeigt sich 
eine Abschwächung des Trends, die Entwicklung der letz-
ten 3 Jahre wird daher als tendenziell negativ gesehen.“

Die Flächeninanspruchnahme insgesamt nahm in den Jah-
ren 2001 bis 2017 um 25,1 % zu (durchschnittlich 1,4 % pro 
Jahr), insgesamt entspricht dies einer Zunahme von 1.132 
km² für den gesamten Zeitraum. Damit wuchs die Flä-
cheninanspruchnahme im Beobachtungszeitraum deut-
lich schneller als die österreichische Bevölkerung (+9,1 %). 

Die gesamte tägliche Flächenneuinanspruchnahme (Bau-, 
Verkehrsflächen und sonstige) lag in der Periode 2014 
bis 2017 bei durchschnittlich 12,9 Hektar (ha) pro Tag. 
Mit der Flächeninanspruchnahme geht die voranschrei-
tende Bodenversiegelung einher, d. h. die Bedeckung 
des Bodens durch wasserundurchlässige Schichten (z. B. 
Asphalt). Der Gesamtversiegelungsgrad der Siedlungs- 
und Verkehrsflächen in Österreich betrug 2017 41,2 %.

Schlüsselindikator Flächen mit biologischer Bewirt-
schaftung

Q: BMNT: Grüner Bericht. Fläche laut INVEKOS; Eurostat (geringfü-
gig abweichend: Ökologische Landwirtschaft konvertiert oder unter 
Konversion).
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Schlüsselindikator Flächeninanspruchnahme insge-
samt 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Statistik des Bevölkerungsstandes, Bevölkerung 
zu Jahresbeginn; Umweltbundesamt, Flächeninanspruchnahme modi-
fiziert nach © Regionalinformation BEV, Inanspruchnahme am 1.1. des 
Jahres (ab 2013: 31.12. des Jahres).
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die THG-Emissionen sind über die gesamte Periode 2000 
- 2016 auf zu hohem Niveau, die Entwicklung wird daher 
langfristig tendenziell negativ eingeschätzt, auch wenn 
sich seit 2006 ein leichter Rückgang zeigt.  Die kurzfristige 
Entwicklung der gesamten THG wird durch den Anstieg 
von 2014 auf 2016 negativ bewertet. Der Wert 2016 der 
Emissionen des Nicht-Emissionshandels liegt mit 50,6 
Mio.t nur mehr knapp unter der erlaubten Höchstmenge 
für 2016 laut Klimaschutzgesetz (51 Mio.t), bei einer Bei-
behaltung des Trends der letzten Jahre wird das Ziel von 
48,8 Mio.t nicht erreicht werden.“

Die THG-Emissionen stiegen von 2000 (80,4 Mio. t CO2-
äquiv.) bis 2005 (92,7 Mio. t CO2-äquiv.) deutlich an. Ab 
2006 bis 2014 gab es dagegen einen Rückgang um 17,5 % 
und damit eine Entkoppelung von der Wirtschaftsleistung 
(BIP). Eine Ausnahme zeigt dabei der Anstieg des Jahres 
2010, hier wurde der extreme Rückgang des Krisenjahrs 
2009 (mit hohen Rückgängen an Energie) kompensiert. 
Von 2014 auf 2015 stiegen die Emissionen dagegen um 
3,1 % und von 2015 auf 2016 um 1,0 % an, damit wurde der 
Abwärtstrend nicht fortgesetzt. Die Emissionen blieben 
jedoch mit 79,7 Mio. t CO2-äquiv. knapp unter dem Aus-
gangswert von 2000 (80,4 Mio. t CO2-äquiv.).

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die bevölkerungsgewichtete PM2,5-Exposition hängt 
von den inländischen PM2,5-Emissionen, den meteoro-
logischen Bedingungen, von Fernverfrachtung aus dem 
benachbarten Ausland sowie von den Emissionen von 
gasförmigen Vorläufersubstanzen im In- und Ausland 
ab. Die PM2,5-Belastung ist von 2005 bis 2017 deutlich 
zurückgegangen, die langfristige Entwicklung wird daher 
sehr positiv beurteilt. Der kurzfristige Trend 2015 - 2017 
ist leicht sinkend, was zu einer tendenziell positiven Ein-
schätzung führt.“

Von 2005 – 2017 ging die bevölkerungsgewichtete Belas-
tung durch PM2,5 von 19 µg/m³ auf 11 µg/m³ zurück , das 
bedeutet einen Rückgang von -41 %. Mit Ausnahme des 
Jahres 2010 zeigt sich dabei ein abnehmender Trend. 
Im Jahr 2017 lag die bevölkerungsgewichtete Belastung 
mit 11,4 µg/m³ geringfügig unter jener des Vorjahres mit 
11,5 µg/m. 

Die jährlichen Veränderungen sind dabei stark durch 
die unterschiedlichen meteorologischen Bedingungen 
bestimmt. Ab der aktuellen Studie kann aufgrund einer 
neuen Berechnung des Umweltbundesamts als Schlüsse-
lindikator für Luftschadstoffe die jährliche bevölkerungs-
gewichtete Exposition durch PM2,5 verwendet werden. Für 
die Berechnung der bevölkerungsgewichteten Belastung 
durch PM2,5 (Feinstaub) wurden topographische Daten 
sowie Messdaten von Feinstaub und Bevölkerungsda-
ten miteinander in Beziehung gesetzt.

Schlüsselindikator Treibhausgasemissionen (in Mio. t 
CO2-Äquivalenten) 

Q: Umweltbundesamt nach Klimaschutzgesetz (BGBl I Nr. 94/2013) 
sowie KSG-Novelle (BGBl I Nr. 128/2015). Die Daten 2005 bis 2012 wur-
den entsprechend der ab 2013 gültigen Abgrenzung des Emissions-
handels angepasst.
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Schlüsselindikator Mittlere Exposition durch PM2,5, 
bevölkerungsgewichtet (Feinstaub, in µg/m³)

Q: Umweltbundesamt.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Zuwächse an erneuerbaren Energien fallen zuneh-
mend geringer aus, jedoch liegen die Werte sowohl kurz-
fristig als auch langfristig über dem linearen Zielpfad - 
deshalb fällt die kurzfristige Bewertung tendenziell positiv 
aus. Zukünftige Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils 
werden immer schwieriger umsetzbar sein. Der gesamte 
Zeitraum wird sehr positiv bewertet.“

Der Anteil der anrechenbaren erneuerbaren Energieträ-
ger am Bruttoendenergieverbrauch in Österreich stieg 
von 33,0 % im Jahr 2015 auf 33,5 % im Jahr 2016 (letztver-
fügbares Jahr). Dabei lag die Entwicklung des Erneuer-
baren-Anteils im gesamten Zeitraum über dem linearen 
Zielpfad für das nationale Ziel von 34 % laut der Europa 
2020 Strategie. Der Einsatz von Energie aus erneuerba-
ren Quellen nahm dabei seit 2005 um 45 % zu. 

Der Einsatz von Energie aus erneuerbaren Quellen nahm 
seit 2005 um rund ein Drittel zu, während der Bruttoend-
energieverbrauch nahezu konstant blieb, dies führte 
zu einer deutlichen Anteilserhöhung. Im internationa-
len Vergleich lag Österreich mit einem Anteil von 33,5 % 
für das Jahr 2016 wesentlich über dem Durchschnitt der 
EU-28 mit 17,0 %.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Unter dem Aspekt der langfristigen Ziele zur Begren-
zung des Klimawandels liegt der Energieverbrauch auf 
zu hohem Niveau. Insbesondere der Zuwachs in den Jah-
ren 2000 - 2005 wird negativ gesehen. Wichtig wäre nicht 
nur eine Stabilisierung des Verbrauchs, sondern auch eine 
Reduktion unter das Ausgangsniveau. Das Fehlen beider 
Faktoren führt zu einer tendenziell negativen Beurteilung 
der langfristigen Entwicklung. Die kurzfristige Entwick-
lung zeigt von 2015 auf 2017 (vorläufiges Ergebnis) einen 
deutlichen Anstieg und liegt über dem Energieeffizienz-
richtwert, sie wird daher negativ beurteilt.“

Für das Jahr 2017 weist die vorläufige Energiebilanz für den 
energetischen Endverbrauch (EEV) eine erste Schätzung 
von 1.140 PJ aus. Dies bedeutet im Vergleich zum Vorjahr 
ein Plus von knapp 2 %. Hauptursachen dafür waren das 
erhöhte Verkehrsaufkommen und in geringerem Maße 
die – bedingt durch die tieferen Außentemperaturen in 
der Heizperiode – um rund 1 % höhere Heizgradsumme.

Während die Entwicklung von Energieverbrauch und rea-
lem BIP über lange Jahre sehr ähnlich verlief, zeigte sich 
seit dem Jahr 2006 für ersteren ein Einbremsen des Wachs-
tums. Ab 2015 stieg der EEV jedoch wieder kontinuierlich 
an und lag damit 2017 (vorläufige Schätzung) mit 1.140 PJ 
deutlich über dem Energieeffizienzrichtwert von 1.050 PJ.

Schlüsselindikator Anteil der erneuerbaren Energie-
träger am Bruttoendenergieverbrauch

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik. - Anrechenbare Erneuerbare 
laut Richtlinie 2009/28/EG.
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Schlüsselindikator Energetischer Endverbrauch

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik. - * Werte für 2017 stellen vor-
läufige Ergebnisse dar.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die starke Steigerung des Energieverbrauchs des Ver-
kehrs insbesondere in den Jahren 2000 bis 2007 verläuft 
konträr zu den langfristigen Zielen zur Begrenzung des 
Klimawandels. Es sind keine energieeinsparenden Struk-
turänderungen (z.B. Verlagerung des Transports von der 
Straße auf Schiene) erkennbar. Der langfristige Trend, der 
deutlich über dem BIP-Wachstum liegt, wird daher nega-
tiv beurteilt. Kurzfristig zeigt sich zwischen 2015 und 2017 
(vorläufiges Ergebnis) ein deutlicher Anstieg, der ebenfalls 
negativ bewertet wird.“

Der gesamte Energieverbrauch des Verkehrs stieg in den 
Jahren 2000 bis 2017 (vorläufiges Ergebnis) um 34,9 %, 
während das reale BIP im selben Zeitraum mit 28,6 % 
schwächer wuchs. In den Jahren 2000 bis 2005 kam es 
im Vergleich zum BIP zu einem deutlich stärkeren Anstieg 
des EEV. Davon abweichend gab es in den Jahren 2006 
und 2008 trotz ansteigender Wirtschaftsleistung erste 
Abnahmen des verkehrsbedingten Energieverbrauchs. 
Im Krisenjahr 2009 fiel der Verbrauch auf das Niveau von 
2003 zurück. 

Die vorläufige Energiebilanz weist, nach einem Anstieg 
von 2,2 % für 2016, für das Jahr 2017 einen neuerlichen 
deutlichen Anstieg (+2,4 %) im Vergleich zum Vorjahr 
aus. Damit wird der höchste Verbrauch der Zeitreihe seit 
2000 erreicht.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die kurzfristige Entwicklung der Transportleistung des 
Lkw-Verkehrs mit dem deutlichen Anstieg in den Jahren 
2015 - 2017 wird  negativ eingeschätzt. Eine langfristige 
Bewertung erfolgt erst, wenn Daten für wenigstens 10 
Jahre vorhanden sind.“

Im Zeitraum 2009 bis 2017 wuchs die Transportleistung 
auf der Straße mit österreichischen und ausländischen 
Fahrzeugen insgesamt um 28,1 %, das reale BIP wuchs im 
Vergleichszeitraum um 12,5 %. Dabei stieg die Transport-
leistung mit ausländischen Fahrzeugen mit 43,2 % deut-
lich stärker an als jene mit österreichischen Fahrzeugen 
(13,0 %). Der überdurchschnittlich hohe Anstieg der Trans-
portleistung ausländischer Fahrzeuge laut Daten der kon-
solidierten Straßengüterverkehrsstatistik von 11,0 % (2017) 
wirkt sich auch auf den Anstieg der Straße insgesamt von 
6,7 % aus. Für österreichische Fahrzeuge zeigte sich in den 
Jahren 2012 und 2013 ein Rückgang von 5,0 % bzw. 3,8 %, 
der jedoch in den folgenden drei Jahren mit deutlichen 
Zuwächsen (2017 +1,7 %) mehr als ausgeglichen wurde.

Seit 2009 zeigt sich kaum die gewünschten Anteilsver-
schiebungen von der Straße zu Schiene und Schiff. Der 
Anteil der Straße betrug 2009 62,2 % und lag 2017 63,1 %. 
Mit der Bahn wurde jeweils etwas über ein Drittel der 
Transportleistung erbracht, auf die Schifffahrt entfielen 
2017 anteilig 3,0 %.

Schlüsselindikator Energieverbrauch des Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik, VGR. - * Energiewerte für 2017 
stellen vorläufige Ergebnisse dar.
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Schlüsselindikator Transportleistung des Lkw-Ver-
kehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Güterverkehrsstatistik, VGR.
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Treibhausgasemissionen des Verkehrs sind über die 
gesamte Periode 2000 - 2016 auf zu hohem Niveau, die Ent-
wicklung wird daher langfristig negativ eingeschätzt, auch 
wenn sich 2006 bis 2009 ein Rückgang zeigte. Die kurzfris-
tige Entwicklung der THG des Verkehrs mit dem starken 
Anstieg im letzten Jahr wird ebenfalls negativ bewertet.“

Die Treibhausgasemissionen des Verkehrs wuchsen im 
gesamten Zeitraum 2000 bis 2016 mit 24,2 % stark, wäh-
rend die Treibhausgasemissionen insgesamt im selben 
Zeitraum sogar um 0,9 % sanken. Der Sektor Verkehr 
wies damit im Jahr 2016 Treibhausgasemissionen im Aus-
maß von rund 23 Mio. Tonnen CO2-Äquivalenten auf. Ein 
besonders starker Anstieg zeigt sich bis zum Jahr 2005, 
danach gab es weitgehend einen abnehmenden Trend. 
Dagegen zeigte sich in den Jahren 2015 und 2016 wieder 
ein Anstieg von 3,1 % bzw. 1,0 %.

Die Ursachen für die starke Steigerung der Emissionen im 
Verkehrssektor – vor allem in den Jahren 2000 bis 2005 - 
sind hauptsächlich im Anstieg der inländischen Fahrleis-
tung im Straßenverkehr und dem steigenden Kraftstoffex-
port im Tank (Tanktourismus), zu suchen. Die Emissionen 
des Verkehrssektors werden wie der Energieverbrauch 
nach dem Inlandsprinzip, also auf Basis der in Österreich 
abgesetzten Treibstoffmengen, berechnet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Öko-Steueranteile zeigen im gesamten Verlauf keine 
wesentlichen Veränderungen. Die Entwicklung wird daher 
sowohl kurz- als auch langfristig als neutral eingeschätzt. 
Nach den Berechnungen von Eurostat liegt Österreich 2016 
mit einem Anteil von 5,5 % unter dem Durchschnitt der 
EU-28 mit 6,1 % (Daten jeweils ohne Berücksichtigung der 
Grundsteuer B). Dies lässt den Schluss zu, dass Potenzial 
für weitere Ökosteuern vorhanden ist. Allerdings werden 
ökologisch relevante Gebühren (wie Mauten oder Abfall-
gebühren) dabei nicht berücksichtigt.“

Die gesamten Einnahmen aus Ökosteuern beliefen sich 
für 2017 (erste Schätzung) auf rund 9,5 Mrd. Euro, im Jahr 
2016 wurden knapp 9,1 Mrd. Euro lukriert. Der Anteil der 
Ökosteuern an den Steuereinnahmen insgesamt (inklu-
sive tatsächliche Sozialbeiträge) blieb von 2000 (6,2 %) bis 
2017 (6,2 %) weitgehend konstant. Der höchste Öko-An-
teil an den gesamten Steuereinnahmen war in den Jah-
ren 2003 – 2005 mit 6,8 % zu verzeichnen, damals wurde 
der Mineralölsteuersatz erhöht. Im Jahr 2017 (vorläufiges 
Ergebnis) waren die Umweltsteuern um 5 % höher als im 
Jahr davor, das gesamte Steueraufkommen stieg dage-
gen nur um 3,5 %. Dies führte zu einem marginal erhöh-
ten Ökosteueranteil (2016 6,1 % und 2017 vorläufig 6,2 %).

Schlüsselindikator Treibhausgasemissionen des 
Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA; Umweltbundesamt nach Klimaschutzgesetz 
(BGBl I Nr. 94/2013) sowei KSG-Novelle (BGBl I Nr. 128/2015). Die Daten 
2005 bis 2012 wurden entsprechend der ab 2013 gültigen Abgrenzung 
des Emissionshandels angepasst.
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Schlüsselindikator Ökosteueranteil an den Steuern 
insgesamt (inklusive tatsächliche Sozialbeiträge)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Öko-Steuern, Steuerstatistiken. Anteil an den 
Gesamteinnahmen aus Steuern und Pflichtsozialbeiträgen nach Abzug 
der veranlagten Beträge, deren Einziehung unwahrscheinlich ist. - 
* Werte für 2017 stellen vorläufige Ergebnisse dar. Daten nach natio-
naler Definition inklusive Grundsteuer B.
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Sonderkapitel Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit

Das diesjährige Sonderkapitel zu WgÖ? beschäftigt 
sich im Detail mit Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit. 
Das Kapitel betrachtet eingehend die Arbeitsrealitä-
ten der Österreicherinnen und Österreicher. Ein Bei-
trag des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (WIFO) stellt zu Beginn die Entwicklung und 
die Struktur des Arbeitskräfteangebots, der Arbeits-
kräftenachfrage sowie der Arbeitslosigkeit dar. Auf 
Basis eines Sondermoduls zur Mikrozensus Arbeits-
kräfteerhebung 2015 werden danach für Wie geht’s 
Österreich? relevante Ergebnisse zur Arbeitsorganisa-
tion und Arbeitszeitgestaltung zusammengefasst Der 
dritte Teil liefert eine Analyse des Zusammenhanges 
von Erwerbstätigkeit mit verschiedenen Aspekten des 
subjektiven Wohlbefindens.

Der erste Teil des Sonderkapitels widmet sich – dem 
Bereich Materieller Wohlstand folgend - eingehend den 
Entwicklungen auf dem österreichischen Arbeitsmarkt in 
den Jahren 2005 bis 1017. Diese war in den letzten Jah-
ren unter anderem von den Auswirkungen der interna-
tionalen Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise geprägt, da 
nach einer vorläufigen Erholung der österreichischen 
Wirtschaft eine mehrjährige Phase geringen Wirtschafts-
wachstums folgte. Der Strukturwandel der Wirtschaft ließ 
die Nachfrage nach manuellen, vielfach von gering qua-
lifizierten Arbeitskräften ausgeübten Tätigkeiten wei-
ter zurückgehen, die Arbeitslosigkeit stieg deutlich auf 
6,0 % (2016). Erst 2017 kam es nach Jahren des Anstiegs zu 
einem Rückgang der Arbeitslosenquote auf 5,5 % (siehe 
auch der entsprechende Schlüsselindikator). Gleichzeitig 
zur verhaltenen Dynamik auf der Nachfrageseite kam es 
in Österreich in den vergangenen Jahren, bedingt durch 
internationale Migration, grenzüberschreitendes Pen-
deln und zunehmende Erwerbsbeteiligung von Frauen 
und Älteren – zu einem markanten Anstieg des Arbeits-

kräfteangebots. Das Sonderkapitel beschäftigt sich mit 
genau jenen Aspekten, die auf der Nachfrageseite und 
auf der Angebotsseite hinter dem Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit in Österreich bis 2016 stehen und die den öster-
reichischen Arbeitsmarkt der vergangenen Jahre prägen.

Erwerbstätigkeit stellt jedoch, wie eingangs bereits 
erwähnt, über die Sicherung des Lebensstandards hin-
aus, einen zentralen Bestandteil der Lebensqualität dar. 
Wie in Teil zwei des Sonderkapitels diskutiert, sind für 
die individuelle Zufriedenheit mit der Arbeitssituation 
verschiedene Faktoren mit entscheidend, wie einerseits 
die Quantität der Arbeit im Verhältnis zum Arbeitszeit-
wunsch und andererseits die Qualität der Arbeit. Letzte-
res betrifft beispielsweise die vom Arbeitnehmer erwar-
tete Flexibilität hinsichtlich der Arbeitszeit, Autonomie 
in der Arbeit oder häufiges Arbeiten unter Zeitdruck. Die 
Ergebnisse des Mikrozensus Sondermoduls 2015 zeigen, 
dass, wenngleich der Großteil der Erwerbstätigen mit der 
Arbeitszeitsituation zufrieden ist (72,0 %), fast jede bzw. 
jeder Fünfte (19,5 %) die Arbeitszeit gerne reduzieren 
würde. Die Zufriedenheit mit der Arbeitszeit fällt umso 
höher aus, je geringer die erwartete Flexibilität vonsei-
ten der Arbeitgeberinnen und -geber ist. Zwei Fünftel 
(40,5 %) der Erwerbstätigen werden zumindest einmal 
im Monat dazu aufgefordert, länger zu bleiben oder frü-
her zu kommen. Rund ein Zehntel (11,1 %) der Erwerbs-
tätigen arbeitet immer unter Zeitdruck. 

Wie sich dar Erwerbsstatus auf die Lebensqualität aus-
wirken kann, wird im dritten Teil dieses Sonderkapitels 
untersucht. Dabei werden die Dimensionen „subjekti-
ves Wohlbefinden“, „Gesundheit“ und „soziale Teilhabe 
und Armut“ anhand ausgewählter Indikatoren genauer 
beleuchtet. Als ein wesentlicher Indikator wurde die sub-
jektive Lebensqualität, gemessen auf einer Skala von 0-11, 

Allgemeine Lebenszufriedenheit

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig 
arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung.
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gewählt. 2017 lag die mittlere Zufriedenheit bei 7,9 von 
10 Punkten und damit auf dem Niveau der beiden Vor-
jahre der beiden Vorjahre (siehe auch der entsprechende 
Schlüsselindikator). Die Ergebnisse zeigen, dass arbeits-
lose Personen eine deutlich geringere subjektive Lebens-
zufriedenheit anführen, als Voll- und Teilzeitbeschäftigte. 
Diese Unterschiede sind auch im Vergleich zu Personen 
in einer prekären Beschäftigungsform – Erwerbstätig-
keit im Ausmaß von weniger als zwölf Wochenstunden 
oder Niedriglohnbeschäftigung – sichtbar. Zudem wird 
gezeigt, dass unterschiedliche Einkommensverhältnisse, 
Alter und weitere soziodemographische Merkmale nur 
einen Teil der Unterschiede erklären können.

Neben Wohlstand und Lebensqualität wird in Wie geht’s 
Österreich? der Bereich Umwelt abgebildet. Ein Indikator, 

der hier mit dem Arbeitsmarkt im weiteren Sinn in Verbin-
dung steht, ist jener der Beschäftigten in der umweltori-
entierten Produktion und Dienstleistung. Rund 183.000 
Beschäftigte waren im Jahr 2016 (vorläufige Ergebnisse) 
in der Umweltwirtschaft tätig. Der vorliegende Indikator 
misst die direkte Produktion von Umweltprodukten und 
Umweltdienstleistungen. Informationen zu den indirek-
ten Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft sind nicht 
daraus abzuleiten. Zudem steht die ökologische Kom-
ponente der Nachhaltigkeit im alleinigen Fokus. Die sozi-
ale Komponente – etwa gemessen aus der Qualität der 
Arbeitsplätze im Umweltbereich – ist nicht Teil des Kon-
zepts und demgemäß auch aus den Daten nicht abzu-
leiten. Dieser Aspekt wird daher im Sonderkapitel nicht 
weiter verfolgt.
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„Wie geht’s Österreich?“ (fortan WgÖ?) von Statistik Aus-
tria liefert seit 2012 konzise und weitreichende Informa-
tionen zu verschiedenen Dimensionen von Wohlstand 
und Fortschritt. Indikatoren zu den Bereichen materi-
eller Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt ergän-
zen das Bruttoinlandsprodukt (BIP) und tragen damit 
zu einem breiteren Verständnis der Wohlstands- und 
Fortschrittsentwicklung in Österreich bei. 

Statistische Indikatoren stellen eine wesentliche Res-
source für Politik, Wirtschaft und Öffentlichkeit dar. Sie 
unterstützen dabei, evidenzbasierte Entscheidungen zu 
treffen, und ermöglichen Vergleiche über die Zeit, über 
verschiedene Länder, soziale Gruppen oder Industrie-
zweige. Sie tragen zu erhöhter Transparenz und Mess-
barkeit bei und stellen nicht zuletzt auch ein wichtiges 
Kommunikationsinstrument dar. Die breite Einsetzbarkeit 
von Indikatoren bringt allerdings auch potentielle Nach-
teile mit sich. Es besteht das Risiko, durch den Anspruch, 
möglichst viele Themenfelder möglichst genau abbil-
den zu wollen, an Punktgenauigkeit und Schärfe zu ver-
lieren. Durch die große Anzahl von Indikatoren besteht 
die Gefahr der Unübersichtlichkeit und eines damit ein-
hergehenden Relevanzverlustes. Auf der anderen Seite 
birgt die Herangehensweise einer Konzentrierung auf 
einen oder einige wenige sehr prominente „Superindika-
toren“ das Risiko, nur noch Teilaussagen aus einem ganz 
bestimmten Blickwinkel treffen zu können.

Exemplarisch zum Ausdruck kommt dieses 
Dilemma in der (national und international) 
breit geführten Debatte über die Grenzen 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) als Indikator 
für Wohlstand und Fortschritt. 

Das BIP als die eine Zahl besticht durch seine methodische 
Eleganz und Klarheit, seine internationale Vergleichbar-
keit, seine schnelle zeitliche Verfügbarkeit und vor allem 
durch seine leichte Kommunizierbarkeit. Andererseits ist 
seine starke Fokussierung auf die Produktion zu kritisie-
ren: Im ausschließlichen Blick auf das Wachstum des BIP 
werden viele Aspekte des Wohlstands vernachlässigt. 
Eine Vielzahl an neu entwickelten Indikatoren soll diese 
Nachteile ausgleichen und Aufschluss über das Wohler-
gehen der Gesellschaft geben.

Mit dem Projekt „Wie geht’s Österreich?“ 
liefert Statistik Austria einen Beitrag zur ver-
ständlichen und umfassenden Darstellung 
von Wohlstand und Fortschritt in Österreich.

18  http://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
19  http://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
20  http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators
21  Beispielsweise das MONE-Indikatorenset (aktuell: BMLFUW 2015)

30 Schlüsselindikatoren ergänzen das BIP um weitere 
Informationen zum materiellen Wohlstand, wie Einkom-
men oder Konsum der Haushalte, umfassen subjektiv 
und objektiv gemessene Aspekte der Lebensqualität und 
erweitern die Betrachtung um Umweltagenden wie Res-
sourcenverbrauch und Emissionen.

Anfang 2008 wurde auf Initiative des damaligen franzö-
sischen Präsidenten Sarkozy die Kommission zur Mes-
sung der Wirtschaftsleistung und des sozialen Fortschritts 
(„Stiglitz-Kommission“) gegründet. Diese empfahl in ihrem 
Bericht („Stiglitz-Sen-Fitoussi Report“, Stiglitz et al. 2009) 
eine multidimensionale Betrachtung des Fortschritts 
einer Gesellschaft.18 In der sogenannten „Sponsorship 
Group on Measuring Progress, Well-being and Sustai-
nable Development“ 19 arbeiteten hohe Repräsentantin-
nen und Repräsentanten der Mitgliedstaaten – unter Teil-
nahme von Statistik Austria – daran, diese Vorgaben im 
offiziellen statistischen System umzusetzen.

Statistik Austria hat im Jahr 2012 ein Set von Indikato-
ren entwickelt, das die Bereiche materieller Wohlstand, 
Lebensqualität und Umwelt, unter Berücksichtigung 
verfügbaren statistischen Datenmaterials aus offiziel-
len Quellen, beleuchtet. Dabei wurden die Empfehlun-
gen der Sponsorship Group für Österreich weitgehend 
umgesetzt (siehe Pesendorfer et al. 2012). Weitere Ziel-
indikatoren auf EU-Ebene (z. B. Europa 2020-Indikato-
ren20) und nationaler Ebene21 flossen ebenfalls in die 
ursprüngliche Auswahl ein. Die Auswahl der Indikato-
ren wurde in einem breiten Kommunikationsprozess 
mit nationalen Expertinnen und Experten sowie Vertre-
terinnen und Vertretern von Forschungsinstitutionen, 
Interessensvertretungen und Ministerien abgestimmt. 
Im Zuge des Statistiktags 2012 wurde Wie geht‘s Öster-
reich? erstmals der Öffentlichkeit präsentiert. Seit 2013 
erscheint jährlich ein Bericht, welcher die Schlüsselindi-
katoren zu WgÖ? analysiert und durch zusätzliche Infor-
mationen erweitert. Zudem wird der Bericht durch wech-
selnde Sonderthemen ergänzt. 

Die Indikatoren werden jährlich einem Konsolidierungs-
prozess mit den wichtigsten Stakeholdern unterzogen 
und geringfügig überarbeitet, um den aktuellen Gege-
benheiten Rechnung zu tragen. Im Jahr 2017 erfolgte eine 
umfassende Anpassung und Überarbeitung des Indika-
torensets. In mehreren Workshops mit externen Exper-
tinnen und Experten wurde die Indikatorenauswahl dis-
kutiert und gegebenenfalls geändert, wobei auch die 
UN Agenda 2030 Berücksichtigung fand. Für 2018 erga-
ben sich Anpassungen der Schlüsselindikatoren in den 
Dimensionen „Wohnen“ sowie „Klimawandel, Emissionen“.

Die aktuellen Fortschritts- und Wohlstandsindikatoren 
sind auf einem Webabschnitt der Homepage von Statis-
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tik Austria unter der Bezeichnung „Wie geht’s Österreich?“ 
abrufbar (www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich). Eine 
interaktive Überblicksgrafik ermöglicht den Vergleich der 
Entwicklung wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer 
Messgrößen zu Wohlstand und Fortschritt nach eigener 
Auswahl. Zusätzlich sind Detailinformationen zu den ein-
zelnen Indikatoren verfügbar. Dabei wird etwa auf Fra-
gen der Verteilung, des subjektiven Wohlbefindens oder 
des Ressourcenverbrauchs eingegangen.

Ein externes Expertengremium liefert jähr-
lich eine Bewertung der ausgewählten 
Schlüsselindikatoren, welche eine schnelle 

Einschätzung der Entwicklung der Indikato-
ren erlaubt.

Der aktuelle Bericht gliedert sich wie folgt: Kapitel 1 zeich-
net den Hintergrund des WgÖ?-Indikatorensets. In Kapi-
tel 2 werden die Entwicklungen des Bereichs „materieller 
Wohlstand“ untersucht. Kapitel 3 setzt sich mit dem The-
menfeld „Lebensqualität“ auseinander und diskutiert die 
jeweiligen Indikatoren im Zeitverlauf. Kapitel 4 widmet 
sich umfassend dem Bereich Umwelt. In Kapitel 5 wird 
Österreich im EU-Vergleich dargestellt und analysiert. 
Kapitel 6 gibt einen abschließenden Ausblick. Das Son-
derkapitel 2018 widmet sich dem Thema „Arbeitsmarkt 
und Arbeitslosigkeit“ und seiner Bedeutung für WgÖ?.

http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
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Was ist „Wie geht’s Österreich“

Kommunikation
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1.1 
Hintergrund Indikatorenset BIP + 30

22 Aktuell Alexandra Wegscheider-Pichler (Stabsstelle Analyse: Projektleitung), Walter Hyll (Stabsstelle Analyse), Catherine Prettner (Stabsstelle 
Analyse) sowie Sacha Baud (Direktion Raumwirtschaft), Nadja Lamei (Direktion Bevölkerung), Ferdinand Leitner (Direktion Volkswirtschaft), 
Eva Milota (Direktion Raumwirtschaft) und andere.

23 http://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
24 http://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
25 http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators
26 Beispielsweise das MONE-Indikatorenset (BMLFUW 2013 und 2015a)

Das Projekt „Wie geht’s Österreich?“ (WgÖ?) wurde in 
Folge der Debatten zur Wohlstands- und Fortschritts-
messung auf EU-Ebene vom fachstatistischen General-
direktor der Statistik Austria, Konrad Pesendorfer, initi-
iert und wird seither von einem Team aus Expertinnen 
und Experten22 mehrerer Fachbereiche unter der Koor-
dination der Stabsstelle Analyse umgesetzt und wei-
terentwickelt. Statistik Austria hat 2012 in Ergänzung 
zum BIP ein Set von 30 Indikatoren entwickelt, das die 
Bereiche materieller Wohlstand, Lebensqualität und 
Umwelt, unter Berücksichtigung der Verfügbarkeit sta-
tistischen Datenmaterials aus offiziellen Quellen, best-
möglich abbildet.

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist die bekannteste Kenn-
ziffer für die gesamtwirtschaftliche Aktivität. In den 1930er 
Jahren entwickelt, wird es laufend sowohl von politischen 
Entscheidungsträgerinnen und -trägern als auch in der 
öffentlichen Debatte weltweit als Maßstab für die gesamt-
gesellschaftliche Entwicklung und den Fortschritt im All-
gemeinen herangezogen. Während das BIP die aggre-
gierte Produktion eines Landes umfassend abbildet, sagt 
es jedoch wenig darüber aus, wer von wirtschaftlichem 
Erfolg profitiert, wie sich das Wirtschaftswachstum über 
die Gesellschaft verteilt oder welche ökologischen Kon-
sequenzen sich aus bestimmten wirtschaftlichen Aktivi-
täten ergeben.

Im November 2007 veranstaltete daher die Europäische 
Kommission gemeinsam mit dem Europäischen Parlament, 
dem Club of Rome, dem WWF und der OECD eine Kon-
ferenz mit dem Titel „Beyond GDP“ („Jenseits des BIP“). 
Es herrschte eine breite Übereinkunft seitens politischer 
Entscheidungsträgerinnen und -träger, Wirtschafts- und 
Umweltexpertinnen und -experten sowie der Zivilgesell-
schaft, dass Indikatoren entwickelt werden müssen, die 
das BIP ergänzen und dadurch dazu beitragen, die poli-
tische Entscheidungsfindung durch umfassendere Infor-
mationen zu unterstützen.

Anfang 2008 wurde die Kommission zur Messung der 
Wirtschaftsleistung und des sozialen Fortschritts („Stig-

litz-Kommission“) vom damaligen französischen Präsi-
denten Sarkozy initiiert.

Die Stiglitz-Kommission empfahl in ihrem 
Bericht („Stiglitz-Sen-Fitoussi Report“, Stiglitz 
et al. 2009)23 die multidimensionale Betrach-
tung des Fortschritts einer Gesellschaft.

Durch Informationen über die Entwicklung materiel-
ler Aspekte auf Haushaltsebene sowie durch Indikato-
ren über verschiedene Dimensionen der Lebensquali-
tät und der umweltbezogenen Nachhaltigkeit soll ein 
breites Bild von Wohlstand und Fortschritt einer Gesell-
schaft entstehen.

In der sogenannten „Sponsorship Group on Measuring 
Progress, Well-being and Sustainable Development“24 
arbeiteten hohe Repräsentantinnen und Repräsentanten 
der Mitgliedstaaten – unter Teilnahme von Statistik Aus-
tria – zusammen mit dem Ziel, diese Vorgaben im offizi-
ellen statistischen System umzusetzen. Drei Task Forces 
wurden beauftragt, konkrete Vorschläge in den Feldern 
„Haushaltsperspektive & Verteilungsaspekte“, „Lebens-
qualität“ und „umweltorientierte Nachhaltigkeit“ auszu-
arbeiten, bestehende Statistiken besser zu nutzen oder 
neue Statistiken und Indikatoren zu entwickeln. Eine vierte 
Task Force wurde zur Behandlung von Querschnitts- und 
übergreifenden Themen sowie zur Konsolidierung des 
abschließenden Berichts („Sponsorship Report“, Euro-
stat 2011) eingesetzt.

Die ursprüngliche Auswahl der Schlüsselindikatoren für 
WgÖ? folgte den Empfehlungen des Stiglitz-Sen-Fitoussi 
Reports (Stiglitz et al. 2009) und insbesondere jenen des 
Eurostat Sponsorship Reports (Eurostat 2011). Weitere 
Zielindikatoren auf EU-Ebene (z. B. Europa 2020-Indikato-
ren25) und Indikatoren nationaler Projekte26 flossen eben-
falls in die Auswahl ein. Die Bereiche materieller Wohl-
stand, Lebensqualität und Umwelt werden jeweils durch 
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mehrere Dimensionen (z. B. Produktion, Bildung und Res-
sourcen) dargestellt.

Neben dem BIP wurden weitere 30 Schlüs-
selindikatoren ausgewählt. Diese stellen die 
zentralen Maßzahlen der jeweiligen Dimen-
sionen von WgÖ? dar und unterliegen auch 
der Bewertung durch das externe Experten-
gremium.

Bei der Auswahl der Indikatoren für das Projekt WgÖ? 
wurde darauf geachtet, nur wenige zentrale Schlüssel-
indikatoren auszuwählen, was neben der notwendigen 
Schwerpunktsetzung auch den Mut zur Lücke erfor-
derte. Relevanz, Verständlichkeit, Kommunizierbarkeit 
und Zeitnähe wurden als allgemeine Auswahlkriterien 
festgelegt. Zusätzliche Kriterien stellen seit 2017 die 
Bewertbarkeit der Indikatoren, die Beibehaltung von 
Europa 2020 Indikatoren sowie die Bevorzugung von UN 
Agenda 2030 Indikatoren dar. Indikatoren sollen zudem 
– wo dies möglich und sinnvoll ist – im internationalen 
Kontext dargestellt werden. Im vorliegenden Bericht 
findet sich daher ein eigenes Kapitel, das Österreich im 
europäischen Vergleich darstellt. Die Anzahl von 30+1 
Schlüsselindikatoren soll auch in Zukunft nicht über-
schritten werden. 

27 Diese Änderung wurde im Rahmen des Runden Tisches 2018 besprochen.

Der Aufbau von WgÖ? sowie die Indikatorenauswahl wur-
den 2017 in mehreren Workshops mit externen Expertin-
nen und Experten umfassend diskutiert und überarbeitet. 
Als wesentlichste Änderung erfolgte die Verschiebung der 
Dimension „Arbeit“ vom Bereich Lebensqualität in den 
Bereich Materieller Wohlstand. Zudem wurden die Dimen-
sionen der Lebensqualität reduziert und jedem der drei 
Bereiche jeweils 10 bzw. 11 (Umwelt) Indikatoren zuge-
ordnet (siehe auch Statistik Austria, 2017, Überarbeitungs-
prozess S. 48). Im Rahmen eines Runden Tisches fand im 
Juni 2017 eine Konsolidierung des aktualisierten Indika-
torensets mit den Stakeholdern (wissenschaftlicher Ins-
titutionen, Bundesministerien, NGOs und Interessenver-
tretungen) des Projekts WgÖ? statt.

Für den aktuellen Bericht ergeben sich zwei Änderungen 
in den Schlüsselindikatoren: in der Dimension „Wohnen“ 
der Lebensqualität wird der Indikator zur Wohnkosten-
überbelastung als neuer Schlüsselindikator herangezo-
gen, während der Indikator zum sehr schlechten Wohn-
standard nunmehr als Zusatzinformation geführt wird27. 
In der Dimension „Klimawandel, Emissionen“ wurde der 
Indikator „PM10-Emissionen insgesamt“ durch den Indi-
kator „PM2,5-Exposition (Belastung) bevölkerungsgewich-
tet“ ersetzt. Zudem wird ab dem vorliegenden Bericht der 
Beginn der Zeitreihen (sofern Daten verfügbar) von 1995 
auf 2000 geändert. Diese Änderung betrifft vor allem die 
langfristige Bewertung der Indikatoren und wurde vom 
Bewertungsgremium für 2018 festgelegt.

Grafik 1 
Indikatorenset BIP + 30 (Schlüsselindikatoren)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf real Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung Inländischer Materialverbrauch

Arbeitsproduktivität Subjektiver Gesundheitszustand Flächen mit biolog. Bewirtschaftung

Nicht bezahlte Arbeit Frühzeitige Sterblichkeit Flächeninanspruchnahme

Einkommen privater Haushalte pro Kopf Tertiärquote Treibhausgasemissionen

Konsum privater Haushalte pro Kopf Frühe Schul- u. Ausbildungsabgänger Feinstaub-Exposition PM2,5 (neu)

Erwerbstätigenquote Physisches Unsicherheitsempfinden Erneuerbare Energieträger

Arbeitslosenquote Tötungsrate Energetischer Endverbrauch

Hohe/niedrige Bruttojahreseinkommen Vertrauen in das politische System Energieverbrauch des Verkehrs

Gender Pay Gap Wohnkostenüberbelastung (neu) Transportleistung des Lkw-Verkehrs

S80/S20 Einkommensquintil-Verhältnis Subjektive Lebenszufriedenheit THG-Emissionen des Verkehrs

Ökosteueranteile
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Die Schlüsselindikatoren sind in Grafik 1 abgebildet. Da 
die Entscheidung für einen bestimmten Schlüsselindi-
kator immer auch einen Kompromiss darstellt, werden 
diese durch zusätzliche Indikatoren ergänzt. Sie dienen 
dazu, weitere Informationen bereitzustellen und unter-
schiedliche Aspekte eines Phänomens sichtbar zu machen. 

Die laufende Einbindung der zentralen Stakeholder (wis-
senschaftlicher Institutionen, Bundesministerien, NGOs 

28 http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/wie_gehts_oesterreich/was_ist_wie_gehts_oesterreich/index.html

und Interessenvertretungen) im Rahmen von „Runden 
Tischen“ ist ein Grundpfeiler des Projekts und garantiert 
eine möglichst breite nationale Abstimmung und Akzep-
tanz des Indikatorensets. Weitere Informationen zur Ent-
stehungsgeschichte liefert die Internetseite28 sowie der 
Hintergrundbericht „Wie geht‘s Österreich – Messung 
von Wohlstand- und Fortschritt – Implementierung der 
SSF / ESS Empfehlungen“ (Pesendorfer et al. 2012).
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1.2 
Bewertung der Schlüsselindikatoren

29 http://ec.europa.eu/eurostat/documents/3217494/8461633/KS-04-17-780-EN-N.pdf/f7694981-6190-46fb-99d6-d092ce04083f - Weitere Bei-
spiele für die Bewertung von Nachhaltigkeits- oder Wohlstandsindikatoren gibt es etwa von Deutschland, den Niederlanden u. a.

Das grundlegende Ziel eines Indikatorensets zu Fort-
schritt und Wohlstand ist es, positive oder negative 
Trends etwa in Bezug auf die Nachhaltigkeit der Ent-
wicklung eines Landes aufzuzeigen. Die Bewertung der 
Schlüsselindikatoren ermöglicht es, auch bei rascher 
Lektüre einen Eindruck zu gewinnen, wie sich die abge-
bildeten Dimensionen verändert haben. Mögliche Prob-
lembereiche der Vergangenheit werden auf einen Blick 
sichtbar. Die Bewertung wird von einer Gruppe exter-
ner Expertinnen und Experten aus unabhängigen For-
schungsinstitutionen durchgeführt.

Bewertung mittels Symbolen wird als kommunikatives Mit-
tel bei der Darstellung von Indikatoren im Europäischen 
Statistischen System vielfach eingesetzt. Zum Thema „Get-
ting Messages Across Using Indicators“ veröffentlichte 
Eurostat (2014) ein Handbuch, das sich mit Fragen der 
Indikatorbewertung auseinandersetzt. Eurostat bewer-
tet beispielsweise die Entwicklung der EU-SDG-Indika-
toren mittels roten und grünen Pfeilen (zuletzt: Eurostat 
2017)29. Im Zuge von WgÖ? wird die Entwicklung oder das 
Niveau von Indikatoren (zumeist in Bezug auf Referenz- 
oder Zielgrößen) bewertet, die indirekt durch politische 
Maßnahmen und Strategien oder andere (soziale, ökono-
mische oder umweltrelevante) Phänomene wie etwa die 
Wirtschaftskrise beeinflusst werden können.

Bei der Bewertung von Indikatoren wird der Verhaltens-
kodex für Europäische Statistiken berücksichtigt und hier 
insbesondere die Grundsätze der Unabhängigkeit, der 
Unparteilichkeit und der Objektivität (Eurostat 2011). Sta-
tistik Austria nimmt deshalb auf die Bewertung der ein-
zelnen Indikatoren keinen Einfluss.

Die Bewertung der Schlüsselindikatoren wird 
von einer Gruppe externer Expertinnen und 
Experten aus unabhängigen Forschungsins-
titutionen (siehe Übersicht 1) durchgeführt.

Bewertet werden dabei nur jene Schlüsselindikatoren, 
für die eine zumindest dreijährige Zeitreihe verfügbar 
ist. Die Bewertungen werden im Rahmen eines Bewer-
tungsgesprächs durch das genannte Gremium jährlich 
akkordiert und festgelegt.

Die Bewertung erfolgt gemäß einer 5-teiligen Skala (siehe 
Übersicht 2). Gegenstand sind kurzfristige (KF) und lang-
fristige (LF) Entwicklungen der Vergangenheit: Während 
die kurzfristige Perspektive auf die letzten drei verfügba-
ren Jahre fokussiert, bezieht sich die langfristige Bewer-
tung auf die gesamte verfügbare Zeitreihe eines Indikators. 
Eine langfristige Beurteilung wird nur dann durchgeführt, 
wenn Daten für wenigstens 10 Jahre vorhanden sind.

Da jeder Indikator jeweils nur einen Aspekt von Wohl-
stand und Fortschritt abdeckt, sind Bewertungen dort 
schwierig, wo verschiedene Entwicklungen im Wider-
spruch zueinander stehen. Beispielsweise kann eine 
Entwicklung, die wirtschaftlich als positiv zu sehen ist, 
negative Folgen für die Umwelt haben und vice versa. 
Um dennoch eine konsistente Bewertung durchführen 
zu können, wurde vom Expertengremium beschlossen, 
dass jeder Indikator weitgehend für sich beurteilt wird 
und nicht in Bezug auf seine Wirkung in anderen Berei-
chen. Dabei gelangt der Bewertungsmodus laut Über-
sicht 3 zur Anwendung.

Steigender Konsum etwa würde demnach ungeachtet 
seiner negativen Auswirkungen auf andere Bereiche (wie 
Verschuldung, Ressourcenverbrauch etc.) positiv bewer-
tet werden. Ob Nachhaltigkeitsaspekte erfüllt wurden, 
muss durch Einbeziehung von Indikatoren wie Energie-
verbrauch oder Arbeitslosigkeit überprüft werden. Die-
ses Vorgehen folgt den Empfehlungen von Stiglitz et al. 

Übersicht 1 
Gremium externer Expertinnen und Experten

Institution Expertin / Experte

Institut für höhere Studien Helmut Hofer

Österreichisches Institut für 
Wirtschaftsforschung Angela Köppl

Österreichisches Institut für 
Wirtschaftsforschung Sandra Bilek-Steindl 

Umweltbundesamt (Bewertung der 
Umweltindikatoren) Andreas Berthold

Wirtschaftsuniversität Wien Karin Heitzmann

Wirtschaftsuniversität Wien Markus Hametner

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?.
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(2009, S. 16f), zur Beurteilung der Nachhaltigkeit des mate-
riellen Wohlstands die sozialen und ökologischen Indika-
toren den Wirtschaftskennzahlen gegenüberzustellen.

Liegen den Indikatoren vereinbarte politische Zielsetzun-
gen wie die Europa 2020-Ziele (Europäische Kommission 
2010) zugrunde, kann die Entfernung vom oder die Errei-
chung des Zielpfads als wichtiges Beurteilungskriterium 
herangezogen werden. Die Bewertungen dieser Art sind 
intuitiv verständlich und ergeben gemeinsam betrach-
tet ein Gesamtbild der Entwicklung des Indikatorensets.

Die Zuordnung einzelner Bewertungskategorien zu den 
Schlüsselindikatoren darf nicht als eine abschließende 
Beurteilung oft sehr komplexer Sachverhalte missver-
standen werden, sondern soll vielmehr dazu anregen, 
eine weiterführende Diskussion über die Hintergründe 
und Rahmenbedingungen der Entwicklung einzelner 
Indikatoren auszulösen.

Übersicht 2 
Bewertungsskala

5-teilige Bewertungsskala

KF

sehr gute Entwicklung der letzten 2 Jahre 
im Vergleich zum vorangegangenen bzw. 
Zielerreichung bei fortlaufendem Trend 
gewährleistet oder übertroffen

LF
der langfristige Trend zeigt eine deutlich positive 
und nachhaltige Entwicklung bzw. gewährleistet 
die Erreichung etwaiger definierter Ziele

KF

tendenziell positive Entwicklung der letzten 2 
Jahre im Vergleich zum vorangegangenen bzw. 
Trend in die richtige Richtung betreffend Ziel, 
jedoch unter notwendigem Verlauf

LF

der langfristige Trend ist tendenziell positiv zu 
bewerten bleibt aber moderat bzw. hinter der 
notwendigen Entwicklung in Bezug auf die 
Zielerreichung zurück

KF minimale Veränderungen bzw. gleichbleibender 
Status

LF der langfristige Trend lässt keine eindeutige 
positive oder negative Entwicklung erkennen

KF

tendenziell negative Entwicklung der letzten 2 
Jahre im Vergleich zum vorangegangenen bzw. 
Trend in die falsche Richtung betreffend Ziel; 
Zielerreichung nicht gewährleistet/schwierig

LF
der langfristige Trend ist tendenziell negativ zu 
bewerten bzw. entwickelt sich leicht gegenläufig 
in Bezug auf die Zielerreichung

KF

deutlich negative Entwicklung der letzten 2 
Jahre im Vergleich zum vorangegangenen bzw. 
Trend stark in die falsche Richtung betreffend 
Ziel, Zielerreichung unwahrscheinlich

LF
der langfristige Trend ist deutlich negativ zu 
bewerten bzw. entwickelt sich stark gegenläufig 
in Bezug auf die Zielerreichung

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? - KF = Kurzfristige Bewer-
tungder letzten 3 Jahre, LF = Langfristige Bewertung der gesamten 
Zeitreihe (mindestens 10 Jahre, längstens ab 2000).

Übersicht 3 
Bewertungsmodus

Grundlegendes

Es wird grundsätzlich der Verlauf des Indikators bewertet, die 
Einbeziehung einer Referenzgröße (z. B. BIP, internationaler 
Vergleich) kann die Bewertung um eine Stufe verbessern/
verschlechtern.

Das absolut mögliche Niveau wird mitberücksichtigt (z. B.: 
Abflachen der Kurve bei Werten nahe 0 oder 100 %)

Kurzfrist / Langfrist

Kurzfrist: die letzten 3 verfügbaren Jahre

Langfrist: die gesamte Zeitreihe sofern mindestens 10 Jahre 
verfügbar sind

Voraussetzung für die Bewertung

Der Indikator muss eindeutig (normativ) interpretierbar sein.

Modus der Bewertung

Die Bewertung bezieht sich grundsätzlich auf die normative 
Interpretation der Zeitreihe bzw. ein extern vorgegebenes 
Ziel (z. B. Europa 2020). Im ersten Fall kann eine zusätzliche 
Referenzgröße zur Bewertung herangezogen werden (z. B. BIP 
und Ressourcenverbrauch, absolute und relative Entkopplung). 
Im zweiten Fall wird die Entwicklung in Bezug auf das Ziel 
bewertet, weshalb keine weitere Referenzgröße notwendig ist.

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?
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1.3 
Kommunikation und Dissemination

30 Siehe beispielsweise Zusatzinformationen zu den Verteilungs aspekten: http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fort-
schritt/wie_gehts_oesterreich/materieller_wohlstand/04/index.html#1_2

Kommunikation, Aufbereitung und Verbreitung des 
Datenmaterials spielen eine wichtige Rolle, um die 
Themen Fortschritt und Wohlstand sichtbar und einer 
breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Die Kom-
munikation des Indikatorensets WgÖ? richtet sich an ver-
schiedene Usergruppen, die unterschiedliche Zugänge 
zu den Indikatoren und Informationen benötigen. 

Zum einen sollen interessierte Privatpersonen angespro-
chen werden, die sich über die Webseite einen schnellen 
Überblick über Entwicklung und Tendenz verschiedener 
Indikatoren verschaffen wollen. Zum anderen soll das Set 
die interessierte Fachwelt zu wissenschaftlichen Analy-
sen mit den Indikatoren anregen, die detaillierte Ergeb-
nisse über Zusammenhänge und Einflussgrößen zu Tage 
fördern können. Drittens dient das WgÖ?-Set politischen 
Entscheidungsträgerinnen und -trägern aber auch Medi-
envertreterinnen und -vertretern dazu, sich umfassend 
und schnell über die relevanten Entwicklungen der ver-
gangenen Jahre zu informieren. Letztere benötigen unter 
Umständen mehr Detailtiefe als die breite Öffentlichkeit, 
jedoch schnellere und weniger detaillierte Information als 
wissenschaftliche Nutzerinnen und Nutzer.

Parallel zur Entwicklung der Indikatoren wurde an der 
grafischen Umsetzung auf der Website von Statistik Aus-
tria gearbeitet. Der entsprechende Abschnitt ist seit 2012 
unter www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich online und 
wird regelmäßig aktualisiert.

Die Darstellung der Indikatoren erfolgt auf drei Ebenen: 
Eine interaktive Überblicksgrafik ermöglicht an oberster 
Ebene den Vergleich der vergangenen Entwicklung wirt-
schaftlicher, sozialer und ökologischer Schlüsselgrößen 
zu Wohlstand und Fortschritt (Grafik 5). Die Schlüsselgrö-
ßen können vom Nutzer selbst gewählt werden.

Auf der nächsten Ebene (Grafik 6) wird die zeitliche Ent-
wicklung (sofern Daten vorhanden) der Schlüsselindika-
toren dargestellt und eine Interpretation des jeweiligen 
Indikators angeboten. Seit 2017 werden keine Sub-Indika-
toren mehr auf Ebene 2 ausgewiesen, sondern als Zusatz-
indikatoren auf Ebene 3 der Webseite dargestellt. Dies 
ermöglicht eine klare Unterscheidung zwischen Schlüs-
sel- und weiteren Indikatoren.

Auf der untersten Ebene schließlich sind zusätzliche 
Detail- und Metainformationen zu den jeweiligen Inhal-
ten abrufbar.30

Grafik 2 
Ebene 1 der Webseite

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht‘s Österreich?

Grafik 3 
Ebene 2 der Webseite

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht‘s Österreich?

http://www.statistik.at/wie-gehts-oestereich
http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
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Das Indikatorenset wird seit 2013 jährlich in einem umfas-
senden Bericht zu „Wie geht‘s Österreich?“ inhaltlich ana-
lysiert und grafisch dargestellt. Daneben wird auch eine 
Kurzfassung angeboten. Artikel in den Statistischen Nach-
richten von Statistik Austria und diverse Zeitschriftenbei-
träge sowie Vorträge ergänzen den Disseminationsprozess. 

Seit 2017 werden einzelne Themen in so-
genannten „Statistics Briefs“ unterjährig 
thematisch behandelt. Erschienen sind bei-
spielsweise Statistics Briefs zur Armut, zum 
Materialverbrauch, zum subjektiven Wohlbe-
finden oder zur Umwelt31. 

31 http://www.statistik.at/web_de/services/statistics_brief/index.html

Der Konsultationsprozess erfolgt laufend in enger Abstim-
mung mit Expertinnen und Experten, Vertreterinnen und 
Vertretern von Institutionen sowie interessierten Daten-
nutzerinnen und -nutzern aus Politik und Wirtschaft. „Wie 
geht‘s Österreich?“ ist als dynamischer Prozess zu verste-
hen. Die Zusammenstellung der Schlüsselindikatoren 
bleibt Gegenstand von Diskussionen und kann gegebe-
nenfalls überdacht und verändert werden.

Statistik Austria lädt daher dazu ein, Kom-
mentare und Weiterentwicklungsvor-
schläge zu diesem Projekt an die Adresse 
wie-gehts-oesterreich@statistik.gv.at zu 
senden.
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1.4 
Internationale Entwicklungen

32 http://ec.europa.eu/eurostat/de/web/sdi/overview
33 https://sustainabledevelopment.un.org/?menu=1300

Die Ziele für nachhaltige Entwicklung der UN Agenda 
2030 stellen weltweit einen wesentlichen neuen politi-
schen Rahmen zur Beendigung aller Formen von Armut, 
zur Bekämpfung von Ungleichheiten und zur Bewälti-
gung des Klimawandels dar, der auf globaler, regionaler 
und nationaler Ebene behandelt wird. Die UN Agenda 
2030 wurde im September 2015 von der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen anerkannt. Auch 
die EU weist die Bedeutung der Ziele für nachhaltige 
Entwicklung für Europa aus32. 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) bildet die aggregierte 
Produktion eines Landes umfassend ab, sagt aber wie 
erwähnt wenig über Verteilungswirkungen oder nega-
tive ökologische Konsequenzen, die sich aus bestimmten 
wirtschaftlichen Aktivitäten ergeben, aus. Eine dynami-
sche Produktion steigert kurzfristig die Einkommen einer 
Volkswirtschaft, verbraucht allerdings auch Ressourcen 
und kann dabei mittelfristig die Lebensqualität durch 
Umweltschäden beeinträchtigen. Aus diesem Grund ist in 
den vergangenen Jahren in vielen Ländern eine Debatte 
darüber in Gang gekommen, was Fortschritt im 21. Jahr-
hundert bedeutet und wie gesellschaftliches Wohlbefin-
den gemessen werden soll. 

Eine Reihe von Initiativen (z. B. How’s Life? (OECD), BES 
(ISTAT), National Well-being (ONS)) befasste sich daher 
schon bisher auf internationaler Ebene mit der Messung 
und Interpretation von Wohlstand, Lebensqualität und 
sozialem und nachhaltigem Fortschritt einer Gesellschaft. 
Allen Initiativen gemeinsam ist der Grundgedanke, dass 
die Messung von Wohlstand und gesellschaftlichem Fort-
schritt ein breiteres Feld abdecken muss, als es das Brut-
toinlandsprodukt gemeinhin vermag.

1.4.1 
Die UN Agenda 2030 für eine nachhaltige 
Entwicklung

Die Agenda 2030 für eine nachhaltige Entwicklung wurde 
am 25. September 2015 im Zuge des United Nations Sus-
tainable Development Summit von der Vollversammlung 
bzw. den Staatsoberhäuptern der UN-Mitgliedsstaaten in 
New York verabschiedet. Dem Gipfel vorausgegangen 

ist die Erarbeitung weltweiter Entwicklungsziele, die für 
15 Jahre gelten und die 2015 ausgelaufenen Millennium 
Development Goals (MDGs) ablösten. Im Gegensatz zu 
den MDGs sind SDGs universell gültig d. h. sie betreffen 
Entwicklungsländer ebenso wie die westlichen Industrie-
staaten. Im Zentrum der Sustainable Development Goals 
(SDG) steht eine breite und mehrdimensionale Auffassung 
vom Wohlbefinden der Menschen wie auch ein ausba-
lanciertes Bild der ökonomischen, sozialen und umwelt-
relevanten Aspekte der Nachhaltigkeit. Die Open Wor-
king Group on Sustainable Development Goals (OWG) 
hat dafür nach einem 16-monatigen Konsultations- und 
Verhandlungsprozess 17 Ziele (Goals, siehe Grafik 7) mit 
169 Zielvorgaben (targets)33 vorgeschlagen.

Eine große Herausforderung stellt das Monitoring der 
SDGs dar, das durch die den Zielvorgaben (targets) zuge-
ordneten Indikatoren geschieht. Die Inter-Agency and 
Expert Group on SDG Indicators (IAEG-SDGs) wurde mit 
der Ausarbeitung eines globalen SDG-Indikatorenrah-
menwerks betraut. Der daraus resultierende Vorschlag 
bestehend aus 244 Indikatoren (bzw. 232 Indikatoren 
mit teilweiser Mehrfachnennung) wurde während der 
Sitzung der UN Statistical Commission (48. Sitzung, März 
2017) angenommen. Eine weitere Detailabstimmung der 
Indikatoren durch die IAEG-SDGs wird in den nächsten 
Jahren erfolgen. Zudem wird laufend überprüft, ob bis-
her noch fehlende Indikatoren durch methodische und 
inhaltliche Verbesserungen die Voraussetzungen erfül-
len, um zukünftig im Set Verwendung zu finden. Durch 
diese Indikatoren soll es möglich sein, festzustellen, ob 

Grafik 4 
17 Ziele für eine nachhaltige Entwicklung

Q: UN, http://unstats.un.org/sdgs/

https://sustainabledevelopment.un.org/?menu=1300
http://unstats.un.org/sdgs/iaeg-sdgs/
http://unstats.un.org/sdgs/iaeg-sdgs/
http://unstats.un.org/sdgs/
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die beabsichtigten Verbesserungen tatsächlich eintreten, 
bzw. wo möglicherweise noch größere Anstrengungen 
erforderlich sind. Für Europa in der IAEG-SDGs vertreten 
sind: Frankreich, Deutschland, Niederlande und Schweden.

Das internationale Indikatorenrahmenwerk soll durch 
regionale und nationale Indikatorensets ergänzt wer-
den. Eurostat entwickelte daher eine Liste von 100 EU 
SDG Indikatoren für das regionale Monitoring der UN 
Agenda 2030. Dieses Indikatorenset wurde mittels eines 
breit und umfassend angelegten Prozesses entwickelt. 
Eurostat ging dabei jedoch vom Prinzip der Zuordnung 
der Indikatoren zu Targets (Unterzielen) ab und beschloss, 
seine Indikatoren nur den 17 Zielen zuzuordnen. Zudem 
ist jedes der 17 Ziele jeweils mit maximal sechs Indikato-
ren zu messen. 2018 wurde der zweite Indikatorenbericht 
veröffentlicht (Eurostat, 2018), zudem steht eine umfas-
sende Website zur Verfügung34.

Unabhängige nationale statistische Ämter sollen auf 
nationaler Ebene eine Schlüsselrolle beim Monitoring 
der Agenda 2030 einnehmen. Als Leitfaden dafür prä-
sentierte der Economic and Social Council der UNECE 
im Juli 2017 die “Conference of European Statisticians 
Road Map on Statistics for Sustainable Development 
Goals” (CES Road Map on statistics for SDGs, UNECE 
2017). Für Österreich hat dem folgend Statistik Austria 
die Erstellung der nationalen SDG-Indikatorentabellen 
übernommen. Die im Dezember 2017 erstmals veröf-
fentlichten Tabellen35 wurden basierend auf dem globa-
len SDG-Indikatorenrahmenwerk der IAEG-SDGs und in 
enger Abstimmung mit dem Europäischen Statistischen 
System 2017 erstellt.

Die Agenda 2030 hatte während des Überarbeitungspro-
zesses 2017, wie bereits kurz erwähnt, auch einen Einfluss 
auf die Indikatorenauswahl für WgÖ?. Das Sonderkapitel 
2017 (Statistik Austria, 2017) befasste sich daher explizit 
mit der Agenda 2030 im Kontext von WgÖ?.

1.4.2 
EU Beyond GDP Prozess

Im November 2007 veranstaltete die Europäische Kom-
mission gemeinsam mit dem Europäischen Parlament, 
dem Club of Rome, dem WWF und der OECD eine Kon-
ferenz mit dem Titel „Beyond GDP“ („Jenseits des BIP“). 
Es herrschte breite Zustimmung seitens politischer Ent-
scheidungsträgerinnen und -träger, Wirtschafts- und 
Umweltexpertinnen und -experten sowie der Zivilge-
sellschaft, dass die Notwendigkeit besteht Indikatoren 
als Ergänzung zum BIP zu entwickeln, die dazu beitra-

34 https://ec.europa.eu/eurostat/web/sdi
35 http://www.statistik.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030_sustainable_development_goals/un-agenda2030_monitoring/index.

html
36 http://ec.europa.eu/environment/beyond_gdp/index_en.html

gen sollen, die politische Entscheidungsfindung durch 
umfassendere Informationen zu unterstützen. Zentrales 
Ziel der Beyond-GDP Konferenz war es, zu klären, wel-
che Kennzahlen Fortschritt am ehesten zu messen ver-
mögen und wie man sie bestmöglich in den politischen 
Entscheidungsprozess integrieren und in der öffentlichen 
Debatte verankern könne.

Am 20. August 2009 veröffentlichte die Europäische Kom-
mission ihre Mitteilung „Das BIP und mehr: Die Messung 
des Fortschritts in einer Welt im Wandel“ (Europäische 
Kommission 2009c). Die Mitteilung - ein direktes Ergeb-
nis der „Beyond GDP“ Konferenz – skizziert in fünf Schlüs-
selaktionen wie Fortschrittsindikatoren so verbessert 
werden könnten, dass sie soziale, technische und politi-
sche Entwicklungen optimal abbilden. Am 21. September 
2009 bestätigte der Umweltrat, dass zunehmend Einig-
keit darüber bestünde, das BIP durch zusätzliche Indika-
toren zu ergänzen, die ein genaueres Bild der sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen Fortschritte zeich-
nen. Er beauftragte daher die Kommission mit Arbeiten 
zu diesem Thema.

In der Mitteilung der Kommission wurde ein Aktionsplan 
für die EU mit fünf wesentlichen Handlungsfeldern vor-
gestellt, die unmittelbar oder in naher Zukunft umge-
setzt werden sollen:

• Ergänzung des BIP durch ökologische und soziale Indi-
katoren (d. h. einen umfassenden Index, der die Berei-
che Umwelt, Lebensqualität und Wohlergehen abdeckt)

• Informationen in Beinahe-Echtzeit für die Entschei-
dungsfindung (möglichst zeitnahe ökologische und 
soziale Indikatoren)

• Genauere Berichterstattung über Verteilung und 
Ungleichheiten

• Entwicklung eines europäischen Anzeigers für nach-
haltige Entwicklung

• Einbeziehung von ökologischen und sozialen Anlie-
gen in die volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.

In den letzten Jahren wird im Rahmen der Beyond GDP 
Initiative36 vorrangig an der Weiterentwicklung von Indi-
katoren gearbeitet (etwa zur Messung von Umweltbe-
lastungen) sowie an der Datenaktualität speziell der 
Umweltindikatoren. Sogenannte „early estimates“ wer-
den beständig weiterentwickelt. Dies führte u.a. dazu, 
dass für den Schlüsselindikator „inländischer Materialver-
brauch“ heuer bereits aktuelle Daten für 2017 vorliegen. 
Bei der Berücksichtigung von Maßzahlen wird auch auf 
den UN Agenda 2030 Prozess (siehe unten) eingegangen.
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1.4.3 
ESS (Europäisches Statistisches System) 
and Measuring Progress – Stiglitz, Sen, 
Fitoussi und Sponsorship Group

Am 14. September 2009 wurde der abschließende Bericht 
der Kommission zur Messung der Wirtschaftsleistung und 
des sozialen Fortschritts („Stiglitz-Kommission“) vorge-
legt. Die Kommission wurde Anfang 2008 auf Initiative 
des französischen Präsidenten Sarkozy mit dem Ziel ins 
Leben gerufen, die wachsende Kluft zwischen den klas-
sischen Wirtschaftskennzahlen auf der einen Seite und 
der individuellen, subjektiven Wahrnehmung von Fort-
schritt und Wohlbefinden auf der anderen Seite zu verrin-
gern. Die Stiglitz-Kommission empfahl in ihrem Bericht, 
die Betrachtung des Fortschritts einer Gesellschaft durch 
Informationen über die Entwicklung des Wohlstands 
auf Ebene der privaten Haushalte sowie durch Indikato-
ren über verschiedene Dimensionen der Lebensqualität 
und der umweltbezogenen Nachhaltigkeit zu ergänzen.

Am 21. Oktober 2009 betonte der Rat der Wirtschafts- 
und Finanzminister (ECOFIN), dass die Bemühungen um 
eine bessere Verzahnung wirtschaftlicher, sozialer und 
ökologischer Statistiken verstärkt werden müssten, und 
begrüßte den Beitrag, den die Mitteilung der Europäi-
schen Kommission und der Bericht der Stiglitz-Kommis-
sion leisteten.

Das oberste Statistikgremium der EU, der Ausschuss des 
Europäischen Statistischen Systems (ESSC), initiierte dar-
aufhin ein gemeinschaftliches Projekt mit dem Ziel, die 
Empfehlungen des Stiglitz-Sen-Fitoussi Reports sowie 
die Kommunikation der Europäischen Kommission (GDP 
& Beyond) in konkrete Handlungsfelder für das ESS zu 
übersetzen.

Organisiert wurde die Ausarbeitung von 
Handlungsfeldern basierend auf den Emp-
fehlungen des Stiglitz-Sen-Fitoussi Reports 
in Form einer sogenannten „Sponsorship 
Group on Measuring Progress, Well-being 
and Sustainable Development“, in der hohe 
Repräsentantinnen und Repräsentanten der 
Mitgliedstaaten – unter Teilnahme von Statis-
tik Austria – mit dem Ziel zusammenarbeite-
ten, das offizielle statistische System den sich 
verändernden Bedürfnissen anzupassen.

37 http://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
38 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:039:0012:0029:EN:PDF
39 http://ec.europa.eu/europe2020/europe-2020-in-a-nutshell/targets/index_de.htm
40 http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators/resource-efficient-europe/context
41 http://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2030/index_de.htm

Drei Task Forces wurden beauftragt, konkrete Vorschläge 
in den Feldern „Haushaltsperspektive & Verteilungsas-
pekte“, „Lebensqualität“ und „umweltorientierte Nach-
haltigkeit“ auszuarbeiten, bestehende Statistiken bes-
ser zu nutzen oder neue Statistiken und Indikatoren zu 
entwickeln. Eine vierte Task Force wurde zur Behandlung 
von Querschnitts- und übergreifenden Themen sowie zur 
Konsolidierung des abschließenden Berichts (Sponsors-
hip Report) eingesetzt.37

Im November 2011 wurden vom Europäischen Statisti-
schen System (ESS) die Empfehlungen der Sponsorship 
Group übernommen. Die Vorschläge laut Sponsorship 
Report wurden damit ein integraler Teil des Europäischen 
Statistischen Programms 2013-201738.

1.4.4 
EU Europa 2020 Strategie

Die Schaffung von intelligentem, nachhaltigem und integ-
rativem Wachstum, also der Berücksichtigung eines mehr-
dimensionalen Ansatzes von Fortschritt und Entwicklung, 
wurde infolge auch von der Europa 2020 Strategie (Euro-
päische Kommission 2010) verfolgt. Durch wirksamere 
Investitionen in Forschung, Bildung und Innovation, durch 
eine entschlossene Ausrichtung auf eine kohlenstoffarme 
Wirtschaft und eine wettbewerbsfähige Industrie, aber 
auch durch die vorrangige Schaffung von Arbeitsplät-
zen und die Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung 
soll dieses Ziel bis 2020 erreicht werden. Ein System der 
wirtschaftspolitischen Steuerung wurde eingerichtet, um 
politische Maßnahmen auf europäischer und nationaler 
Ebene zu koordinieren. Fünf ehrgeizige Kernziele wur-
den vom Europäischen Rat am 17. Juni 2010 beschlossen 
und stehen im Zentrum der Strategie39 (siehe Übersicht 8).

Eine wesentliche Leitinitiative unter Europa 2020 betrifft 
ein „Ressourcenschonendes Europa“ mit dem Scorebo-
ard zur Ressourceneffizienz40.

Im Oktober 2014 wurde aufbauend auf dem Klima- und 
Energiepaket 2020 von den EU-Staats- und Regierungs-
chefs ein Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 
2030 angenommen41: Darin verfolgt die EU drei Hauptziele:

• Senkung der Treibhausgasemissionen um mindestens 
40 % (gegenüber dem Stand von 1990);

• Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energiequellen auf 
mindestens 27 %;

• Steigerung der Energieeffizienz um mindestens 27 %.
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2018 wurde die mittlerweile fünfte Publikation zu den 
Europa 2020 Indikatoren „smarter, greener, more inclu-
sive - indicators to support the Europe 2020 strategy“ ver-
öffentlicht (Eurostat 2018). Die Publikation enthält auch 
Länderprofile mit den nationalen Europa 2020-Zielen.

Europa 2020 und eine Reihe anderer Initiativen (z. B. PRO-
GRESS42; Sozialinvestitionspaket 201343 u. v. a.) zeigen, dass 
auch die europäische Politik ihren Fokus über das Wirt-
schaftswachstum hinaus auf spezifische Handlungsfel-
der und Dimensionen des ökonomischen, sozialen und 
umweltverträglichen Lebens richtet.

1.4.5 
OECD Better Life Initiative

Im Mai 2011 wurde anlässlich des 50. Geburtstags der 
OECD die Better Life Initiative ins Leben gerufen, in der 
man die Aktivitäten der Organisation zur Wohlstands- 
und Fortschrittsmessung zusammenfasste. Die Better 
Life Initiative baut auf dem OECD Rahmen für die Ana-
lyse von Wohlbefinden und gesellschaftlichem Fortschritt 
auf, der sowohl die materiellen Lebensbedingungen als 
auch die Lebensqualität in ihren verschiedenen Dimen-
sionen berücksichtigt.

Die OECD-Initiative umfasst „How’s Life?“44 inklusive einer 
breit angelegten Forschungsagenda und das interaktive 
Tool „Your Better Life Index“ (BLI)45. How’s Life? fasst die 
Entwicklungen von Indikatoren zum Wohlbefinden von 
Individuen und Haushalten zusammen und analysiert 
Zusammenhänge und Einflüsse. Der Fokus wird dabei ins-
besondere auf die Dimensionen der Lebensqualität gelegt, 
wie sie von Stiglitz et. al. (2009) vorgeschlagen wurden. 
Untersucht werden sowohl durchschnittliche Lebensbe-
dingungen der Haushalte als auch spezifischer Bevölke-
rungsgruppen in der OECD. Die Guidelines zur Messung 
von Subjektivem Wohlbefinden (OECD 2013b) stellten in 
diesem Zusammenhang den ersten Versuch dar, internati-
onale Empfehlungen zur Erhebung, Publikation und Ana-
lyse von subjektiven „well-being“ Daten bereitzustellen.

Neben dieser stark analytischen Dimension setzt die OECD 
mit dem BLI verstärkt auf Kommunikation und Breiten-
wirksamkeit ihrer Initiative. Dieser Index ermöglicht es, 

42 http://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=en&catId=327
43 http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=9761&langId=en
44 http://www.oecd.org/berlin/publikationen/hows-life.htm
45 http://www.oecdbetterlifeindex.org/de/#/11111111111
46 http://www.oecd.org/greengrowth/towards-green-growth-9789264111318-en.htm - Background
47 http://www.oecd.org/greengrowth/

die Situation in den verschiedenen OECD-Staaten zu visu-
alisieren. Der BLI ist ein interaktives Instrument, durch 
das man herausfinden kann, wie Länder im Vergleich 
abschneiden und das es ermöglicht, die einzelnen Kom-
ponenten des Wohlbefindens nach eigenen Vorstellun-
gen zu gewichten.

1.4.6 
OECD Green Growth Strategie

Im Juni 2009 unterzeichneten die Ministerinnen und 
Minister aus 34 Ländern eine Erklärung zu umweltver-
träglichem Wachstum, der zufolge sie beabsichtigen, 
ihre „Anstrengungen zur Verfolgung umweltverträglicher 
Wachstumsstrategien im Rahmen ihrer Reaktion auf die 
Krise und in der Zeit danach zu verstärken, und anerken-
nen, dass Umweltverträglichkeit und Wachstum Hand in 
Hand gehen können“. Sie stimmten der Erteilung eines 
Mandats an die OECD zu, eine Strategie für umweltver-
trägliches Wachstum zu entwickeln, die wirtschaftliche, 
ökologische, soziale, technologische und entwicklungs-
spezifische Aspekte zu einem umfassenden Rahmenkon-
zept vereint46.

Mit der „Green Growth Strategy“47 kommt die OECD die-
sem Mandat nach. Umweltverträgliches Wachstum bedeu-
tet dabei, Wirtschaftswachstum und Entwicklung zu för-
dern und gleichzeitig sicherzustellen, dass Naturgüter 
weiter die Ressourcen und Umweltleistungen liefern kön-
nen, die Voraussetzung für unser Wohlergehen sind. Um 
dies zu erreichen, sollen Investitionen und Innovationen 
herbeigeführt werden, die ein dauerhaftes und nachhal-
tiges Wachstum unterstützen.

Das oberste Ziel der Strategie für umweltverträgliches 
Wachstum ist die Schaffung von Anreizen, die zur Erhö-
hung des Wohlergehens beitragen, indem sie:

• das Ressourcenmanagement verbessern und die Pro-
duktivität steigern;

• eine Verlagerung der Wirtschaftstätigkeit im Interesse 
größtmöglicher langfristiger Vorteile für die Gesell-
schaft fördern;

• zur Entwicklung neuer Methoden zur Erfüllung dieser 
beiden Ziele – d. h. zu Innovationen – führen.

http://www.oecd.org/greengrowth/towards-green-growth-9789264111318-en.htm
http://www.oecd.org/greengrowth/
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2 
Materieller Wohlstand

Geringer Zuwachs 
beim Ein kommen 

Verfügbares Einkommen der  
privaten Haushalte stieg real pro Kopf  

 um 0,1 % 

Deutliches Wachstum  
des BIP pro Kopf real

BIP pro Kopf wuchs 2017 real um 1,9 %

Rückgang der 
Arbeitslosenquote

Arbeitslosenquote sank 2017 auf 5,5 %
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2.1 
Dimensionen des materiellen Wohlstands

Der materielle Wohlstand eines Landes wird häufig mit 
der Höhe des Bruttoinlandsprodukts (BIP) assoziiert, und 
tatsächlich kann der ökonomische Entwicklungsstand 
eines Landes gut daran abgelesen werden. Das BIP ist 
immer noch die verbreitetste Kennzahl wirtschaftlicher 
Performance. Es bildet die aggregierte Angebotsseite 
einer Volkswirtschaft ab. Die Berechnung des BIP beruht 
auf internationalen Standards, die durch das ESVG 2010 
aktualisiert wurden. Als zentrale Kennziffer für die Pro-
duktionsseite der Wirtschaft findet sich das BIP auch im 
Indikatorenset WgÖ? wieder. Der Lebensstandard der 
Bevölkerung lässt sich daran aber nicht automatisch 
ablesen. Der materielle Wohlstand eines Landes wird 
nicht nur von der Größe der wirtschaftlichen Produk-
tion bestimmt, sondern auch vom Einkommen und den 
Konsummöglichkeiten seiner Bevölkerung sowie von 
der Einkommens- und Vermögensverteilung.

Wie der Stiglitz-Report (Stiglitz et al. 2009, S. 85) verdeut-
licht, korreliert das Niveau des BIP mit vielen Indikatoren 
des Lebensstandards. Dieser Zusammenhang ist jedoch 
nicht universal und wird schwächer, wenn bestimmte 
Wirtschaftssektoren betrachtet werden. Darüber hinaus 
kann das BIP naturgemäß auch nicht alle Aspekte von 
Wohlstand und Fortschritt in einer Gesellschaft abbilden, 
manche weisen gar negative Korrelationen auf. Wie in 
der Mitteilung der Europäischen Kommission an den Rat 
und das Europäische Parlament (Europäische Kommission 
2010c, S. 2) zum Thema „Das BIP und mehr“ festgehalten, 
misst dieses „weder die Nachhaltigkeit im Umweltbereich 
noch die soziale Integration. Diese Einschränkungen müs-
sen aber berücksichtigt werden, wenn das BIP in politi-
schen Analysen und Diskussionen herangezogen wird“. 
Folglich ist die Konzentration auf diesen einen Indikator 
unzureichend, wenn Aussagen über das Wohlbefinden 
der Bevölkerung getroffen werden sollen.

Inwiefern lässt sich aber der materielle Wohlstand der 
Bevölkerung durch andere Kennzahlen besser beleuch-
ten? Die Empfehlungen von Stiglitz et al. (2009) stellen 
klar, dass grundlegende Informationen bereits im umfas-
senden System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen (VGR) erfasst werden; es bedarf also lediglich einer 
expliziteren Darstellung einzelner Bereiche. Fünf kon-
krete Vorschläge werden genannt, die kurz- bis mittel-
fristig mit neuen Daten operationalisiert werden müssen:

• Verschiebung des Fokus von der Produktion auf Ein-
kommen und Konsum

• Gemeinsame Betrachtung von Einkommen und  Konsum 
mit Vermögen

• Hervorhebung der Haushaltsperspektive
• Mehr Gewicht auf der Verteilung von Einkommen, Kon-

sum und Vermögen
• Erweiterung der Einkommenskennzahlen um 

Nichtmarktaktivitäten

Der Schlussbericht der Eurostat Sponsorship Group (Euro-
stat 2011) greift diese Punkte auf. Er skizziert, wie vor-
handene Daten der VGR künftig so aufbereitet werden 
können, dass die Entwicklung des materiellen Lebens-
standards der privaten Haushalte besser abgebildet wird. 
Demnach ist das verfügbare Einkommen um soziale Sach-
transfers (z. B. Gratiskindergarten) zu erweitern. Die Dar-
stellung des Konsums von Haushalten hat detaillierter zu 
erfolgen. Zudem soll die Verteilung von Einkommen und 
Vermögen besser abgebildet und auch jene Produktion, 
die nicht am „Markt“ stattfindet (wie etwa Haushaltsarbeit 
oder Kinderbetreuung), dargestellt werden.

Grafik 5 
Dimensionen des materiellen Wohlstands

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?.

Die Daten für die Indikatoren des materiellen Wohlstands 
liefert zu einem großen Teil die VGR. Aus der VGR stam-
men, neben dem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, der 
Konsum der privaten Haushalte pro Kopf sowie das ver-
fügbare Einkommen der privaten Haushalte pro Kopf 
jeweils dargestellt in der preis- bzw. kaufkraftbereinig-
ten Entwicklung. Um den Empfehlungen von Stiglitz et 
al. (2009) gerecht zu werden, wurde die Dimension Pro-
duktion durch die Dimension unbezahlte Produktion 
ergänzt. Erweitert wurde das Set um die Indikatoren der 
inflationsbereinigten Entwicklung hoher und niedriger 
Bruttoeinkommen unselbständiger Beschäftigter aus 
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Lohnsteuer- und Hauptverbandsdaten sowie dem S80/
S20 Einkommensquintilsverhältnis aus dem EU-SILC Daten-
satz (dem Verhältnis des Einkommensanteils der reichs-
ten 20 % mit jenem der ärmsten 20 %) und dem Gender 
Pay Gap aus der Verdienststrukturerhebung, um Aspekte 
der Einkommensverteilung abzudecken. Weiters wurde 
nach den Rückmeldungen der Stakeholder das Indikato-
renset um die Arbeitsproduktivität ergänzt, um dem BIP 
auf Produktionsseite auch die produktive menschliche 
Arbeitsaktivität gegenüberzustellen.

Unter Berücksichtigung der oben genannten Empfeh-
lungen wurden ursprünglich fünf Dimensionen im The-
menfeld materieller Wohlstand für das WgÖ?-Set defi-
niert. 2017 wurde das Indikatorenset von WgÖ? wesentlich 
überarbeitet. Im Zuge dieser Überarbeitung kam es zu 
einer Verschiebung der Dimension produktive Aktivitä-
ten und Arbeit vom Bereich Lebensqualität zum mate-
riellen Wohlstand, durch welche der Bereich materieller 
Wohlstand nun sechs Dimensionen beinhaltet.

Übersicht 4 
Schlüsselindikatoren des Materiellen Wohlstands 
mit Bewertung

Materieller Wohlstand kurz-
fristig

lang-
fristig

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf real

Arbeitsproduktivität

Nicht bezahlte Arbeit – –

Einkommen privater Haushalte pro Kopf

Konsum privater Haushalte pro Kopf

Erwerbstätigenquote

Arbeitslosenquote

Hohe / niedrige Bruttojahreseinkommen

Gender Pay Gap

S80/S20 Einkommensquintil-Verhältnis

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?
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2.2 
Produktion

Die marktwirtschaftliche Produktion stellt einen 
wesentlichen Pfeiler der gesamtgesellschaftlichen Ent-
wicklung dar. Markttransaktionen bilden den Angel-
punkt der wirtschaftlichen Leistung eines Landes. Zu 
berücksichtigen ist, dass nicht für alle Güter Preise 
existieren und andererseits Externalitäten (wie etwa 
Umweltschäden), die in der Produktion oder auch im 
Konsum entstehen, nicht ausreichend in den Markt-
preisen reflektiert werden.

Im gesamten Indikatorenset WgÖ? bildet das BIP (real, pro 
Kopf) den Ausgangspunkt, dem weitere 30 Schlüsselin-
dikatoren gegenübergestellt werden. Es gibt den inner-
halb einer Periode in einer Volkswirtschaft hergestellten 
Wert aller Waren und Dienstleistungen (abzüglich Vor-
leistungen) an.

Das BIP ist ein Indikator für die – überwie-
gend – marktwirtschaftliche Produktion. Für 
den Wohlstand ist die Produktionsleistung 
einer Volkswirtschaft insofern von Bedeu-
tung, als sich davon die zur Verteilung gelan-
genden Einkommen herleiten, die wiederum 
für die Bedürfnisbefriedigung zur Verfügung 
stehen. Ökonomische Wohlfahrt oder gar 
ein gesellschaftliches Wohlbefinden (so 
ein solches existiert) können durch das BIP 
alleine jedoch nicht hinreichend beschrieben 
werden.

Als Zusatzindikatoren werden in der Dimension Produk-
tion auch das BIP zu laufenden und konstanten Preisen 
dargestellt.

Für eine breitere Betrachtung des materiellen Wohlstands 
ist es analytisch von Bedeutung, wie sich maßgebliche 
Indikatoren im Vergleich zum Produktionsmaß BIP ent-
wickeln. Als zweiter zentraler Indikator der Produktions-
dimension wurde daher die Arbeitsproduktivität gewählt. 
Sie drückt das Verhältnis der geleisteten Arbeitsstunden 
zum realen BIP aus und gibt Aufschluss darüber, in wel-
chem Ausmaß der Produktionsfaktor Arbeit eingesetzt 
werden muss, um ein bestimmtes Produktionsniveau zu 
erreichen bzw. wie sich die Effizienz des Arbeitseinsatzes 
im Zeitverlauf entwickelt.

2.2.1 
Schlüsselindikator Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) pro Kopf

Das BIP ist die in monetären Einheiten ausgedrückte 
Wirtschaftsleistung, die von gebietsansässigen produ-
zierenden Einheiten in einer Referenzperiode erbracht 
wird. Um eine Verzerrung des Produktionsvolumens 
durch Preisänderungen auszuschließen, wird als Schlüs-
selindikator das BIP preisbereinigt („real“) ausgewie-
sen. Das BIP wird hier aus zwei Gründen pro Einwohner 
gezeigt: einerseits wird der Einfluss der Bevölkerungs-
entwicklung auf Änderungen des BIP-Niveaus im Zeit-
verlauf berücksichtigt, andererseits wird der Vergleich 
mit Ländern unterschiedlicher Bevölkerungszahlen 
möglich.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf des BIP pro Kopf seit 2000 zeigt 
bis 2008 einen kontinuierlichen Anstieg. Nach dem krisen-
bedingten Einbruch verlief die Entwicklung jedoch eher 
flach. Langfristig wird der Verlauf daher nur tendenziell 
positiv gesehen. Da das BIP pro Kopf seit 2015 wieder posi-
tive Wachstumsraten aufweist (allerdings langsamer als 
für die EU-28) fällt auch die Bewertung der kurzfristigen 
Entwicklung tendenziell positiv aus.“

Das BIP pro Kopf wuchs reale seit 2000 um durchschnittlich 
etwa 0,9 % pro Jahr. Nach einem kontinuierlichen Wachs-
tum bis zum Jahr 2008 (durchschnittlich 1,7 % p.a.) brachte 
das Jahr 2009 im Zuge der weltweiten Wirtschafts- und 
Finanzkrise den stärksten realen Rückgang des BIP in der 
Nachkriegszeit (pro Kopf -4,0 %). Gründe dafür lagen im 
durch den internationalen Konjunktureinbruch beding-
ten Nachfragerückgang, der den heimischen Export v. a. 
zu Beginn 2009 massiv einbrechen ließ. Im Vergleich zum 
Durchschnitt der EU-28 und insbesondere zur ebenfalls 
exportorientierten deutschen Wirtschaft, kam Österreich 
aber gut durch das Krisenjahr, da die Industrieproduktion 
hierzulande weniger stark zurückging als im Nachbarland 
(BMWFJ, 2010). Dies zeigt sich auch in Grafik 6: In den Jah-
ren 2009-2011 konnten wieder Wachstumsimpulse erzielt 
werden. In Österreich erreichte die Wirtschaftsleistung 
2011 sogar erneut das Vorkrisenniveau.

KF  LF
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Nach der Erholung in den Jahren 2010 und 2011 verlor 
das Wirtschaftswachstum ab dem Jahr 2013 jedoch deut-
lich an Dynamik, was sich in Verbindung mit stärkeren 
Bevölkerungszuwächsen in diesem Zeitraum in einer rück-
läufigen Entwicklung des BIP pro Kopf niederschlug (siehe 
auch Grafik 7), 2013 und 2014 schrumpfte das Bruttoin-
landsprodukt pro Kopf. Erst seit 2015 konnte wieder ein 
positives Wachstum pro Kopf erreicht werden, im Jahr 
2017 wuchs das BIP pro Kopf erstmals wieder deutlich um 
1,9 %. Verwendungsseitig entwickelte sich 2017 die Nach-
frage nach Investitionsgütern am kräftigsten, aber auch 
von der Konsumnachfrage, die sich nach dem Krisenjahr 
2009 eher gedämpft entwickelt hatte, gingen 2017 das 
zweite Jahr in Folge wieder Impulse aus und auch die 
Steigerung der Exportnachfrage fiel deutlich stärker aus 
als in den Jahren davor.

Das Wachstum des BIP pro Kopf der EU-28 im Zeitraum 
2000-2017 war um rund 3,6 %-Punkte höher als in Öster-
reich. Das durchschnittliche Wachstum in diesem Zeit-
raum betrug für die EU-28 rund 1,1 % pro Jahr, für Öster-
reich 0,9 %. EU-weit befand sich die Wirtschaftsleistung 
zuletzt im Aufwärtstrend. 2017 wuchs die Wirtschaft der 
EU-28 inflationsbereinigt und pro Kopf um 2,3 %, Öster-
reich lag dabei mit 1,9 % im Mittelfeld. Betrachtet man 
jedoch das Niveau des BIP pro Kopf in Kaufkraftstan-
dards, so nahm Österreich 2017 im EU-28-Vergleich hin-
ter Luxemburg, Irland und den Niederlanden erneut den 
vierten Platz ein.

Grafik 7 zeigt die Entwicklung des nominellen und rea-
len BIP, des realen BIP pro Kopf sowie die Bevölkerungs-
entwicklung seit 2000. Obgleich die österreichische Wirt-
schaft seit 2010 durchschnittlich um 1,4 % pro Jahr wuchs, 

48 Als intelligentes Wachstum bezeichnet die Europa 2020-Strategie bessere Leistungen der EU in den Bereichen Bildung, Forschung und Inno-
vation, digitale Gesellschaft, siehe http://ec.europa.eu/europe2020/europe-2020-in-a-nutshell/priorities/smart-growth/index_de.htm

lag das Bevölkerungswachstum im selben Zeitraum bei 
durchschnittlich 0,7 %, wodurch das reale BIP pro Kopf 
eine geringe durchschnittliche Wachstumsrate von 0,7 % 
verzeichnete. Im Vergleich zum Vorjahr wuchs die öster-
reichische Wirtschaft 2017 um 2,6 %, die Bevölkerung um 
0,6 %, und das reale BIP pro Kopf um 1,9 %.

Grafik 7 
Bruttoinlandsprodukt (real), Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf (real), Bruttoinlandsprodukt (nominell) und 
Bevölkerungsentwicklung

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.

2.2.2 
Forschungsquote

Eines der Ziele der Europa 2020-Strategie der Europäi-
schen Union ist die Erhöhung der Forschungsquote der 
EU auf 3 % des BIP. Stärkere Investitionen in Forschung 
und Entwicklung sollen dazu beitragen, das Wachstum 
der Wirtschaft intelligent48 zu gestalten. Das nationale 
Ziel für Österreich sieht die Erhöhung der Forschungs-
quote auf 3,76 % des BIP vor. Wie aus Grafik 8 ersichtlich, 
liegt die Forschungsquote in Österreich 2018 noch dar-
unter bei 3,19 % des BIP. Seit 2000 konnten die Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung in % des BIP ausgehend 
von 1,89 % jedoch deutlich erhöht werden.

Es ist zu betonen, dass die Höhe der Ausgaben für For-
schung und Entwicklung alleine noch nicht ausreicht, 
um zu beurteilen, wie intelligent das Wachstum in einer 
Volkswirtschaft auch tatsächlich gestaltet wird. Dies hängt 
unter anderem immer auch davon ab, ob die Ausrichtung 
der Investitionen auf die wesentlichen Herausforderun-
gen der Gesellschaft, wie Klimawandel, Energie- und Res-
sourceneffizienz, Gesundheit und demografischer Wan-
del, gewährleistet ist.

Grafik 6 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.
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Grafik 8 
Bruttoinlandsausgaben für F&E in % des BIP

Q: STATISTIK AUSTRIA, F&E Statistik. 

2.2.3 
Schlüsselindikator Arbeitsproduktivität

In der Arbeitsproduktivität kommt der Wirkungsgrad 
der konkreten menschlichen Arbeit bei der Produktion 
materieller Güter und Dienstleistungen zum Ausdruck. 
Sie stellt das Verhältnis der produzierten Warenmengen 
zu der für ihre Produktion erforderlichen gesellschaftli-
chen Arbeit dar. Gemessen wird sie an der Menge der in 
einer bestimmten Zeit hergestellten Güter und Dienst-
leistungen und an der Arbeitszeit, die für die Herstel-
lung einer bestimmten Menge dieser Gebrauchswerte 
gesellschaftlich notwendig ist.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf der Arbeitsproduktivität seit 2000 
weist durchwegs nach oben und ist daher positiv zu sehen. 
Da die Entwicklung 2016 stagnierte und erst 2017 wieder 
ein Anstieg der Arbeitsproduktivität verzeichnet wurde, 
fällt die kurzfristige Bewertung nur tendenziell positiv aus.“

Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität je geleis-
teter Arbeitsstunde stieg von 2000 bis 2017 um durch-
schnittlich 1,2 % pro Jahr. Im Krisenjahr 2009 war ein mini-
maler Produktivitätsrückgang (-0,7 %) zu beobachten. 

2010 bis 2013 gab es wieder einen deutlichen Anstieg der 
Arbeitsproduktivität. Nach einem minimalen Plus 2014 
wuchs die Arbeitsproduktivität 2015 stark um 1,6 % zum 
Vorjahr. 2016 kam es zu keinem Anstieg der Arbeitspro-
duktivität, erst 2017 konnte die Arbeitsproduktivität wie-
der um 0,9 % erhöht werden. Im Vergleich zu Österreich, 
sank die Arbeitsproduktivität der gesamten EU-28 2009 
stärker (-1,4 %), stieg aber seither kontinuierlich an und 
verzeichnete 2017 ein Wachstum von 1,1 %.

Beeinflusst wird die Arbeitsproduktivität beispielsweise 
durch den durchschnittlichen Qualifikationsgrad oder 
die Produktionserfahrung der Arbeitskräfte, aber auch 
durch den technologischen Fortschritt in der Produktion. 
Andere Einflussfaktoren sind etwa die Entwicklungsstufe 
der Serien- und Massenproduktion, oder die Spezialisie-
rung des Produktionsprozesses.

Bei der Interpretation der Arbeitsproduktivität ist jedoch 
Vorsicht geboten. Die Bezeichnung impliziert nicht, dass 
mit der Messung der Produktivität auch das Zurechnungs-
problem gelöst sei. So ist eine Erhöhung der Arbeitspro-
duktivität in der Regel primär nicht die Folge einer Leis-
tungssteigerung des Faktors Arbeit, sondern wird vielmehr 
durch eine Vermehrung, beziehungsweise Verbesserung, 
des Einsatzes der Betriebsmittel bedingt sein. Dabei spielt 
die Wirkung des technischen Fortschrittes eine wesent-
liche Rolle. Die Leistungssteigerung des Faktors Arbeit 
beeinflusst die Arbeitsproduktivität nur sekundär.
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Grafik 9 
Arbeitsproduktivität (BIP je geleisteter Arbeits-
stunde)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.
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2.3 
Unbezahlte Produktion

Viele Dienstleistungen, die Haushalte für den Eigenbe-
darf produzieren, scheinen in klassischen Einkommens- 
und Produktionskennzahlen nicht auf. Dennoch stellen 
sie einen wichtigen Teil der ökonomischen Aktivität dar. 
Zu diesen Aktivitäten zählen z. B. putzen, kochen, Kin-
der- und Altenbetreuung, Arbeitswege u. a. Die Stig-
litz-Kommission fordert daher, dass vollständige Haus-
haltskonten als Satelliten der VGR das Bild ökonomischer 
Produktion vervollständigen.

Die Dimension der Nichtmarktproduktion liefert im Zeit-
verlauf auch wichtige Informationen über die Entwicklung 
der Funktion von Haushalten in der Gesellschaft. So wer-
den viele Dienstleistungen, die früher von Familienmit-
gliedern ausgeführt wurden, heute am Markt erworben. 
Diese Veränderung kommt in steigenden Einkommen (wie 
in den VGR gemessen) zum Ausdruck, stellt jedoch ledig-
lich eine Verschiebung der Nichtmarkt- auf die Marktpro-
duktion dar. In diesem Fall wird nicht mehr produziert, 
sondern mehr Produktion gemessen, die aber auch ent-
sprechend entlohnt wird.

2.3.1 
Schlüsselindikator Zeitaufwand für 
unbezahlte Arbeit

„Unbezahlte Arbeit“ setzt sich aus den Aktivitäten Haus-
haltsführung, Kinderbetreuung und Freiwilligenarbeit 
zusammen. Die Darstellung der Ergebnisse erfolgt in 
Stunden und Minuten für einen durchschnittlichen Tag 
(Montag bis Sonntag). Es wurden die Hauptaktivitäten 
über alle Personen in Österreich ab 19 Jahren ausge-
wertet. Die aktuellen Daten stammen aus der Zeitver-
wendungserhebung 2008 / 09. Neue Daten zur Zeitver-
wendung liegen zurzeit nicht vor.

Die Struktur der nicht-bezahlten Arbeit hat sich seit 1981 
stark verändert (siehe Grafik 10). Insgesamt blieb die Zeit, 
die für Nicht-Marktproduktion aufgebracht wurde, fast 
gleich. Frauen brachten zuletzt (2008/09) weniger Zeit 
für diese Art der unbezahlten Arbeit auf als noch 1981, 
Männer jedoch deutlich mehr. Dennoch bleibt ein klarer 
Geschlechterunterschied: Frauen leisteten 2008/09 im 
Schnitt pro Tag immer noch deutlich mehr an unbezahl-
ter Arbeit, nämlich fast doppelt so viel wie Männer. Ins-
gesamt brachten Frauen 4h53 pro Tag im Durchschnitt 
für nicht-bezahlte Arbeit auf, während es bei den Män-

nern 2h41 waren. Während Frauen deutlich mehr Zeit für 
unbezahlte Arbeit aufwenden, gehen sie in geringerem 
Stundenausmaß bezahlter Arbeit nach. Fast die Hälfte 
der berufstätigen Frauen und fast drei Viertel der berufs-
tätigen Frauen mit Kindern arbeitet in Teilzeit.

Ein Blick in die einzelnen Tätigkeitsbereiche der unbezahl-
ten Arbeit zeigt, dass ein Großteil der Zeit für die Haus-
haltsführung aufgebracht wurde, wobei hier wiederum 
ein deutlicher Geschlechterunterschied zu sehen ist: Wäh-
rend Frauen im Durchschnitt knapp 4 Stunden täglich für 
diese Aktivität aufbrachten, waren es bei den Männern 
nur 2 Stunden 10 Minuten.

Die nächste internationale Erhebungswelle der Zeit-
verwendungserhebungen ist für 2020 geplant. Derzeit 
arbeitet Statistik Austria im Rahmen einer Task Force 
unter der Führung von Eurostat an der Weiterentwick-
lung der Guidelines für diese neue Erhebungswelle. 
Ob Österreich an der Erhebungswelle 2020 mitwirken 
wird, ist derzeit noch offen und hängt von der nationa-
len Finanzierung ab.

Grafik 10 
Zeitaufwand für unbezahlte Arbeit: Haushalts-
führung, Kinderbetreuung, Freiwilligenarbeit

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung 2008 / 09.
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Grafik 11 
Unbezahlte Arbeit nach Art (2008 / 09)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung 2008 / 09.
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2.4 
Einkommen der privaten Haushalte

Stiglitz et. al. (2009) fordern, für die Bewertung des 
materiellen Wohlstands eines Landes insbesondere die 
privaten Haushalte in den Blick zu nehmen. Kennzah-
len zum Konsum und den Einkommen der Haushalte 
liefern hierfür wichtige Informationen. Die verfügba-
ren VGR-Daten zeigen für viele Länder der OECD und 
auch für Österreich, dass sich die Entwicklung der rea-
len Haushaltseinkommen bzw. des -konsums im Zeit-
verlauf häufig anders darstellt als jene des realen BIP.

Die Haushaltsdaten der VGR ermöglichen die Berücksich-
tigung von Zahlungsströmen zwischen den Sektoren (wie 
etwa von den Haushalten abgeführte Steuern, von der 
öffentlichen Hand erhaltene Sozialleistungen oder Zins-
zahlungen an bzw. von Finanzinstituten). Darüber hin-
aus reflektieren die Daten staatlich bereitgestellte Sach-
transfers wie etwa Gesundheitsdienstleistungen oder den 
Zugang zu Bildungseinrichtungen, die in Haushaltsbefra-
gungen wie Mikrozensus oder EU-SILC nicht einbezogen 
werden (es wird ausschließlich nach den monetären Ein-
kommen gefragt). Dadurch wird im internationalen Ver-
gleich auch die staatliche Umverteilung berücksichtigt.

Die erste Empfehlung der Stiglitz-Kommission (2009, S. 12) 
lautet daher: „When evaluating material well-being, look 
at income and consumption rather than production“. Wäh-
rend produktionsbezogene Indikatoren jeweils auf die 
Angebotsseite fokussieren, betreffen Einkommen und 
Konsum das originäre Ziel der Produktion, nämlich den 
Lebensstandard der Menschen eines Landes zu erhöhen. 
Dabei wird der Konsum (wie auch die Sparmöglichkei-
ten) vom Einkommen, das den Haushalten zur Verfügung 
steht, bestimmt. Das Haushaltseinkommen liefert somit 
ein Maß der für den Konsum und das Sparen verfügbaren 
Ressourcen eines Haushalts. Übersteigt der Konsum das 
verfügbare Einkommen, müssen entweder die Verbind-
lichkeiten erhöht oder die Aktiva vermindert werden. In 
beiden Fällen sinkt das Nettovermögen.

In den meisten EU-Staaten werden von den 
Regierungen bzw. Sozialversicherungen 
öffentliche Dienstleistungen und Güter 
entweder gratis oder zu wirtschaftlich nicht 
signifikanten Preisen zur Verfügung gestellt. 
Solche Sachleistungen erhöhen implizit das 
Einkommen bzw. den Konsum jener Haus-
halte, die davon profitieren.

Durch die Verwendung verfügbarer aggregierter VGR-
Daten kann die Entwicklung des materiellen Lebensstan-
dards eines „durchschnittlichen (privaten) Haushalts“ dar-
gestellt werden. Da das Verhältnis von öffentlichen und 
privat erstandenen Gütern und Dienstleistungen von 
Land zu Land variiert und auch die Sozialversicherun-
gen unterschiedlich ausgestaltet sind, ist es besonders 
für den internationalen Vergleich wichtig, soziale Sach-
transfers zu berücksichtigen. In den VGR werden die 
Sachtransfers im „verfügbaren Haushaltseinkommen“ 
und beim „Konsum der privaten Haushalte“ nach dem 
Verbrauchskonzept erfasst. Zwei Zusatzindikatoren zur 
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens auf der 
Aufkommensseite und der Verwendungsseite zeigen das 
Verhältnis von Arbeitnehmerentgelten, monetären Sozial-
leistungen und sozialen Sachtransfers.

2.4.1 
Schlüsselindikator Haushaltseinkommen

Für den Wohlstand der privaten Haushalte ist jenes 
Einkommen maßgeblich, das ihnen nach der Einkom-
mensumverteilung für die Befriedigung ihrer Bedürf-
nisse zur Verfügung steht. Die vom Staat und von den 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck bereitge-
stellten sozialen Sachtransfers (v. a. Gesundheits- und 
Bildungsdienstleistungen) werden beim Verbrauchs-
konzept als einkommensäquivalent behandelt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die langfristige Entwicklung des Indikators ist neutral 
zu bewerten. Zwar sind die realen Haushaltseinkommen 
heute höher als 2000, allerdings zeigt der Vergleich mit 
dem BIP-Wachstum, dass sich die Einkommen der ande-
ren Sektoren (Unternehmen, Staat) deutlich stärker entwi-
ckelten, als die Einkommen der privaten Haushalte. Da die 
Entwicklung insbesondere von 2016 auf 2017 im Gegen-
satz zum BIP pro Kopf sehr flach verlief, fällt die kurzfris-
tige Bewertung neutral aus.“

Gäbe es die Leistungen von Staat und privaten Organisa-
tionen ohne Erwerbszweck nicht, müssten die Einkom-
men ohne Sachtransfers nämlich genau um diesen Betrag 
höher sein, um das gleiche Wohlstandsniveau zu errei-
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chen. Die Berücksichtigung der Transferströme erleich-
tert zeitliche Vergleiche bei unterschiedlichen oder sich 
ändernden wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen 
und vervollständigt die Untersuchung der Rolle des Staa-
tes bei der Einkommensumverteilung. Da die Kaufkraft 
des Einkommens über die Zeit durch Preisänderungen 
verzerrt ist, wird das Einkommen kaufkraftbereinigt (d. h. 
„real“) ausgewiesen.49

Wie im Stiglitz-Bericht (2009, S. 94) ange-
merkt, führt das Phänomen der Globalisie-
rung zu großen Unterschieden zwischen Ein-
kommens- und Produktionsmaßen. Niveau 
und Entwicklung der Einkommen sind für 
den Lebensstandard der Menschen im Land 
wesentlicher als Höhe und Entwicklung der 
Produktion, weil Teile des in der Produktion 
generierten Einkommens ins Ausland fließen 
und manche Bewohnerinnen und Bewohner 
Einkommen aus dem Ausland beziehen. Das 
BIP als Indikator für die Produktion muss 
daher um Einkommensindikatoren ergänzt 
werden.

Das reale verfügbare Einkommen der Haushalte pro Kopf 
(inkl. sozialer Sachtransfers, nach dem Verbrauchskon-
zept) wuchs von 2000 bis 2017 durchschnittlich um 0,5 % 
pro Jahr. Die Kaufkraft der Haushalte entwickelte sich 
damit schwächer als die gesamte erbrachte Wirtschafts-
leistung (reales BIP pro Kopf: durchschnittlich +0,9 % pro 
Jahr) wie aus Grafik 12 ersichtlich. Die Einkommensent-
wicklung war zwischen dem Krisenjahr 2009 und 2017 

49 Zur Bereinigung der Einkommen wird der Konsumdeflator herangezogen, ein impliziter Preisindex des Konsums der privaten Haushalte nach 
dem Verbrauchskonzept.

insgesamt rückläufig (durchschnittlich -0,3 % pro Jahr), 
jedoch wirkte sich das Krisenjahr weit weniger negativ 
aus als dies beim BIP der Fall war. Nach einem deutlichen 
Anstieg 2016, stiegen die verfügbaren Einkommen 2017 
nur geringfügig um 0,1 %. Die im Vergleich zum BIP schwä-
chere Einkommensentwicklung im Beobachtungszeit-
raum ist, neben dem Einbruch der Vermögenseinkom-
men im Zuge der Wirtschaftskrise, vor allem auf die 
mäßigen Zuwächse der nominellen Arbeitnehmerent-
gelte sowie auf die im EU-Vergleich hohe Inflation 
zurückzuführen.

Grafik 13 zeigt die Zusammensetzung der verfügbaren 
Einkommen auf der Aufkommensseite (Komponenten, 
aus denen sich das gesamte Haushaltseinkommen zusam-
mensetzt) im Zeitverlauf. Die Haupteinkommensquelle 
der privaten Haushalte (nach dem Verbrauchskonzept) 
war 2017 die unselbständige Arbeit (46,4 %). Die sozia-
len Sachtransfers trugen rund ein Zehntel (12,2 %) zum 
Haushaltseinkommen (vor Abzug von Abschreibungen, 
Steuern und Sozialbeiträgen) bei. Zu diesen Sachtrans-
fers zählen wie erwähnt Gesundheits- oder Bildungs-
leistungen. 22,6 % der Einkommen speisten sich aus 
monetären Sozialleistungen und sonstigen laufenden 
Transfers, wobei die Sozialleistungen, zu denen etwa 
Kinderbetreuungsgeld, Arbeitslosenunterstützung oder 

Grafik 13 
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens 
(Verbrauchskonzept), Aufkommensseite (2000 und 
2017)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.

Grafik 12 
Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 
pro Kopf (real, Verbrauchskonzept)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.
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Familienbeihilfe zählen, den überwiegenden Teil aus-
machten. 12,6 % stammen aus Betriebsüberschüssen und 
Selbständigeneinkommen. 6,2 % flossen schließlich den 
Haushalten in Form von Vermögenseinkommen (z. B. Zin-
sen oder Dividenden) zu. Im Vergleich zu 2000 zeigen sich 
bei der Zusammensetzung der Einkommen kaum Verän-
derungen. Lediglich der Anteil der Vermögenseinkünfte 
ging von 10,3 % auf 6,2 % zurück, während die Anteile der 
sozialen Sachtransfers sowie der monetären Sozialleis-
tungen leicht anstiegen.

Auf der Verwendungsseite leitet sich das verfügbare 
Einkommen (nach dem Verbrauchskonzept) wie folgt 
ab  (Grafik 14): 66,8 % der Summe aus Primäreinkommen 
und sozialen Sachtransfers hatten die privaten Haus-
halte 2017 für Konsumzwecke netto zur Verfügung. Von 
den gesamten Einkommenszuflüssen wurden 10,3 % für 
Einkommen- und Vermögenssteuern, 19,1 % für Sozial-
beiträge und sonstige laufende Transfers sowie 3,8 % 
für Abschreibungen, Zinsen und Pachten verwendet.
Auch auf der Verwendungsseite zeigen sich kaum Unter-
schiede in der Zusammensetzung des verfügbaren Ein-
kommens zu 2000.

Grafik 14 
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens 
auf der Verwendungsseite (2000 und 2017) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR. 
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2.5 
Konsum der privaten Haushalte

50 Der implizite Preisindex des Konsums der privaten Haushalte folgt nach dem Verbrauchskonzept.

Der Konsum nach dem Verbrauchskonzept (Individual-
konsum) umfasst jene Güter, die den privaten Haushalten 
zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse unmittelbar dienen. 
Er entspricht dem Wert der Waren und Dienstleistungen, 
die den privaten Haushalten tatsächlich zur Verfügung 
stehen, selbst wenn der Erwerb dieser Waren und Dienst-
leistungen vom Staat oder von privaten Organisatio-
nen ohne Erwerbszweck finanziert wird (Sachtransfers).

Um eine Verzerrung des Konsumvolumens durch Preisän-
derungen auszuschließen, wird der Konsum analog zum 
Einkommen preisbereinigt ausgewiesen.50 Zudem wird 
der Schlüsselindikator als Konsum real pro Kopf gezeigt.

Durch die Darstellung des Konsums je Ein-
wohner wird einerseits der Einfluss der 
Bevöl-kerungsentwicklung auf Änderungen 
des Gesamtkonsums im Zeitverlauf berück-
sichtigt, andererseits wird dadurch der inter-
nationale Vergleich ermöglicht.

Zwei Zusatzindikatoren zu den Konsumausgaben privater 
Haushalte geben Aufschluss über die Zusammensetzung 
der Konsumausgaben nach Gütergruppen und sozialen 
Sachtransfers, sowie die monatlichen Verbrauchsausga-
ben nach Einkommen.

2.5.1 
Schlüsselindikator Haushaltskonsum

Ob und in welchem Ausmaß die privaten Haushalte 
ihre Bedürfnisse befriedigen können, ist ein wesent-
licher Aspekt bei der Beurteilung von Wohlstand. Für 
die privaten Haushalte stehen neben den verfügba-
ren Einkommen auch die vom Staat und von den pri-
vaten Organisationen ohne Erwerbszweck bereitge-
stellten sozialen Sachtransfers (v. a. Gesundheits- und 
Bildungsdienstleistungen) zum Konsum zur Verfügung. 
Um darzustellen, welche Güter den Haushalten tatsäch-
lich für den Konsum (=Bedürfnisbefriedigung) zur Ver-
fügung stehen, eignet sich daher der Indikator Konsum 
der privaten Haushalte nach dem Verbrauchskonzept. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf des privaten Konsums seit 2000 
ist eingeschränkt positiv zu sehen. Zwar wurden 2017 von 
den privaten Haushalten pro Kopf mehr Waren und Dienst-
leistungen zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse erworben als 
2000, allerdings war diese Entwicklung weniger dynamisch 
als jene des BIP. Die kurzfristige Bewertung fällt aufgrund 
des Anstiegs seit 2015 ebenfalls tendenziell positiv aus.“

Der reale Konsum pro Kopf nach dem Verbrauchskonzept 
(inkl. soziale Sachtransfers) wuchs seit 2000 durchschnitt-
lich um 0,7 % pro Jahr (siehe Grafik 15). Das durchschnittli-
che BIP-Wachstum pro Kopf von 2000 bis 2017 fiel mit 0,9 % 
p. a. etwas kräftiger aus. Der Haushaltskonsum pro Kopf 
konnte jedoch im Gegensatz zum BIP auch im Krisenjahr 
2009 leicht zulegen (+0,7 % pro Kopf), während das reale 
BIP pro Kopf einen starken Einbruch erlitt (-4,0 %). Das lag 
einerseits an wirtschaftspolitischen Maßnahmen (z. B. „Öko-
prämie“ bei Anschaffung eines neuen Pkw) und anderer-
seits daran, dass die Arbeitnehmereinkommen, die ja den 
Hauptbestandteil der Haushaltseinkommen ausmachen, 
weniger konjunkturreagibel sind, als etwa Betriebsüber-
schuss oder Vermögenseinkommen. In den Jahren danach 
wuchs der reale Konsum pro Kopf verhaltener als das BIP. 
2016 stieg der private Konsum erstmals seit 2012 im Ver-
gleich zum Vorjahr wieder leicht an, 2017 wuchs er um 0,9 %.

KF  LF

Grafik 15 
Konsum der privaten Haushalte pro Kopf (real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.
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Ein Großteil des Konsums der privaten Haushalte ent-
fiel 2017 auf nicht-dauerhafte Konsumgüter. Selbst nach 
Abzug der Ausgaben für Wohnen und Nahrungsmittel 
umfasste diese Position noch 45,2 % des privaten Kon-
sums nach dem Verbrauchskonzept.

Nahrungsmittel und nicht-alkoholische Getränke machten 
2017 7,7 % des Konsums aus, ebenso wie der Anteil langle-
biger Konsumgüter (wie beispielsweise Möbel und Haus-
haltsgeräte, Kraftfahrzeuge, Motorräder, Fahrräder oder 
Informationsverarbeitungsgeräte) mit 7,7 %. Auf das Woh-
nen entfielen 17,7 % des Haushaltsausgabens. Diese umfas-
sen Ausgaben für Miete, Strom, Wasser und Heizung. 21,8 % 
des Konsums schließlich speisten sich aus sozialen Sach-
transfers. Wie erwähnt, werden soziale Sachtransfers dem 
Konsum der Haushalte nach dem Verbrauchskonzept zuge-
rechnet. Es handelt sich dabei um den Konsum von Gütern, 
die den privaten Haushalten vom Staat oder von privaten 
Organisationen ohne Erwerbszweck unentgeltlich oder zu 
wirtschaftlich nicht signifikanten Preisen zur Verfügung 
gestellt werden. Andere nicht langlebige Konsumgüter, 
d.h. kurzlebige Konsumgüter (beispielsweise Bekleidung 
und Schuhe), Verbrauchsgüter (beispielsweise Güter für 
die Körperpflege) oder Dienstleistungen (beispielsweise 
im Bereich Freizeit, Unterhaltung, Kultur) machten insge-
samt 45,2 % der Konsumausgaben aus (Grafik 19).

Seit 2000 veränderte sich die Struktur des Konsums nur 
leicht. Der Posten „Wohnung, Wasser, Strom, etc.“ ging 
von 17,8 % auf 17,7 % zurück. Der Konsum langlebiger 
Konsumgüter fiel von rund 10,8 % auf 7,7 % zurück. Auch 
die Ausgabenposition „soziale Sachtransfers“ hat sich 
leicht reduziert: 2000 betrug ihr Anteil am Gesamtkon-
sum 22,6 %, 2017 waren es 21,8 %. Die größte Position der 
anderen nicht-langlebigen Konsumgüter lag 2000 bei 
39,3 %, 2017 waren es 45,2 %.

Die monatlichen Verbrauchsausgaben unterscheiden sich 
jedoch erheblich nach Einkommensgruppen. Als Zusatz-
information wurden daher mit der Überarbeitung des 

Indikatorensets 2017 die Verbrauchsausgaben der Haus-
halte nach Einkommensquartilen aufgenommen. Wie aus 
 Grafik 17 ersichtlich, verschieben sich mit geringem Ein-
kommen die Anteile der Ausgaben der Haushalte ver-
stärkt zu den Grundbedürfnissen Wohnen und Ernäh-
rung. 31,0 % bzw. 14,4 % für Wohnen bzw. Ernährung im 
untersten Einkommens-Quartil stehen 23,8 % bzw. 9,3 % 
im obstersten Einkommens-Quartil gegenüber. Einkom-
mensstarke Haushalte geben dagegen mehr für Verkehr 
und Freizeit aus (10,2 % bzw. 9,4% im untersten Quar-
til gegenüber 15,6 % bzw. 13,4% im obstersten Quartil).

Grafik 16 
Konsumausgaben der privaten Haushalte (Inlands-
konzept) nach Gütergruppen und sozialen Sachtrans-
fers (2000 und 2017)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.

Grafik 17 
Monatliche Verbrauchsausgaben nach Quartilen der Äquivalenzeinkommen

Q: STATISTIK AUSTRIA, Konsumerhebung 2014/15. - 1) Äquivalenzeinkommen und -ausgaben sind nach folgendem Schema berechnet: Erste 
erwachsene Person = 1, jede weitere Person im Haushalt ab 14 Jahren = 0,5, Kinder unter 14 Jahren = 0,3. - 2) Um einen Vergleich des Mietauf-
wands zwischen Haushalten mit unterschiedlichen Wohnformen (Eigentum/Miete) zu ermöglichen, werden für Erstwohnungen, für die keine tat-
sächlichen Mietausgaben existieren (Haus-, Wohnungseigentum, mietfreie Objekte) fiktive Mietwerte errechnet.
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2.6 
Produktive Aktivitäten und Arbeit

Produktive Aktivitäten umfassen sowohl bezahlte Arbeit 
als auch nicht-bezahlte Tätigkeiten. Da die Datenlage 
für letztere aber eher lückenhaft ist, zielen die hier dis-
kutierten Indikatoren auf den Arbeitsmarkt. Erwerbs-
tätigkeit ist sowohl eine der wichtigsten Grundlagen 
für den materiellen Lebensstandard als auch ein zen-
traler Bestandteil der Lebensqualität. Die Dimension 
Produktive Aktivitäten und Arbeit kann daher ebenso 
dem Bereich materieller Wohlstand wie dem Bereich 
der Lebensqualität zugeordnet werden. Mit dem Über-
arbeitungsprozess 2017 wurde die Dimension in den 
materiellen Wohlstand verschoben (siehe Kapitel 1.2). 

Es ist jedoch zu betonen, dass Arbeit nicht nur die mate-
rielle Grundlage des Lebens in Form eines regelmäßigen 
Einkommens liefert, sondern darüber hinaus die Möglich-
keit bietet, sich zu entwickeln, spezifische Fähigkeiten 
zu erwerben und sich in der Gesellschaft als nützlich zu 
erweisen. Insofern geht die Teilnahme am Arbeitsmarkt-
geschehen über den Aspekt der finanziellen Absicherung 
eines Haushalts hinaus.

WgÖ?-Schlüsselindikatoren für die Dimension produktive 
Aktivitäten und Arbeit sind die Erwerbstätigenquote, die 
auch den Schlüsselindikator der Europa 2020 Strategie für 
den Bereich Arbeitsmarkt darstellt, und die Arbeitslosen-
quote. Als Zusatzinformation wird die Jugendarbeitslo-
senrate dargestellt.

2.6.1 
Schlüsselindikator Erwerbstätigenquote

Zur erwerbstätigen Bevölkerung zählen alle Personen 
zwischen 20 und 64 Jahren, die zum Zeitpunkt der Befra-
gung mindestens eine Stunde pro Woche gegen Ent-
gelt oder zur Erzielung eines Gewinns arbeiteten oder 
nicht arbeiteten, aber einen Arbeitsplatz hatten, von 
dem sie vorübergehend abwesend waren. Präsenz- und 
Zivildiener gehen nicht in die Berechnung der Erwerbs-
tätigenquote ein.

Gremium externer 
Expertinnen und Experten:

„Seit 2004 erhöhte sich die Erwerbstätigenquote etwas. 
Die langfristige Entwicklung wird damit als tendenziell 
positiv eingeschätzt. Seit 2015 steigt die Erwerbstätigen-

quote wieder leicht an und nähert sich damit dem Europa 
2020-Zielpfad an, wodurch die kurzfristige Bewertung 
ebenfalls tendenziell positiv ausfällt.“

Im Zuge der Europa 2020 Strategie wurde die Erwerbstäti-
genquote als Leitindikator für die Beschäftigung definiert:

Bis 2020 sollen 75 % der 20- bis 64-Jährigen 
in Erwerbstätigkeit stehen. Das nationale Ziel 
liegt bei 77 %. Die Wahl des Indikators wurde 
in der Mitteilung der Kommission (Europäi-
sche Kommission, 2010) damit begründet, 
dass Beschäftigung multiple Effekte auf 
die Aspekte „wirtschaftliche Entwicklung“, 
„Lebensqualität“ und „soziale Eingliederung“ 
hat und somit einen Eckstein der sozioöko-
nomischen Entwicklung darstellt.

2017 lag die Erwerbstätigenquote in Österreich bei 75,4 %. 
Von 2004 bis 2008 war ein kontinuierlicher Anstieg die-
ser Quote zu beobachten. Im Wirtschafts- und Finanzkri-
senjahr 2009 gab es einen leichten Einbruch, der jedoch 
u. a. durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wie Kurz-
arbeit abgefedert werden konnte. Nach einem erneuten 
Rückgang 2014, stieg die Erwerbstätigenquote seit 2015 
wieder an, zuletzt um 0,6 %-Punkte. In der EU-28 gab es 
ebenfalls zwischen 2004 und 2008 einen deutlichen 
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Grafik 18 
Erwerbstätigenquote der 20-64-Jährigen

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.
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Anstieg der Erwerbstätigenquote. Der krisenbedingte 
Einbruch im Jahr 2009 konnte in den letzten Jahren auf-
geholt werden, 2017 lag die durchschnittliche EU-28-
Quote bei 72,2 % (2008 bei 70,3 %).

Der Trend zu einer höheren Erwerbsbeteiligung von 
Frauen hält dabei weiter an, wenngleich dieser überwie-
gend auf einer Zunahme der Teilzeitarbeit beruht. Auch im 
nationalen Reformprogramm der Bundesregierung (BKA, 
2018) wird die mit dem Konjunkturaufschwung verbun-
dene Entspannung auf dem Arbeitsmarkt im Jahr 2017 
dargestellt, insbesondere bei Jugendlichen. Die Schwer-
punkte der Arbeitsmarktpolitik der neuen Bundesregie-
rung liegen bei Maßnahmen für ältere Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer sowie Maßnahmen zur Steigerung 
der Erwerbsbeteiligung von Frauen. 

Grafik 19 
Erwerbstätigenquote der 20-64-Jährigen nach 
Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung.

In Österreich lag die Erwerbstätigenquote der Frauen 2017 
bei 71,4 %. Jene der Männer betrug 79,4 %. Die Quote der 
Männer stieg zwischen 2009 und 2013 nur geringfügig 
an, ging 2014 leicht zurück und stieg seit 2015 wieder 
an. Die Erwerbstätigenquote der Frauen lag 2004 noch 
bei 63 % und stieg seit 2009 jährlich um durchschnittlich 
0,6 %. Der Abstand zwischen der Erwerbstätigenquote von 
Frauen und Männern war aber auch 2017 mit 8%-Punk-
ten noch beträchtlich.

Zur Erreichung des Europa 2020 Ziels wurden auf euro-
päischer Ebene einige Maßnahmen gesetzt, die mit den 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) und des Euro-
päischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 
unterstützt werden (European Commission 2012). Dar-
unter fallen Maßnahmen wie die Anpassung der Quali-
fikation der Arbeitnehmerinnen und -nehmer und der 
Unternehmen an sich verändernde Umweltfaktoren, die 
Bekämpfung insbesondere der Jugendarbeitslosigkeit, die 

51 Bis zu einer Karenzierungsdauer von maximal 22 Monaten.

berufliche Integration beeinträchtigter Personen oder die 
Integration arbeitsmarktferner Personen.

2.6.2 
Schlüsselindikator Arbeitslosigkeit

Die Arbeitslosenquote ist als der prozentuale Anteil 
der Arbeitslosen zwischen 15 und 74 Jahren an den 
Erwerbspersonen (Erwerbstätige + Arbeitslose) defi-
niert. Dabei werden die Kriterien der Internationa-
len Arbeitsorganisation (ILO) zugrunde gelegt. Beim 
ILO-Konzept gilt eine Person als erwerbstätig, wenn sie 
in der Referenzwoche mindestens eine Stunde gearbei-
tet oder wegen Urlaub, Krankheit usw. nicht gearbei-
tet hat, aber ansonsten einer Beschäftigung nachgeht. 
Personen in Elternkarenz mit aufrechtem Dienstverhält-
nis51, gelten als erwerbstätig. Als arbeitslos gilt, wer in 
diesem Sinne nicht erwerbstätig ist, aktive Schritte zur 
Arbeitssuche tätigt und kurzfristig zu arbeiten begin-
nen kann.

Gremium externer 
Expertinnen und Experten:

„Die langfristige Bewertung fällt neutral aus, da über 
den gesamten Beobachtungszeitraum keine wesentli-
che Veränderung der Arbeitslosenquote erkennbar ist. 
Die kurzfristige Bewertung der Arbeitslosenquote fällt 
aufgrund des Rückgangs im Zeitraum 2015 bis 2017 und 
des im europäischen Vergleich niedrigen Niveaus ten-
denziell positiv aus.“

In Österreich verlief die Entwicklung der Arbeitslosig-
keit seit 2004 in mehreren Phasen. Nach einem kontinu-
ierlichen Rückgang der Quote zwischen 2004 und 2008, 
stieg diese 2009 krisenbedingt wieder an. In den Jahren 
darauf entspannte sich die Arbeitsmarktsituation etwas. 
Nach einem Anstieg der Arbeitslosenrate 2012-2016, ging 
die Arbeitslosigkeit 2017 aufgrund der besseren konjunk-
turellen Lage erstmals wieder zurück auf 5,5 %. Teil des 
diesjährigen Sonderkapitel beschäftigt sich ausführlich 
mit den angebotsseitigen und nachfrageseitigen Ent-
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt in Österreich.

Arbeitslosigkeit stellt in der Europäischen Union nach 
wie vor eine der größten Herausforderungen dar. Nach 
Jahren ökonomischer Krise und der Rückkehr der Rezes-
sion 2012, erreichte die Arbeitslosigkeit in der EU-28 2013 
einen neuen Spitzenwert von 10,9 %. Seither ging die 
Quote jedoch wieder zurück und lag 2017 bei 7,6 %, bei 
insgesamt sehr unterschiedlichen Entwicklungen in den 
Mitgliedstaaten (siehe Kapitel 5.2)
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.

Auch ein Blick auf die Jugendarbeitslosigkeit zeigt eine 
ähnliche Entwicklung: Die Situation für junge Menschen 
zwischen 15 und 24 ist in Österreich vor wie nach der 
Wirtschaftskrise deutlich günstiger als in den meisten 
Vergleichsländern und in der EU-28 insgesamt. In der EU 
ging die Jugendarbeitslosenquote jedoch bereits seit 
2014 deutlich zurück auf 16,8 % in 2017 (2013 lag sie noch 
bei 23,7 %). In Österreich konnte erst 2017 ein Rückgang 
der Jugendarbeitslosenrate erreicht werden. Dieser fällt 
dafür sehr deutlich aus, die Jugendarbeitslosenrate sank 
2017 um 1,4 %-Punkte auf 9,8 %.

Die duale Ausbildung (Lehre) sowie eine Reihe von Initia-
tiven wie beispielsweise die Ausbildungsgarantie konn-
ten dazu beitragen, das Problem der Jugendarbeitslo-
sigkeit in Österreich vergleichsweise gering zu halten. 
Begünstigend kommen ein gut funktionierendes System 
der schulischen beruflichen (Aus-) Bildung sowie demo-
graphische Faktoren hinzu. (BMASK 2014). Zudem gilt für 
Jugendliche in Österreich seit Juli 2017 die Ausbildungs-

pflicht, welche sicherstellt, dass Jugendliche auch nach 
Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht eine weitere Aus-
bildung erhalten.

Grafik 21 
Arbeitslosigkeit der 15-24-Jährigen (ILO-Definition)

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.

Auch seitens der Europäischen Union wurden Initiativen 
gesetzt, die sich teilweise an den österreichischen Maß-
nahmen orientieren: Vom Europäischen Rat wurde im 
Februar 2013 eine Beschäftigungsinitiative für junge Men-
schen angeregt. Diese stellt eine Ergänzung zu anderen 
Projekten dar, die auf nationaler Ebene durchgeführt und 
teils vom Europäischen Sozialfonds unterstützt werden. 
Der Rat (Europäische Kommission 2012) schlägt in seiner 
Empfehlung die Einführung einer Jugendgarantie vor, 
mit dem Ziel, allen unter 25-Jährigen innerhalb von vier 
Monaten nach Abschluss ihrer formalen Ausbildung oder 
nach Verlust ihres Arbeitsplatzes ein gutes Angebot für 
eine Arbeits-, Ausbildungs- oder Praktikumsstelle bzw. 
für eine Weiterbildung machen zu können.

Grafik 20 
Arbeitslosigkeit der 15-74-Jährigen 
 (ILO-Definition)

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung.

0

2

4

6

8

10

12

20
04

20
06

20
08

20
10

20
12

20
14

20
16

Österreich
EU-28in

 %
 d

er
 1

5–
74

 jä
hr

ig
en

E
rw

er
bs

pe
rs

on
en

 

5,5

7,6

20
17

 

6

8

10

12

14

20
04

20
06

20
08

20
10

20
12

20
14

20
16

Insgesamt
Männer
Frauen

in
 %

 d
er

 1
5–

24
 jä

hr
ig

en
E

rw
er

bs
pe

rs
on

en
 

4

8,7

10,8

20
17

 

9,8



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

77

2.7 
Verteilungsaspekte

52 Quartile teilen die Verteilung in vier gleich große Gruppen, so dass jeweils 25 % der Daten in die vier durch die Quartilsgrenzen (1. Quartil, 
Median und 3. Quartil) bestimmten Gruppen fallen. Das erste Einkommenquartil gibt somit jene Einkommensgrenze an, unter der die Ein-
kommen von 25 % der unselbständig Beschäftigten liegen. Das oberste Einkommensquartil jene Einkommensgrenze, unter der die Einkom-
men von 75 % der unselbständig Beschäftigten liegen.

53 Dieser Wert entspricht der Grenze, unter der die 25 % der  niedrigsten Einkommen liegen.

Fragen der Verteilung materieller Ressourcen und 
gesellschaftlicher Disparitäten stehen immer wieder 
im Blickpunkt des öffentlichen Diskurses. Dies betrifft 
insbesondere verteilungspolitisch relevante Themen 
der Fiskal- und Steuerpolitik, der Lohnpolitik oder der 
Sozialpolitik. Die Bewertung des materiellen Wohlstands 
kann nicht bei der Darstellung durchschnittlicher (aggre-
gierter) Einkommen stehenbleiben, sondern muss auch 
deren Verteilung widerspiegeln. Einkommen, Konsum 
und Wohlstand müssen daher jeweils von Indikatoren 
flankiert werden, die diesen Aspekt reflektieren.

Verteilungsmaße sind daher auch ein wesentlicher Teil des 
WgÖ?-Indikatorensets. Eine objektive Beschreibung der Ein-
kommensverteilung erfordert eine klare Unterscheidung 
zwischen Einkommen vor und nach staatlichen (aber auch 
privaten) Transfers. Die für WgÖ? ausgewählten Schlüs-
selindikatoren versuchen beide Aspekte der Verteilung 
näherungsweise zu beleuchten: Der erste Schlüsselindika-
tor stellt die Entwicklung der hohen und niedrigen preis-
bereinigten Bruttojahreseinkommen der unselbständig 
Beschäftigten dar. Er beleuchtet somit die primäre (unmit-
telbar aus dem Marktprozess entstehende) Verteilung der 
Einkommen (unselbständig Erwerbstätiger) auf Basis von 
Lohnsteuerdaten. Wichtiges Entscheidungskriterium für 
diese Maßzahl war insbesondere die hohe Qualität der 
Quelle. Als zweiter Schlüsselindikator wurde das Verhält-
nis des obersten zum untersten Einkommensquintils der 
verfügbaren Netto-Jahreshaushaltseinkommen gewählt. 
Dieser Indikator gibt Aufschluss über die sekundäre (also 
die staatlichen Umverteilungsmaßnahmen berücksichti-
gende) Verteilung auf Basis von Haushaltsdaten (EU-SILC). 
Als dritter Schlüsselindikator gibt der Gender Pay Gap, wel-
cher geschlechtsspezifische Unterschiede in der Lohn-
struktur misst, Auskunft über die Ungleichverteilung der 
Einkommen von Frauen und Männern. 

Die Dimension Verteilung ist im WgÖ?-Indika-
torenset somit mit insgesamt drei Schlüssel-
indikatoren vertreten: der realen Entwicklung 
der hohen und niedrigen Bruttojahreseinkom-
men, dem S80/S20 Einkommensquintil-Ver-
hältnis und dem Gender Pay Gap.

Schließlich wird über die Verteilung der Einkommen hin-
aus, auf Basis des von der OeNB erhobenen Household, 
Finance and Consumption Survey auch Auskunft über 
die Verteilung der Vermögen gegeben. Drei Zusatzindi-
katoren zur Vermögensverteilung ergänzen das Indika-
torenset in der Dimension Verteilung.

2.7.1 
Schlüsselindikator Hohe und niedrige 
Bruttojahreseinkommen

Gezeigt wird die Entwicklung der inflationsbereinigten 
Bruttojahreseinkommen von unselbständig Erwerbstä-
tigen. Dabei werden das unterste und das oberste Ein-
kommens-Quartil einander gegenübergestellt.52

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Seit 2000 kann ein Auseinanderdriften von niedrigen 
und hohen Einkommen der unselbständig Erwerbstätigen 
beobachtet werden. Diese Entwicklung wird daher in der 
Langfristbetrachtung kritisch bewertet. Die kurzfristige 
Bewertung fällt neutral aus, da die Spreizung der hohen 
und niedrigen Einkommen trotz des deutlichen Anstiegs 
der Teilzeitquote seit 2013 nahezu unverändert blieb.“

Die alleinige Betrachtung der Lohneinkommen reicht frei-
lich nicht aus, um die Frage befriedigend zu beantworten, 
ob eine Schere bei der Verteilung materieller Ressourcen 
insgesamt aufgeht. Jedoch sind die Lohneinkommen in 
den Lohnsteuer- bzw. Hauptverbandsdaten vollständig 
enthalten und liefern insofern eine solide Grundlage für 
die Verteilung innerhalb der Gruppe der unselbständig 
Beschäftigten.

Grafik 22 zeigt die inflationsbereinigte Entwicklung der 
hohen und niedrigen Einkommen. Hier ist ersichtlich, dass 
die Einkommen des ersten Einkommensquartils53 bis 2005 
deutlich zurückgegangen sind, aber bis 2007 wieder etwas 
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aufholten. Seit 2008 gingen diese Einkommen wieder 
stark zurück und lagen 2016 16,5 % unter jenen des Jah-
res 2000. Die Einkommen des obersten Quartils stiegen 
seit 2000 um insgesamt 1,8 % an.

Die Darstellungsweise aggregierter Jahres-
einkommen führt dazu, dass sich Struktur-
effekte wie steigende Teilzeitquoten oder 
Saisonarbeit, aber auch der Eintritt billiger 
Arbeitskräfte in den Arbeitsmarkt insbeson-
dere in den unteren Einkommensgruppen 
abbilden.

So stieg beispielsweise die Erwerbstätigenquote (der 
15-64-Jährigen) zwischen 2000 und 2016 von 68,3 % auf 
71,5 %. Die Teilzeitquote der unselbständig Beschäftigten 
stieg zwischen 2000 und 2016 von 16,4 % auf 28,9 % und 
lag um 75,5 % über dem Ausgangswert (indizierte Werte 
in Grafik 22 zu sehen).

Das Auseinanderdriften hoher und niedriger 
Bruttojahreseinkommen kann daher nicht 
in erster Linie auf eine wachsende Ungleich-
heit zurückgeführt werden, sondern reflek-
tiert vor allem eine veränderte Struktur des 
 Arbeitsmarkts.

Grafik 23 verdeutlicht die Veränderung der Struktur des 
Arbeitsmarkts und stellt die Bedeutung von Teilzeitbe-
schäftigung für Männer und Frauen mit und ohne Kinder 
unter 15 Jahren dar. Während die Teilzeitquote bei den 
Frauen insgesamt 2017 bei 47,4 % lag (seit 2000 Anstieg 
um 15,3 %-Punkte), waren es bei den Männern nur 10,6 % 
(Anstieg um 6,9 %-Punkte). Die Teilzeitquote der Frauen 
mit Kindern stieg seit 2000 von 51,2 % auf 72,4 %. Bemer-
kenswert ist auch, dass während über den gesamten 
Beobachtungszeitraum deutlich mehr Frauen mit Kin-
dern in Teilzeit arbeiteten als Frauen insgesamt, es sich 
bei den Männern entgegengesetzt verhielt und die Teil-
zeitquote der Männer mit Kindern niedriger war als jene 
der Männer insgesamt.

Grafik 23 
Teilzeitquoten der 15-64-Jährigen insgesamt und mit 
Kindern, nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA. - Bis 2003 Mikrozensus, Durchschnitt der 
Erhebungen im März, Juni, September und Dezember. - Ab 2004 
Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung.

Teilweise kann der Einfluss dieser Struktureffekte auf die 
Einkommensentwicklung ausgeblendet werden, wenn 
nur jene Personen berücksichtigt werden, die ganzjäh-
rig vollzeitbeschäftigt waren. Wie die folgende Grafik 24 
zeigt, stiegen die inflationsbereinigten Einkommen des 
untersten Quartils (ganzjährig vollzeitbeschäftigt) zwi-
schen 2004 und 2009 leicht, gingen in den Folgejahren 
wieder zurück, und wuchsen seit 2014 wieder. 2016 lagen 
sie 6,6 % über dem Ausgangsniveau von 2004. Eine ähnli-
che Entwicklung ist auch für das oberste Quartil zu beob-
achten. Allerdings stiegen die Einkommen hier bis 2009 
weit stärker an und lagen 2016 immerhin rund 9,6 % über 
dem Ausgangswert von 2004. Somit ist ersichtlich, dass 
sich die Schere auch bei Ausblendung der arbeitsmarkt-
bezogenen Struktureffekte zwischen hohen und niedri-
gen Einkommen (bei unselbständig Beschäftigten) leicht 
geöffnet hat.

Grafik 22 
Entwicklung der hohen und niedrigen Brutto-
jahreseinkommen (real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, 2016, Lohnsteuer- / HV-Daten und Verbrau-
cherpreisindex 1996, MZ-Arbeitskräfteerhebung. - Erwerbstätigen-
quote: Zeitreihenbruch im Jahr 2004. - Lehrlinge sind ausgeschlossen.
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Betrachtet man die Bruttostundenverdienste von Beschäf-
tigten in der Privatwirtschaft auf Basis der alle vier Jahre 
stattfindenden Verdienststrukturerhebung, so zeigt sich, 
dass der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten von 14,1 % 
(2006) auf 14,8 % (2014) gestiegen ist, im Vergleich zu 
2010 (15,1 %) ging der Anteil der Niedriglohnbeschäftig-
ten zuletzt jedoch leicht zurück.54

Grafik 24 
Entwicklung der hohen und niedrigen Bruttojahres-
einkommen (real) der ganzjährig Vollzeitbeschäf-
tigten

Q: STATISTIK AUSTRIA, 2013, Lohnsteuer- / HV-Daten und VPI.

2.7.2 
Schlüsselindikator Verhältnis der 
Einkommensquintile (S80/S20)

Quantilsverhältnisse beschreiben das Verhältnis des 
Einkommens gleich großer Einkommensgruppen. Der 
WgÖ? Schlüsselindikator S80 / S20 vergleicht den Ein-
kommensanteil der reichsten 20 % mit jenem der ärms-
ten 20 %. Je stärker der Quotient von 1 abweicht, desto 
ungleicher sind die Einkommen zwischen diesen bei-
den Bevölkerungsgruppen verteilt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da sich das Einkommensquintilsverhältnis seit 2008 kaum 
verändert hat, wird die langfristige Entwicklung der sekun-
dären Haushaltseinkommen neutral eingestuft. Die Bewer-

54 Zu den Niedriglohnbeschäftigten zählt, wer weniger als zwei Drittel des Medianlohns verdient (Niedriglohngrenze: 2006 7,65 €, 2010 8,52 €, 
2014 9,24 € brutto pro Stunde).

55 Dabei geht man einerseits von einer gewissen Kostenersparnis bei zunehmender Haushaltsgröße aus (ein 2-Personen-Haushalt braucht nicht 
2 Kühlschränke), andererseits wird das Alter der Haushaltsmitglieder berücksichtigt: die erste Person erhält ein Gewicht von 1, jede weitere 
(erwachsene) Person 0,5 und Kinder unter 14 Jahren 0,3.

56 Die Jahreszahlen in Grafik 25 beziehen sich auf das Referenzsjahr.
57 Verfügbare Einkommen inkl. erhaltener und abzüglich geleisteter Privattransfers.

tung der kurzen Frist (2015 bis 2017) fällt aufgrund des 
Anstieges seit 2015 tendenziell negativ aus.“

Unter „Einkommen“ wird hier das äquivalisierte verfüg-
bare Netto-Haushaltseinkommen (inkl. monetärer Sozial-
transfers aber ohne Sachtransfers) verstanden. Um Haus-
halte unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung 
vergleichbar zu machen, wird das äquivalisierte Haus-
haltseinkommen berechnet. Damit wird das verfügbare 
Haushaltseinkommen dem Einkommen einer alleinste-
henden Person vergleichbar gemacht.55 Der Referenzzeit-
raum ist das Jahr vor der Befragung, d. h. aus der derzeit 
aktuellen Befragung des Jahres 2018 stehen Daten zum 
Einkommen im Jahr 2017 zur Verfügung.56

Das Einkommensquintilsverhältnis wird in Grafik 25 abge-
bildet. Zwischen 2008 und 2017 lässt sich keine Öffnung 
der Einkommensschere aus den Daten ablesen. Zuletzt 
waren die sekundären Einkommen57 des reichsten Ein-
kommensquintils 4,3 mal so hoch, wie jene des ärmsten. 
Dieser Wert ist seit Beginn der Beobachtungsreihe 2008 
praktisch unverändert, 2017 kam es im Vergleich zum Vor-
jahr zu einem (auf 95 %-Niveau jedoch nicht signifikan-
ten) leichten Anstieg von 4,1 auf 4,3.
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Grafik 25 
S80 / S20 Einkommensquintil-Verhältnis der 
verfügbaren Netto-Jahreshaushaltseinkommen 
(Personen bis 64 Jahre)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendba-
ren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde.
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Verteilungsdaten auf Mikro-Datenbasis (aus 
Haushaltserhebungen) sind aus unterschied-
lichen Gründen mit Vorsicht zu interpretie-
ren: Insbesondere ist von einer Unterschät-
zung der Ungleichverteilung auszugehen, da 
Haushalte mit sehr hohen Einkommen und 
Vermögen schwierig für Erhebungen zu ge-
winnen sind bzw. von einer Zufallsstichprobe 
kaum erfasst werden können.

Stärkere Aussagekraft gewinnt der Indikator im EU-Ver-
gleich: Im Durchschnitt hatte die EU-Bevölkerung im 
obersten Quintil rund fünfmal mehr Einkommen, als jene 
im untersten. Österreich befand sich 2017 mit einem Ver-
hältnis von 4,3 deutlich unter EU-Durchschnitt. Das P90 / 
P10-Verhältnis gibt im Vergleich dazu das Verhältnis der 
Grenzen des neunten Dezils zu dem des ersten Dezils an.58 
Auch dieser Wert hat sich seit 2008 wenig geändert und 
liegt für Österreich 2017 bei 3,3. 

Eine weitere zentrale Kennzahl für die Einkommenskon-
zentration ist der Gini-Koeffizient. Er nimmt bei totaler 
Gleichverteilung der Einkommen den Wert 0 und bei 
totaler Konzentration auf einen Einzelfall 100 an. Gra-
fik 29 stellt die Entwicklung des Gini-Koeffizienten für 
das verfügbare Äquivalenzeinkommen in Österreich und 
der EU-27 im Zeitraum 2003-2017 dar.59 Nach dem durch 
die Verwendung von Verwaltungsdaten für die Einkom-
menserhebung bedingten Zeitreihenbruch in 2008, liegt 

Grafik 26 
Gini-Koeffizient des verfügbaren Äquivalenz-
einkommens der Haushalte

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU‑SILC 2000‑2017; Eurostat. - Zeitreihen-
bruch 2008.

58 Im Vergleich zum Einkommensquintilsverhältnis S80/S20 vergleicht der Indikator P90 / P10 nicht die Summe der höchsten Einkommen mit 
jenen der niedrigsten, sondern setzt die Grenzwerte, die das unterste und das oberste Dezil bestimmen, ins Verhältnis. Für die EU-Länder wird 
der Verteilungsindikator des Einkommensquintilsverhältnis jedoch häufiger betrachtet.

59 Für das Aggregat der EU-28 stehen die Daten erst ab 2010 zur Verfügung, zur Darstellung dieses Indikators wird daher das Aggregat der EU-27 
(ohne Kroatien) verwendet.

der Gini-Koeffizient in Österreich seit 2009 relativ stabil 
auf etwa demselben Niveau wie zu Beginn des Beobach-
tungszeitraumes. Dabei fällt die Einkommenskonzentra-
tion 2017 in Österreich mit einem Gini-Koeffizienten von 
27,9 geringer aus als im EU-27 Durchschnitt (30,3).

Im Vergleich dazu liegt der Gini-Koeffizient vor Sozialtrans-
fers, Abgaben und Privattransfers bei 37,5 – also deutlich 
über jenem des verfügbaren Äquivalenzeinkommens der 
Haushalte von 27,9. 

2.7.3 
Schlüsselindikator Gender Pay Gap

Der Gender Pay Gap wurde 2016 zum Schlüsselindikator 
des WgÖ?-Indikatorensets aufgewertet. Der geschlechts-
spezifische Lohnunterschied (ohne Anpassungen) 
beschreibt die Differenz zwischen den durchschnittli-
chen Bruttostundenverdiensten der männlichen und der 
weiblichen Beschäftigten in Prozent der durchschnittli-
chen Bruttostundenverdienste der männlichen Beschäf-
tigten. Der Gender Pay Gap misst demnach den Anteil, den 
Frauen brutto pro Stunde weniger verdienen als Männer.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da sich der Gender Pay Gap in den vergangenen 10 Jah-
ren kontinuierlich an den Vergleichswert der EU-27 annä-
hert, wird die langfristige Entwicklung als tendenziell posi-
tiv eingestuft.  Auch die Bewertung der kurzen Frist fällt 
aufgrund des Rückgangs seit 2014 tendenziell positiv aus, 
wenngleich die geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede 
im internationalen Vergleich nach wie vor sehr hoch aus-
fallen und der Rückgang nur sehr langsam voran geht.“

Der Schlüsselindikator „Gender Pay Gap“ ist einer aus einer 
Reihe von Gender Equality Indikatoren, die zur Messung 
der Geschlechtergleichstellung in der EU herangezogen 
werden. Der Indikator bezieht sich auf alle unselbständig 
Beschäftigten in Unternehmen mit 10 und mehr Beschäf-
tigten in der Privatwirtschaft. Beschäftigte in der Land- 
und Forstwirtschaft sowie in der öffentlichen Verwaltung 
werden nicht berücksichtigt.

Basis für die Berechnung sind die Bruttostundenver-
dienste, da diese aussagekräftige Vergleiche unabhän-
gig von der Arbeitszeit (Voll-/Teilzeit) ermöglichen. Der 
Schlüsselindikator wurde als „unbereinigt“ (ohne Anpas-
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sungen) definiert, d. h. er berücksichtigt keine Unter-
schiede im Hinblick auf die Beschäftigungsstruktur, son-
dern stellt ein Gesamtbild der geschlechtsspezifischen 
Lohnungleichheiten am Arbeitsmarkt dar.

Gemäß dem EU-Indikator „Gender Pay Gap“ betrug der 
geschlechtsspezifische Verdienstunterschied (ohne Anpas-
sungen) gemessen an den Bruttostundenverdiensten in 
der Privatwirtschaft 2016 in Österreich 20,1 % (siehe Gra-
fik 27). Seit Beginn des Beobachtungszeitraums 2006 
(25,5 %) ist dieser Wert langsam aber kontinuierlich zurück-
gegangen. Dennoch schlagen sich die damit verbunde-
nen Einkommensnachteile sowie die unterschiedlichen 
Beschäftigungschancen von Frauen und Männern letztlich 
in für Frauen niedrigeren Pensionen und in einem höhe-
ren sozialen Risiko nach wie vor deutlich nieder (Lamei 
&  Skina-Tabue 2011).

Als Zusatzinformation wird dem Gender Pay Gap in unbe-
reinigter Form der „bereinigte“ Gender Pay Gap gegen-
über gestellt60. Berücksichtigt man den Einfluss verschie-
dener Faktoren auf den Gender Pay Gap, so zeigt sich, 
dass basierend auf den Daten der Verdienststrukturerhe-
bung 2014 insgesamt 8,6 %-Punkte  durch beobachtbare 
Unterschiede erklärt werden können. Der größte Teil des 
erklärten Lohnunterschieds kann dabei auf die branchen- 
und berufsspezifische Segregation des Arbeitsmarktes 
zurückgeführt werden. Ein weiterer Teil beruht auf Unter-
schieden betreffend das Ausbildungsniveau, das Alter, 
die Dauer der Unternehmenszugehörigkeit, das Ausmaß 
der Beschäftigung oder die Art des Arbeitsvertrags. Der 
große Rest von 13,6 %-Punkten – der bereinigte Gender 
Pay Gap – kann dagegen nicht durch die im Modell ent-
haltenen Merkmale erklärt werden.

60 Das Lohndifferential wurde mit Hilfe der Oaxaca-Blinder-Dekomposition in einen erklärten und einen unerklärten Teil zerlegt. Der erklärte Teil 
bezeichnet jenen Teil des Gender Pay Gap, der auf die ungleiche Verteilung von Frauen und Männern hinsichtlich der beobachteten Merkmale 
zurückgeführt werden kann. Der unerklärte Teil ist dagegen jener Teil, der nicht auf den in das Modell einbezogenen sozioökonomischen Fak-
toren beruht.

Der Vergleich verdeutlicht, dass der geschlechtsspezifi-
sche Lohnunterschied in Österreich nur zum Teil die Folge 
von strukturellen Ungleichheiten ist (Geisberger & Gla-
ser 2014). Bei der Interpretation ist zudem zu berücksich-
tigen, dass die Bereinigung um beobachtbare Faktoren 
letztlich eine rein rechnerische ist, da geschlechtsspezi-
fische Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt bewusst 
herausgerechnet werden. Real bleiben die Unterschiede 
und damit auch das Lohngefälle bestehen. Weiter ist zu 
bedenken, dass fast die Hälfte der Frauen und fast drei 
Viertel der Frauen mit Kindern in Teilzeit arbeiten (siehe 
Grafik 23), sodass die Monatsgehälter von Frauen noch 
weiter unter jenen der Männer liegen und damit auch 
die Pensionshöhe.

Betrachtet man den Gender Pay Gap im internationalen 
Vergleich, dann zählt Österreich zu den Ländern mit den 
größten Lohn- und Gehaltsunterschieden. Auch 2016 fiel 
der geschlechtsspezifische Lohnunterschied in der EU-27 
mit durchschnittlich 16,3  % deutlich geringer aus als in 
Österreich, das im EU-Vergleich 2016 an fünfter Stelle 
steht –vor dem Vereinigten Königreich (21,0 %), Deutsch-
land (21,5 %), der Tschechischen Republik (21,8 %) und Est-
land ( 25,3 %) (siehe auch Kapitel 5.2).

2.7.4 
Verteilung der privaten Vermögen

Die hier gezeigten Daten zur Vermögensverteilung in 
Österreich stammen aus dem 2014 von der Oesterrei-
chischen Nationalbank (OeNB) durchgeführten Hou-

Grafik 27 
Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (unbereinigt)

Q: STATISTIK AUSTRIA; Eurostat. - Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (ohne Anpassungen) - Unterschied zwischen den durchschnittlichen 
Bruttostundenverdiensten von Frauen und Männern. - p = vorläufig
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sehold Finance and Consumption Survey (HFCS)61. Im 
HFCS werden Sachvermögen (z. B. Immobilien, Unter-
nehmenseigentum, Fahrzeuge, Wertgegenstände), 
Finanzvermögen (Wertpapiere, Girokonten, Sparein-
lagen etc.) und die Verschuldung privater Haushalte 
erfasst (siehe Fessler et al. 2012). Das Bruttovermö-
gen bezeichnet demgemäß die Summe von Sach- und 
Finanzvermögen. Nach Abzug der Verschuldung erhält 
man das Nettovermögen.

Das Nettovermögen beschreibt die Vermögenslage eines 
Haushalts am besten. Eine Beschränkung darauf würde 
jedoch die Zusammensetzung des Vermögens eines Haus-
halts außer Acht lassen. Im Folgenden werden daher beide 
Vermögensaspekte berücksichtigt.

Grafik 28 zeigt Dezile und den Mittelwert des Nettovermö-
gens in Österreich. Die neun Dezile zerlegen die Menge 
der Haushalte in zehn umfanggleiche Teile. Entsprechend 
liegen dann beispielsweise unterhalb des dritten Dezils 
30 % aller Haushalte.

Grafik 28 
Dezile und Mittelwert des Nettovermögens (2014)

Q: OeNB, HFCS-Austria 2014.

Jeder Punkt in der Grafik repräsentiert eine Vermögens-
grenze, die ein Dezil vom nächsten trennt. Das unterste 
Zehntel der Haushalte lag 2014 unterhalb einer Netto-
vermögensgrenze von rund 1.000 Euro (anders formu-
liert verfügen die ärmsten 10 % der Haushalte über ein 
Nettovermögen von jeweils weniger als 1.000 Euro). Die 
Nettovermögensgrenze unterhalb derer sich 50 % (5. Dezil 
bzw. Median) der Haushalte befanden, betrug rund 86.000 
Euro. Die reichsten 10 % der Haushalte, welche über dem 
Grenzwert des 9. Dezils lagen, hielten jeweils Vermö-
gen von über 518.000 Euro. Erst in diesen reichsten 10 % 
der Haushalte wurden Nettovermögen von über 1 Mio. 
Euro erfasst, wobei es hier zu großen Datenunsicherhei-
ten und Erfassungsproblemen kam (siehe Fessler et al., 

61 Die Ergebnisse der dritten Welle der Erhebung des HFCS stehen für Österreich zum Zeitpunkt der Veröffentlichung von Wie geht’s Österreich 
2018 noch nicht zur Verfügung, http://www.hfcs.at/

2016).  Grafik 28 verdeutlicht die markante Ungleichver-
teilung des Nettovermögens. Im Gegensatz zum Median 
(5. Dezil), der bei rund 86.000 Euro lag, lag der Mittelwert 
des Nettovermögens bei rund 258.000 Euro (etwa 70 % 
der Haushalte verfügten über weniger).

Grafik 29 stellt Mediane und Mittelwerte des Nettovermö-
gens innerhalb der Dezilsgruppen dar. Daraus lässt sich 
erkennen, dass jene 10 % der Haushalte mit dem niedrigs-
ten Nettovermögen im Durchschnitt sogar ein negatives 
Nettovermögen aufwiesen. Der Mittelwert lag in dieser 
Gruppe bei rund -11.600 Euro. Es zeigt sich darüber hin-
aus eine deutliche Streuung nach oben, d. h. Mittelwert 
und Median fielen bei den 10 % der Haushalte mit dem 
höchsten Nettovermögen weit auseinander. Während 
Median und Mittelwert in der Vermögensgruppe dar-
unter (unterhalb des 9. Dezils) noch nahe bei 400.000 
Euro lagen, hielten die Haushalte der reichsten 10 % im 
Median 801.000 Euro, aber im Durchschnitt bereits über 
1,4 Mio. Euro an Nettovermögen.

Grafik 29 
Mediane und Mittelwerte des Nettovermögens der 
Dezilsgruppen (2014)

Q: OeNB, HFCS-Austria 2014.

Grafik 30 veranschaulicht die Verteilung der Bruttovermö-
gen. Hier werden die privaten Haushalte nach ihrem Brut-
tovermögen in vier Gruppen unterteilt: i) „untere Hälfte“, 
ii) „obere Mitte“, iii) „Vermögende“ und iv) „Top 5 %“. Aus 
der Darstellung geht hervor, dass die 50 % der Haushalte 
mit den niedrigsten Bruttovermögen (untere Hälfte) einen 
Anteil von 4 % am gesamten Bruttovermögen hielten. Die 
30 % der „oberen Mitte“ besaßen 26 % und die 15 % „ver-
mögenden“ Haushalte 28 % des Gesamtbruttovermögens. 
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Den größten Anteil hielten mit 42 % die 5 % der Haushalte 
mit dem höchsten Bruttovermögen.

Grafik 30 
Verteilung der Bruttovermögen

Q: OeNB, HFCS-Austria 2014.
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3 
Lebensqualität

Wohnkostenüber-
belastung gestiegen

Der Anteil der Personen mit Wohnkos-
tenüberbelastung hat sich im Zeitraum 

2008 bis 2017 von 6,1 % auf 7,1 % erhöht

Lebenszufriedenheit 
auch 2017 sehr hoch

37,9 % bewerteten ihre Lebenszufriedenheit 
auf einer Skala von 0-10 mit 9 oder 10

Ausgrenzungsgefähr-
dung relativ konstant

2017 waren 18,1 % der  Bevölkerung in 
 Österreich von Armuts- oder Ausgrenz ungs-

gefährdung betroffen, 2016 18,0 %
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3.1 
Lebensqualität

62 https://ec.europa.eu/eurostat/web/gdp-and-beyond/quality-of-life
63 http://ec.europa.eu/eurostat/cache/infographs/qol/index_de.html

Der Bevölkerung ein “gutes Leben” zu ermöglichen, ist 
ein zentrales Ziel der öffentlichen Politik. Lebensqualität 
ist jedoch ein vielschichtiger Begriff und umfasst je nach 
Blickwinkel objektive und subjektive Aspekte. Was unter 
diesem guten Leben zu verstehen ist, ist nicht eindeutig 
definiert und Gegenstand von Kontroversen. Eine die-
ser Debatten bezieht sich auf die Frage, inwiefern sich 
Lebensqualität über objektive Indikatoren wie Einkom-
men, Bildung und Gesundheit überhaupt erfassen lässt, 
oder ob immer auch subjektive Einschätzungen und auch 
Gewichtungen miteinbezogen werden müssen.

Der Stiglitz-Bericht vereint diese Zugänge und betont, 
dass Lebensqualität über ökonomische Produktion und 
Lebensstandard hinausgeht. Sie umfasst demnach die 
gesamte Bandbreite an (subjektiven und objektiven) Fak-
toren, die beeinflussen, was Menschen über den materi-
ellen Fokus hinaus in ihrem Leben wertschätzen (Stiglitz 
et al. 2009, S. 41). Viele Bedingungsfaktoren menschli-
chen Wohlbefindens können demnach nicht monetari-
siert werden. Kennzahlen zur Lebensqualität sind jedoch 
gar nicht darauf ausgerichtet, konventionelle ökonomi-
sche Indikatoren zu ersetzen, sondern ermöglichen es 
stattdessen, politische Diskussionen zu bereichern und 
die Gesellschaft über die Lebensbedingungen der Bür-
gerinnen und Bürger zu informieren.

Während die Frage, worin Lebensqualität zum Ausdruck 
kommt und was ihre Komponenten sind, eine lange phi-
losophische Tradition hat, geht es gegenwärtig darum, 
diese Debatte in eine breitere Öffentlichkeit zu tragen 
und mit statistischem Datenmaterial zu unterfüttern. 
Dafür mussten pragmatische Entscheidungen getrof-
fen werden. Der Sponsorship Report leitet aus den Emp-
fehlungen des Stiglitz-Berichts eine Operationalisierung 
von Lebensqualität in 8+1 Dimensionen ab und formu-
liert eine vorläufige Liste mit dazugehörigen Schlüssel-
indikatoren. Eurostat übernimmt diese Vorgehensweise 
in seiner Lebensqualitäts-Berichterstattung62, verwendet 
an anderen Orten63 aber auch Lebensqualitätskonzepte, 
die aus elf Dimensionen bestehen.

Für WgÖ? wurden insgesamt zehn Indikatoren gewählt, 
die sieben Dimensionen der Lebensqualität zugeordnet 
werden (siehe Grafik 31). Im Vergleich zum Vorjahrsbericht 
(WgÖ? 2017) wurde einen Änderung in der Dimension Woh-
nen vorgenommen. Hier wurde der Indikator „Wohnkosten-

überbelastung“ zum Schlüsselindikator ernannt, während 
der bisherige Schlüsselindikator „Sehr schlechter Wohn-
standard“ zur Zusatzinformation zurückgestuft wurde.

Grafik 31 
Dimensionen der Lebensqualität 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Übersicht 5 
Schlüsselindikatoren der Lebensqualität mit Bewer-
tung 

Übersicht 5 stellt die zehn Schlüsselindikatoren dar, von 
denen aufgrund verfügbarer Zeitreihen neun bewert-
bar sind.
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Im vorliegenden Bericht werden zur einfacheren und 
anschaulicheren Darstellung jene subjektiven Indikatoren, 
die auf einer elfstufigen Skala basieren (z. B. von 0 „über-
haupt nicht zufrieden“ bis 10 „vollkommen zufrieden“), 
in drei Kategorien – niedrig, mittel und hoch – untereilt. 
Die Grenzwerte für diese Zusammenfassung entsprechen 
dabei jenen, die für Eurostat entwickelt und im Bericht 
über die EU-Ergebnisse des EU-SILC Moduls Wohlbefin-
den (2013) angewendet wurden. Da keine theoretischen 
bzw. externen Kriterien auf internationaler Basis vorhan-
den waren, wurde ein verteilungsbasierter Ansatz gewählt. 
Beispielsweise bedeutet das für die Lebenszufriedenheit, 
dass die Ausprägungen, die jeweils von den 20 % zufrie-
densten Personen im EU-Durchschnitt gewählt werden, 
als hoch klassifiziert wurden. Das waren bei den Zufrie-
denheiten die Werte 9 und 10. Am unteren Ende der Skala 
wurden jene Ausprägungen als niedrig klassifiziert, die von 
den circa 20 % unzufriedensten Personen gewählt wur-
den. Das sind die Ausprägungen 0 bis 5. Bei 6 bis 8 liegt 
also eine mittlere Zufriedenheit vor, die auf circa 60 % der 
europäischen Bevölkerung zutrifft (vgl. Eurostat 2015b). 
Demnach wird die Frage nach der Lebenszufriedenheit, 
die von den Respondentinnen und Respondenten auf 
einer Skala von 0 für „überhaupt nicht zufrieden“ bis 10 
für „vollkommen zufrieden“ beantwortet wurde, also in 

64 European Statistics on Income and Living Conditions, http://ec.europa.eu/eurostat/web/income-and-living-conditions/overview bzw. www.
statistik.at/silcinfo

niedrige (0 bis 5), mittlere (6 bis 8) und hohe (9 bis 10) 
Zufriedenheit gruppiert. Alle anderen Zufriedenheitsfra-
gen bedienen sich ebenso dieser Grenzwerte. Jene für die 
Fragen nach dem Vertrauen in Institutionen oder andere 
Personen, bei denen ebenfalls eine elfstufige Skala ver-
wendet wurde, basieren ebenso auf der 20:60:20-Vertei-
lung. Das ergibt für das Vertrauen in Institutionen und 
in andere Personen mit niedrig: 0-4; mittel: 5-6; hoch: 
7-10 andere Grenzwerte als für die Zufriedenheitsfragen.

Die Analysen dieses Kapitels basieren in erster Linie auf 
Daten der Europäischen Erhebung zu Einkommen und 
Lebensbedingungen EU-SILC64. Weitere verwendete Daten-
quellen sind z. B. die Arbeitskräfteerhebung (MZ-AKE), die 
Todesursachenstatistik und die Zeitverwendungserhe-
bung 2008/09. All diese Daten werden bei Statistik Aus-
tria erhoben und aufbereitet. Der Fokus liegt auf hoch 
relevanten Indikatoren, die u. a. dem politischen Moni-
toring nationaler und internationaler Schlüsselziele die-
nen (z. B. Europa 2020). Außerdem werden Maßzahlen 
berücksichtigt, die weiterreichende Analysen etwa nach 
Geschlechtsunterschieden oder nach Einkommensquin-
tilen ermöglichen. Wenn nicht anders darauf hingewie-
sen wird, bezieht sich „Bevölkerung“ auf Personen in pri-
vaten Haushalten in Österreich.

http://ec.europa.eu/eurostat/web/income-and-living-conditions/overview
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3.2 
Soziale Teilhabe und Armut

Materielle Lebensbedingungen, aber auch die soziale 
Eingebundenheit, die nicht zuletzt durch diese ermög-
licht wird und dieselbe wiederum beeinflusst, bilden 
den Rahmen, in der sich Lebensqualität entfalten kann. 
Obwohl Europa und speziell Österreich zu den wohlha-
bendsten Regionen der Welt gehören, zeigt sich, dass 
viele Haushalte Schwierigkeiten haben, mit ihren finan-
ziellen Ressourcen ein Auslangen zu finden. Darüber 
hinaus fehlt vielen Menschen die soziale Eingebunden-
heit, um solche Notlagen abzufedern und ganz allge-
mein Hilfe in schwierigen Lebenssituationen zu erhalten. 
Andersherum hindern mangelnde materielle Ressour-
cen Menschen oft daran, am sozialen Leben teilzuneh-
men und stabile Beziehungen aufzubauen und zu pfle-
gen. Deswegen werden diese beiden Aspekte in dieser 
Dimension gemeinsam behandelt.

Probleme mit den vorhandenen Mitteln auszukommen, 
niedriger Lebensstandard und Deprivation beschränken 
sich nicht auf Haushalte mit geringer Erwerbsintensität 
oder ökonomischer Inaktivität. Oft reichen materielle Pro-
bleme tief in die sogenannte Mittelschicht, da viele Fakto-
ren (wie zum Beispiel hohe Lebenshaltungskosten, Schul-
den, Energiepreise etc.) dazu beitragen können, dass das 
Einkommen nicht mehr ausreicht, um in adäquater Weise 
an der Gesellschaft teilzuhaben.

Im Zuge der Europa 2020 Strategie wurde als 
soziales Kernziel formuliert, bis 2020 euro-
paweit die Zahl der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdeten um 20 Millionen Men-
schen zu reduzieren (Ausgangswert 2008: 
rund 120 Millionen). Als Teil dieser Strategie 
wurde 2010 die Europäische Plattform gegen 
Armut und soziale Ausgrenzung ins Leben 
gerufen.

Konkrete Maßnahmen liegen zwar in der Kompetenz der 
nationalen Regierungen, die Plattform versucht jedoch, 
diese Bemühungen zu unterstützen, indem sie „best prac-
tices“ identifiziert und den wechselseitigen Erfahrungsaus-
tausch fördert. Politische Koordination, der Dialog zwischen 
den Stakeholdern, Funding und strategische Partnerschaf-
ten sind wichtige Bestandteile dieses Prozesses.

In Anerkennung der zentralen Bedeutung des Europa 
2020 Ziels und dieser Initiativen ist „Armuts- oder Aus-

grenzungsgefährdung“ auch im WgÖ?-Set als Schlüs-
selindikator der Dimension soziale Teilhabe und Armut 
definiert. Ergänzt wird dieser Indikator um Zusatzinfor-
mationen zu den einzelnen Teilaspekten der Armuts- 
oder Ausgrenzungsgefährdung und um die verfestigte 
Mehrfachausgrenzungsgefährdung, um darüber hin-
aus auch individuelle zeitliche Entwicklungen und nicht 
nur Gesamttrends abzubilden. Dieser Indikator ist auch 
Bestandteil der österreichischen Indikatoren für Armut 
und soziale Ausgrenzung. Datenbasis für seine Berech-
nung ist EU-SILC mit seiner Längsschnittkomponente. 
Die soziale Teilhabe wird schließlich über den Indikator 
„Tragfähigkeit sozialer Beziehungen“ erfasst, bei dem 
danach gefragt wird, ob man Verwandte, Freunde oder 
Nachbarn hat, die man um Hilfe bitten kann. Diese Frage 
wurde zuletzt in SILC 2015 im Sondermodul zur sozialen 
und kulturellen Teilhabe gestellt.

Auf Grundlage der Einkommens- und Lebensbedingun-
gen-Statistikverordnung (ELStV) wurden in der Erhebung 
EU-SILC 2012 erstmals Verwaltungsdaten zur Berechnung 
von Komponenten des Haushaltseinkommens sowie für 
die Hochrechnung verwendet. Um das Monitoring des 
Europa 2020 Ziels zur Bekämpfung von Armut und sozi-
aler Ausgrenzung trotz Umstellung auf Verwaltungsda-
ten mit EU-SILC 2012 zu gewährleisten, hat Statistik Aus-
tria durch eine Rückrechnung von EU-SILC 2008-2011 mit 
Verwaltungsdaten eine neue Zeitreihe der Indikatoren 
erstellt. Diese im Oktober 2014 revidierten Werte wer-
den in den entsprechenden Grafiken zur Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung ausgewiesen.

3.2.1 
Schlüsselindikator Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung

Als armuts- oder ausgrenzungsgefährdet gelten all 
jene Personen, die zumindest von einem der drei fol-
genden Teilaspekte der Armut betroffen sind: relative 
monetäre Armut, Deprivation oder geringe Erwerbsin-
tensität im Haushalt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die nationale Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
ist deutlich niedriger als jene der EU-28. Die Armuts- oder 

KF  LF



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

89

Ausgrenzungsgefährdungsquote hat sich in der langfris-
tigen und kurzfristigen Betrachtung leicht verringert. Da 
die absolute Verringerung von 136.000 Personen (2017 
im Vergleich zu 2008) aber deutlich unter der nationalen 
Zielvorgabe von 235.000 Personen liegt, fällt die langfris-
tige und kurzfristige Bewertung nur neutral aus. Generell 
wird angemerkt, dass die absolute Zielvorgabe dynami-
sche Entwicklungen bspw. der Bevölkerung nicht ausrei-
chend berücksichtigen kann.“

Konkret umfasst die Gruppe der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdeten daher Personen, auf die zumindest 
eines der folgenden drei Merkmale zutrifft:

1. Personen, deren Haushalt über ein Einkommen ver-
fügt, das unter 60 % des nationalen Medianeinkom-
mens liegt65

2. Personen, deren Haushalt nach EU-Definition erheb-
lich materiell depriviert ist, also vier oder mehr der fol-
genden neun Merkmale aufweist:

a. Es bestehen Zahlungsrückstände bei Miete, Betriebs-
kosten oder Krediten

Folgende Dinge sind finanziell nicht leistbar:

b. einmal im Jahr auf Urlaub zu fahren
c. unerwartete Ausgaben in Höhe von 1.160 Euro 

(EU-SILC 2016) zu tätigen
d. die Wohnung angemessen warm zu halten
e. jeden zweiten Tag Fleisch, Fisch oder vergleichbare 

vegetarische Speisen zu essen
f. ein Pkw
g. eine Waschmaschine
h. ein Fernsehgerät
i. ein Festnetztelefon oder Handy

3. Personen, die jünger als 60 Jahre alt sind und in einem 
(nahezu) erwerbslosen Haushalt leben.

In Österreich ist hinsichtlich der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdung eine Tendenz in die gewünschte Rich-
tung zu beobachten: Der Anteil der armuts- oder aus-
grenzungsgefährdeten Bevölkerung reduzierte sich von 
20,6% im Jahr 2008 auf 18,1 % im Jahr 2017, das entspricht 
1.563.000 Personen (siehe Grafik 3266). In den letzten drei 
Jahren hat sich der Anteil um 0,2 %-Punkte verringert: 
2015 waren 18,3% armuts- oder ausgrenzungsgefährdet 
(2016 18%). In der nationalen Umsetzung des Europa 2020 
Ziels wird eine Verringerung der Armuts- oder Ausgren-

65 Die Armutsgefährdungsschwelle für einen Einpersonenhaushalt beträgt 2017 1.238 Euro pro Monat. Sie erhöht sich um 618 Euro für jeden 
weiteren Erwachsenen und um 371 Euro für jedes Kind unter 14 Jahren.

66 Auf Grundlage der Einkommens- und Lebensbedingungen-Statistikverordnung (ELStV) wurden in der Erhebung EU-SILC 2012 erstmals Ver-
waltungsdaten zur Berechnung von Komponenten des Haushaltseinkommens sowie für die Hochrechnung verwendet. Um das Monitoring 
des Europa 2020 Sozialziels trotzdem zu gewährleisten, hat Statistik Austria durch eine Rückrechnung von EU-SILC 2008-2011 mit Verwaltungs-
daten im Oktober 2014 eine neue, hier verwendete Zeitreihe der Indikatoren erstellt.

67 Bundeskanzleramt (2017). Nationales Reformprogramm Österreich. https://www.bundeskanzleramt.gv.at/kernziele-europa-2020 (abgerufen 
am 16.07.2018).

zungsgefährdung um 235.000 Personen innerhalb von 
zehn Jahren angestrebt (vgl. BKA 201767). Basis für den 
Beobachtungszeitraum ist das Jahr 2008 – jenes Jahr, des-
sen Daten zum Zeitpunkt der Vereinbarung der Strate-
gie im Jahr 2010 für alle Länder verfügbar waren. Das 
Ende der „Europa 2020 Strategie“ wird EU-weit – auf Grund 
der etwas späteren Datenverfügbarkeit als in Österreich 
– mit der Erhebung EU-SILC 2018 zusammenfallen. Seit 
2008 (20,6 %) ist in Österreich eine sinkende Tendenz der 
von sozialer Ausgrenzung gefährdeten Personen erkenn-
bar (2017: 18,1%), die Zahl hat sich um 136.000 Personen 
verringert. Um dieses Ziel zu erreichen, müsste die Zahl 
der Betroffenen noch um weitere 99.000 Personen ver-
ringert werden. Zu beachten sind dabei allerdings die 
jährlichen Schwankungsbreiten auf Grund der Stichpro-
benerhebung: So lag 2017 die statistische Schwankungs-
breite für Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung mit 
95 % Vertrauenswahrscheinlichkeit bei +/- 125.000 Per-
sonen. Dementsprechend ist auch die Reduktion mit 
einem statistischen Fehler behaftet und kann strengge-
nommen nicht genau beziffert werden, die sinkende Ten-
denz ist jedoch aufgrund der mehrjährigen Entwicklung 
relativ abgesichert. 

Das Risiko, zur Gruppe der Armuts- oder Ausgrenzungs-
gefährdeten zu gehören, ist in unterschiedlichen Bevöl-
kerungsgruppen unterschiedlich hoch. So zeigt Grafik 33, 

Grafik 32 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendba-
ren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde. - *) In der nationalen 
Umsetzung des Europa 2020-Ziels wird eine absolute Verringerung 
um 235.000 Personen für 2018 angestrebt. Der hier ausgewiesene Wert 
stellt einen fiktiven relativen Zielwert dar, der auf dem absoluten Ziel-
wert von 235.000 Personen in Relation zum Bevölkerungsstand basiert.
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dass im Jahr 2017 in der Bevölkerung ab 20 Jahren mehr 
Frauen (18 %) ausgrenzungsgefährdet waren als Männer 
(16 %). Zum Teil hängt dies damit zusammen, dass Frauen 
in bestimmten Lebenssituationen (als Alleinerzieherinnen 
oder als Pensionistinnen mit geringer Pension) ein erhöh-
tes Armuts- oder Ausgrenzungsrisiko aufweisen. Es ist aller-
dings zu beachten, dass Geschlechterunterschiede im Haus-
haltszusammenhang nur eingeschränkt erkennbar sind 
und auf Grund des verwendeten Konzepts systematisch 
unterschätzt werden (da von einer gleichen Verteilung der 
Ressourcen innerhalb des Haushalts ausgegangen wird).

Grafik 33 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung der Bevölke-
rung ab 20 Jahren nach Geschlecht (2017)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017.

Grafik 34 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung nach 
Einkommensquintilen (2017)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20% der Bevölkerung.

Betrachtet man den Anteil der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdeten in den verschiedenen Einkommens-
klassen des äquivalisierten Netto-Haushaltseinkommens 
(siehe Grafik 34) so zeigt sich erwartungsgemäß, dass 
im untersten Einkommensquintil die Armuts- oder Aus-
grenzungsgefährdung am höchsten ist. 77 % der Bevöl-
kerungsgruppe mit dem niedrigsten äquivalisierten 
Netto-Haushaltseinkommen waren 2017 armuts- oder 
ausgrenzungsgefährdet. Bemerkenswert ist jedoch, dass 
auch ein höheres Haushaltseinkommen nicht vollstän-
dig vor Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung schützt. 
So waren im zweiten Einkommensquintil noch 8 % und 
immerhin noch 3 % der Personen im dritten Einkommens-
quintil betroffen.

Erklärbar ist das u. a. damit, dass Einkommen bzw. Erwerbs-
losigkeit zeitversetzt auf die ökonomische Situation und 
den materiellen Lebensstandard wirken können. Von 
Relevanz sind daher (1) die Frage, ob mehrere dieser 
Faktoren gleichzeitig wirksam sind und sich daher eine 
größere Intensität der Problemlagen zeigt und (2) eine 
längerfristige Betrachtung, um die Frage zu beantwor-
ten, ob Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung tempo-
rär oder andauernd ist.

3.2.2 
Aspekte der Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung

Wie oben bereits beschrieben, gilt eine Person dann als 
armuts- oder ausgrenzungsgefährdet, wenn sie entwe-
der ein niedriges Haushaltseinkommen hat oder unter 
erheblicher materieller Deprivation leidet oder in einem 
Haushalt mit geringer Erwerbsintensität lebt. Unter den 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdeten machten die 
armutsgefährdeten (Einkommen unter 60 % des nati-
onalen Medianeinkommens) Personen mit 14,4 % der 
Bevölkerung den größten Teil aus (entspricht 1.245.000 
Personen).

Der entsprechende Anteil der Personen in Haushalten mit 
geringer Erwerbsintensität betrug 8,3 % (545.000) und der 
erheblich materiell Deprivierten 3,7 % (entspricht 323.000 
Personen). Grafik 35 zeigt, dass ein relevanter Teil (27,8 % 
bzw. 434.00) der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdeten 
gleich von mindestens zwei Aspekten der Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung betroffen waren. Besonders 
deutlich ist dies bei den erheblich materiell benachteilig-
ten Personen: fast 70 % dieser Personen hatten entweder 
ein Haushaltseinkommen unter der Armutsgefährdungs-
schwelle und / oder waren von geringer Erwerbsintensi-
tät im Haushalt betroffen.

0

5

10

15

20

  

 

17
18

16

in
 %

 d
er

 B
ev

öl
ke

ru
ng

 a
b 

20
 J

ah
re

n

Männer Frauen Insgesamt

0

20

40

60

80

100

 

Unterstes 
EK-Quintil

2. EK-
Quintil

3. EK-
Quintil

4. EK-
Quintil

Oberstes 
EK-Quintil

in
 %

 d
er

 B
ev

öl
ke

ru
ng

77

8 3 1 2



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

91

Grafik 35 
Aspekte der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
(2017)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017.

Grafik 36 zeigt nun, wie sich die Betroffenheit von den ver-
schiedenen Aspekten der Armuts- oder Ausgrenzungsge-
fährdung in den letzten Jahren entwickelt hat.

Grafik 36 
Aspekte der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
im Zeitvergleich

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Die Daten der Periode 2008-2011 
können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 2014 
eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendbaren Ver-
waltungsdaten vorgenommen wurde.

Bezüglich der Armutsgefährdung und der erheblichen 
materiellen Deprivation sind seit 2008 Rückgänge zu 
verzeichnen – bei der erheblichen materiellen Depriva-
tion mehr noch als bei der Armutsgefährdung. Bei bei-
den hat es zuletzt einen leichten Anstieg gegeben, der 

allerdings auch auf Stichprobeneffekte zurückzuführen 
sein könnte. Die Betroffenheit von geringer Erwerbsin-
tensität zeigt einen deutlich variableren Verlauf, zuletzt 
mit Werten über dem Niveau von 2008.

3.2.3 
Verfestigte (Mehrfach)-Ausgrenzungs-
gefährdung

Dieser Indikator wurde als einer von 21 Leitindikatoren 
für soziale Eingliederung aufgenommen (inzwischen 
„Indikatoren für Armut und soziale Ausgrenzung“), 
die von Statistik Austria für das BMASGK unter Beteili-
gung der nationalen Armutsplattform entwickelt wur-
den (siehe Till et al. 2015). Als verfestigt mehrfach-aus-
grenzungsgefährdet gelten Personen, die in mindestens 
zwei der drei Bereiche der Armuts- oder Ausgrenzungs-
gefährdung (siehe oben) über mindestens zwei aufein-
ander folgende Jahre benachteiligt sind. Der Fokus auf 
verfestigte Benachteiligung in mehreren Bereichen rückt 
die Intensität der Benachteiligung in den Vordergrund.

Wenn eine erhöhte Intensität der Armutslagen – gemes-
sen über „Mehrfach-Ausgrenzungsgefährdung“ – und 
eine Verfestigung, also das Andauern dieses Zustandes, 
zusammenfallen, liegt nicht nur eine soziale Benachteili-
gung besonders großen Ausmaßes vor, es besteht auch 
die zunehmende Gefahr, nicht mehr angemessen am 
sozialen Leben teilnehmen zu können und Grundbedürf-
nisse nicht mehr decken zu können. Im Jahr 2017 waren 
3,2 % der österreichischen Bevölkerung von verfestigter 
Mehrfach-Ausgrenzungsgefährdung betroffen (siehe Gra-
fik 37). Das entspricht einem Anstieg gegenüber dem Vor-
jahr um 0,9 %-Punkte.

Grafik 37 
Verfestigte Mehrfach-Ausgrenzungsgefährdung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Die Daten der Periode 2008-2011 kön-
nen gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 2014 eine 
Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendbaren Verwal-
tungsdaten vorgenommen wurde.
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3.2.4 
Tragfähigkeit sozialer Beziehungen

Als Indikator für die „Soziale Teilhabe“ wurde die Trag-
fähigkeit sozialer Beziehungen herangezogen. Hierfür 
stehen Daten des EU-SILC Sondermoduls Soziale und 
kulturelle Teilhabe 2015 zur Verfügung. Folgende Frage 
wurde den interviewten Personen gestellt: „Haben Sie 
Verwandte, Freunde oder Nachbarn, die Sie um Hilfe 
bitten können?“

Soziale Beziehungen gehören zu den Grundpfeilern gesell-
schaftlichen Zusammenhalts und somit zu einer hohen 
Lebensqualität. Gute soziale Beziehungen können dar-
über hinaus helfen, materielle Engpässe zu bewältigen. 
Dauerhafte soziale Isolation hingegen führt zur Exklusion 
von einer adäquaten Teilhabe an der Gesellschaft und 
kann insbesondere im Alter zu Versorgungsproblemen 
führen. Andersherum können eine schlechte materielle 
Situation und eine geringe Erwerbsbeteiligung wiederum 
zur sozialen Isolation beitragen. Soziale Teilhabe ist für die 
Einschätzung der Lebensbedingungen von besonderer 
Relevanz: In Österreich werden Familie, Freunde und Frei-
zeit nach der Gesundheit als die wichtigsten Lebensbe-
reiche wahrgenommen (Europäische Kommission 2007).

Wie Grafik 38 zeigt, konnten 2015 4,1 % der Personen 
nicht auf tragfähige soziale Beziehungen bauen. 2013 
waren es 3 %.

Grafik 38 
Tragfähigkeit sozialer Beziehungen der Bevölkerung 
ab 16 Jahren (2015)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015, Modul soziale und kulturelle 
Teilhabe.
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3.3 
Gesundheit

Gesundheit ist laut WHO ein Zustand völligen physi-
schen, mentalen und sozialen Wohlbefindens und nicht 
lediglich die Abwesenheit einer Krankheit oder eines 
Gebrechens. Sie stellt eine unverzichtbare Bedingung 
des individuellen Wohlergehens wie auch der gesell-
schaftlichen Prosperität dar.

Bezüglich der Dimension Gesundheit steht eine Reihe 
von Indikatoren und Daten zur Verfügung. Eurostat ver-
öffentlicht auf seiner Webpage „GDP and beyond“ zur 
Gesundheit im Bereich „Lebensqualität“ zehn Indikato-
ren, die den Themen „Gesundheitsstatus“ (z. B. Lebens-
erwartung), „Gesundheitsdeterminanten“ (z. B. Gesund-
heitsverhalten) und „Zugang zum Gesundheitswesen“ 
zugeordnet sind.

Als erster Schlüsselindikator für den Gesundheitszustand 
der Bevölkerung wurde für WgÖ? die subjektive Gesund-
heit ausgewählt, wie sie in EU-SILC erfragt wird. Hier wer-
den auch sozioökonomische Unterschiede in Bezug auf 
Gesundheit beleuchtet. Dieser Indikator ist in den obenge-
nannten Indikatoren bei dem Gesundheitsstatus enthalten.

Der zweite Schlüsselindikator, die Sterblichkeit an den 
wichtigsten nicht-übertragbaren Krankheiten zwischen 
30 und 69 Jahren, stellt diesem Indikator ein objektives 
Gegenstück zur Seite. Nicht übertragbare potentiell töd-
liche Krankheiten wie Krebs, Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen, Diabetes oder chronische Erkrankungen der unteren 
Atemwege stellen schwerwiegende Gesundheitsprob-
leme in der entwickelten Welt dar.

Der Indikator zur frühzeitigen Sterblichkeit 
an nicht-übertragbaren Krankheiten wurde 
nach dem Vorbild des internationalen SDG 
Indikators 3.4.1 aus der UN Agenda erstellt 
und seit 2017 in das Indikatorenset aufge-
nommen.

Mit steigender Lebenserwartung gewinnt der Gesund-
heitszustand für die Lebensqualität zusätzlich an Bedeu-
tung. In einer Lebensphase, in der das Risiko schlech-
ter Gesundheit steigt und ihr negativer Einfluss auf die 
Lebensqualität mitunter drastisch zunimmt, wird sie zu 
einem essenziellen Faktor. Aus diesem Grund wird als 
Zusatzinformation die gesunde Lebenserwartung darge-
stellt, d.h. die Anzahl der weiteren Jahre, die eine 65-jäh-
rige Person erwarten kann ohne chronische Krankheit 

zu leben (in Relation zu ihrer gesamten verbleibenden 
Lebenserwartung).

3.3.1 
Schlüsselindikator subjektive 
Einschätzung des Gesundheitszustandes

Der Schlüsselindikator „subjektive Gesundheitsein-
schätzung“ basiert auf der Frage: „Wie ist Ihre Gesund-
heit im Allgemeinen?“ (Antwortmöglichkeiten: Sehr 
gut, gut, mittelmäßig, schlecht, sehr schlecht). Befragt 
werden Personen ab 16 Jahren, in Ausnahmefällen sind 
Angaben durch Haushaltsangehörige zulässig.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Weder in der längeren Frist seit 2004, noch in der Betrach-
tung der Entwicklung seit 2015 sind bei diesem Indikator 
signifikante Veränderungen wahrzunehmen. Es traten 
also weder spürbare Verbesserungen noch Verschlechte-
rungen auf, weshalb sowohl die langfristige Entwicklung 
als auch jene seit 2015 neutral eingestuft wird.“

Die Selbsteinschätzung des allgemeinen Gesundheits-
zustandes in jährlichen Erhebungen liefert einen guten 
Indikator für das allgemeine Wohlbefinden einer Bevöl-
kerung. Diese Frage bezieht sich auf physische, aber auch 
auf psychische und soziale Aspekte von Gesundheit.

Grafik 39 zeigt, dass der subjektive Gesundheitszustand 
der österreichischen Bevölkerung in den letzten Jahren 
relativ konstant geblieben ist. So liegt der Anteil der Per-
sonen mit sehr guter oder guter Gesundheit seit 2004 
bei rund 70 % und betrug auch 2017 wieder 70,4 %. 8 % 
stuften ihre Gesundheit als schlecht oder sehr schlecht 
ein. Grafik 39 zeigt außerdem, dass Personen in Öster-
reich durchschnittlich eine bessere subjektive Gesund-
heit aufweisen als im EU-27-Durchschnitt.

Im Bericht zur Gesundheitsbefragung 2014 des Bundes-
ministeriums für Gesundheit und von Statistik Austria 
(2015) wird angemerkt, dass hinsichtlich des subjektiv 
empfundenen Gesundheitszustandes seit 1991 ein posi-
tiver Trend festzustellen ist, der noch stärker ausfällt, wenn 
man die Alterung der Gesellschaft mit berücksichtigt. 

KF  LF
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Auch wenn sich also in den letzten Jahren keine deutli-
chen Veränderungen des subjektiven Gesundheitszu-
standes der Bevölkerung ausmachen ließen, so bilden 
Fragen zum subjektiven Gesundheitszustand doch lang-
fristige Entwicklungen ab.

Grafik 40 
Subjektiver Gesundheitszustand der Bevölkerung ab 
16 Jahren nach Geschlecht (2017)

Q:STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017.

Frauen schätzten ihren Gesundheitszustand etwas 
schlechter ein als Männer (Grafik 40). Während 2017 72 % 
der Männer angaben, über eine sehr gute bzw. gute 
Gesundheit zu verfügen, waren es bei den Frauen nur 
69 %. Dieser Unterschied kann teilweise mit der höheren 
Lebenserwartung der Frauen erklärt werden, da gesund-
heitliche Probleme im höheren Alter vermehrt auftreten. 
Zur Deutung dieser Diskrepanz wird außerdem oft die 
besondere Aufmerksamkeit von Frauen auf ihren körper-
lichen Zustand sowie ein erhöhtes Gesundheitsbewusst-
sein genannt (Kuhlmann & Kolip 2005).

Grafik 41 
Subjektiver Gesundheitszustand der Bevölkerung ab 
16 Jahren nach Einkommensquintilen (2017)

Q:STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20% der Bevölkerung.

Noch deutlichere Unterschiede zeigen sich zwischen ver-
schiedenen Einkommensgruppen (Grafik 41). Während im 
Fünftel der Bevölkerung mit dem niedrigsten äquivalisier-
ten Einkommen nur 63 % der Personen angaben, bei sehr 
guter oder guter Gesundheit zu sein, waren es im obers-
ten Einkommensquintil 80 %. Gleichzeitig schätzten 13 % 
des untersten Einkommensquintils ihren Gesundheitszu-
stand als schlecht oder sehr schlecht ein, während dieser 
Anteil in den höheren Einkommensquintilen wesentlich 
geringer ausfiel (4. EK-Quintil: 7 %, oberstes EK-Quintil: 
4 %). Dieses Ergebnis wirft wichtige Fragen nach Lebens-
gewohnheiten, gesundheitlicher Vorsorge aber vor allem 
auch nach den Arbeits- und Lebensbedingungen unter-
schiedlicher sozialer Gruppen auf, die einer detaillierteren 
Analyse bedürfen. Auch Leoni (2015) weist in einer euro-
paweiten Studie auf den sozialen Gradienten im Gesund-
heitszustand der Bevölkerung hin, d. h. sozioökonomisch 
Bessergestellte sind tendenziell gesünder als Schlechter-
gestellte. Österreich zählt dieser und auch früheren Stu-
dien folgend zu den europäischen Ländern mit einem 

Grafik 39 
Subjektiver Gesundheitszustand der Bevölke-
rung ab 16 Jahren in Österreich und der EU-27*

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Mit Verwaltungsdaten rück-
gerechnete Werte für 2008-2011. - * EU-28 ohne Kroatien, Daten für 
Kroatien liegen nicht ab Beginn der Zeitreihe vor.
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niedrigen Maß an sozialer Ungleichheit im Gesundheits-
zustand der älteren Bevölkerung.

3.3.2 
Schlüsselindikator frühzeitige 
Sterblichkeit durch nicht-übertragbare 
Erkrankungen

Der Schlüsselindikator „frühzeitige Sterblichkeit an 
nicht-übertragbaren Krankheiten“ beschreibt die Sterb-
lichkeit an den wichtigsten nicht-übertragbaren Krank-
heiten – vor allem Krebs, Krankheiten des Herz-Kreis-
lauf-Systems, Diabetes und chronische Erkrankungen 
der unteren Atemwege - in der Gruppe der 30- bis 
69-Jährigen.

Die Sterblichkeit gehört zu den wichtigsten objektiven 
Gesundheitsindikatoren. Die frühzeitige Sterblichkeit, 
also die Sterblichkeit der Bevölkerung mittleren Alters, ist 
dabei von besonderem Interesse. In dieser Bevölkerungs-
gruppe sind vorwiegend nicht-übertragbare Erkrankun-
gen die häufigsten Todesursachen. Unter den Indikatoren 
der SDGs findet sich daher unter 3.4.1 die „Sterblichkeit 
durch die wichtigsten nicht-übertragbaren Krankheiten 
der 30- bis 69-jährigen Personen“ als zentraler Indikator.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die frühzeitige Sterblichkeit an den wichtigsten nicht-über-
tragbaren Krankheiten (30-69 Jahre) ging seit 2000 stark 
zurück, weshalb die langfristige Bewertung sehr positiv 
ausfällt. In den letzten Jahren konnte wieder ein ausge-
prägter Rückgang verzeichnet werden, weshalb die kurz-
fristige Entwicklung ebenfalls sehr positiv bewertet wird.“

Die Sterblichkeit wird üblicherweise mittels altersstandar-
disierter Sterberaten beschrieben. Diese standardisierte 
Sterberate berücksichtigt sowohl die insgesamt wach-
sende Bevölkerung als auch ihre kontinuierliche Alte-
rung und macht damit die unterschiedlichen Sterbebe-
dingungen vergleichbar.

Die altersstandardisierte Sterberate gibt an, wie viele Ster-
befälle aufgrund der jeweils herrschenden Sterblichkeits-
verhältnisse auf 100.000 Lebende entfallen wären, wenn 
der Altersaufbau der Bevölkerung in der betreffenden 
Berichtsperiode dem einer international vorgegebenen 
Standardbevölkerung entsprochen hätte. Der vergleichs-
störende Einfluss der Besonderheiten des jeweiligen 
Altersaufbaues der Bevölkerung ist dadurch ausgeschal-
tet, d. h. diese Maßzahl ermöglicht einen fairen Vergleich 
zwischen den Jahren und den Geschlechtern.

Wie in Grafik 42 zu sehen, hat die frühzeitige Sterblichkeit 
an nicht-übertragbaren Krankheiten seit 2000 kontinu-
ierlich und deutlich abgenommen und lag zuletzt 2017 
bei 248 auf 100.000 Personen zwischen 30 und 69 Jah-
ren (berechnet in Bezug auf die Normbevölkerung). 2000 
betrug der Wert noch 382. Das ist ein Rückgang um mehr 
als 35 %. Auch innerhalb der letzten drei Jahre konnte ein 
Rückgang verzeichnet werden. 2015 gab es 267 frühzeitige 
Sterbefälle auf 100.000 Personen und 2016 259. Grafik 43 
zeigt, dass Männer eine deutlich höhere frühzeitige Sterb-
lichkeit an diesen Krankheiten haben als Frauen, wobei 
die Sterblichkeit bei den Männern stärker zurückgegan-
gen ist als bei den Frauen. Damit hat die Geschlechter-
differenz seit 2000 um 48% abgenommen. 2017 lag die 
frühzeitige Sterblichkeit bei den Frauen bei 185, bei den 
Männern bei 315 auf 100.000 Personen gleichen Alters 
und Geschlechts (Grafik 43). 2015 betrug diese noch 198 
bei den Frauen und 341 bei den Männern.

Grafik 43 
Frühzeitige Sterblichkeit an nicht-übertragbaren 
Krankheiten, 30- bis 69-Jährige nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.

KF  LF

Grafik 42 
Frühzeitige Sterblichkeit an nicht-übertragbaren 
Krankheiten, 30- bis 69-Jährige

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.
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3.3.3 
Gesunde Lebenserwartung

Der Indikator „gesunde Lebenserwartung“, wie er hier 
verwendet wird, beschreibt, wie viele Jahre eine 65 -jäh-
rige Person noch erwarten kann ohne chronische Krank-
heit zu leben. Er wird auf Basis von EU-SILC berech-
net und die entsprechende Frage lautete zwischen 
2008 und 2013: „Haben Sie eine chronische, also dau-
erhafte Krankheit oder ein chronisches, also dauerhaf-
tes gesundheitliches Problem?“ bzw. ab 2014: „Haben 
Sie eine dauerhafte Krankheit oder ein chronisches 
Gesundheitsproblem? (Damit gemeint sind Krankhei-
ten oder gesundheitliche Probleme, die sechs Monate 
andauern oder voraussichtlich andauern werden.)“.

Während bei Maßen der Sterblichkeit die generelle ver-
bleibende Lebenserwartung im Vordergrund steht, hat 
sich in letzter Zeit die Überzeugung durchgesetzt, dass 
das Ziel der Politik nicht nur ein „Mehr an Jahren“, son-
dern auch ein „Mehr an Gesundheit“ in den verbleibenden 
Lebensjahren sein soll. Hier spielen Indikatoren zur soge-
nannten „gesunden Lebenserwartung“, d.h. zu Anzahl an 
Jahren, die man noch erwarten kann, gesund zu leben, 
eine zentrale Rolle. Gesundheit kann dabei auf verschie-
dene Weise definiert und gemessen werden. Für diesen 

Bericht wurde eine Entscheidung für die Lebenserwar-
tung ohne chronische Krankheit getroffen, da hier eine 
ausreichend lange weitgehend konsistente Zeitreihe zur 
Verfügung steht.

Berechnet wurde dieser Indikator durch Anwendung der 
Werte aus EU-SILC zur Häufigkeit chronischer Krankheit auf 
die jeweiligen Sterbetafeln. Theoretisch stehen für diesen 
Indikator bereits Werte ab 2003 zur Verfügung, vor 2008 
führte aber eine abweichende Fragestellung „ Haben Sie 
eine chronische Krankheit?“ zu einem deutlich sichtba-
ren Zeitreihenbruch, so dass die Entscheidung getroffen 
wurde, diese Werte nicht darzustellen.

Grafik 44 zeigt, dass 2017 eine 65-jährige Frau erwarten 
konnte, noch 7,1 Jahre in Gesundheit und weitere 14,3 
mit einer chronischen Krankheit zu leben. Berücksich-
tigt man statistische Schwankungsbreiten und den Zeit-
reihenbruch ab 2014 aufgrund der neuen Formulierung 
der Frage, ist über den Zeitverlauf hier kaum ein Trend 
erkennbar. Gut sichtbar ist jedoch der Unterschied zwi-
schen Frauen und Männern. Frauen haben eine deut-
lich höhere Lebenserwartung als Männer, allerdings zei-
gen sich diese Unterschiede nicht im selben Maße bei 
der gesunden Lebenserwartung. Frauen verbringen also 
einen größeren Anteil ihrer nach 65 noch verbleibenden 
Lebenszeit chronisch krank.

Grafik 44 
Gesunde Lebenserwartung ab 65 Jahren

Q: STATISTIK AUSTRIA, Sterbetafeln, EU-SILC.- Die Werte für die Jahre 2014-2016 sind gegenüber der letzten Publikation revidiert worden. Auf-
grund der neuen Formulierung der Frage gibt es ab 2014 einen Zeitreihenbruch.
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3.4 
Bildung

Bildung und Wissen gelten als zentrale Faktoren indi-
vidueller und gesellschaftlicher Entwicklung. Eine 
gerechte Verteilung von Bildungschancen ist grund-
legend für die Vermeidung sozialer Schieflagen. Das Bil-
dungsniveau ist außerdem zentral für die Wirtschafts-
kraft eines Landes. Die Verbesserung der Qualität des 
Bildungssystems und Anreize zu höherer Bildungsbe-
teiligung gehören deshalb sowohl national als auch 
international zu den strategischen Zielsetzungen der 
Politik. Darüber hinaus soll die Mobilität junger Men-
schen im gesamten Bildungssystem wie auch in Bezug 
auf nicht-formales Lernen gefördert werden (Rat der 
EU 2011).

Ein hohes Bildungsniveau der Bevölkerung ist aber nicht 
nur ein zentraler Faktor für die wirtschaftliche Entwick-
lung eines Landes, sondern spielt auch eine wichtige 
Rolle für die soziale Teilhabe und die politische Parti-
zipation.

Stiglitz et al. (2009, S.165) betonen, dass Bildung instru-
mentellen Charakter für das Erreichen einer Reihe wei-
terer Ziele hat (z. B. höheres Einkommen, bessere sozi-
ale Teilhabe etc.), wovon sowohl die Individuen selbst, 
als auch die Gesellschaft als Ganzes profitieren. Darüber 
hinaus erweitern kognitive Fähigkeiten und Fertigkeiten 
die Freiheiten und Möglichkeiten von Individuen unge-
achtet ihres Einflusses auf spätere Verdienstmöglichkei-
ten und die ökonomische Entwicklung.

Schlüsselindikatoren der Dimension Bildung 
sind die Tertiärquote der Bevölkerung zwi-
schen 30 und 34 Jahren (Altersgruppe, in 
der in der Regel von einer abgeschlossenen 
Tertiärausbildung ausgegangen werden 
kann) und als Gegenstück die frühzeitigen 
Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und 
-abgänger, also die Personen, die zu einem 
hohen Prozentsatz voraussichtlich keinen 
sekundären Bildungsabschluss erlangen 
werden.

Ergänzt werden diese Schlüsselindikatoren durch den 
Zusatzindikator Teilnahme an allgemeiner und berufli-
cher Weiterbildung, der den Aspekt des lebenslangen 
Lernens in den Fokus rückt.

3.4.1 
Schlüsselindikator Tertiärquote

Die Tertiärquote stellt den Anteil der 30- bis 34-Jähri-
gen mit Hochschulstudium oder einem nicht-akademi-
schen tertiären Abschluss als höchster abgeschlossener 
Bildung an der Gesamtgruppe der 30- bis 34-Jährigen 
dar. Gemäß Europa 2020 Strategie soll bis 2020 der 
Anteil der 30- bis 34-Jährigen, die über einen Tertiärab-
schluss verfügen, EU-weit bei mindestens 40 % liegen.

Als nationales Ziel wurde eine Quote von 38 % festgelegt. 
Dieses nationale Ziel stammt noch aus einer Zeit (vor 2013) 
als BHS-Abschlüsse noch nicht zu den Tertiärabschlüssen 
gezählt wurden (ISCED 1997) und somit die österreichi-
sche Tertiärquote deutlich niedriger war. Als Tertiärab-
schluss werden grundsätzlich Abschlüsse der ISCED-Ka-
tegorien 5 bis 8 nach ISCED 2011 (ab 2014) bzw. 5a und 
5b sowie 6 nach ISCED97 (bis 2013) gewertet. Neben aka-
demischen Abschlüssen (Bachelor, Master etc.) zählen 
hierzu Abschlüsse der berufsbildenden und lehrerbilden-
den Akademien sowie auch Meister- und Werkmeister-
abschlüsse und die Reife- und Diplomprüfung an berufs-
bildenden höheren Schulen. Unter der ISCED97 wurde 
bei Abschlüssen der berufsbildenden höheren Schulen 
(BHS wie z. B. HTL, HAK etc.) zwischen Kolleg und ande-
ren BHS-Formen unterschieden, die ISCED 4a zugeordnet 
waren, aber im Rahmen des nationalen Monitorings als 
Tertiärabschluss gezählt werden konnten (siehe hierzu: 
BKA 2012, S. 10). Mit Einführung der ISCED 2011 gelten die 
BHS-Abschlüsse jedoch generell als tertiär. Der erfolgrei-
che Abschluss der dritten Klasse einer fünfjährigen BHS-
Form wird als Abschluss der Sekundarstufe gewertet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Tertiärquote stieg seit 2004 stark an. Diese enthält 
jedoch auch BHS-Abschlüsse, weshalb die langfristige Ent-
wicklung als tendenziell positiv bewertet wird. Die Ent-
wicklung seit 2015 zeigt einen leichten Anstieg. Da das 
nationale Ziel zudem bereits erreicht wurde und der Anteil 
über dem EU-Wert liegt, wird die kurzfristige Entwicklung 
ebenfalls als tendenziell positiv bewertet.“

Grafik 45 zeigt, dass 2017 40,8 % der 30- bis 34-Jährigen 
einen Tertiärabschluss aufweisen konnten. Zwar gibt es 
durch die neue Kategorisierung der Bildungsabschlüsse 
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(ISCED 2011) einen Zeitreihenbruch, dennoch zeigt sich 
seit 2004 ein deutlicher Anstieg der Quote. Lediglich 2015 
ist die Tertiärquote im Vergleich zum Vorjahr etwas zurück-
gegangen, um 2017 den bislang höchsten Stand zu errei-
chen. Solche Schwankungen können aufgrund der klei-
nen Personengruppe im Alter zwischen 30 und 34 Jahren 
in der Stichprobe auf Stichprobeneffekte zurückzufüh-
ren sein und sollten daher mit Vorsicht interpretiert 
werden. 

Durchaus interpretiert werden kann der langfristige Trend, 
der auf die Auswirkung der Umsetzung des Bologna-Pro-
zesses zurückzuführen sein dürfte. Durch die Einführung 
des Bachelors schließen mehr Personen ein Studium auch 

tatsächlich ab (und das früher) und die entsprechenden 
Absolventinnen und Absolventen rücken nun in die Alters-
gruppe 30+ vor.

Betrachtet man die Tertiärquote der 30- bis 34-Jährigen 
nach Geschlecht, so zeigt Grafik 46, dass seit 2007 die 
jungen Frauen die jungen Männer überholt haben. Die-
ser Trend setzt sich fort: 2017 lag die Differenz zwischen 
den Geschlechtern bei mehr als 6 %-Punkten.

3.4.2 
Schlüsselindikator frühzeitige Schul- 
und Ausbildungsabgängerinnen und 
-abgänger

Der Schlüsselindikator frühzeitige Schul- und Ausbil-
dungsabgängerinnen und abgänger bezeichnet Per-
sonen zwischen 18 und 24 Jahren, die nur die untere 
Sekundarstufe (Sekundarstufe I) absolviert haben – 
eventuell ohne diese erfolgreich abzuschließen – und 
an keiner Aus- oder Weiterbildung teilnehmen.

Will man den Anteil der Personen mit höchstens Pflicht-
schulabschluss in der Bevölkerung langfristig senken, so 
gilt es, die Zahl der frühzeitigen Schul- und Ausbildungs-
abgängerinnen und -abgänger so gering wie möglich zu 
halten. Entsprechend wurde im Rahmen der Europa 2020 
Strategie das EU-Ziel formuliert, dass der Anteil der 18- 
bis 24-Jährigen, die über keinen Bildungsabschluss der 
Sekundarstufe II (Obere Sekundarstufe/Oberstufe) verfü-
gen und gleichzeitig an keiner Aus- oder Weiterbildung 
teilnehmen, maximal 10 % betragen darf.

Grafik 45 
Tertiärquote der 30- bis 34-Jährigen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat. - * Bil-
dungsabschlüsse bis 2013 gemäß ISCED 1997 + äquivalente Bildungs-
abschlüsse, ab 2014 gemäß ISCED 2011.
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Grafik 46 
Tertiärquote der 30-bis 34-Jährigen nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat. - Bildungsabschlüsse bis 2013 gemäß ISCED 1997 + äquivalente Bildungsabschlüsse, 
ab 2014 gemäß ISCED 2011.
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Als nationales Ziel wurde hier eine Quote 
von 9,5 % vereinbart, die bereits im Jahr 2009 
unterschritten wurde.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da die Quote der frühzeitigen Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger vor allem seit 2007 stark sank und sich 
deutlich unter dem EU 2020-Zielwert für Österreich befin-
det, wird die langfristige Entwicklung als sehr positiv 
bewertet. Die kurzfristige Betrachtung fällt neutral aus, 
da der Unterschreitung des Zielwertes ein Anstieg der 
Quote gegenübersteht.“

2017 waren in Österreich 7,4 % der jungen Erwachsenen 
zwischen 18 und 24 Jahren ohne Sekundarabschluss und 
befanden sich auch nicht in einer weiterführenden Aus-
bildung (Grafik 47). Gegenüber dem Vorjahr bedeutet das 
einen geringen Anstieg um 0,5 %-Punkte, der aber auf 
Stichprobeneffekte zurückzuführen sein kann. EU-weit 
waren 2017 10,6 % der 18- bis 24-Jährigen frühzeitige 
Schul- und Ausbildungsabgänger/innen. Auch hier konnte 
der Anteil im Beobachtungszeitraum deutlich reduziert 
werden (2004: 16 %). Daten bis 2013 beruhen auf der 
ISCED97, ab 2014 wird die ISCED 2011 zur definitorischen 
Abgrenzung von Sekundarstufe I und II verwendet.

Betrachtet man die Anzahl der frühzeitigen Schul- und Aus-
bildungsabgängerinnen und -abgänger nach Geschlecht, 
so zeigt sich in den letzten Jahren, dass weniger junge 
Frauen als Männer die Schule ohne Sekundarabschluss 

verlassen (siehe Grafik 48). Langfristig sollte sich daher 
die Überrepräsentation der Frauen unter Personen mit 
höchstens Pflichtschulabschluss weiter verringern (unter 
der Annahme, dass dieser Effekt nicht durch geschlechts-
spezifische Unterschiede in der Nutzung des zweiten Bil-
dungswegs neutralisiert wird).

Grafik 48 
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgängerinnen 
und -abgänger, 18- bis 24-Jährige nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung.

3.4.3 
Teilnahme an beruflicher und 
allgemeiner Weiterbildung

Dieser Indikator stellt den Anteil der Personen der Alters-
gruppe 25-64 Jahre dar, die in den vier Wochen vor der 
Befragung an Weiterbildungsaktivitäten teilgenommen 
haben. Solche umfassen formale und nicht-formale Bil-
dungs- und Trainingstätigkeiten.

Lebenslanges Lernen umfasst alle Aktivitäten, die im Laufe 
des Lebens (nach Abschluss der Anfangsausbildung) und 
aus einer persönlichen, sozialen oder beschäftigungs-
bezogenen Motivation heraus mit dem Ziel unternom-
men werden, die eigenen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Kompetenzen zu verbessern. Die Absicht etwas „Spe-
zifisches“ zu lernen unterscheidet diese Aktivitäten von 
Nicht-Lernaktivitäten wie kulturellen oder sportlichen 
Freizeitbeschäftigungen, die eher durch beiläufiges Ler-
nen gekennzeichnet sind.

Der strategische Rahmen für eine euro-
päische Kooperation zur allgemeinen und 
beruflichen Bildung formuliert als Zielmarke 
für das Jahr 2020, dass zumindest 15 % der 
Erwachsenen zwischen 25 und 64 Jahren an 
Aktivitäten, die unter „lebenslanges Lernen“ 
subsumiert werden können, teilnehmen.

KF  LF

Grafik 47 
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgänger-
innen und -abgänger, 18- bis 24-Jährige 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.
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Grafik 49 
Teilnahme an beruflicher und allgemeiner Weiterbil-
dung der 25- bis 64-Jährigen

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.

Seit 2004 stieg der Anteil der Personen der Altersgruppe 
25-64 Jahre, die an beruflichen oder allgemeinen Wei-
terbildungsaktivitäten teilnahmen, sowohl in Öster-
reich als auch in der EU an (siehe Grafik 49). 2017 wurde 
das Ziel von 15 % überschritten: 15,8 % nahmen an sol-
chen Aktivitäten teil und somit über 4 %-Punkte mehr 
als zu Beginn des Beobachtungszeitraumes. In der EU 
lag der Anteil bei 10,9 %, wobei hier insbesondere seit 
2013 ein deutlicher Anstieg, teilweise allerdings bedingt 
durch Fragebogenänderungen in einigen Ländern, zu 
verzeichnen ist.
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3.5 
Physische Unsicherheit

Unsicherheit ist eine Quelle für Sorgen und Ängste, 
die sich negativ auf die Lebensqualität auswirken. Das 
Gefühl der Verletzbarkeit oder die Angst, Opfer von kri-
minellen Handlungen zu werden, können das persön-
liche Freiheitsempfinden drastisch beeinträchtigen. 
Die Themen Gewalt, persönliches Sicherheitsempfin-
den und Lebensqualität hängen daher eng miteinan-
der zusammen.

Physische Unsicherheit bezieht sich auf sämtliche externe 
Faktoren, die die physische Integrität einer Person gefähr-
den. Verbrechen und Unfälle sind dabei nur die offen-
sichtlichsten Ausformungen. Gewalt und physische Unsi-
cherheit im Alltag betreffen hingegen deutlich mehr 
Menschen. Dabei ist sowohl der Aspekt des subjektiven 
Unsicherheitsempfindens als auch jener der objektiven 
Sicherheit bzw. Unsicherheit, wie sie etwa in der Krimi-
nalstatistik abgebildet wird, von Bedeutung. Die sub-
jektive Unsicherheit ist hier durch den Indikator „physi-
sches Unsicherheitsempfinden“ aus EU-SILC abgedeckt, 
die objektive Sicherheit wird mit der Tötungsrate aus der 
Todesursachenstatistik abgebildet.

3.5.1 
Schlüsselindikator physisches 
Unsicherheitsempfinden

Physisches Unsicherheitsempfinden wird in EU-SILC 
durch die folgende Frage erfasst: „Haben Sie in Ihrer 
Wohngegend Probleme mit Kriminalität, Gewalt oder 
Vandalismus?“.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die längerfristige Entwicklung seit 2004 zeigt im Trend 
nur wenig Veränderung und wird daher neutral bewer-
tet. Da in den letzten drei Jahren ein deutlicher Rückgang 
festzustellen ist, wird die kurzfristige Veränderung als sehr 
positiv bewertet.“

10,9 % der Bevölkerung gaben 2017 an, in ihrer Wohnge-
gend Probleme durch Kriminalität, Gewalt oder Vanda-
lismus zu haben, was einen Rückgang von 1,5 %-Punk-

ten gegenüber dem Vorjahr darstellt (siehe Grafik 50). 
Vergleicht man die Werte für Österreich mit den EU-Wer-
ten, so zeigt sich, dass sich Österreicherinnen und Öster-
reicher in ihrer Wohngegend sicherer fühlen (und immer 
sicherer gefühlt haben) als EU-Bürgerinnen und EU-Bür-
ger im Durchschnitt. 

Eine Betrachtung nach Haushaltseinkommen zeigt, dass 
sich Personen im obersten Einkommensquinti in ihrer 
Wohnumgebung tendenziell eher unsicherer fühlen (siehe 
Grafik 51). Während in der Quintilsgruppe mit dem nied-
rigsten Einkommen der Anteil der Personen, die Krimi-
nalität, Vandalismus und Gewalt in der Wohnumgebung 
wahrnehmen, für 2017 bei 10 % lag, wies das einkommens-
reichste Fünftel eine Betroffenheit von 13 % auf. Aller-
dings ist nicht unbedingt davon auszugehen, dass sich 
diese Haushalte tatsächlich in höherem Maße in von Kri-
minalität und Vandalismus belasteten Wohngegenden 
befinden, sondern sich die Einschätzung und Wahrneh-
mung der Wohnumgebung unterscheidet. Das Krimina-
litätsfurcht-Paradoxon beschreibt, dass sich Personen 
eher vor Kriminalität fürchten, wenn sie selbst seltener 
von Kriminalität betroffen sind. Die Furcht vor Kriminali-
tät hängt also nicht mit der tatsächlichen Kriminalitätsbe-
lastung (objektiviert etwa durch Kriminalstatistik) zusam-
men (vgl. Ziegleder et al. 2011, S. 27ff).

KF  LF

Grafik 50 
Physisches Unsicherheitsempfinden der 
 Bevölkerung 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Mit Verwaltungsdaten rück-
gerechnete Werte für 2008-2011.
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Grafik 51 
Physisches Unsicherheitsempfinden der  Bevölkerung 
nach Einkommensquintilen (2017) 

Q:STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Einkommensquintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20% der Bevölkerung.

3.5.2 
Schlüsselindikator Tötungsrate

Der Schlüsselindikator umfasst die Kategorie „tätlicher 
Angriff“ nach den international standardisierten Codes 
X85 bis Y09 sowie Y87.1 und wird altersstandardisiert68 

berechnet. Das bedeutet, dass die kontinuierliche Alte-
rung der Bevölkerung bei der Berechnung des Indika-
tors berücksichtigt wurde.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Da die Tötungsrate seit 2000 stark zurückging, wird die 
langfristige Entwicklung als sehr positiv bewertet. Trotz

68 Die standardisierte Rate gibt an, wie viele Sterbefälle aufgrund der jeweils herrschenden Sterblichkeitsverhältnisse auf 100.000 Lebende ent-
fallen wären, wenn der Altersaufbau der nationalen Bevölkerung (gleichen Geschlechts) in der betreffenden Berichtsperiode dem der gewähl-
ten Standardbevölkerung entsprochen hätte. Der vergleichsstörende Einfluss der Besonderheiten des jeweiligen nationalen Altersaufbaues 
ist dadurch ausgeschaltet. Als Standardbevölkerung wurde die Europa-Standardbevölkerung von Eurostat verwendet.

des schon recht niedrigen Niveaus konnte von 2015 auf 
2017 ein weiterer leichter Rückgang beobachtet werden, 
weshalb die kurzfristige Entwicklung als tendenziell posi-
tiv eingestuft wird.“

Die schlimmste Form der physischen Unsicherheit ist die 
objektive Gefahr, durch Mord, Totschlag oder vorsätzli-
che Verletzung zu Tode zu kommen. Die Daten aus der 
Todesursachenstatistik, die bei ihrer Berechnung der 
„Mordrate“ (Totschläge und Verletzung mit Todesfolgen 
eingeschlossen) die kontinuierliche Alterung der Bevöl-
kerung bei der Berechnung des Indikators berücksich-
tigt, zeigen, dass dieses Risiko seit 2000 in Österreich kon-
tinuierlich gesunken ist (siehe Grafik 52). Während Anfang 
der 2000er Jahre noch ungefähr durchschnittlich eine 
von 100.000 Personen durch Mord, Totschlag und vor-
sätzlich zugefügte Verletzungen zu Tode kam, waren es 
2017 auf 100.000 Personen nur noch 0,5 vorsätzlich Getö-
tete (2014 sogar nur 0,4).
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Grafik 52 
Todesfälle aufgrund von Mord, Totschlag und 
Verletzungen mit Todesfolgen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.
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3.6 
Qualität der gesellschaftlichen Organisation

Das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die öffent-
lichen Institutionen, ebenso wie die politische und zivile 
Teilhabe, fördert das gesellschaftliche Zusammenleben 
und die soziale Kohäsion. Das reibungsfreie Funktionie-
ren des sozio-institutionellen Gefüges ermöglicht somit 
auch eine größere Effizienz und Effektivität der öffent-
lichen Politik. Dies steht in einem direkten Zusammen-
hang mit der Stellung des Individuums in der Gesell-
schaft, seinen interpersonalen Verbindungen, sozialen 
Netzen und schließlich mit der Lebensqualität. Das ins-
titutionelle und interpersonale Vertrauen wird durch 
den transparenten Austausch mit öffentlichen und pri-
vaten Einrichtungen des politischen, sozialen und öko-
nomischen Lebens gestärkt.

Vertrauen steht und fällt mit der organisato-
rischen und inhaltlichen Fähigkeit der Institu-
tionen, auf die Bedürfnisse der Bevölkerung 
zu reagieren. Intransparenz und Korruption 
kann das Vertrauen in die Möglichkeit, eine 
gleichberechtigte Gesellschaft zu realisieren, 
dramatisch erschüttern.

Nach 2008 und 2009 enthielt zuletzt das EU-SILC Son-
dermodul 2013 eine Frage zum Vertrauen in das politi-
sche System, das hier als Schlüsselindikator herangezo-
gen wird. Aufgrund unterschiedlicher Antwortskalen und 
Fragewortlaute sind die Jahre 2008/09 und 2013 jedoch 
nicht vergleichbar. Das entsprechende Item lautete 2013: 
„Ich nenne Ihnen nun einige Institutionen. Bitte sagen Sie 
mir zu jeder, wie sehr Sie ihr persönlich vertrauen. Ant-
worten Sie bitte wieder auf einer Skala von 0 bis 10, hier 
steht 0 für „vertraue gar nicht‘‘ und 10 für „vertraue voll 
und ganz“. Wie sehr vertrauen Sie persönlich dem politi-
schen System in Österreich?“

3.6.1 
Schlüsselindikator Vertrauen in das 
politische System

Bei der Bewertung des Vertrauens in das politische 
System dominieren niedrige und mittlere Ausprägun-

gen. 20,6 % gaben ein hohes Vertrauen in das poli-
tische System an (Werte von 7-10), 35,1 % wählten 
Werte zwischen 5 und 6 und 44,2 % hatten nur gerin-
ges Vertrauen. Ein Viertel entschied sich für die mitt-
lere Ausprägung 5. 

Allerdings gaben auch 12 % an, überhaupt kein Vertrauen 
in das politische System zu haben (Ausprägung 0) und nur 
2 % vertrauten dem politischen System hierzulande voll 
und ganz (Ausprägung 10). Der Durchschnittswert lag in 
Österreich bei 4,4 (von 10), in der EU-28 lag dieser mit 3,5 
noch deutlich darunter (siehe Grafik 53). 

Es ist anzunehmen, dass die Antwortverteilung bei den 
Fragen zum Vertrauen deswegen so stark von der Vertei-
lung bei den Zufriedenheitsfragen abweicht, da hier im 
Gegensatz zur Zufriedenheit, die das Individuum von 
innen her erlebt, das Objekt der Bewertung extern ist, 
d. h. außerhalb des Individuums liegt.

In der durchschnittlichen Beurteilung des politischen Sys-
tems zeigen sich zwischen den verschiedenen Einkom-
mensgruppen geringe Unterschiede (Grafik 54). So lag das 
mittlere Vertrauen in das politische System im untersten 
Einkommensquintil bei einem Mittelwert von 4,2, wäh-
rend sich im obersten Einkommensquintil ein Mittelwert 
von 4,6 ergab.

Grafik 53 
Vertrauen in das politische System der Bevölke-
rung ab 16 Jahren auf einer Skala von 0-10 (2013) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013, Modul Wohlbefinden; Eurostat.
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Grafik 54 
Vertrauen in das politische System der Bevölkerung 
ab 16 Jahren nach Einkommensquintilen (2013)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013, Modul Wohlbefinden. - EK-Quin-
tile beziehen sich auf das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen 
pro Jahr. Jede Gruppe umfasst 20% der Bevölkerung.

3.6.2 
Vertrauen in öffentliche Institutionen

Über das Vertrauen in das politische System hinaus, 
wurde im EU-SILC Sondermodul 2013 auch das Ver-
trauen in einzelne Institutionen erhoben. Grafik 55zeigt, 
dass Menschen in Österreich der Polizei in einem deut-
lich höherem Maße vertrauen (Mittelwert 7,2) als bei-
spielsweise den Medien (4,8). Zwischen diesen beiden 
liegt das Vertrauen in das Rechtssystem (6) und in die 
Gemeinde- und Bezirksbehörden (6,6).

Grafik 55 
Vertrauen in öffentliche Institutionen der Bevölke-
rung ab 16 Jahren (2013)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013, Modul Wohlbefinden.

3.6.3 
Vertrauen in andere

Vertrauen ist ein Kernelement der Beziehungen von 
Individuum und ihrer sozialen Interaktionen. Es lei-
tet sich aus der Erwartung ab, die jemand gegenüber 
einem „anderen“ hat. Diese Erwartung ist wiederum 
eine Funktion des Ausmaßes, in dem Vertrauen in der 
persönlichen Historie früherer sozialer Interaktionen 
eines Individuums honoriert wurde, und hat starke Aus-
wirkungen auf viele Lebensaspekte (siehe z. B. Lewicki 
und Tomlinson 2003).

Das Vertrauen in andere zu messen, trägt dazu bei zu 
zeigen, wie Menschen gegenüber ihrer unmittelbaren 
Gemeinschaft aber auch gegenüber der Gesellschaft 
insgesamt eingestellt sind. Es kann insofern zur hier dis-
kutierten Dimension gezählt werden, als Vertrauen ein 
konstitutiver Bestandteil funktionierender Gesellschaf-
ten und effizienter staatlicher Organisation darstellt. 
Die Bedeutung von Vertrauen für die gesellschaftliche 
Qualität wurde u. a. von Ward und Meyer (2009) näher 
untersucht.

Grafik 56 
Vertrauen in andere der Bevölkerung ab 16 auf einer 
Skala von 0-10 (2013)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013, Modul Wohlbefinden; Eurostat.

Die im EU-SILC Sondermodul 2013 gestellte Frage nach 
dem Vertrauen in andere bezieht sich nicht auf eine spe-
zifische Personengruppe. Wie auch bei den anderen Ver-
trauensfragen wurden die Respondentinnen und Respon-
denten hier aufgefordert, auf einer Skala von 0 „vertraue 
überhaupt nicht“ bis 10 „vertraue vollkommen“ das Ver-
trauen in andere zu bewerten. Der Durchschnittswert lag 
bei 5,9 und somit zwar höher als jener des Vertrauens in 
das politische System oder die Medien, jedoch bemerkens-
werterweise noch unter jenem in das Rechtssystem oder 
die Polizei. 25,5 % hatten ein hohes Vertrauen in andere 
(Werte 7-10), 53,4 % berichteten mittlere Vertrauenswerte 
(5-6) und 21,1 % vertrauten anderen nur sehr wenig und 
wählten Werte zwischen 0 und 4 (siehe Grafik 56).
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3.7 
Wohnen

69 http://ec.europa.eu/eurostat/cache/infographs/qol/index_de.html

An der Dimension „Wohnen“ wird deutlich, wie stark 
die drei Bereiche materieller Wohlstand, Lebensquali-
tät und Umwelt ineinander greifen: wie Menschen woh-
nen, hängt in starkem Umfang von ihren materiellen 
Ressourcen ab. Gleichzeitig beeinflussen Umweltbe-
dingungen in der Wohnumgebung die Lebensquali-
tät. In der Dimension Wohnen finden sich sowohl Indi-
katoren zur Qualität und Kosten der Wohnung als auch 
zur natürlichen Wohnumgebung.

Eurostat veröffentlicht neben einer neunstufigen Gliede-
rung der Dimensionen der Lebensqualität, in der Wohnen 
und die materiellen Lebensbedingungen zusammenge-
fasst sind, auch eine elfstufige Gliederung, in der Wohnen 
zusätzlich zur natürlichen Wohnumgebung eine eigene 
Dimension darstellt69.

Um die besondere Bedeutung des Wohnens für den 
Bereich Lebensqualität in WgÖ? sichtbar zu machen, wird 
als neuer Schlüsselindikator die „Belastung durch hohe 
Wohnkosten“ herangezogen. Ergänzt wird diese Schlüs-
selvariable um Zusatzinformationen zur Umweltbelas-
tung in der Wohnumgebung und zum Wohnstandard.

3.7.1 
Schlüsselindikator 
Wohnkostenüberbelastung

Der neue Schlüsselindikator Wohnkostenüberbelas-
tung, wie er auch für die nationalen Eingliederungsin-
dikatoren verwendet wird, beschreibt den Anteil der 
Bevölkerung, deren Wohnungsaufwand 40% des Haus-
haltseinkommens übersteigt. Als Wohnungsaufwand 
zählen dabei alle Ausgaben für Miete, Betriebskosten, 
Heizung, Energie und Instandhaltung sowie Zinszah-
lungen für Kredite zur Schaffung oder Sanierung von 
Wohnraum, wobei Wohn- und Mietbeihilfen sowohl 
vom Wohnungsaufwand wie auch dem Haushaltsein-
kommen abgezogen werden.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf der Wohnkostenüberbelastung 
zeigt einen steigenden Trend und ist daher tendenziell 
negativ zu sehen. Die kurzfristige Betrachtung fällt ebenso 
tendenziell negativ aus, da sich der Anteil der betroffenen 
Bevölkerung zwischen 2015 und 2017 weiter erhöht hat.“

Dass sich das Thema Wohnen nicht nur von der Seite 
der Wohnbedingungen sondern auch von der Seite der 
Wohnkosten betrachten lässt, kommt auch in der Formu-
lierung „bezahlbarer Wohnraum“ in Goal 11.1 der SDGs 
zum Tragen. Gerade in großen Städten sind die Mietkos-
ten teilweise so hoch, dass sie selbst bei bescheidenen 
Wohnbedürfnissen einen beachtlichen Teil des Einkom-
mens in Anspruch nehmen und somit anderweitige Kon-
summöglichkeiten stark einschränken.

Grafik 57 zeigt, dass sich der Anteil der Personen mit 
Wohnkostenüberlastung seit 2008 erhöht hat: 2008 waren 
6,1% der Bevölkerung von einer Wohnkostenüberbelas-
tung betroffen, 2017 hat sich der Anteil um 1%-Punkt auf 
7,1% erhöht. Der Anstieg ist über die Jahre hinweg nicht 
graduell erfolgt. Seit 2012 scheint sich der Anteil bei rund 
7% einzupendeln. 2015 konnte ein Rückgang auf 6,4% 
verzeichnet werden, um 2016 auf 7,2% zu steigen und im 
Folgejahr 2017 geringfügig auf 7,1% zu sinken.

KF  LF

Grafik 57 
Wohnkostenüberbelastung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Die Daten der Periode 2008-2011 kön-
nen gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 2014 eine 
Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für EU-SILC verwendbaren Ver-
waltungsdaten vorgenommen wurde.
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Betrachtet man die Wohnkostenüberbelastung in den ver-
schiedenen Einkommensklassen des äquivalisierten Net-
to-Haushaltseinkommens (Grafik 58) so zeigt sich erwar-
tungsgemäß, dass im untersten Einkommensquintil die 
Belastungswahrscheinlichkeit am höchsten ist. Knapp 
ein Drittel der Bevölkerungsgruppe mit dem niedrigsten 
äquivalisierten Netto-Haushaltseinkommen war 2017 von 
einer Wohnkostenüberbelastung betroffen. Aus Grafik 61 
wird auch ersichtlich, dass die Wohnkostenüberbelastung 
fast ausschließlich diese Einkommensgruppe betrifft.

Grafik 58 
Wohnkostenüberbelastung nach Einkommensquinti-
len (2017)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20% der Bevölkerung.

3.7.2 
Sehr schlechter Wohnstandard

Von sehr schlechtem Wohnstandard wird gesprochen, 
wenn zwei der folgenden vier Merkmale zutreffen: (1) 
kein Badezimmer in der Wohnung (2) keine Toilette in 
der Wohnung (3) Probleme durch feuchte Wände oder 
Fußböden, Fäulnis in Fensterrahmen oder Fußböden, 
undichtes Dach (4) Probleme durch dunkle Räume.

Die UN schlägt bezüglich des Ziels 11.1 der Agenda 2030 
„Bis 2030 den Zugang zu angemessenem, sicherem und 
bezahlbarem Wohnraum und zur Grundversorgung für 
alle sicherstellen und Slums sanieren“ den folgenden 
Indikator vor: „Proportion of urban population living in 
slums, informal settlements or inadequate housing“. Der 
von Statistik Austria verwendete Indikator „sehr schlech-
ter Wohnstandard“ wird auch für die nationalen Einglie-
derungsindikatoren herangezogen.

Grafik 59 zeigt, dass 2017 2,5 % der österreichischen 
Gesamtbevölkerung in Wohnungen mit einem sehr 
schlechten Wohnstandard gelebt haben. Der Anteil sank 
seit 2008, ist aber 2015 und 2016 wieder angestiegen. 
2017 gab es wieder einen Rückgang. Schwankungen die-
ser Größenordnung können hier jedoch auch auf Stich-
probeneffekte zurückzuführen sein.

Grafik 59 
Sehr schlechter Wohnstandard

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Mit Verwaltungsdaten rückgerech-
nete Werte für 2008-2011.

3.7.3 
Subjektive Umweltbelastung in der 
Wohnumgebung

Probleme wie Abgase, Ruß oder sonstige Luftverschmut-
zungen, aber insbesondere auch die Belastung durch 
Lärm (durch Nachbarn oder Verkehr), können eine Reihe 
von Schäden nach sich ziehen und sich negativ auf die 
physische und psychische Gesundheit auswirken. Ope-
rationalisiert wird diese Dimension über den Indikator 
„subjektive Umweltbelastung in der Wohnumgebung“.

Der Indikator bezieht sich auf die beiden EU-SILC-Fragen: 
„Haben Sie in Ihrer Wohngegend Probleme mit Luft- oder 
Wasserverschmutzung, Ruß oder anderen Umweltproble-
men wie Rauch, Staub oder Gestank?“ und „Haben Sie in 
Ihrer Wohngegend Probleme mit Lärmbelästigung durch 
Nachbarn oder von der Straße (durch Verkehr, Gewerbe- 
oder Industriebetriebe)?“. Antwortet die Auskunftsperson 
für den Haushalt zumindest auf eine der beiden Fragen 
mit ja, so wird für alle Haushaltsmitglieder Umweltbelas-
tung in der Wohnumgebung angenommen.

Grafik 60 zeigt, dass 2017 22,7 % aller Personen Umwelt-
belastungen in der Wohnumgebung wie Lärm oder Luft-
verschmutzung wahrnahmen. Dieser Wert bewegt sich 
damit auf dem Niveau der Vorjahre.
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Die Belastung ging dabei, wie ebenfalls aus Grafik 60 
ersichtlich, zu einem Großteil auf Lärm zurück: 2017 waren 
17,9 % der Wohnbevölkerung durch Lärm von Nachbarn 
oder der Straße belastet. Im Vergleich zu den Vorjahren 
ist dieser Anteil ebenfalls relativ konstant geblieben. Luft 
und Wasserverschmutzung sowie Ruß führten 2017 bei 
9,9 % zu Belastungen.

Grafik 60 
Subjektive Umweltbelastung in der Wohnumgebung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC. - Mit Verwaltungsdaten rückgerech-
nete Werte für 2008-2011.

Bei der Interpretation der Schwankungen zwischen den 
Jahren ist freilich Vorsicht geboten. Wetterbedingt und je 
nach Befragungszeitpunkt können subjektive Einschät-
zungen zu Umweltbedingungen sehr unterschiedlich 
ausfallen. So ist die Lärmbelastung durch Verkehr in den 
Sommermonaten beispielsweise wesentlich geringer, als 
in der Hauptarbeitszeit. Lange Winter wiederum führen 
zu einer stärkeren Feinstaubbelastung und besonders zu 
vermehrter Berichterstattung in den Medien, was wiede-
rum die Wahrnehmung beeinflussen kann. Deswegen 
können keine Rückschlüsse gezogen werden, ob sich 
die Situation auch tatsächlich objektiv verbessert hat. 
Einen Hinweis gibt die objektiv gemessene Staubbelas-
tung (Feinstaub), die in Kapitel 4.3.2 im Bereich Umwelt 
diskutiert wird.
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3.8 
Subjektives Wohlbefinden

70 https://ec.europa.eu/eurostat/web/gdp-and-beyond/quality-of-life
71 http://www.statistik.at/web_de/statistiken/initiativen_zur_fortschrittsmessung/gdp_and_beyond/index.html
72 http://www.statistik.at/web_de/statistiken/initiativen_zur_fortschrittsmessung/stiglitz_sen_fitoussi/index.html
73 http://www.statistik.at/web_de/statistiken/initiativen_zur_fortschrittsmessung/euro_statistisches_system_stiglitz_sen_fitoussi/index.html
74 https://ec.europa.eu/eurostat/documents/8131721/8131772/Sofia-memorandum-final.pdf

Subjektives Wohlbefinden umfasst eine große Band-
breite verschiedener Aspekte, die von der reflektierten 
Bewertung des eigenen Lebens über die Gefühls- und 
Emotionszustände einer Person bis hin zu Fragestel-
lungen nach dem Lebenssinn reichen. Wie subjektives 
Wohlbefinden gemessen werden kann, wird mittler-
weile auch in der offiziellen Statistik intensiv disku-
tiert. Die OECD (2013b) veröffentlichte Leitlinien zur 
Messung subjektiven Wohlbefindens um eine diesbe-
züglich größere Konsistenz in den offiziellen Statisti-
ken zu erreichen.

Eurostat (2014b)70 fasst die Bedeutung dieser neuen Daten 
wie folgt zusammen: „Das BIP und mehr71, die Empfehlun-
gen der SSF-Kommission72, die Sponsorship-Group zur Mes-
sung des Fortschritts73 und das Sofia-Memorandum74 betonen 
sämtlich die Bedeutung der Erhebung qualitativ hochwer-
tiger Daten über die Lebensqualität und das Wohlbefinden 
der Menschen und die zentrale Rolle von Statistiken über Ein-
kommen und Lebensbedingungen (SILC) im Rahmen dieser 
verbesserten Messung. Die Erhebung von Mikrodaten im 
Zusammenhang mit dem Wohlbefinden ist daher ein vor-
rangiges Ziel. Im Mai 2010 unterstützten sowohl die Arbeits-
gruppe Lebensbedingungen als auch die Indikatoren-Unter-
gruppe des Ausschusses für Sozialschutz den Vorschlag von 
Eurostat zur Erhebung von Mikrodaten zum Wohlbefinden 
im Rahmen des Moduls der SILC 2013, um dieser Forderung 
gerecht zu werden.“

Im Rahmen von EU-SILC 2013 wurde erstmals EU-weit 
ein Sondermodul zur Erhebung des subjektiven Wohl-
befindens umgesetzt. Es enthält eine Reihe subjektiver 
Fragen zu den verschiedenen Aspekten des Wohlbefin-
dens (Zufriedenheitsfragen, Stimmungsfragen etc.). In der 
österreichischen Erhebung zu EU-SILC werden bereits seit 
2004 Fragen zur Lebensqualität gestellt.

Der WgÖ?-Schlüsselindikator zu dieser Di-
mension ist die „Gesamte Lebenszufrieden-
heit“. Er liefert einen Hinweis darauf, inwie-
weit die Erwartungen und Bedürfnisse der 
Menschen in Österreich erfüllt werden.

Flankiert wird dieser Indikator von Indikatoren zur Zufrie-
denheit mit verschiedenen Lebensbereichen, die teilweise 
regelmäßig in der österreichischen Erhebung zu EU-SILC 
erhoben werden und teilweise einmalig 2013 und/oder 
2015 erhoben wurden. Daten zur Freizeit aus der Zeitver-
wendungserhebung ergänzen diese Indikatoren.

3.8.1 
Schlüsselindikator Gesamte 
Lebenszufriedenheit

Der Indikator Lebenszufriedenheit misst, wie eine Per-
son ihr Leben als Gesamtes bewertet. Der Begriff „Leben“ 
umfasst somit sämtliche Lebensbereiche dieser Person 
zu einem bestimmten Zeitpunkt. Es wird daher nicht 
angestrebt, den momentanen emotionalen Zustand 
der Auskunftsperson abzufragen, sondern ein reflek-
tiertes und breites Urteil über den Grad ihrer allge-
meinen Zufriedenheit mit diesem Leben zu erhalten.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der Mittelwert der Jahre 2015 bis 2017 zeigt keine Verän-
derung, während der Anteil der sehr unzufriedenen Perso-
nen zwischen 2016 und 2017 erkennbar zurückgeht. Die 
kurzfristige Entwicklung wird daher als tendenziell positiv 
bewertet. Eine langfristige Bewertung erfolgt erst, wenn 
Daten für wenigstens 10 Jahre vorhanden sind.“

EU-SILC stellt die entsprechende Frage seit 2013 mit 11-stu-
figer Antwortskala. Die Frage lautet: Ich möchte Ihnen 
nun einige Fragen zu Ihrem Wohlbefinden und Ihrer 
Zufriedenheit mit verschiedenen Lebensbereichen stel-
len. Zunächst aber ganz allgemein gefragt: „Wie zufrie-
den sind Sie mit Ihrem Leben insgesamt? Bitte antworten 
Sie auf einer Skala von 0 bis 10, wobei 0 für „überhaupt 
nicht zufrieden‘‘ und 10 für „vollkommen zufrieden‘‘ steht.“

KF  
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2017 lag die mittlere Zufriedenheit bei 7,9 von 10 Punk-
ten und damit auf dem Niveau der beiden Vorjahre (siehe 
Grafik 61). Der Anteil der Personen mit einer geringen 
Zufriedenheit (fünf oder weniger) liegt mit 10,6% auf dem 
geringsten Niveau seit 2013. Während die Gruppe der 
mittel und hoch Zufriedenen auch Personen umfasst, die 
schwierige Lebensumstände haben, aber aus verschie-
denen Gründen trotzdem angeben, dass sie zufrieden 
sind (siehe dazu Ponocny et al. 2015), ist bei der unzufrie-
denen Gruppe tatsächlich davon auszugeben, dass die 
meisten Personen objektiv belastet sind.

Vergleicht man die österreichischen Daten mit den 
EU-28-Werten von 2013, so liegt der Mittelwert für Öster-
reich (7,8) über dem EU-Wert von 7,1.75 Besonders deutlich 
ist der Abstand beim Anteil der sehr Zufriedenen: wäh-
rend in Österreich 37,8 % in diese Kategorie fallen, sind 
es im EU-28-Durchschnitt nur 21,7 %.

Hinsichtlich des Geschlechts zeigen sich bei der allge-
meinen Lebenszufriedenheit nur geringe Unterschiede. 
Frauen sind im Mittel etwas zufriedener als Männer, der 
Anteil der hoch Zufriedenen liegt 2017 bei den Frauen 
bei 38,9%, bei den Männern hingegen nur bei 36,7 %.

Grafik 62 zeigt, dass die Lebenszufriedenheit im reichsten 
Einkommensfünftel am höchsten ist und mit steigendem 
Einkommen zunimmt. Während die unterste Einkommens-
gruppe 2017 eine mittlere Lebenszufriedenheit von 7,3 
von 10 aufwies, lag der entsprechende Mittelwert in der 
obersten Einkommensgruppe bei 8,4 von 10.

75 Daten zur allgemeinen Lebenszufriedenheit sind für die EU nur für 2013 verfügbar.

Grafik 62 
Allgemeine Lebenszufriedenheit nach Einkommens-
quintilen (2017)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20% der Bevölkerung.

Weitere Analysen zur allgemeinen Lebenszufriedenheit 
finden sich im diesjährigen Sonderkapitel (siehe Kapitel 
A.3.3). Im Fokus steht dabei auch der Zusammenhang zwi-
schen Erwerbsstatus und Lebensqualität. Die Ergebnisse 
zeigen, dass Personen, die von Arbeitslosigkeit betroffen 
sind, ein deutlich geringeres Niveau an Lebenszufrieden-
heit aufweisen.

3.8.2 
Zufriedenheit mit verschiedenen 
Lebensbereichen

Zufriedenheiten mit verschiedenen Lebensbereichen 
wie Einkommen, Wohnumgebung und soziale Beziehun-
gen ermöglichen Aufschlüsse darüber, wie bestimmte 
objektive Lebensbedingungen subjektiv erfahren wer-
den, geben aber - wie bei den persönlichen Beziehun-
gen - auch Auskunft über Lebensbereiche, die sich gar 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
objektiv erfassen lassen.

Im nationalen Fragenteil zu EU-SILC finden sich jährlich 
Fragen zur Arbeitszufriedenheit, zur Zufriedenheit mit 
der finanziellen Situation des Haushaltes und zur Zufrie-
denheit mit der Wohnsituation. Darüber hinaus wurden 
2013 im Modul zur Lebensqualität einige weitere Fragen 
zur Zufriedenheit gestellt, unter anderem zur Zufrieden-
heit mit der Zeit für gerne gemachte Dinge. Die Frage 
„Wie zufrieden sind Sie mit Ihren persönlichen Beziehun-
gen, z. B. zu Familie, Freunden, Kollegen, Kolleginnen?“ 

Grafik 61 
Allgemeine Lebenszufriedenheit auf einer Skala 
von 0-10

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC.
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Grafik 63 
Zufriedenheit mit verschiedenen Lebensbereichen (2017)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017, sowie 2013 und 2015. - * Zuletzt verfügbare Werte.

wurde sowohl 2013 als auch 2015 im Sondermodul „Sozi-
ale und kulturelle Teilhabe“ gestellt. In Grafik 63 finden 
sich die Werte von 2017 bzw. des jeweils aktuellsten ver-
fügbaren Jahres.

Wie Grafik 63 zeigt, ist die Zufriedenheit mit den per-
sönlichen Beziehungen am höchsten. Fast zwei Drittel 
der Personen wählten hier auf der 11-stufigen Skala zwi-
schen 0 und 10 eine 9 oder eine 10, der Mittelwert lag bei 
8,7. Auch mit ihrer Wohnumgebung sind die Menschen 
in Österreich sehr zufrieden, 54 % wählten hier eine 9 
oder 10. Bezüglich der Arbeitszufriedenheit, bei der sich 
ebenfalls hohe Werte finden (42 % sind sehr zufrieden), 
muss berücksichtigt werden, dass nur Personen befragt 
wurden, die auch wirklich erwerbstätig waren, also eine 
Personengruppe, der es vergleichsweise gut geht. Den 
höchsten Anteil gering Zufriedener findet man bei der 
Zeit für gerne gemachte Dinge, hier gaben 23,3 % einen 
Wert von 5 oder geringer an. Der Mittelwert lag bei 7,3.

Die niedrigste durchschnittliche Zufriedenheit findet sich 
mit 7,2 bei der finanziellen Situation des Haushalts. Über 
22% führten zudem eine geringe Zufriedenheit für diesen 
Aspekt an. Auch der Anteil an Personen mit einer hohen 
Zufriedenheit mit der finanziellen Situation des Haushal-
tes fällt mit knapp 29% am geringsten aus.

3.8.3 
Freizeitaktivitäten

Das objektive Gegenstück zur Zufriedenheit mit der Zeit 
für gerne gemachte Dinge stellt die verfügbare Zeit für 
Freizeitaktivitäten dar. Die diesbezüglich letztverfüg-
baren Daten stammen aus der Zeitverwendungserhe-
bung 2008/2009.

In der Zeitverwendungserhebung werden für 2008/09 
die folgenden Tätigkeiten als Freizeitaktivitäten gewer-
tet: Kulturelle Aktivitäten; Unterhaltung, öffentliche Fest-
veranstaltungen; Ausflug; Spazierengehen; Wandern, 
Laufen; Radfahren (als Sport); Sonstige sportliche Betäti-
gung; Fitness, Gymnastik; Jagen, Fischen, Sammeln in der 
Natur; Hobbys; Musizieren; Beschäftigung mit dem Com-
puter, technische Hobbys; Spiele; Computerspiele; Zeitun-
gen, Zeitschriften lesen; Bücher lesen; Sonstiges Lesen; 
Fernsehen (inkl. DVDs & Videos); Musik hören; Informati-
onsbeschaffung mittels Computer; Wege – Kultur; Wege 
– Sport; Wege – Hobbys; Wege – Mediennutzung. Nichts-
tun wird jedoch nicht zur Freizeit gezählt. Da es gemein-
sam mit dem Nickerchen abgefragt wird, werden diese 
in der Zeitverwendungserhebung der Kategorie „Schlaf“ 
zugeordnet. Unter Freizeitaktivitäten fallen hier also nur 
aktive Tätigkeiten.

Grafik 64 
Freizeitaktivitäten der Bevölkerung ab 19 Jahren 
nach Geschlecht (2008/09)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung 2008/09.
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Grafik 64 zeigt, dass Personen ab 19 Jahren im Durch-
schnitt pro Tag (inklusive Wochenende) 3 Stunden und 
40 Minuten Zeit zur freien Verfügung hatten. Frauen hat-
ten mit 3 Stunden 23 Minuten über eine halbe Stunde 
weniger Freizeit als Männer (3h58). Dies dürfte vor allem 
damit zu tun haben, dass Frauen nach wie vor mehr 

Zeit mit Haushalt, Kinderbetreuung und Freiwilligen-
arbeit verbringen (Frauen 4h53; Männer 2h41). Gegen-
über 1981, als Frauen im Durchschnitt knapp 5 ½ Stun-
den für diese Tätigkeiten aufwendeten und Männer nur 
1 ½ Stunden, deuten diese Zahlen auf eine allmähliche 
Angleichung hin.
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4 
Umwelt

Dimension Verkehr 
kritisch

Energetischer Endverbrauch, Lkw-Trans-
portleistung und Treibhausgasemissionen 

stiegen zuletzt deutlich an

Zunehmender 
Energieverbrauch

Energetischer Endverbrauch stieg von 937 PJ 
im Jahr 2000 auf rund 1.140 PJ im Jahr 2017

Anteil der Bio-Fläche 
deutlich gestiegen

Anteil der biologisch bewirtschafteten Fläche 
stieg auf 22,4% im Jahr 2017 (2000: 11,5 %)
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4.1 
Umwelt und Nachhaltigkeit

Umweltindikatoren zeigen die Entwicklung von Res-
sourcenverbrauch oder Emissionen auf, die infolge 
wirtschaftlicher und sozialer Aktivitäten (wie Industrie-
produktion oder Verkehr) entstehen. Stellt man diese 
Indikatoren beispielsweise dem Konsum der Haushalte 
gegenüber, werden die Aspekte von Wohlstand und 
Fortschritt – materieller Wohlstand, Lebensqualität und 
Umwelt – umfassend betrachtet. Dabei wird noch der 
Aspekt der „Nachhaltigkeit“, also die intra- und inter-
generationelle Perspektive mit einbezogen.

Umweltdaten beziehen sich sowohl auf physische als 
auch auf monetäre Größen, da sich die Umweltstatistik 
vor allem mit den sozialen und ökonomischen Aktivitäten 
und deren Auswirkungen auf Umweltsysteme sowie dem 
Zustand und den Veränderungen der Medien (Boden, Was-
ser, Luft, etc.) beschäftigt. Die Umweltstatistik ermöglicht 
damit einen breiten Blick auf die ökologischen Dimensio-
nen von Wohlstand und Fortschritt. Aspekte wie Ressour-
cenverbrauch, Emissionen oder das Verkehrsaufkommen 
werden genauer betrachtet.

Ob eine Gesellschaft ihr Wirtschaftswachs-
tum schadstoffarm oder zu Lasten zukünf-
tiger Generationen erzeugt, lässt sich durch 
die Ergänzung materieller und sozialer Fak-
toren mit den ökologischen Komponenten 
feststellen.

Um multidimensionalen, weltweit auftretenden Umwelt-
problemen wie dem Klimawandel begegnen zu können, 
wurde das Konzept der „Nachhaltigkeit“ entwickelt. Dieses 
gewann durch die Einbeziehung inter- und intragenera-
tioneller Gerechtigkeitsüberlegungen sowie einer tragfä-
higen ökonomischen Perspektive für die Umweltthematik 
zunehmend an Bedeutung. Nachhaltigkeit wurde erstmals 
1987 im “Brundtland-Bericht” (United Nations Report of the 
World Commission on Environment and Development, 1987, 
Kapitel I, Absatz 3) umfassend formuliert: „Sustainable devel-
opment is development that meets the needs of the present 
without compromising the ability of future generations to 
meet their own needs.“

Nachhaltigkeit bezeichnet also gemeinhin 
die Herausforderung, den derzeitigen Le-

bensstandard für zukünftige Zeiträume und 
spätere Generationen mindestens aufrecht-
zuerhalten, wenn nicht gar zu verbessern. 

Sie umfasst alle Bereiche von Wohlstand und Fortschritt 
und reflektiert darüber hinaus Zukunftskomponenten – 
wie beispielsweise die Konsequenzen des Klimawandels 
– aus einer globalen Perspektive. Für Stiglitz et al. (2009, 
S. 16f, S. 61f) ist die Messung und Bewertung der Nachhal-
tigkeitskomponente von Wohlstand und Fortschritt von 
zentraler Bedeutung. Das gegenwärtige Wohlbefinden hat 
sowohl mit ökonomischen Ressourcen (wie Einkommen) 
als auch mit sozialen Aspekten der Lebensqualität (z. B. Bil-
dung und Gesundheit) zu tun. Die Nachhaltigkeit vor allem 
der ökonomischen Ressourcen hängt davon ab, ob sie an 
künftige Generationen weitergegeben werden können.

Diese vorausblickende Perspektive vervielfacht die Schwie-
rigkeiten, die bereits in den vorangehenden Kapiteln im 
Zusammenhang mit der Messung von Wohlstand und 
Fortschritt erwähnt wurden (z. B. Kapitel 2.1). Stiglitz et al. 
(ebd. S. 17) gehen davon aus, dass eine Unterscheidung 
zwischen der Beurteilung des gegenwärtigen Wohlbe-
findens und jener der Nachhaltigkeit notwendig ist: „The 
assessment of sustainability is complementary to the ques-
tion of current well-being or economic performance, and 
must be examined separately.“ Zudem wird festgehalten, 
dass ein einzelner Indikator nicht alle relevanten Infor-
mationen zum gegenwärtigen Wohlbefinden und den 
Nachhaltigkeitsaspekten aufzeigen kann.

Deshalb wird von Stiglitz et al. (ebd. S. 17f) speziell der 
Umweltaspekt der Nachhaltigkeit separat betont: „Rec-
ommendation 12: The environmental aspects of sustaina-
bility deserve a separate follow-up based on a well-chosen 
set of physical indicators. In particular there is a need for a 
clear indicator of our proximity to dangerous levels of envi-
ronmental damage (such as associated with climate change 
or the depletion of fishing stocks).“

Eine der Leitinitiativen der Europa 2020 Strategie (Euro-
päische Kommission 2010 S. 3) bezieht sich auf die Schaf-
fung einer ressourcenschonenden Wirtschaftsweise in 
Europa. Diese Leitinitiative bildet die Grundlage für Maß-
nahmen, die eine Umstellung auf ein ressourcenschonen-
des und kohlenstoffarmes Wirtschaften erleichtern sollen. 
Unter anderem soll damit die Sicherung der Versorgung 
mit wesentlichen Ressourcen sowie die Bekämpfung des 
Klimawandels erreicht werden. 
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Wesentlich für einen nachhaltigen Wohlstand und Fort-
schritt ist eine verminderte und effiziente Nutzung von 
Ressourcen, die zudem zu einer Verringerung von nega-
tiven Emissionen (wie etwa Treibhausgasen) führt. Mit 
dem Konzept der Entkoppelung wird die Entwicklung der 
(ökologischen) Nachhaltigkeit durch Indikatoren messbar.

Von absoluter Entkoppelung spricht man, wenn die betref-
fende Umweltauswirkung (z. B. Materialverbrauch) stabil 
oder abnehmend ist, während der Wirtschaftsindikator 
(zumeist das BIP) zunimmt. Die Entkoppelung ist relativ, 
wenn die Wachstumsrate des Materialverbrauchs positiv 
ist, jedoch geringer als jene der wirtschaftlichen Variable.

Im Themenfeld Umwelt für das WgÖ?-Set wurden die fol-
genden fünf Dimensionen definiert (Grafik 65).

Grafik 65 
Dimensionen der Umwelt

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Die fünf Dimensionen aus Grafik 65 entsprechen weitge-
hend den Umweltthemenbereichen76 der EU-Strategie 
für nachhaltige Entwicklung (Europäische Kommission 
2001), welche „Klimawandel und Energie“, „Natürliche 
Ressourcen“, „Nachhaltiger Verkehr“ sowie „Nachhaltige 
Produktions- und Konsumstrukturen“ als Dimensionen 
vorgeschlagen hat. 

Den fünf Dimensionen wurden ein bis drei 
Schlüsselindikatoren zugeordnet. Schlüs-
selindikatoren sind die aus Sicht der Stake-
holder zentralen Maßzahlen der jeweiligen 
Dimension und unterliegen auch der Bewer-
tung durch das externe Bewertungsteam. 

76 http://ec.europa.eu/eurostat/de/web/sdi/indicators

Dies folgt der bereits erwähnten Forderung der Beschrän-
kung auf wenige wesentliche Merkmale, auch wenn für 
eine vollständige Abdeckung aller Umweltaspekte wei-
tere Indikatoren notwendig wären. Die 11 Schlüsselindi-
katoren des Bereichs Umwelt werden noch durch Zusatz-
indikatoren inhaltlich ergänzt. Für 2018 ergab sich eine 
Änderung eines Schlüsselindikators: in der Dimension „Kli-
mawandel, Emissionen“ wurde der Indikator „PM10-Emis-
sionen insgesamt“ durch den Indikator „PM2,5-Exposition 
(Belastung) bevölkerungsgewichtet“ ersetzt. 

Übersicht 6 
Schlüsselindikatoren der Umwelt mit Bewertung

Zu beachten ist, dass es zwischen den Dimensionen keine 
eindeutige inhaltlich Abgrenzung geben kann, sondern 
thematische Überschneidungen der Zugehörigkeit von 
Indikatoren möglich sind. Überschneidungen bestehen 
z. B. für Energieträger wie Öl oder Gas, welche in einer 
eigenen Dimension „Energie“ geführt werden, jedoch 
genauso eine wichtige Ressource darstellen. Indikatoren 
zur Transportleistung des Lkw-Verkehrs (Dimension „Ver-
kehr“) oder zum Energieverbrauch (Dimension „Energie“) 
sind auch für die Dimension „Klimawandel, Emissionen“ 
inhaltlich relevant.

Der Fokus bei der Auswahl der Indikatoren zu WgÖ? liegt 
auf physischen Daten. Die Dimension „monetäre Umwelt-
aspekte“ kommt der Aufforderung der Task Force „Environ-
mental Sustainability“ der Sponsorship Group (Eurostat 
2011) nach, verstärkt die Umweltgesamtrechnungen für 
die Messung von Wohlstand und Fortschritt heranzuzie-
hen. Die Bedeutung der Umweltgesamtrechnungen für die 
Darstellung von Nachhaltigkeitsaspekten wird auch von 
der Europäischen Kommission (2013b) hervorgehoben. 

Umwelt kurz-
fristig

lang-
fristig

Inländischer Materialverbrauch

Flächen mit biolog. Bewirtschaftung

Flächeninanspruchnahme

Treibhausgasemissionen

Feinstaub-Exposition (PM2,5)

Erneuerbare Energieträger

Energetischer Endverbrauch

Energieverbrauch des Verkehrs

Transportleistung des Lkw-Verkehrs –

Emissionen des Verkehrs

Ökosteueranteile

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?
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Als Datenquellen dienen hauptsächlich Umweltdaten 
von Statistik Austria. Ergänzend werden für Umweltbe-
reiche, die unter die Agenden des Umweltbundesamts 
(z. B. Luftschadstoffe) oder des Bundesministeriums für 
Nachhaltigkeit und Tourismus (BMNT, z. B. Fläche der 
Bio-Landwirtschaft) fallen, die entsprechenden Daten 
dieser Institutionen verwendet. Datenlücken ergeben 
sich für Bereiche wie Biodiversität, Bodenqualität (Emis-
sionen), Wasserentnahme oder Klimawandelanpassungs-
kosten, für die derzeit keine aggregierten Werte aus offi-
ziellen Statistikquellen vorliegen.

Die stärkere Berücksichtigung der Zukunfts-
komponente im Bereich Umwelt führt dazu, 
dass bei der Bewertung der Umweltindika-
toren neben der Dynamik dem absoluten 
Niveau der Umweltwerte eine große Rele-
vanz beigemessen wird. 

Der Schwerpunkt der Umweltbetrachtung liegt damit 
– im Vergleich zu den Bereichen materieller Wohlstand 
und Lebensqualität – etwas stärker auf der langfristigen 
als auf der kurzfristigen Entwicklung.

Beispielsweise müsste bezüglich des Ziels, den Klima-
wandel zu begrenzen, der Energieverbrauch unter den 
Wert von 2000 gesenkt werden. Auch wenn sich in den 
Jahren 2006 bis 2015 eine Stabilisierung des Verbrauchs 
zeigt, bleibt das Problem, dass der Energieverbrauch ins-
gesamt im europäischen Vergleich immer noch zu hoch 
ist (Österreich 135 Gigajoule pro Kopf, EU-28 91 Giga-
joule pro Kopf). Dies liegt vor allem an dem Zuwachs in 
den Jahren 2000 - 2005 und führte zu einer tendenziell 
negativen Beurteilung des langfristigen Verlaufes durch 
das Expertengremium (siehe auch Kapitel 1.3). 
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4.2 
Ressourcen

77 Absolute Entkoppelung bedeutet, dass der Materialverbrauch) stabil oder abnehmend ist, während der Wirtschaftsindikator (zumeist das BIP) 
zunimmt. Die Entkoppelung ist relativ, wenn die Wachstumsrate des Materialverbrauchs positiv ist, jedoch geringer als jene der wirtschaftli-
chen Variable.

78 http://unstats.un.org/unsd/envaccounting/seeaRev/SEEA_CF_Final_en.pdf.

Bei (natürlichen) Ressourcen handelt es sich um 
Bestandteile der Natur, die vom Menschen direkt oder 
indirekt genutzt werden bzw. potentiell genutzt wer-
den können und die die Grundlagen für derzeitiges 
und zukünftiges Leben bilden. Viele dieser Ressour-
cen, wie Minerale, Lebensräume oder auch Tierarten 
sind begrenzt – wenn sie erschöpft oder vernichtet 
werden, sind sie für immer verschwunden. Eine Viel-
zahl anthropogen verursachter Umweltschäden ist 
auf den gestiegenen Verbrauch natürlicher Ressour-
cen zurückzuführen. 

Die schonende, effiziente Ressourcennutzung und die 
Vermeidung ökologischer und sozialer Belastungen sind 
notwendig für eine nachhaltige Entwicklung.

Die zunehmende Produktion, der Transport 
und der Konsum von Rohstoffen führen zu 
Umweltproblemen wie dem anthropogenen 
Klimawandel, der Flächenversiegelung, dem 
Verlust der Artenvielfalt, der Bodenerosion, 
der Produktion von Abfällen oder der Luft-
verschmutzung.

Eine der sieben Leitinitiativen innerhalb der Europa 2020 
Strategie widmet sich dem Thema „ressourcenschonen-
des Europa“ (Europäische Kommission 2011b). Sie sieht 
eine Reduktion des Ressourcenverbrauchs in der EU und 
damit eine absolute Entkoppelung von Ressourcenver-
brauch und Wirtschaftswachstum vor77. Der sparsame 
und effiziente Umgang mit natürlichen Ressourcen und 
die absolute Entkoppelung des Ressourceneinsatzes vom 
Wirtschaftswachstum gelten als wesentliche Schlüssel-
strategie für eine nachhaltige Entwicklung.

In Österreich wurde im Jahr 2011 ein Ressourceneffizi-
enz-Aktionsplan (REAP) entwickelt (BMLFUW 2012). Dieser 
legt Ziele zur Effizienzsteigerung bei der Nutzung natür-
licher Ressourcen fest, identifiziert wesentliche Hand-
lungs- und Aktionsfelder und schlägt Maßnahmen für 
eine konkrete Erhöhung der Ressourceneffizienz vor. 
Langfristig soll die österreichische Wirtschaftsentwick-

lung vom Ressourcenverbrauch und den damit einherge-
henden Umweltauswirkungen entkoppelt werden. Dazu 
ist es laut REAP erforderlich, die Ressourceneffizienz in 
Österreich mittelfristig, also bis zum Jahr 2020, um min-
destens 50 % anzuheben und somit den Ressourcenver-
brauch insgesamt deutlich zu reduzieren.

Eine Kategorisierung von Ressourcen bietet das UN Sys-
tem of Environmental-Economic Accounting (SEEA)78 mit 
folgender Auflistung:

• mineralische Ressourcen
• Energieressourcen
• Land- und Bodenressourcen
• Holzressourcen
• aquatische Ressourcen
• sonstige biologische Ressourcen
• Wasserressourcen.

Während einige dieser Komponenten bereits sehr gut 
im Rahmen der Naturvermögensrechnungen abgebil-
det werden (beispielsweise mineralische oder Energie-
ressourcen), liegen für andere Kategorien keine passen-
den Daten aus der amtlichen Statistik vor.

Für die Abbildung des Bereichs Ressourcen wurden drei 
Schlüsselindikatoren herangezogen: der wichtigste Indi-
kator ist der inländische Materialverbrauch, welcher mine-
ralische, und Energie, Holz und sonstige biologische Res-
sourcen sowie zu einem Teil auch aquatische Ressourcen 
umfasst (Energieressourcen werden zudem explizit im 
Bereich Energie dargestellt). Der Indikator „Flächen mit 
biologischer Bewirtschaftung“ bezieht sich auf Komponen-
ten der Land- und Bodenressourcen sowie der „sonstigen 
biologischen Ressourcen“. Die Problematik der Flächen-
versiegelung, welche ebenfalls die Land- und Boden-
ressourcen betrifft, wird durch den Indikator Flächen-
inanspruchnahme insgesamt (durch Bau-, Verkehrs- und 
sonstige Flächen) abgedeckt.

Für Wasserressourcen (z. B. Wasserentnahme oder Wasser-
verwendung) stehen in Österreich kaum Daten zur Verfü-
gung. Langfristig ist auf europäischer Ebene die Entwick-
lung einer Wassergesamtrechnung geplant, welche den 
Wasserverbrauch VGR-konform abbilden soll.
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4.2.1 
Schlüsselindikator inländischer 
Materialverbrauch

Der Schlüsselindikator inländischer Materialverbrauch 
(DMC = Domestic Material Consumption) aus der Materi-
alflussrechnung der Statistik Austria stellt die im Inland 
verbrauchte Materialmenge dar. Dies betrifft den Ver-
brauch jenes Materials, das in Produktionsprozessen 
und im Endverbrauch in Österreich konsumiert wird. 
Indirekte Materialflüsse sind nicht enthalten.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der Materialverbrauch startete 2000 auf zu hohem 
Niveau, um den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung 
zu entsprechen. In einzelnen Jahren zeigte sich ein Rück-
gang, 2017 erreichte der Verbrauch jedoch beinahe wieder 
den Wert von 2000. Die Entwicklung wird daher langfris-
tig tendenziell negativ eingeschätzt. In den letzten beiden 
Beobachtungsjahren stieg der Materialverbrauch wie-
der leicht an, was kurzfristig zu einer tendenziell nega-
tiven Bewertung des Verlaufs führt. Zu berücksichtigen 
ist dabei, dass die Jahre 2016 und 2017 auf vorläufigen 
Daten nach Schätzungen von Eurostat beruhen, die sich 
noch ändern können.“

Der DMC zeigt die Entwicklung der vier wichtigen Res-
sourcenströme Biomasse, metallische Erze, nichtmetal-
lische Minerale und fossile Energieträger. Definiert wird 
der DMC als die jährliche Menge an Rohstoffen, die im 
Inland gewonnen wird, zuzüglich aller physischen Ein-
fuhren und abzüglich aller physischen Ausfuhren. Indi-
rekte Ressourcenflüsse, die nicht direkt in den importier-
ten Gütern stecken, aber während ihrer Herstellung in 
anderen Ländern verbraucht wurden – sogenannte Vor-
leistungen – sind nicht im DMC enthalten.

Flächenversiegelung, Bodenerosion oder 
Luftverschmutzung sind einige Umweltpro-
bleme, die auf den zunehmenden Material-
verbrauch zurückgeführt werden können. 
Zudem entsteht eine zunehmende Verknap-
pung nicht erneuerbarer Rohstoffe.

In Österreich sank der Materialverbrauch im Zeitraum 
2000 bis 2017 (vorläufige Schätzung durch Eurostat) um 
1,5 %. Das reale BIP wuchs im selben Zeitraum um 28,6 %, 
was einer erhöhten Materialeffizienz (BIP/DMC) entspricht 
(siehe Grafik 66). Nach einer Wachstumsperiode von 2003 

79 Eine absolute Entkoppelung bedeutet einen Rückgang des Ressourcenverbrauchs bei gleichzeitigem Wachstum der Wirtschaft.

bis 2007 zeigte sich 2008 bis 2010 ein Rückgang des DMC. 
Der inländische Materialverbrauch sank von 2007 auf 
2008 um 10,6 %, während das reale BIP um 1,5 % wuchs, 
damit wurde eine absolute Entkoppelung vom BIP erreicht. 
Seit dem Jahr 2011 blieb der DMC beinahe konstant. Laut 
ersten Berechnungen von Eurostat gab es 2017 einen 
Anstieg von 2,6 %. Der DMC betrug damit laut erster 
Schätzung 2017 rund 180 Mio. t.

Entsprechend den Zielen des europäischen Fahrplans für 
ein „ressourcenschonendes Europa“ (Europäische Kom-
mission 2011b), soll der DMC langfristig reduziert werden, 
also absolut von der Wirtschaftsentwicklung entkoppelt 
werden79. Kurzfristig soll die Materialeffizienz gesteigert 
werden, der Verbrauch soll also zumindest langsamer 
wachsen als die Gesamtwirtschaft (relative Entkoppelung).

Die Entkoppelung von Materialverbrauch und BIP kann 
durch einen effizienteren Materialeinsatz, eine Verlage-
rung von Konsum zu materialextensiveren Gütern oder 
auch durch eine Auslagerung der Güterproduktion ins 
Ausland erreicht werden. Einen Hinweis auf letzteres gibt 
die Entwicklung der Nettoimporte laut der physischen 
Handelsbilanz (physical trade balance = PTB). Die phy-
sischen Nettoimporte errechnen sich aus den Importen 
abzüglich der Exporte. Positive Werte bedeuten dem-
nach, dass ein Land die Zulieferung von Materialien aus 
dem Ausland benötigt. Österreich hatte im Jahr 2000 
einen Nettoimport von 27,3 Mio. Tonnen (t), welcher bis 
2015 (letztverfügbares Jahr) auf 31,2 Mio.t anstieg. Die 
Nettoimporte erhöhten sich damit von 2000 bis 2015 

KF  LF

Grafik 66 
Inländischer Materialverbrauch (DMC)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Materialflussrechnung, VGR, Eurostat. - * DMC-
Werte stellen vorläufige Ergebnisse berechnet nach der Veränderungs-
rate von Eurostat dar.
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um 14,5 %, während der DMC 2015 sogar unter dem Aus-
gangswert 2000 lag (Grafik 66).

In einer vollständigen Berechnung und Analyse des Res-
sourcenverbrauchs eines Landes müssten zusätzlich die 
materiellen und energetischen Vorleistungen, die mit der 
Produktion der importierten aber auch der exportierten 
Güter einhergehen, berücksichtigt werden. Vor allem hoch-
industrialisierte Länder wie Österreich spezialisieren sich 
international eher auf die Produktion im höher verarbei-
tenden Bereich, dadurch werden materialintensive Pro-
duktionsschritte zunehmend ausgelagert. Der Indikator 
RMC (Raw Material Consumption, Rohmaterialverbrauch) 
berücksichtigt die materiellen Vorleistungen der Importe 
und Exporte und erfasst damit auch Auslagerungseffekte. 
Durch Importe lagern Industrieländer wie Österreich einen 
erheblichen Teil des durch ihren Konsum bedingten Res-
sourcenverbrauchs (und der damit verbundenen Umwelt-
belastung) in die (vor)produzierenden Länder aus. 

Der RMC – die Summe aller genutzten Ressourcen inklu-
sive der Vorleistungen – liegt in Österreich, wie in anderen 
Importländern, deutlich über dem DMC, der keine Vorleis-
tungen berücksichtigt. Werden alle genutzten Materialien 
berücksichtigt, erhöht sich der Materialverbrauch 2013 
(letztverfügbares Jahr des nationalen RMC) von rund 21 
Tonnen pro Kopf (laut DMC) auf 24 Tonnen pro Kopf (laut 
RMC) und Jahr. Der Vergleichswert der EU-28 liegt bei 14 
Tonnen pro Kopf (siehe  ). 

Grafik 67 
Rohmaterialverbrauch im EU-Vergleich (Tonnen pro 
Kopf)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Materialflussrechnung; Eurostat. * Werte stel-
len vorläufige Ergebnisse von Eurostat dar.
Anmerkung: Methodische Unterschiede zwischen Eurostat und Öster-
reich sind vorhanden, können aber für die Betrachtung der Entwick-
lung der Zeitreihe vernachlässigt werden.

Der Rohmaterialverbrauch übersteigt den Materialver-
brauch, weil mehr Material in der Erzeugung der von 

80 http://unstats.un.org/unsd/envaccounting/seea.asp

Österreich importierten Güter eingesetzt wird, als Mate-
rial in Österreich für die Erzeugung von Gütern für den 
Export verwendet wird. In der Beurteilung der globalen 
Ressourcennutzung und des jeweiligen Beitrages eines 
Landes ist es daher zukünftig entscheidend, die Vorleis-
tungen des Außenhandels zu berücksichtigen.

Der DMC bestand 2015 zu einem Großteil (57,6 %) aus 
nichtmetallischen Mineralen, unverarbeitet und verarbei-
tet (vorrangig Baurohstoffe). 23,4 % des österreichischen 
Materialverbrauchs entfielen 2015 auf Biomasse, 14,3 % 
auf fossile Energieträger (unverarbeitet und verarbeitet). 
Metalle hatten mit 4,3 % den geringsten Anteil am Mate-
rialverbrauch, sind aber im Hinblick auf Umweltauswir-
kungen vor allem wegen des hohen Material- und Ener-
gieaufwandes, mit dem ihr Abbau und ihre Veredelung 
verbunden sind, von großer Bedeutung (Gierlinger 2017).

Im internationalen Vergleich (siehe Grafik 68) verlief die 
Entwicklung des inländischen Materialverbrauchs bis 2010 
weitgehend parallel zu jener mit dem Durchschnitt der 
EU-28-Länder. Allerdings erreichten letztere von 2011 auf 
2013 im Durchschnitt einen deutlich stärkeren Rückgang 
als Österreich. Betrachtet man die Veränderung von 2000 
bis 2017 (vorläufige Schätzung), dann nahm der DMC 
für alle EU-Staaten um 8,6 % ab, in Österreich betrug die 
Reduktion 1,8 %.

Grafik 68 
Inländischer Materialverbrauch im EU-Vergleich

Q: STATISTIK AUSTRIA, Materialflussrechnung; Eurostat. - * Werte stel-
len vorläufige Ergebnisse von Eurostat dar.

Anzumerken ist, dass ein Ländervergleich immer auch 
durch die Datenqualität beeinflusst ist. Die Höhe des Res-
sourcenverbrauchs hängt auch vom Umfang der erfassten 
Materialflüsse und Datenrevisionen ab. Die Datenqualität 
der österreichischen Materialflussanalyse ist als sehr hoch 
anzusehen, während es in einigen Ländern noch zu deutli-
chen Untererfassungen kommt. Seit 2012 ist die Methode 
der Materialflussrechnung international standardisiert (UN 
System of Environmental Economic Accounting – SEEA80). 
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Seit dem Jahr 2013 müssen diese Daten von allen Mit-
gliedsländern des Europäischen Statistischen Systems 
(ESS) verpflichtend an Eurostat berichtet werden (EU-Ver-
ordnung 691/2011), was die internationale Vergleichbar-
keit erhöhte.

4.2.2 
Abfälle aus Haushalten

Ein Teil der eingesetzten Ressourcen wird in Form von 
Emissionen und Abfällen (z. B. auch als Dünger) in die 
Natur zurück verbracht. Grafik 69 zeigt einen Teilbe-
richt dieser Residuen, nämlich die „Abfälle aus Haus-
halten und ähnlichen Einrichtungen“ nach Daten des 
Umweltbundesamts. Diese entsprechen im Wesentli-
chen dem Begriff der „Siedlungsabfälle“.

D. h. diese Abfälle stammen aus Haushalten, aus Verwal-
tungseinrichtungen, aus Kindergärten, Schulen, Kran-
kenhäusern, aus dem Kleingewerbe und landwirtschaft-
lichen Betrieben und von sonstigen Stellen, sofern diese 
an die kommunale Müllabfuhr angeschlossen sind. Im 
Jahr 2016 fielen in Haushalten und ähnlichen Einrich-
tungen im ersten Behandlungsweg knapp 4,3 Mio. Ton-
nen Abfälle an. Das Abfallaufkommen von „Siedlungs-
abfällen“ hat damit seit 2000 um 31,4 % zugenommen 
und ist deutlich stärker gewachsen als die österreichi-
sche Bevölkerung mit 9,1 %.

Grafik 69 
Siedlungsabfälle aus Haushalten (inklusive Abfälle 
aus haushaltsähnlichen Einrichtungen)

Q: Statistik Austria, Bevölkerungsstatistik: Bevölkerung im Jahresdurch-
schnitt; Umweltbundesamt. 

81 Österreichischen Programm zur Förderung einer umweltgerechten, extensiven und den natürlichen Lebensraum schützenden Landwirtschaft 
https://www.bmnt.gv.at/land/laendl_entwicklung/oepul/oepul2015.html

82 Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 über die ökologische/biologische Produktion.
83 Zur ÖPUL Maßnahmenerläuterung siehe: https://www.ama.at/getattachment/4a7c22e1-bcb4-42bc-bab1-fea6b904b6a2/SRL_OEPUL_2015.

pdf

Der zehnte Umweltkontrollbericht (Umweltbundesamt 
2013) führt verschiedene Ursachen für das steigende 
Abfallaufkommen an, etwa den Anstieg der Wohnbe-
völkerung, die Abnahme der durchschnittlichen Haus-
haltsgröße oder abfallintensiveres Kaufverhalten der 
Konsumenten (z. B. Zunahme an Einwegprodukten, Fer-
tiggerichten etc.).

Das Gesamtaufkommen der österreichischen Abfälle 
betrug für das Jahr 2016 62,1 Mio. Tonnen. Abfälle aus Haus-
halten und haushaltsähnlichen Einrichtungen machen 
damit 6,9 % des gesamten Abfallaufkommens aus.

4.2.3 
Schlüsselindikator Flächen mit 
biologischer Bewirtschaftung 

Der Indikator „Flächen mit biologischer Bewirtschaf-
tung“ bezieht sich auf die gesamte ökologisch bewirt-
schaftete Fläche (ohne Almen) in Österreich. Der Indi-
kator wird als Anteil an der gesamten landwirtschaftlich 
genutzten Fläche dargestellt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die starke Ausweitung der Bio-Flächen wird langfristig 
als sehr positiv gesehen. Österreich befindet sich auch im 
internationalen Vergleich auf hohem Niveau (2016: EU-28: 
6,7% Bio-Fläche, Österreich: rund 21%). Die kurzfristige 
Entwicklung der Bio-Flächen in Österreich mit dem deut-
lichen Anstieg in den Jahren 2016 und 2017 wird ebenfalls 
sehr positiv bewertet.“ 

Das österreichische Agrar-Umweltprogramm (aktuell: 
ÖPUL 201581) soll die umweltschonende Bewirtschaf-
tung der landwirtschaftlichen Flächen in einem sehr brei-
ten Rahmen fördern. Die Maßnahme 20 zur biologischen 
Wirtschaftsweise82 laut ÖPUL soll mit ihrer naturnahen 
extensiven Produktionsweise zur Schonung von Böden 
und Gewässern sowie zur Förderung der Ressource Bio-
diversität beitragen.83

Eine intensive Landwirtschaft bringt Um-
weltprobleme wie erhöhte Nitratgehalte im 
Trinkwasser, Artenrückgang bei Pflanzen 
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und Tieren, Belastung der Lebensmittel mit 
Schadstoffen und eine zunehmende Boden-
erosion mit sich.

In Österreich hat sich von 2000 bis 2017 der Anteil der Flä-
chen, welche biologisch bewirtschaftet wurden, an den 
gesamten landwirtschaftlich genutzten Flächen (ohne 
Almen), von 11,5 % auf 22,4 % erhöht. Der Anteil der bio-
logisch bewirtschafteten Flächen zeigte vor allem in den 
Jahren 2002 bis 2005 und 2007 bis 2010 sowie seit 2015 
ein deutliches Wachstum (siehe Grafik 70). 

Rund 90 % der biologisch bewirtschafteten Flächen in 
Österreich werden über ÖPUL gefördert (Maßnahme 20, 
früher 1). Die Stagnation des Anteils der Flächen in den 
Perioden 2000/2001, 2006 und 2011 bis 2014 ist Groß-
teils auf das Auslaufen der Verpflichtungen im Rahmen 
des jeweiligen Agrar-Umweltprogramms ÖPUL zurückzu-
führen. Auch bei einem aktuell bereits erfolgten Umstieg 
eines landwirtschaftlichen Betriebs auf die ökologische 
Wirtschaftsweise ist eine Aufnahme in das ÖPUL-Pro-
gramm erst wieder seit dem Start der neuen Periode 2015 
möglich. Von 2015 auf 2016 (+5,9%) sowie von 2016 auf 
2017 (+9,0%) wurde ein deutlicher Anstieg der Flächen 
verzeichnet, der Anteil an der gesamten landwirtschaft-
lichen Fläche (ohne Almen) erreichte damit 2017 22,4 %.

Die biologische Wirtschaftsweise soll durch reduzierte 
Düngung, Verzicht auf chemisch-synthetische Pflanzen-
schutzmittel und vielfältige Fruchtfolgen zur Förderung 

84 Gemäß Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch 
den Europäischen Landwirtschaftsfonds (ELER).

85 https://www.bmlfuw.gv.at/land/laendl_entwicklung/oepul/oepul2015.html

der Biodiversität im tierischen und pflanzlichen Bereich 
beitragen. Eine schonende Bodenbearbeitung soll die 
Bodengesundheit fördern. Darüber hinaus werden durch 
die Verringerung des Einsatzes von Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteln der Schutz des Grundwassers und eine 
Reduktion der Emissionen in die Luft angestrebt. Eine 
besonders tierfreundliche Haltung der Nutztiere sowie 
eine weitgehende Kreislaufwirtschaft am Betrieb sind 
ebenfalls Ziele dieser ÖPUL-Maßnahme. Das ÖPUL-Pro-
gramm wird vom Bund im Rahmen des Österreichischen 
Entwicklungsprogramms für den ländlichen Raum für den 
jeweiligen Programmzeitraum im gesamten Bundesgebiet 
angeboten84. Mit 2015 wurde ÖPUL 2015/2020 wirksam85. 
Die Maßnahme zur biologischen Wirtschaftsweise stellt 
auch für die 5. Periode ein Kernstück des ÖPUL dar; trotz 
gesunkener Gesamtmittel sind für Bio-Betriebe erhöhte 
Mittel vorgesehen.

Im EU-Vergleich hatte Österreich im Jahr 2016 (letztver-
fügbares Jahr) flächenmäßig den mit Abstand größten 
Anteil an Biobetrieben: Rund 21 % der landwirtschaft-
lichen Fläche wurde biologisch bewirtschaftet, danach 
folgen Schweden Estland mit jeweils 18 %. Der Durch-
schnitt in der EU-28 lag 2016 bei 6,7 % der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche. Betrachtet wird hier aus Gründen 
der Datenverfügbarkeit die ökologische Landwirtschaft 
konvertiert oder unter Konversion.

Informationen über Entwicklungen der Bio-Flächen las-
sen naturgemäß keinen direkten Schluss auf den Zustand 
der biologischen Vielfalt oder des Bodens zu. Allerdings 
liegen aus der offiziellen Statistik keine Daten zu den 
genannten Ressourcen vor. Der Indikator wurde daher 
ausgewählt, um zumindest näherungsweise die Ressour-
cen Boden(qualität) und Biodiversität abzubilden. Zudem 
entspricht der Schlüsselindikator damit weitgehend dem 
SDG-Indikator 2.4.1 „Proportion of agricultural area under 
productive and sustainable agriculture“. 

4.2.4 
Schlüsselindikator 
Flächeninanspruchnahme

Der Schlüsselindikator zur Flächeninanspruchnahme 
bildet die Entwicklung von Flächennutzungen ab und 
stellt damit einen wesentlichen Aspekt bei der Betrach-
tung von Land- und Bodenressourcen dar. Die natür-
liche Ressource Boden ist begrenzt vorhanden, eine 
zunehmende Inanspruchnahme (etwa für Bauzwecke) 
führt zu Verknappung. Ein gravierendes Umweltprob-
lem stellt dabei die voranschreitende Bodenversiege-
lung dar, d. h. die Abdeckung des Bodens durch was-
serundurchlässige Schichten (z. B. Asphalt).

Grafik 70 
Flächen mit biologischer Bewirtschaftung 
(Anteile an der gesamten landwirtschaftlich 
genutzten Fläche)

Q: BMNT, Grüner Bericht. Fläche ohne Almen laut INVEKOS für geförderte 
Biobetriebe;  Eurostat (geringfügig abweichend aufgrund Datenverfüg-
barkeit: ökologische Landwirtschaft konvertiert oder unter Konversion).
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Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Bodenversiegelung stellt eines der größten Umwelt-
probleme dar und ist ein nahezu irreversibler Prozess. Der 
kontinuierliche Anstieg der Flächeninanspruchnahme 
durch Bau-, Verkehrs- und sonstige Flächen wird daher 
langfristig eindeutig negativ bewertet. Kurzfristig zeigt sich 
eine Abschwächung des Trends, die Entwicklung der letz-
ten 3 Jahre wird daher als tendenziell negativ gesehen.“

Die gesamte Flächeninanspruchnahme wird in die Kate-
gorien Bauflächen (versiegelte Flächen, z. B. Gebäude 
und begrünte Flächen, z. B. Hausgärten), Verkehrsflä-
chen (Großteils versiegelte Straßen- oder Eisenbahnan-
lagen, Verkehrsrandflächen, Parkplätze) und sonstige 
Flächen (Freizeitflächen und Abbauflächen) unterteilen 
(neue Klassen) 86.

Die Ressource Boden stellt ein nicht ver-
mehrbares und nicht erneuerbares Gut dar. 
Einmal versiegelt, kann Boden nur mit gro-
ßem technischem und finanziellem Aufwand 
wieder renaturiert werden.

Die Flächeninanspruchnahme insgesamt nahm in den 
Jahren 2001 bis 2017 um 25,1 % zu (durchschnittlich 1,4 % 
pro Jahr), insgesamt entspricht dies einer Zunahme von 
1.132 km² für den gesamten Zeitraum. Damit wuchs die 
Flächeninanspruchnahme im Beobachtungszeitraum 

86 http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/raumordnung/rp_flaecheninanspruchnahme/rp_definitionen/
87 Dauersiedlungsraum besteht aus einem potenziell für Siedlungszwecke nutzbaren Raum mit den Benützungsarten Baufläche, landwirtschaft-

lich genutzte Flächen, Gärten, Weingärten; Nutzungen Straßenverkehrsanlagen, Verkehrsrandflächen, Parkplätze, Schienenverkehrsanlagen, 
Betriebsflächen, Abbauflächen, Freizeitflächen, Friedhöfe). 

deutlich schneller als die österreichische Bevölkerung 
(+9,1 %) (Grafik 71). Die gesamte tägliche Flächenneuin-
anspruchnahme (Bau-, Verkehrsflächen und sonstige) lag 
in der Periode 2014 bis 2017 bei 12,9 Hektar (ha) pro Tag. 
Mit der Flächeninanspruchnahme geht die voranschrei-
tende Bodenversiegelung einher, d. h. die Bedeckung des 
Bodens durch wasserundurchlässige Schichten (z. B. 
Asphalt). Der Gesamtversiegelungsgrad der Siedlungs- 
und Verkehrsflächen in Österreich betrug 2017 41,2 %.

Nach den Daten des Umweltbundesamts erreichte die 
gesamte Flächeninanspruchnahme für Bau-, Verkehrs- 
und sonstige Zwecke 2017 5.642 km² der österreichischen 
Bundesfläche. Dies entspricht 18,1 % des Dauersiedlungs-
raums, welcher den für Landwirtschaft, Siedlung und Ver-
kehrsanlagen verfügbaren Raum umfasst.87 Durch die 
naturräumlichen und topografischen Faktoren ist der 
Dauersiedlungsraum in Österreich auf nur ca. 37 % der 
gesamten Landesfläche beschränkt.

Von den insgesamt 5.642 km² der gesamten Flächenin-
anspruchnahme entfielen 2017 rund 3.185 km² auf Bau-
flächen (56,5 %), 2.070 km² wurden für Verkehrsflächen  
genutzt (36,7 %). Der Rest der Flächennutzung von 6,9 % 
(387 km²) entfiel auf die Kategorie „Flächennutzung sons-
tige Zwecke insgesamt“.

Grafik 72 
Flächeninanspruchnahme: Bau-, Verkehrs- und 
sonstige Flächen

Q: Umweltbundesamt, Flächeninanspruchnahme (neue Klassen) modi-
fiziert nach © Regionalinformation BEV, Inanspruchnahme jeweils am 
1.1. des Jahres (ab 2013: 31.12. des Jahres).

Bauflächen erfuhren von 2001 bis 2017 einen deutlich stär-
keren Anstieg (+35,0 %) als Verkehrsflächen (+8,3 %), was 
u. a. eine vermehrte Nachfrage nach Wohnraum widerspie-
gelt (siehe Grafik 72). Die geringe Abnahme der Verkehrs-
flächen im Jahr 2012 (0,2 %) entstand aufgrund einer Neu-
definition der Klassenzuordnung: Forststraßen wurden 
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Grafik 71 
Flächeninanspruchnahme insgesamt

Q: STATISTIK AUSTRIA, Statistik des Bevölkerungsstandes: Bevölkerung 
zu Jahresbeginn; Umweltbundesamt, Flächeninanspruchnahme modi-
fiziert nach © Regionalinformation BEV, Inanspruchnahme am 1.1. des 
Jahres (ab 2013: 31.12. des Jahres).
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bisher den „Straßenflächen“ zugeordnet, seit 2012 gehö-
ren sie jedoch zur Nutzungsart „Wald“. Die Kategorie „Flä-
chennutzung sonstige Zwecke insgesamt“ wies im Zeit-
verlauf 2001 bis 2016 den höchsten Zuwachs (+62,0 %) auf.

Die gesamte Flächenneuinanspruchnahme stieg im Durch-
schnitt der Jahre 2014 – 2017 um 12,9 ha/Tag. Davon ent-
fielen auf Bau- bzw. Verkehrsflächen eine Steigerung von 
10,2 ha/Tag bzw. 1,7 ha/Tag. Die „Flächennutzung sonstige 
Zwecke insgesamt“ stieg um 0,9 ha/Tag. Dies bedeutet 
ein Einbremsen des Anstiegs der Neuinanspruchnahme 
im Vergleich zur Vorperiode 2010 – 2013, wo der Anstieg 
durchschnittlich 20,1 ha/Tag betrug.

Durch die Bebauung werden die vielfältigen Aufgaben 
der Ressource Boden auf eine einzige Funktion als Stand-
ort für Siedlungs- und Verkehrsnutzungen reduziert. Dies 
entzieht der Land- und Forstwirtschaft produktive Flä-
chen, führt zu Verlusten an Lebensraum für Pflanzen und 
Tiere und beeinträchtigt damit die biologische Vielfalt. 
Boden erfüllt auch Regelungsfunktionen in Stoffkreisläu-
fen, etwa die Speicherung von Energie und Stoffen (z. B. 
Wasser oder CO2-Speicherung (Kohlenstoffdioxid) und 
deren Umwandlung und Transport (z. B. Ausfiltern von 
Stoffen aus dem Niederschlags-, Sicker- und Grundwas-
ser) (Lanegger & Fröhlich 2014). Entsprechende Rückbau-
maßnahmen – wie von bebauten Flächen in Grünland – 
werden nur sehr selten durchgeführt.

88 Die Problemstellung zu Leitziel 13 gibt einen Durchschnittsverbrauch von 25 Hektar pro Tag für zusätzliche Flächeninanspruchnahme an. Das 
Ziel formuliert eine Reduktion des Zuwachses dauerhaft versiegelter Flächen auf maximal ein Zehntel (2,5 ha/Tag) des heutigen Wertes bis 
zum Jahr 2010.

Eine wesentliche Ursache für die zunehmende Boden-
versiegelung stellt der gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Wandel dar. Eine Steigerung des Lebensstandards 
wirkt sich laut Lanegger & Fröhlich (2014 S. 11) über die 
Steigerung der Wohnnutzfläche pro Kopf auf die Flächen-
inanspruchnahme aus. Beispielsweise stieg die durch-
schnittliche Wohnfläche der Hauptwohnsitzwohnun-
gen von 86,3 m² im Jahr 1994 auf 99,3 m² im Jahr 2016 
(Zucha et al., 2017).

Die Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes 2002 („NSTRAT“ 
2002 S. 70) enthielt in ihrem Leitziel 13 „Verantwortungs-
volle Raumnutzung und Regionalentwicklung“ die Absicht, 
bis 2010 die tägliche Inanspruchnahme durch zusätzliche 
Bau- und Verkehrsflächen auf maximal 2,5 ha zu reduzie-
ren88. Trotz Nichterreichung des genannten Zieles hält das 
Nachfolgeprogramm ÖSTRAT 2011 (Österreichische Stra-
tegie Nachhaltige Entwicklung 2011 S. 19) weiter an die-
sem Ziel fest und verlangt, dass mittelfristig der Zuwachs 
der Flächeninanspruchnahme auf ein Zehntel des „heuti-
gen Wertes“ reduziert werden soll. Ein Zeithorizont wurde 
jedoch nicht festgelegt. Der tägliche Verbrauch für die 
gesamte Flächenneuinanspruchnahme mit 12,9 ha für 
den Durchschnitt der Jahre 2014 – 2017 lag damit zwar 
deutlich unter dem Wert der Vorperiode 2010 – 2013 (20,1 
ha/Tag), aber immer noch ein Mehrfaches über dem Ziel 
der Nachhaltigkeitsstrategie.
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4.3 
Klimawandel, Emissionen

89 http://www.klimawandelanpassung.at/ms/klimawandelanpassung/de/klimawandelinoe/
90 https://unfccc.int/resource/docs/2015/cop21/eng/l09r01.pdf

Vom Menschen verursachte Veränderungen des glo-
balen und regionalen Klimas werden unter dem Begriff 
Klimawandel bzw. anthropogene Klimaänderung (oder 
auch globale Klimaerwärmung) zusammengefasst. 
Treibhauswirksame Emissionen verschiedener Gase 
wie Kohlenstoffdioxid (CO2) oder Methan (CH4) bewir-
ken nach Auffassung von Klimaexpertinnen und Exper-
ten einen Anstieg der durchschnittlichen Temperatu-
ren auf der Erde. Der IPCC (Intergovernmental Panel 
on Climate Change 2013) weist in seinem Bericht zum 
Klimawandel 2013 darauf hin, dass der vom Menschen 
verursachte Einfluss auf das Klima eindeutig festzu-
stellen ist.

Vor allem durch die Nutzung fossiler Energien (Erdöl, 
Erdgas, Braun- und Steinkohle) für Mobilität, Industrie 
und Raumwärme oder durch die landwirtschaftliche 
Produktion werden entsprechende Emissionen freige-
setzt. (Schadstoff)Emissionen sind dabei als Austräge 
aus Produktion, Distribution und Konsum definiert, die 
an Umweltmedien wie Luft, Wasser oder Boden abge-
geben werden. Beispiele dafür sind, neben den genann-
ten gasförmigen Schadstoffemissionen aus Verkehr und 
Hausbrand, flüssige Emissionen aus Altlasten, aber auch 
der Straßenlärm.

Österreich ist zum einen durch die hohe Bedeutung kli-
masensitiver Wirtschaftssektoren (z. B. Tourismus) und 
zum anderen durch seine geographische Lage beson-
ders exponiert gegenüber dem Klimawandel89. Die Tem-
peratur in Österreich ist seit 1880 um ca. 2 °C gestiegen 
und liegt damit beträchtlich über der weltweiten Tem-
peraturerhöhung von ca. 0,9 °C. Die Auswirkungen zei-
gen sich bereits deutlich, unter anderem durch den Rück-
gang der Gletscher, längere Vegetationsperioden sowie 
durch die Zunahme von Temperatur und Wetterextre-
men. Dementsprechend hält die Österreichische Strate-
gie zur Anpassung an den Klimawandel folgendes fest 
(BMLFUW, 2017, S. 5): 

Der Klimawandel macht sich in Österreich 
immer deutlicher bemerkbar, er ist durch 
Messungen und Beobachtungen belegt und 
geht rascher vor sich als im globalen Mittel.

Auswirkungen des Klimawandels werden als Klimafol-
gen bezeichnet. Klimafolgen betreffen beispielsweise 
die durchschnittliche Erwärmung der Atmosphäre mit 
entsprechenden Auswirkungen wie Hitzewellen, Ver-
schiebungen der Vegetationsperioden, den Rückgang 
der Schnee- und Eismengen, den Anstieg des globalen 
Meeresspiegels, Veränderungen im Wasserkreislauf und 
vieles mehr.

Der größte Beitrag zum Klimawandel erfolgt 
über die ansteigende Treibhausgaskonzent-
ration in der Atmosphäre.

Zentrales Ziel der aktuellen Klima- und Energiestrategie 
der Bundesregierung ist die Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen. Österreich soll nach der aktuellen Stra-
tegie seine Treibhausgasemissionen bis 2030 um 36% 
gegenüber 2005 reduzieren (BMNT & BMVIT, Juni 2018).

Neben dem Klimaschutz ist die Anpassung an klimawan-
delbedingte Auswirkungen die notwendige zweite Säule 
der Klimapolitik. Die österreichische Strategie zur Anpas-
sung an den Klimawandel (BMLFUW 2017, Teil 1 – Kontext, 
S. 5) bemerkt in ihrer Einleitung: „Der Klimawandel ist eine 
der größten umweltpolitischen Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts. ……… Bereits heute sind weitreichende Kli-
maänderungen zu beobachten. Um die Folgen des Klima-
wandels zu verringern bzw. zu vermeiden, sind rechtzeitig 
geeignete Anpassungsmaßnahmen umzusetzen. Gelingt dies 
nicht, ist mit beträchtlichen Schäden und Kosten zu rechnen.“

Ein Subziel der Europa 2020 Strategie (Europäische Kom-
mission 2010) betrifft den Klimawandel und sieht die Ver-
ringerung der Treibhausgasemissionen um 20 % gegen-
über 1990 vor (siehe auch Kapitel 1.1 sowie Kapitel 4.1). 
Der Indikator Treibhausgasemissionen ist daher als Schlüs-
selindikator für den Bereich Klimawandel, Emissionen zu 
sehen. Zur Darstellung der Entwicklung der Luftschad-
stoffe wird der neue Schlüsselindikator der bevölkerungs-
gewichteten PM2,5-Exposition (Feinstaub) verwendet. 

Das Ergebnis der Pariser Klimakonferenz (COP21) vom 
Dezember 2015 wird als Durchbruch in der internationa-
len Klimapolitik gesehen90: das Klimaschutzabkommen 
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von Paris (UN FCCC, 2015) beinhaltet das Klimaziel, den 
weltweiten Temperaturanstieg gegenüber dem Niveau 
vor Beginn der Industrialisierung auf deutlich unter 2°C 
zu begrenzen (siehe auch Kettner et al., 2016). Im Juli 2016 
wurde das Klimaschutzabkommen von Paris vom Natio-
nalrat ratifiziert91.

Aggregierte Daten über Emissionen in Grund- und Ober-
flächengewässer sowie Boden liegen derzeit aus offiziel-
len Statistikquellen nicht in vergleichbarer Qualität zu den 
Treibhausgasen vor. Für das Medium Wasser zeigt ein neu 
entwickelter Indikator zur Wasserqualität für den Durch-
schnitt des Zeitraums 2013-2015 für 80,4 % der Grund- 
und Oberflächengewässer eine gute Qualität an. Dieser 
Indikator entspricht dem SDG-Indikator 6.3.2 (Percent-
age of bodies of water with good ambient water quality). 
Bei Vorliegen einer Zeitreihe in entsprechender Qualität 
könnten diese Daten in das Indikatorenset aufgenom-
men werden. Weitere Umweltaspekte (beispielsweise 
Lärm92) werden wegen der bereits erwähnten Beschrän-
kung auf ein überschaubares Set an Indikatoren nicht 
berücksichtigt.

4.3.1 
Schlüsselindikator Treibhausgas-
emissionen (THG-Emissionen)

Der Schlüsselindikator beschreibt die Entwicklung der 
treibhauswirksamen Emissionen nach dem Inlands-
prinzip. Erfasst werden demnach sämtliche Emissio-
nen im Inland, egal ob sie von Inländern oder Auslän-
dern verursacht werden. Als nationales Ziel im Rahmen 
von Europa 2020 soll in Sektoren, die nicht dem Emissi-
onshandel unterliegen, eine Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen von 16 % gegenüber dem Jahr 2005 
erreicht werden.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die THG-Emissionen sind über die gesamte Periode 2000 
- 2016 auf zu hohem Niveau, die Entwicklung wird daher 
langfristig tendenziell negativ eingeschätzt, auch wenn 
sich seit 2006 ein leichter Rückgang zeigt.  Die kurzfristige 
Entwicklung der gesamten THG wird durch den Anstieg 
von 2014 auf 2016 negativ bewertet. Der Wert 2016 der 
Emissionen des Nicht-Emissionshandels liegt mit 50,6 
Mio.t nur mehr knapp unter der erlaubten Höchstmenge 
für 2016 laut Klimaschutzgesetz (51 Mio.t), bei einer Bei-
behaltung des Trends der letzten Jahre wird das Ziel von 
48,8 Mio.t nicht erreicht werden.“

91 https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01193/index.shtml
92 Für Umweltbelastungen in der Wohnumgebung siehe auch das Kapitel 3.10 Wohnen.
93 http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/klima/klimaschutz/

Treibhausgasemissionen beeinflussen den Energiehaus-
halt der Atmosphäre durch die Absorption von Infra-
rot-Strahlung93. Die Reduktion von Treibhausgasemis-
sionen ist ein zentrales Ziel der aktuellen Klima- und 
Energiestrategie der Bundesregierung (BMNT & BMVIT, 
Juni 2018).

Die Treibhausgasemissionen Kohlenstoff-
dioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid 
(N2O) sowie fluorierte Treibhausgase sind die 
treibende Kraft des Klimawandels.

Zu den fluorierten Treibhausgasen (F-Gase) zählen voll-
fluorierte Kohlenwasserstoffe (FKWs), teilfluorierte Koh-
lenwasserstoffe (HFKWs) sowie Schwefelhexafluorid (SF6).

Die Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) stiegen 
von 2000 (80,4 Mio. t CO2-äquiv.) bis 2005 (92,7 Mio. t CO2-
äquiv.) deutlich an. Ab 2006 bis 2014 gab es dagegen 
einen Rückgang um insgesamt 17,5 % und damit eine Ent-
koppelung von der Wirtschaftsleistung (BIP). Eine Aus-
nahme zeigt dabei der Anstieg des Jahres 2010, hier wurde 
der extreme Rückgang des Krisenjahrs 2009 (mit hohen 
Rückgängen des Bruttoinlandsverbrauchs an Energie) 
kompensiert. Von 2014 auf 2015 stiegen die Emissionen 
dagegen um 3,1 % und von 2015 auf 2016 um 1,0% an, 
damit wurde der Abwärtstrend nicht fortgesetzt. Die 
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Grafik 73 
Treibhausgasemissionen (in Mio. t CO2-Äqui-
valenten) 

Q: Umweltbundesamt nach Klimaschutzgesetz (BGBl I Nr. 94/2013) 
sowie KSG-Novelle (BGBl I Nr. 128/2015). Die Daten 2005 bis 2012 wur-
den entsprechend der ab 2013 gültigen Abgrenzung des Emissions-
handels angepasst.
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Emissionen blieben jedoch mit 79,7 Mio. t CO2-äquiv. unter 
dem Ausgangswert von 2000 (80,4 Mio. t CO2-äquiv.).

Unter dem Kernziel „Klimawandel und nachhaltige Ener-
giewirtschaft“ ist in der Europa 2020 Strategie für die 
EU-28 das Teilziel „Verringerung der Treibhausgasemissi-
onen um 20 % gegenüber dem Niveau von 1990“ festge-
legt. Dabei wird zwischen dem Emissionshandelssektor 
und dem Nicht-Emissionshandelsbereich unterschieden:

• Emissionshandelssektor: Der Rückgang von 20 % muss 
EU-weit vorwiegend im Emissionshandelssektor erreicht 
werden, welcher Anlagen in der Stromerzeugung sowie 
der Industrie (z. B. Zementfabriken) mit hohem Energie-
verbrauch umfasst (Europäische Kommission 2009a). 
Aktuell wird von der EU für den Emissionshandelssek-
tor für 2020 ein Rückgang von 21% gegenüber 2005 
angegeben, für 2030 wurde eine Senkung um 43% im 
Vergleich zum Jahr 2005 festgelegt.94

• Nicht-Emissionshandelsbereich: Für Quellen außerhalb 
des Emissionshandels (Verkehr, Raumwärme, Land-
wirtschaft, Teile der Industrie) ist die Verpflichtung zur 
Emissionssenkung im „Effort-Sharing“ auf die Mitglied-
staaten aufgeteilt (Europäische Kommission 2009b). 
Die „Effort-Sharing-Decision“ legt verbindliche jährli-
che Treibhausgas-Emissionsziele für die Mitgliedstaa-
ten für den Zeitraum 2013-2020 fest. Für die gesamte 
EU-28 soll damit eine Reduktion von 10 % im Vergleich 
zum Jahr 2005 erreicht werden.

Im Jahr 2016 entfielen von den Gesamtemissionen 50,6 
Mio. t CO2-Äquiv. auf den Nicht-Emissionshandelsbereich 
und 29,1 Mio. t CO2-Äquiv. auf den Emissionshandelssek-
tor. Im gesamten Zeitverlauf 2005 bis 2015 lag der Rück-
gang des Emissionshandelssektors mit 18,9 % deutlich 
über jenem des Nicht-Emissionshandelssektors mit 10,9 %.

Von 2015 auf 2016 sanken die Emissionen des Emissions-
handelssektors um 1,7 %. Ein Grund für den Rückgang 
war u.a. im Bereich der Energiegewinnung die Schlie-
ßung eines Kohlekraftwerkblocks (Umweltbundesamt 
2018a, S. 9). Betrachtet man den Nicht-Emissionshandels-
bereich laut Klimaschutzgesetz, so liegen die Emissionen 
2016 um 2,7% über jenen des Vorjahres und damit noch 
knapp mit 0,4 Mio. Tonnen unter der erlaubten Höchst-
menge für 2016 (51,0 Mio. Tonnen). Wie Kettner-Marx et al. 
(2018) genauer anführen, stiegen insbesondere die Emis-
sionen des Verkehrssektors und jene im Gebäudebereich. 

Für Österreich wurde als nationales Ziel im 
„Effort-Sharing“ festgelegt, die THG-Emissio-
nen in den Sektoren, die nicht dem Emissi-
onshandel unterliegen, um mindestens 16 % 
gegenüber dem Jahr 2005 zu reduzieren.

94 https://ec.europa.eu/clima/policies/ets_de

Zur Umsetzung dieses nationalen Ziels trat im Novem-
ber 2011 das österreichische Klimaschutzgesetz (KSG, 
Bundesgesetz BGBl 106/2011) für nationale Emissionen, 
die nicht dem Emissionshandel unterliegen, in Kraft. Es 
legte die Höchstmengen von THG-Emissionen für den 
Verpflichtungszeitraum 2008 bis 2012 fest. Die Novelle 
des KSG (BGBl I Nr. 94/2013) schreibt jährliche Höchst-
mengen entsprechend den 1996 IPPC-Richtlinien nach 
Sektoren für den Verpflichtungszeitraum 2013 bis 2020 
fest. Diese Höchstmengen wurden im Rahmen einer wei-
teren Novelle (KSG-Novelle 2015, BGBl I Nr. 128/2015) ent-
sprechend den aktuellen 2006 IPCC-Richtlinien für natio-
nale Treibhausgasinventuren angepasst.

Mit 50,6 Mio. t CO2-Äquiv. liegen die Emissionen der Sek-
toren, die nicht dem Emissionshandel unterliegen im Jahr 
2016 knapp unter der erlaubten Höchstmenge von 51,0 
Mio. t CO2-Äquiv. laut KSG-Novelle 2015 (Grafik 74). Janger 
et al. (2015, S. 57) weisen im Monitoring-Bericht zum Nati-
onalen Reformprogramm (Umsetzung der Europa 2020 
Strategie) darauf hin, dass das Erreichen der Europa 2020 
Ziele eng mit der Entwicklung der Gesamtwirtschaft ver-
bunden ist. Die Wirtschaftskrise 2009 hat ein Einhalten 
der Emissionsziele deutlich erleichtert. Ein ansteigendes 
Wirtschaftswachstum in den kommenden Jahren würde 
laut Janger et al. (2015) ambitionierte Maßnahmen zur 
Emissionseinsparung erfordern.

Während sich in Österreich die THG-Emissionen im Ver-
gleich zu 2000 nur knapp reduzierten, zeigte sich für die 
gesamte EU-28 von 2000 bis 2015 ein deutlicher Rückgang 
von 15,9 % (siehe Grafik 74). Der Einbruch der Emissionen 
im Jahr 2009 wurde in der EU-28 im Jahr nach der Krise 
kaum wettmacht, in den Folgejahren sanken die Emissi-
onswerte weiter ab.

Grafik 74 
Entwicklung der Treibhausgasemissionen im EU-Ver-
gleich 

Q: Umweltbundesamt; Eurostat.

80

90

100

110

120

 

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

EU-28
Österreich

In
de

x,
 2

00
0=

10
0



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

127

Die Treibhausgasemissionen unterliegen der Berichts-
pflicht des Umweltbundesamts, welches jährlich umfas-
sende Emissionsberichte erstellt95. Weitere Informationen 
zu den Themen Energieverbrauch und Verkehr finden sich 
in den Dimensionen „Energie“ und „Verkehr“.

Wie in Kapitel 4.2.1 bereits erwähnt sollten in einer voll-
ständigen Berechnung und Analyse des Materialver-
brauchs eines Landes zusätzlich die materiellen und ener-
getischen Vorleistungen, die durch die Produktion der 
importierten aber auch der exportierten Güter entste-
hen, berücksichtigt werden. Dies betrifft ebenso die damit 
einhergehenden Emissionen. Vor allem hochindustriali-
sierte Länder wie Österreich spezialisieren sich interna-
tional eher auf die Produktion im höher verarbeitenden 
Bereich; dadurch werden emissionsintensive Produkti-
onsschritte zunehmend ausgelagert. Diese Emissionen 
sind dadurch in den nationalen Emissionsbilanzen nicht 
erfasst (siehe auch Kapitel 4.2.1). 

Wenn umfassend bewertet werden soll, ob sich eine Gesell-
schaft in Richtung Dekarbonisierung entwickelt, müssen 
daher auch die Außenhandelsbeziehungen eines Landes 
miteinbezogen werden. Die Expertengruppe für WgÖ? hat 
deshalb die zukünftige Betrachtung von konsumbasier-
ten Treibhausgasemissionen angeregt. Eine erste Unter-
suchung der Arbeitsgruppe „Consumption-based GHG 
Accounting“ des Climate Change Center Austria (AG CBA, 
2017) zeigt, dass die konsumbasierten Emissionen im Zeit-
raum 1997 - 2013 mit rund 110 bis 130 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalenten in etwa 50 bis 60 % über den produkti-
onsbezogenen (territorialen) Emissionen lagen.

4.3.2 
Schlüsselindikator Luftschadstoffe: 
PM2,5-Exposition (Belastung durch 
Feinstaub)

Der neue Schlüsselindikator beschreibt die bevölke-
rungsgewichtete Belastung durch PM2,5 in Österreich. 
Dieser Schadstoff besteht aus Staubpartikel in inhalier-
barer Größe, welche sowohl bei kurzfristiger als auch 
langfristiger Aufnahme eine Gesundheitsgefährdung 
darstellen. Die Daten werden vom Umweltbundesamt 
anhand von Messergebnissen der Immissionsbelas-
tung, topographischen Daten und Bevölkerungsdaten 
bestimmt und stehen ab 2005 zur Verfügung.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die bevölkerungsgewichtete PM2,5-Exposition hängt 
von den inländischen PM2,5-Emissionen, den meteoro-

95 http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/luft/emissionsinventur/emiberichte/

logischen Bedingungen, von Fernverfrachtung aus dem 
benachbarten Ausland sowie von den Emissionen von 
gasförmigen Vorläufersubstanzen im In- und Ausland 
ab. Die PM2,5-Belastung ist von 2005 bis 2017 deutlich 
zurückgegangen, die langfristige Entwicklung wird daher 
sehr positiv beurteilt. Der kurzfristige Trend 2015 - 2017 
ist leicht sinkend, was zu einer tendenziell positiven Ein-
schätzung führt.“

Im Kapitel 3.7 zur Lebensqualität wird die subjektive Belas-
tung durch Luft- und Wasserverschmutzung sowie Ruß 
in der Dimension „Wohnen“ als Zusatzinformation dar-
gestellt. Für 2017 gaben 9,9 % der befragten Personen 
Belastungen durch Luft und Wasserverschmutzung oder 
Ruß in ihrer Wohnumgebung an. Demgegenüber stellt 
der Indikator zur bevölkerungsgewichteten PM2,5-Exposi-
tion die tatsächlich gemessene Staubbelastung dar. Fein-
staub hat gravierende gesundheitliche Auswirkungen, 
sowohl was eine akute Exposition (z. B. Entzündungsre-
aktionen der Lunge) als auch eine Langzeit-Exposition 
(z. B. Zunahme von Atemwegsymptomen) betreffen (siehe 
Spangl & Nagl 2017). 

Durch Luftverunreinigungen können nicht 
nur die Atemwege, sondern auch das 
Herz-Kreislauf-System in Mitleidenschaft ge-
zogen werden.

Von 2005 – 2017 hat die bevölkerungsgewichtete Belas-
tung durch PM2,5 von 19 µg/m³ auf 11 µg/m³ abgenom-
men (41 %). Im Jahr 2017 war die PM2,5-Belastung in etwa 
gleich hoch wie im Jahr zuvor (Grafik 75). Mit Ausnahme 
des Jahres 2010 zeigt sich dabei ein abnehmender Trend. 
Im Jahr 2017 lag die bevölkerungsgewichtete Belastung 
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Grafik 75 
Mittlere Exposition durch PM2,5, bevölkerungsge-
wichtet (Feinstaub, in µg/m³)

Q: Umweltbundesamt.
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mit 11,4 µg/m³ geringfügig unter jener des Vorjahres mit 
11,5 µg/m. Die jährlichen Veränderungen sind dabei stark 
durch die unterschiedlichen meteorologischen Bedin-
gungen bestimmt.

Ab der aktuellen Studie kann aufgrund einer neuen Berech-
nung des Umweltbundesamts als Schlüsselindikator für 
Luftschadstoffe anstatt der PM10-Emissionen insgesamt 
die jährliche bevölkerungsgewichtete Exposition durch 
PM2,5 verwendet werden. Dies entspricht besser den für 
den SDG-Indikator 11.6.2 und den im „Better Life Index“ 
der OECD verwendeten Daten. Für die aktuelle Berech-
nung der bevölkerungsgewichteten Belastung durch PM2,5 
und PM10 (Feinstaub) wurden topographische Daten sowie 
Messdaten von Feinstaub und Bevölkerungsdaten mitei-
nander in Beziehung gesetzt (siehe Spangl & Nagl 2017). 

Die Staubbelastung wird anhand der Masse verschiede-
ner Größenfraktionen beschrieben, die Partikelgröße ist 
dabei für die gesundheitlichen Auswirkungen der Staub-
belastung von Bedeutung:

• PM2,5 enthält 50 % der Partikel mit einem Durchmesser 
von 2,5 µm, einen höheren Anteil kleinerer Teilchen und 
einen niedrigeren Anteil größerer Teilchen. PM2,5 ist eine 
Teilmenge von PM10. Partikel dieser Größe sind maxi-
mal so groß wie Bakterien. PM2,5 dringen am tiefsten 
in den Atemwegstrakt ein, können bis in die Lungen-
bläschen gelangen, und verursachen damit die größ-
ten Gesundheitsschäden aller Staubteilchen.

• PM10 enthält 50 % der Partikel mit einem Durchmesser 
von 10 µm, einen höheren Anteil kleinerer Teilchen 
und einen niedrigeren Anteil größerer Teilchen. Parti-

kel dieser Größe sind maximal so groß wie Zellen, kön-
nen tief in die Lunge gelangen und sind daher beson-
ders gesundheitsschädlich.

Wesentliche anthropogene (durch den Menschen ver-
ursachte) Emissionsquellen für Feinstaub sind Verbren-
nungsprozesse (v.a. Energieumwandlung, Industrie, Ver-
kehr, Haushalte) und die Manipulation von Materialien 
sowie der Bergbau. Nennenswerte Emissionen werden 
auch durch die Bearbeitung landwirtschaftlicher Flächen 
und die Tierhaltung freigesetzt. Zusätzlich gibt es auch 
natürliche Quellen wie Bodenerosion, Vegetation (Abson-
derung von Pollen, Sporen), Waldbrände oder Vulkanis-
mus. Neben den innerösterreichischen Staubemissio-
nen sind noch weitere Quellen für die Belastung in der 
Außenluft verantwortlich, wie z. B. Fernverfrachtung oder 
Winderosion. Diese Quellen sind nicht in der Emissionsin-
ventur des Umweltbundesamts enthalten (Umweltbun-
desamt 2016, S. 20ff). 

Die PM2,5 Belastung in der Außenluft, d.h. die Immission 
(die an Luftgütemessstellen gemessen wird) und in wei-
terer Folge die Exposition wird also nicht nur durch die 
österreichischen PM2,5 Emissionen, d.h. den Schadstoffaus-
stoß direkt an der Quelle bestimmt, sondern auch durch 
PM-Ferntransport aus dem Ausland, durch Sekundärpar-
tikelbildung aus gasförmigen Vorläufersubstanzen (z.T. im 
Inland, z.T. im Ausland) sowie durch natürliche Quellen.

Grenzwerte wurden für die (auch meteorologisch beein-
flusste, punktuell gemessene) Belastung in der Außenluft 
festgelegt, mit der EU-Luftqualitätsrichtlinie (RL 2008/50/
EG) sowie dem österreichischen Immissionsschutzge-
setz-Luft (IG-L; BGBl. I Nr. 77/2010).
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4.4 
Energie

96 Siehe Standard-Dokumentation – Metainformationen Energiebilanzen für Österreich und die Bundesländer ab 1970 (1988) Bearbeitungsstand: 
27.07.2016 http://www.statistik.at/web_de/statistiken/energie_und_umwelt/energie/energiebilanzen/index.html

97 http://europa.eu/legislation_summaries/energy/index_de.htm
98 http://www.statistik.at/web_de/statistiken/energie_und_umwelt/energie/energiebilanzen/index.html

Die Dimension „Energie“ bezieht sich vorrangig auf 
den Einsatz erneuerbarer und fossiler Energieträger 
sowie deren effizienter Nutzung. Während erneuer-
bare Energien aus Windkraft, Solarenergie oder Was-
serkraft sich kaum erschöpfen bzw. für lange Zeit nutz-
bar sind, unterliegen die fossilen Energieträger wie Öl, 
Gas und Kohle einer natürlichen Begrenzung. Erneuer-
bare Energiequellen gelten daher, neben dem sparsa-
men und effizienten Einsatz von Energie, als wichtigste 
Säule einer nachhaltigen Energiewirtschaft.

Fossile Brennstoffe werden aus natürlichen Vorkommen 
gewonnen, die im Laufe der Erdgeschichte aus Biomasse 
entstanden sind. Analog wird der Begriff fossil auch für 
sämtliche sekundären Brennstoffe verwendet, die aus 
einem fossilen (Roh-)Brennstoff hergestellt werden. Pro-
dukte aus erneuerbaren Energiequellen werden dagegen 
(mit Ausnahme der Erdwärme) direkt oder indirekt aus 
Energieströmen, die noch andauern oder bis vor kur-
zem angedauert haben, in Verbindung mit der ständig 
verfügbaren Sonnenenergie oder der auf der Schwer-
kraft beruhenden Energie gewonnen. Der Energiewert 
von Biomasse z. B. entsteht aus der von Pflanzen wäh-
rend des Wachstums angereicherten Sonnenenergie96.

Energieaufbringung und Energieverbrauch 
verursachen massive Umweltbelastungen 
wie Treibhausgas- und Feinstaub-Emissio-
nen, aber auch Flächenverbrauch. Weitere 
Probleme betreffen beispielsweise die 
zunehmende Importabhängigkeit und die 
Ressourcenverknappung.

Eine nachhaltige Entwicklung benötigt ein Energiesys-
tem, das Energie effizient nutzt und hauptsächlich erneu-
erbare Energien wie Wasserkraft oder Biomasse einsetzt. 
Der vermehrte Einsatz von heimischen erneuerbaren 
Energieträgern fördert zudem eine zunehmende Eigen-
versorgung Österreichs.

Die steigende Importabhängigkeit, der Druck (endliche) 
Energieressourcen auszubeuten, die gesicherte Versor-
gung aller Konsumentinnen und Konsumenten mit Energie 

zu erschwinglichen Preisen und der Klimawandel spielen 
auch auf EU-Ebene97 eine bedeutende Rolle. Die Europa 
2020 Strategie (Europäische Kommission 2010) enthält 
dementsprechend im Kernziel „Klimawandel und nach-
haltige Energiewirtschaft“ die Teilziele einer Erhöhung 
des Anteils erneuerbarer Energien auf 20 %, für jedes Mit-
gliedsland – abhängig von Ausgangslage und Möglich-
keiten – wurden nationale Ziele verbindlich vereinbart, 
die zwischen 10 % und 49 % liegen. Zudem wurde eine 
Steigerung der Energieeffizienz um 20 % für die EU-28 
insgesamt festgelegt.

Die aktuelle Klima- und Energiestrategie der Bundesre-
gierung sieht den Ausbau der erneuerbaren Energien 
sowie eine erhöhte Energieeffizienz als wesentliche Fak-
toren zur Erreichung von Klima- und Energiezielen an 
(BMNT & BMVIT, Juni 2018).

Am 9. Juli 2014 wurde das Energieeffizienzpaket des Bun-
des (Bundesgesetzblatt I Nr. 72/2014) mit der erforder-
lichen Verfassungsmehrheit vom Nationalrat beschlos-
sen. Es enthält im Artikel 1 das Bundesgesetz über die 
Steigerung der Energieeffizienz bei Unternehmen und 
dem Bund (Bundes-Energieeffizienzgesetz). Dieses bein-
haltet u. a. folgende – über die Energiestrategie hinaus-
gehende – Ziele:

• Stabilisierung des Endenergieverbrauchs auf 1.050 Peta-
joule (PJ)

• Kumulatives Endenergieeffizienzziel von 310 PJ durch 
anrechenbare Energieeffizienzmaßnahmen in den Jah-
ren 2014 bis einschließlich 2020.

Das nationale Ziel im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben 
von Europa 2020 für erneuerbare Energieträger liegt bei 
einem Anteil von 34 % bis 2020. In der aktuellen Klima- 
und Energiestrategie wird das Ziel genannt, den Anteil 
erneuerbarer Energie am Bruttoendenergieverbrauch 
bis 2030 auf einen Wert von 45–50 % anzuheben (BMNT 
& BMVIT, Juni 2018).

Für den Bereich Energie liegen umfassende Daten aus den 
Energiebilanzen von Statistik Austria98 vor. Die Energieda-
ten werden nach dem Inlandsprinzip erhoben. 



130 www.statistik.at

Dies bedeutet, dass alle in Österreich abge-
setzten Energieträger in den Energiebilanzen 
berücksichtigt werden, unabhängig davon, 
wer diese Energieträger erwirbt und wo sie 
eingesetzt werden.

Die Energiebilanzen stehen jährlich im November für das 
Vorjahr zur Verfügung, zusätzlich wurde im April 2018 
eine vorläufige Energiebilanz mit ersten Berechnungen 
des Gesamtenergieverbrauchs für 2017 veröffentlicht. 
Alle Energiedaten für das Jahr 2017 stellen damit eine vor-
läufige Schätzung dar. Eine vorläufige Schätzung für den 
Anteil der Erneuerbaren Energieträger liegt aus Daten-
gründen nicht vor.

Den Schlüsselindikator für den gesamten Energiever-
brauch Österreichs bildet im WgÖ?-Set der energetische 
Endverbrauch (EEV). Der EEV ist jene Energiemenge, die 
dem Verbraucher für die Umsetzung in Nutzenergie zur 
Verfügung gestellt wird (Raumheizung, Beleuchtung 
und EDV, mechanische Arbeit, etc.). Als weiterer Schlüs-
selindikator wird die Entwicklung des Anteils der erneu-
erbaren Energieträger gezeigt. Daten zur Energieintensi-
tät als Maßzahl der Energieeffizienz ergänzen die beiden 
Schlüsselindikatoren. 

4.4.1 
Schlüsselindikator erneuerbare 
Energieträger

Der Indikator zeigt den Anteil der anrechenbaren erneu-
erbaren Energieträger laut Erneuerbaren-Richtlinie 
2009/28/EG am Bruttoendenergieverbrauch. Erneuer-
bare Energien stammen aus Energiequellen, die sich ent-
weder kurzfristig von selbst erneuern (z. B. Biomasse) 
oder deren Nutzung nicht zur Erschöpfung der Quelle 
beiträgt (z. B. Solarenergie, Wasserkraft). Die aus erneu-
erbaren Energiequellen erzeugten sekundären Ener-
gieträger (Elektrizität, Wärme, Kraftstoff) werden dabei 
ebenfalls als erneuerbare Energien bezeichnet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Zuwächse an erneuerbaren Energien fallen zuneh-
mend geringer aus, jedoch liegen die Werte sowohl kurz-
fristig als auch langfristig über dem linearen Zielpfad - 
deshalb fällt die kurzfristige Bewertung tendenziell positiv 
aus. Zukünftige Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils 

99 Bei der Berechnung des Beitrags der Wasserkraft und der Windkraft für die Zwecke der Richtlinie 2009/28/EG werden die Auswirkungen kli-
matischer Schwankungen durch die Verwendung einer im Anhang derselben angeführten Normalisierungsregel geglättet.

werden immer schwieriger umsetzbar sein. Der gesamte 
Zeitraum wird sehr positiv bewertet.“

Als anrechenbare erneuerbare Energien laut Erneuerba-
ren-Richtlinie (Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen) gelten:

1. der energetische Endverbrauch (EEV) von biogenen 
Energieträgern, Solar-, Erd- und Umgebungswärme, 
Biokraftstoffen,

2. die Erzeugung von Strom und Fernwärme aus bio-
genen Energieträgern, Solar-, Erd- und Umgebungs-
wärme, Wasserkraft normalisiert ohne die Erzeugung 
aus gepumptem Zufluss, Windkraft normalisiert sowie 
Photovoltaik99.

Im Rahmen des Europa 2020 Ziels ist für 
Österreich eine Anteilssteigerung der erneu-
erbaren Energien auf 34 % am Bruttoend-
energieverbrauch entsprechend der Metho-
dik der Erneuerbaren-Richtlinie 2009/28/EG 
verbindlich vorgesehen. 

In der aktuellen Klima- und Energiestrategie wird das Ziel 
genannt, den Anteil erneuerbarer Energie am Bruttoend-
energieverbrauch bis 2030 auf einen Wert von 45–50 % 
anzuheben (BMNT & BMVIT, Juni 2018).
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Grafik 76 
Anteil der erneuerbaren Energieträger am 
Brutto endenergieverbrauch

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik. - Anrechenbare Erneuerbare 
laut Richtlinie 2009/28/EG. 
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Wie Grafik 76 zeigt, stieg der Anteil der anrechenbaren 
erneuerbaren Energieträger am Bruttoendenergiever-
brauch in Österreich von 33,0% im Jahr 2015 auf 33,5% 
im Jahr 2016 (letztverfügbares Jahr). Dabei lag die Ent-
wicklung des Erneuerbaren-Anteils im gesamten Zeit-
raum über dem linearen Zielpfad für das nationale Ziel 
von 34 %. Der Einsatz von Energie aus erneuerbaren 
Quellen nahm dabei seit 2005 um 45% zu. Im interna-
tionalen Vergleich lag Österreich mit einem Anteil von 
33,5 % (2016) deutlich über dem Durchschnitt der EU-28 
mit 17,0 %.

Der Bruttoendenergieverbrauch errechnet sich aus der 
Summe von EEV + Eigenverbrauch von Strom und Fern-
wärme der Strom- und Fernwärmeproduzenten + Trans-
portverlusten von Strom und Fernwärme + nichtenerge-
tischem Einsatz im Hochofen100.

Den höchsten Anteil an den anrechenbaren erneuerba-
ren Energien hatte 2016 traditionell die Erzeugung von 
Strom aus Wasserkraft (36,4 %), gefolgt von der festen 
Biomasse (29,6 %). Die erneuerbare Fernwärme stellt 
knapp 10 % der anrechenbaren erneuerbaren Energien 
(siehe Biermayr 2017, S. 6). Die energetische Nutzung 
von Ablaugen erreichten 7,3 %, Biokraftstoffe hatten 
einen Anteil von 5,7 % an den erneuerbaren Energie-
trägern. Windkraft, Solarthermie, Umweltwärme, Bio-
gas, Geothermie und Photovoltaik erreichten gemein-
sam über 11 %.

Laut Biermayr (2017, S. 6) lag der Gesamtumsatz im 
Bereich der Technologien zur Nutzung Erneuerbarer 
2016 bei 7,2 Mrd. Euro, insgesamt waren dafür rund 
41.600 Beschäftigte tätig. Der verstärkte Einsatz erneu-
erbarer Energien fördert die Umstrukturierung der 
Gesellschaft in Richtung eines nachhaltigen Wirtschafts- 
und Energiesystems. Die Nutzung der zumeist regi-
onal anfallenden erneuerbaren Energieträger erhöht 
den nationalen Selbstversorgungsgrad mit Energie und 
reduziert die Abhängigkeit von – hauptsächlich fossilen 
– Energieimporten.

4.4.2 
Schlüsselindikator energetischer 
Endverbrauch

Der energetische Endverbrauch (EEV) ist jene Energie-
menge, die dem Verbraucher (Haushalte, Gewerbe und 
Industrie, Verkehr, Dienstleistungen,Landwirtschaft) für 
die Umsetzung in Nutzenergie zur Verfügung gestellt 
wird, also Benzin/Diesel für Pkws, elektrische Energie für 
Elektrogeräte, Gas und Fernwärme für Raumwärme etc. 
Die Datenerhebung erfolgt nach dem Inlandsprinzip. 

100 Siehe Standard-Dokumentation – Metainformationen Energiebilanzen für Österreich und die Bundesländer ab 1970 (1988) Bearbeitungsstand: 
27.07.2016.

101 http://www.statistik.at/web_de/statistiken/energie_und_umwelt/energie/energiebilanzen/index.html

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Unter dem Aspekt der langfristigen Ziele zur Begren-
zung des Klimawandels liegt der Energieverbrauch auf 
zu hohem Niveau. Insbesondere der Zuwachs in den Jah-
ren 2000 - 2005 wird negativ gesehen. Wichtig wäre nicht 
nur eine Stabilisierung des Verbrauchs, sondern auch eine 
Reduktion unter das Ausgangsniveau. Das Fehlen beider 
Faktoren führt zu einer tendenziell negativen Beurteilung 
der langfristigen Entwicklung. Die kurzfristige Entwick-
lung zeigt von 2015 auf 2017 (vorläufiges Ergebnis) einen 
deutlichen Anstieg und liegt über dem Energieeffizienz-
richtwert, sie wird daher negativ beurteilt.“

Der EEV ist für den Bereich Umwelt ein zentraler Indikator, 
da er Niveau und Entwicklung einer wichtigen Kompo-
nente des Energieverbrauchs beschreibt und sich zudem 
zu einem großen Teil aus fossilen und somit nicht erneu-
erbaren Energieträgern zusammensetzt. Er stellt neben 
dem Bruttoinlandsverbrauch eine Schlüsselposition in 
der Österreichischen Energiebilanz101 dar und umfasst 
alle (sofern notwendig) umgewandelten Energieformen 
(z. B. Elektrizität aus Wasserkraft).

Das Bundes-Energieeffizienzgesetz (Bundes-
gesetzblatt I Nr. 72/2014) sieht vor, dass der 
heimische energetische Endverbrauch im 
Jahr 2020 1.050 Petajoule (PJ) nicht über-
schreitet (Energieeffizienzrichtwert).

Für das Jahr 2017 weist die vorläufige Energiebilanz für 
den EEV eine erste Schätzung von 1.140 PJ aus (Grafik 77). 
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Grafik 77 
Energetischer Endverbrauch

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik. - * Werte für 2017 stellen vor-
läufige Ergebnisse dar.

600

800

1.000

1.200

 

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

 
20

15
20

16
20

17
*

20
18

20
19

20
20

 
Energetischer Endverbrauch
(EEV) insgesamt
Energieeffizienzrichtwert–Ziel
Fiktiver Pfad

In
 P

et
aj

ou
le

1.050
1.140



132 www.statistik.at

Dies bedeutet im Vergleich zum Vorjahr ein Plus von 
knapp 2 %. Hauptursachen dafür waren das erhöhte Ver-
kehrsaufkommen und in geringerem Maße die - bedingt 
durch die tieferen Außentemperaturen in der Heizperi-
ode - um rund 1% höhere Heizgradsumme.

Der EEV wuchs von 2000 bis 2017 mit 21,6 % etwas verhal-
tener als das reale BIP (+28,6 %). Während die Entwicklung 
von Energieverbrauch und realem BIP über lange Jahre 
sehr ähnlich verlief, zeigte sich seit dem Jahr 2006 für ers-
teren ein Einbremsen des Wachstums. Ab 2015 stieg der 
EEV jedoch wieder kontinuierlich an und lag damit 2017 
(vorläufige Schätzung) mit 1.140 PJ deutlich über dem 
Energieeffizienzrichtwert von 1.050 PJ. Um den Zielwert 
von 1.050 PJ zu erreichen, müsste bei dem aktuellen Aus-
gangswert von 1.140 PJ der EEV von 2018 bis 2020 jähr-
lich um 2,7 % zurückgehen.

Im Vergleich zum Durchschnitt der EU-28, deren EEV  
2016 unter dem Ausgangswert von 2000 lag, nahm der 
österreichische energetische Endverbrauch in den Jah-
ren 2000 bis 2016 mit +18,7 % einen ungünstigeren Ver-
lauf. Vor allem im Zeitraum 2000 – 2005 sowie in den letz-
ten Jahren stieg der nationale EEV sehr stark an, während 
die EU-28 ein deutlich geringeres Wachstum verzeich-
nete (siehe Grafik 78).

Grafik 78 
Energetischer Endverbrauch im EU-Vergleich

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik; Eurostat. - * Werte für 2017 
stellen vorläufige Ergebnisse dar.

Die Senkung des Energieverbrauchs und der Energieein-
fuhr, um damit die Versorgungssicherheit zu verbessern, 
ist ein Ziel des Bundes-Energieeffizienzgesetzes. Die Fest-
legung des nationalen energetischen Endverbrauchs auf 
1.050 PJ (Energieeffizienzrichtwert) für das Jahr 2020 för-
dert zudem die nationale Zielerreichung betreffend erneu-

102 Artikel 3, Energieeffizienzziele: (1) Jeder Mitgliedstaat legt ein indikatives nationales Energieeffizienzziel fest, das sich entweder auf den Pri-
märenergie- oder den Endenergieverbrauch oder auf die Primärenergie- oder Endenergieeinsparungen oder auf die Energieintensität bezieht. 
Die Mitgliedstaaten übermitteln diese Ziele an die Kommission gemäß Artikel 24 Absatz 1 und Anhang XIV Teil 1. Dabei drücken sie diese Ziele 
auch als absoluten Wert des Primärenergieverbrauchs und des Endenergieverbrauchs im Jahr 2020 aus und erläutern, wie und auf Grundlage 
welcher Daten dieser Wert berechnet wurde.

103 Die Datenerhebung erfolgt nach dem Inlandsprinzip.

erbarer Energien und Energieeffizienz im Rahmen der 
Europa 2020 Strategie (siehe auch nachfolgendes Kapi-
tel zur Energieeffizienz). Dieser Energieeffizienzrichtwert 
stellt dabei den nach Art. 3102 der Energieeffizienzrichtlinie 
der EU (2012/27/EU) mittels Prognosemethoden errech-
neten und notifizierten Indikationswert dar.

4.4.3 
Energieintensität

Als Maßzahl für die effiziente Nutzung von Energie wird 
die Energieintensität verwendet. Sie stellt dar, inwie-
weit der Energieverbrauch von Wirtschaftsgrößen (z. B. 
BIP) entkoppelt ist. Der Indikator beschreibt die Ent-
wicklung des temperaturbereinigten EEV103 in Relation 
zum realen Bruttoinlandsprodukt. 

Mittels Temperaturbereinigung werden jene Verbrauchs-
effekte geglättet, die sich aus den jährlich schwanken-
den klimatischen Bedingungen ergeben. Aus umwelt-
politischer Sicht sollte die Energieintensität sinken, also 
eine deutliche Entkoppelung von energetischem End-
verbrauch und wirtschaftlicher Entwicklung das Ziel sein. 
Für die Temperaturbereinigung des Indikators sind Infor-
mationen zum Raumwärmeverbrauch aus der Nutzener-
gieanalyse notwendig, deren letztverfügbares Daten-
jahr 2016 ist.

Grafik 79 
Energieintensität

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik, VGR.
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Wie Grafik 79 darstellt, zeigt die Energieintensität Öster-
reichs – d. h. die Entwicklung des temperaturbereinigten 
EEV relativ zur Entwicklung des realen BIP – ab dem Jahr 
2005 bis 2012 einen fallenden Trend. Dies bedeutet eine 
Entkoppelung des Energieverbrauchs von der Wirtschafts-
leistung. Je stärker die Energieintensität sinkt, desto weni-
ger Energie wird pro Wirtschaftsgröße eingesetzt; d. h. 
desto effizienter wird Energie genutzt. Von diesem Trend 
wichen die Jahre 2013 und 2014 allerdings deutlich ab, hier 
nahm durch den Anstieg des EEV bei gleichzeitig geringem 
BIP-Wachstum die Energieintensität zu. In den Jahren 2015 
und 2016 blieb die Energieintensität beinahe konstant.

Die Effekte durch jährlich schwankende klimatische Bedin-
gungen wurden mittels Temperaturbereinigung des Ener-
gieverbrauchs weitgehend geglättet. Die „Energieeffizi-
enz“ bei diesem Indikator kann sich jedoch langfristig 
auch rein dadurch wandeln, dass sich die Sektorenzu-
sammensetzung verändert. D. h. eine verhältnismäßig 
stärkere Zunahme von Dienstleistungen im Vergleich zur 
energieintensiven Sachgüterproduktion würde sich posi-
tiv auf die Energieeffizienz auswirken. Dies ist jedoch an 
einem top-down Indikator nicht ablesbar.

Das Energieeffizienzpaket des Bundes (Bundesgesetz-
blatt I Nr. 72/2014) enthält im Artikel 1 das Bundesge-
setz über die Steigerung der Energieeffizienz bei Unter-
nehmen und dem Bund (Bundes-Energieeffizienzgesetz). 
Letzteres enthält in § 4. (1) folgende gesamtstaatliche 
Ziele und Richtwerte:

Ziel der Republik Österreich ist es, die Energieeffizienz 
derart zu steigern, dass

1. der auf ein Regeljahr bezogene Endenergieverbrauch 
in Österreich im Jahr 2020 die Höhe von 1.050 PJ (Ener-
gieeffizienzrichtwert) nicht überschreitet;

104 Die Wachstumsrate von 1,4 % wurde dem Bericht von Kratena et al. (2013, S. 27) zu den Energieszenarien bis 2030 entnommen. Dieser pos-
tuliert für sein WEM-Szenario („With Existing Measures“) eine Wachstumsrate des BIP von durchschnittlich jährlich 1,4 % für den Zeitraum 
2012 – 2020.

2. ein Beitrag für unionsrechtlich verbindliche, über das 
Jahr 2020 hinausgehende Energieeffizienzziele geleis-
tet wird;

3. ein kumulatives Endenergieeffizienzziel von 310 PJ 
durch gemäß der Richtlinie 2012/27/EU zusätzliche anre-
chenbare Energieeffizienzmaßnahmen in den Jahren 
2014 bis einschließlich 2020, davon 159 PJ durch Bei-
träge der Energielieferanten sowie 151 PJ durch stra-
tegische Maßnahmen, erreicht wird und

4. bis zum 31. Dezember 2016 österreichweit gemäß der 
Richtlinie 2006/32/EG anrechenbare Maßnahmen von 
insgesamt mindestens 80,4 PJ nach gewiesen werden 
können.

Das Bundes-Energieeffizienzgesetz wurde im Sonderkapi-
tel Umwelt „Aspekte von Energieverbrauch und Energie-
effizienz“ im WgÖ?-Bericht 2014 genauer analysiert (siehe 
Statistik Austria, 2014, Sonderkapitel E.7.1).

Die Stabilisierung des Energieverbrauchs auf 1.050 PJ 
ergäbe (siehe Grafik 77) – unter der Annahme eines zwi-
schen 2017 und 2020 mit einer Wachstumsrate von 1,4 % 
fortgeschriebenen Bruttoinlandsprodukts (BIP) sowie 
eines linearen Zielpfads – einen fiktiven Indexwert von 
80,3 für das Jahr 2020104. Dieser fiktive Zielpfad wird in 
den Jahren 2006 bis 2012 knapp erreicht und in einigen 
Jahren sogar unterschritten. Ab dem Jahr 2013 liegt die 
Energieintensität jedoch deutlich über dem fiktiven Pfad. 
Diese Überschreitung erklärt sich einerseits aus dem in 
den Jahren 2013 bis 2015 nur gering wachsenden realen 
BIP, und andererseits aus dem seit 2013 ansteigenden 
temperaturbereinigten EEV.
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4.5 
Verkehr, Mobilität

105 http://www.zukunft-mobilitaet.net/3892/analyse/unterschied-verkehr-mobilitaet/

Die Ökologisierung des Verkehrssystems stellt ein 
wesentliches Element auf dem Weg zu einer nachhal-
tigen Entwicklung dar. Verkehr und Mobilität sind wich-
tige Grundvoraussetzungen für soziale Interaktionen 
und wirtschaftliche Aktivitäten innerhalb einer Gesell-
schaft, verursachen jedoch erhebliche Umweltprobleme 
(z. B. Flächenverbrauch, Emissionen). Das Konzept der 
nachhaltigen Mobilität zielt u. a. darauf ab, den Ver-
brauch fossiler Energie und damit die CO2-Emissionen 
des Verkehrssektors absolut zu senken. Dies soll die 
Emissionen des Verkehrs vom Wirtschaftswachstum 
entkoppeln (Meyer 2007).

(Räumliche) Mobilität betrifft dabei die potentielle und 
realisierte Beweglichkeit von Menschen, Lebewesen und 
Dingen, also die Befriedigung von Bedürfnissen durch 
Raumveränderung (z. B. Einkauf im Supermarkt). Der 
Verkehr liefert das Instrument (z. B. Auto, Bus), welches 
man für die konkrete Umsetzung der Mobilität benö-
tigt. Verkehr stellt also die zielgerichtete Ortsverände-
rung von Personen, Gütern, Nachrichten unter Verwen-
dung von Energie und Information dar und ist daher 
auch gut messbar105.

Obwohl durch technologische Verbesserungen der Schad-
stoffausstoß der einzelnen Fahrzeuge durchaus reduziert 
wurde, nahm der Energieverbrauch insgesamt durch das 
kontinuierlich wachsende Verkehrsaufkommen und die 
steigende Anzahl der gefahrenen Kilometer in den letz-
ten Jahren gravierend zu. 

Der Abgasausstoß durch Verkehrsaktivitäten – speziell 
durch den Einsatz fossiler Energien – verursacht eine Viel-
zahl von Luftschadstoffen und Treibhausgasen. 

Verkehr ist ein wesentlicher Treiber des an-
thropogenen Klimawandels. Der Verbrauch 
fossiler Ressourcen, die Lärmbelastung, 
der Flächenverbrauch für Verkehrswege, 
die Zerschneidung zusammenhängender 
Lebensräume oder die Gefährdung durch 
Verkehrsunfälle sind weitere Problemfelder 
des Verkehrs.

Das Konzept der nachhaltigen Mobilität – umgesetzt 
durch das Instrument eines nachhaltigen Verkehrssys-
tems – enthält ökonomische, soziale und ökologische 
Kriterien und stellt damit eine Schlüsselstrategie für eine 
nachhaltige Entwicklung dar. Ein nachhaltiges Verkehrs-
system soll Wirtschaft und Gesellschaft in ihrer Entwick-
lung und Leistungsfähigkeit nicht beeinträchtigen, da 
Mobilität und der Zugang zu Märkten Grundfunktionen 
globalisierter Volkswirtschaften darstellen. Nachhaltiger 
Verkehr soll Mobilität für alle gleichermaßen ermöglichen 
und den Zugang zu Märkten, Kultur- und Freizeitaktivitä-
ten sozial ausgewogen gestalten. Zudem soll ein nach-
haltiges Verkehrssystem den Erfordernissen des Umwelt-
schutzes und der sozialen Gerechtigkeit entsprechen. Es 
soll also die Gesundheit der Menschen nicht durch Luft-
schadstoffe und Lärm belasten, die Funktionsfähigkeit 
der ökologischen Systeme (z. B. der Wälder) nicht durch 
Schadstoffe gefährden und die Stabilität des Klimas nicht 
beeinträchtigen (Meyer 2007).

Der Verkehr mit seinen Auswirkungen stellt auch im inter-
nationalen Kontext eine wichtige Größe für die Umwelt-
aspekte der Nachhaltigkeit dar. Die EU-Strategie für Nach-
haltige Entwicklung (Europäische Kommission 2001) sieht 
den „Nachhaltigen Verkehr“ als eine Schlüsselherausfor-
derung an.

Wiewohl „Verkehr“ naturgemäß von den privaten Haus-
halten sowie öffentlichen und wirtschaftlichen Akteu-
ren verursacht wird, bilden Statistiken wie die Energie-
bilanz oder die Treibhausgasinventur Verkehr funktional 
als eigenen Sektor ab.

Dieser Verkehrssektor ist einer der bedeu-
tendsten Verbraucher fossiler Energie und 
damit eine wichtige Einflussgröße auf den 
Klimawandel.

Der Schlüsselindikator zum Energieverbrauch des Verkehrs 
bezieht sich auf die Entwicklung des gesamten Verkehrs-
bereichs. Der Schlüsselindikator der „Transportleistung 
des Lkw-Verkehrs“ bildet einen wesentlichen Bereich des 
Straßenverkehrs ab. Als neuer Schlüsselindikator werden 
seit 2017 die Treibhausgasemissionen des Verkehrs darge-
stellt. Zusatzinformationen betreffen den Treibstoffver-
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brauch der privaten Pkws sowie die Nutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel. Für beide Indikatoren liegen Daten 
aus dem Mikrozensus Energieeinsatz der Haushalte bzw. 
dem Mikrozensus Umweltbedingungen, Umweltverhal-
ten vor. Die zusätzliche Betrachtung dieser Indikatoren 
wurde vom WgÖ?-Expertengremium angeregt. 

4.5.1 
Schlüsselindikator Energieverbrauch des 
Verkehrs

Der Schlüsselindikator bildet den energetischen End-
verbrauch (EEV)106 des gesamten Verkehrssektors nach 
dem Inlandsprinzip ab. Er deckt somit den Energiever-
brauch von Eisenbahn, Straßenverkehr, Transport in 
Rohrfernleitungen, Schifffahrt sowie den Flugverkehr 
ab. Wie eingangs erwähnt wird der Verkehr „funktio-
nal“ als eigener Sektor dargestellt, die jeweiligen Ver-
bräuche (z. B. Benzin, Diesel) werden also nicht den 
eigentlichen Verursachern (beispielsweise Haushalte 
oder Industriesektoren) zugeordnet107.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die starke Steigerung des Energieverbrauchs des Ver-
kehrs insbesondere in den Jahren 2000 bis 2007 verläuft 
konträr zu den langfristigen Zielen zur Begrenzung des 
Klimawandels. Es sind keine energieeinsparenden Struk-
turänderungen (z.B. Verlagerung des Transports von der 
Straße auf Schiene) erkennbar. Der langfristige Trend, der 
deutlich über dem BIP-Wachstum liegt, wird daher nega-
tiv beurteilt. Kurzfristig zeigt sich zwischen 2015 und 2017 
(vorläufiges Ergebnis) ein deutlicher Anstieg, der ebenfalls 
negativ bewertet wird.“

Der EEV des Verkehrs hatte im Jahr 2017 (vorläufige Schät-
zung) einen Anteil von knapp 35 % am gesamten EEV 
Österreichs und stellte damit die wichtigste Verbrauchs-
gruppe dar. 

Der gesamte Energieverbrauch der Traktion (=Verkehr) 
stieg in den Jahren 2000 bis 2017 um 34,9 %, während 
das reale BIP im selben Zeitraum mit 28,6 % schwächer 
wuchs (Grafik 80). In den Jahren 2000 bis 2005 kam es im 
Vergleich zum BIP zu einem deutlich stärkeren Anstieg 
des EEV. Davon abweichend gab es in den Jahren 2006 
und 2008 trotz ansteigender Wirtschaftsleistung erste 
Abnahmen des verkehrsbedingten Energieverbrauchs. 
Im Krisenjahr 2009 fiel der Verbrauch auf das Niveau von 

106 Siehe auch Indikator energetischer Endverbrauch.
107 Eine Ausnahme bildet die Energiegesamtrechnung der Statistik Austria, welche Traktionsenergieträger dem jeweiligen Wirtschaftsbereich 

zurechnet, der diese verbraucht, http://www.statistik.at/web_de/statistiken/energie_und_umwelt/energie/energiegesamtrechnung/index.
html

2003 zurück. Die vorläufige Energiebilanz weist, nach 
einem Anstieg von 2,2 % für 2016 für das Jahr 2017 einen 
neuerlichen deutlichen Anstieg (+2,4 %) im Vergleich zum 
Vorjahr aus. Damit wird der höchste Verbrauch der Zeit-
reihe seit 2000 erreicht.

Zum Teil lässt sich der im Vergleich zum BIP überproporti-
onale Anstieg des EEVs durch den „Treibstoffexport im Kfz-
Tank“ (preisbedingter Kraftstoffexport) und den Transit-
verkehr erklären. Bei der Erfassung des Energieverbrauchs 
des Verkehrs wird das Inlandsprinzip laut Österreichischer 
Energiebilanz angewandt, d. h. alle in Österreich in Ver-
kehr gebrachten Energieträger werden berücksichtigt, 
unabhängig davon, wer diese Energieträger erwirbt und 
einsetzt. Entscheidend ist beispielsweise der Absatz von 
Benzin und Diesel an österreichischen Tankstellen, unab-
hängig davon, wo diese verfahren werden.

In Österreich getankter Treibstoff, der im 
Ausland verbraucht wird, ist daher in den 
Daten erfasst, während im Ausland getank-
ter, aber in Österreich verfahrener Diesel und 
Benzin nicht enthalten ist.

Laut Umweltbundesamt (2014, S. 131) lag der Anteil dieses 
„Tanktourismus“ im Jahr 1995 noch unter 10 % und stieg 
bis 2012 auf rund 30 % an. Dies begründet sich in den – 
im Vergleich mit den Nachbarländern – relativ günstigen 
Treibstoffpreisen. Umgekehrt ist zu beachten, dass auch 
im Ausland getankter Diesel und Benzin, der im Inland 
verfahren wird, nicht in den Daten enthalten ist.

KF  LF

Grafik 80 
Energieverbrauch des Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik, VGR. - * Energiewerte für 2017  
stellen vorläufige Ergebnisse dar.
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Die Einführung der Substitutionsverpflichtung von fossi-
len Kraftstoffen durch Biokraftstoffe gemäß der Biokraft-
stoffrichtlinie 2003/30/EG führte dazu, dass 2016 4,7 % des 
EEV des Verkehrssektors durch Biodiesel oder Bioethanol 
gedeckt wurden (2005: 0,3 %). Die Erneuerbaren-Richtli-
nie 2009/28/EG schreibt vor, dass bis 2020 jeder Mitglied-
staat mindestens 10 % der im Verkehr eingesetzten Ener-
gie durch erneuerbare Energien wie Biokraftstoffe oder 
auch Ökostrom aufzubringen hat. Laut Gollner (2017) lag 
im Jahr 2016 der Anteil anrechenbarer Erneuerbarer im 
Verkehr (nachhaltig produzierte Biotreibstoffe inkl. elekt-
rischer Energie) an den Treibstoffen insgesamt, berechnet 
nach Vorgaben der Europäischen Kommission, bei 8,7 %. 
Biermayr (2017 S. 6) geht davon aus, dass durch die Nut-
zung erneuerbarer Energien im Sektor Treibstoffe / Ver-
kehr im Jahr 2016 Treibhausgase im Ausmaß von 1,7 Mio. 
t CO2-Äquiv. vermieden werden konnten.

Grafik 81 
Energieverbrauch des Verkehrs im EU-Vergleich

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik; Eurostat. - * Werte für 2017 
stellen vorläufige Ergebnisse dar.

Im internationalen Vergleich ist die Zunahme des verkehrs-
bedingten Energieverbrauchs in Österreich mit 31,7 % im 
Zeitraum 2000 – 2016 (letztverfügbares Jahr der internati-
onalen Daten) sehr hoch. Im Durchschnitt der EU-28 Län-
der betrug die Steigerungsrate im selben Zeitraum 6,6 % 
(siehe auch Kapitel 5.4). Hier kann wieder auf das Phäno-
men des „Treibstoffexports im Kfz-Tank“ verwiesen wer-
den. Dass der Ansatz „Tanktourismus“ jedoch nicht aus-
reicht, um den starken Anstieg des EEV des Sektors Verkehr 
zu erläutern, zeigt der folgende Indikator zur Transport-
leistung des Lkw-Verkehrs, der sich auf das Verkehrsauf-
kommen in Österreich beschränkt.

4.5.2 
Schlüsselindikator Transportleistung des 
Lkw-Verkehrs

Der Schlüsselindikator zur Transportleistung des 
Lkw-Verkehrs zeigt als einen Aspekt des Verkehrsauf-

kommens den Straßengüterverkehr in Österreich. Dar-
gestellt wird die Entwicklung der Transportleistung, also 
das Transportaufkommen verknüpft mit der Wegstre-
cke (in Tonnen-km), auf österreichischem Territorium. 
Gezeigt werden die Daten laut Güterverkehrsstatistik. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die kurzfristige Entwicklung der Transportleistung des 
Lkw-Verkehrs mit dem deutlichen Anstieg in den Jahren 
2015 - 2017 wird  negativ eingeschätzt. Eine langfristige 
Bewertung erfolgt erst, wenn Daten für wenigstens 10 
Jahre vorhanden sind.“

Die Transportleistung von nicht in Österreich registrier-
ten Güterkraftfahrzeugen wird von Statistik Austria seit 
2012 mittels eines eigens entwickelten Entfernungsmo-
dells auf Basis der von Eurostat zur Verfügung gestellten 
konsolidierten Straßengüterverkehrsstatistik errechnet. 
Ab dem Datenjahr 2009 liegen valide Daten der Trans-
portleistung der EU-28 sowie der Schweiz, Norwegen 
und Liechtenstein auf österreichischem Territorium vor.

Im Zeitraum 2009 bis 2017 wuchs die Transportleistung 
auf der Straße mit österreichischen und ausländischen 
Fahrzeugen insgesamt um 28,1 %, das reale BIP wuchs im 
Vergleichszeitraum um 12,5 %. Dabei stieg die Transport-
leistung mit ausländischen Fahrzeugen mit 43,2 % deut-
lich stärker an als jene mit österreichischen Fahrzeugen 
(13,0 %). Der überdurchschnittlich hohe Anstieg der Trans-
portleistung ausländischer Fahrzeuge laut Daten der kon-
solidierten Straßengüterverkehrsstatistik für das Jahr 2017 
von 11,0% wirkt sich auch auf den Gesamtanstieg mit 
österreichischen und ausländischen Fahrzeugen von 6,7% 
aus. Für österreichische Fahrzeuge zeigte sich in den Jah-
ren 2012 und 2013 ein Rückgang von 5,0 % bzw. 3,8 %, der 
jedoch in den folgenden drei Jahren mit deutlichen 
Zuwächsen (2017 +1,7 %) mehr als ausgeglichen wurde. 
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Grafik 82 
Transportleistung des Lkw-Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Güterverkehrsstatistik, VGR.
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Diese Schwankungen können zum Teil durch den extrem 
kalten und schneereichen Winter 2012/2013 bzw. durch 
die folgenden – bezogen auf die Messgeschichte – durch-
schnittlich sehr warmen Winter erklärt werden.

Seit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union bildet 
eine Erhebung von Statistik Austria zum Straßengüterver-
kehr die Verkehrsleistung österreichischer Unternehmen 
mit in Österreich zugelassenen Straßengüterfahrzeugen108 
im In- und Ausland ab. Die Straßengüterverkehrserhebun-
gen in den anderen Mitgliedstaaten der EU erfolgen auf 
die gleiche Weise. Eurostat führt die Ergebnisse der Mit-
gliedstaaten zu einer konsolidierten europäischen Stra-
ßengüterverkehrsstatistik zusammen, die wiederum den 
statistischen Institutionen der einzelnen Mitgliedstaaten 
zur Verfügung gestellt wird, damit das Gesamtaufkom-
men im Straßengüterverkehr auf dem jeweiligen Hoheits-
gebiet darstellt werden kann (Karner & Scharl 2012). Dies 
betraf naturgemäß 1995 nur Daten der Mitgliedsstaaten 
der EU-15. Erst durch die EU-Erweiterungen 2004 und 2007 
wurde eine weitgehende Abdeckung der Güterkraftfahr-
zeuge des Europäischen Verkehrsraums inklusive Ost-
europa erreicht. Ab dem Datenjahr 2009 konnten auch 
Informationen von Kroatien und der Schweiz zur jeweili-
gen Verkehrsleistung in Österreich berücksichtigt werden 
(siehe Karner & Scharl 2012 sowie Karner & Scharl 2014).

Durch die Herausgabe des Weißbuchs „Fahrplan zu einem 
einheitlichen europäischen Verkehrsraum“ der Europäi-
schen Kommission (2011b) soll vorrangig die Reduktion 
der Emissionen aus dem Verkehr erreicht werden. Einer 
der Strategievorschläge dazu betrifft die stärkere Nutzung 
energieeffizienterer Verkehrsträger. 2017 lag die gesamte 
Transportleistung des Güterverkehrs bei 65,9 Mrd. Ton-
nen-km (ohne Transport in Rohrfernleitungen). Auf Öster-
reichs Straßen betrug die Transportleistung demnach 41,6 
Mrd. Tonnen-km, wovon bereits 55,8 % auf ausländische 
Fahrzeuge entfielen. Auf der Schiene wurden 22,3 Mrd. 
Tonnen-km und auf der Donau 2 Mrd. Tonnen-km erbracht.

Somit zeigen sich seit 2009 kaum die gewünschten Anteils-
verschiebungen von der Straße zu Schiene und Schiff. Der 
Anteil der Straße betrug 2009 62,2 % und lag 2017 bei 
63,1 %. Mit der Bahn wurde jeweils etwas über ein Drittel 
der Transportleistung erbracht, auf die Schifffahrt entfie-
len 2017 anteilig 3,0 %.

4.5.3 
Treibstoffverbrauch privater Pkw

Die Befragung zum Mikrozensus Energieeinsatz der Haus-
halte erhebt auch die Fahrleistung und den Treibstoff-
einsatz von privaten Haushalten. Betrachtet man den 

108 Lkws ab 2 Tonnen Nutzlast bzw. Sattelzugmaschinen.
109 Die Daten für Hybridfahrzeuge sind nur für die aktuelle Periode 2015/2016 verfügbar.

Treibstoffverbrauch der privaten Pkw, so zeigt sich im 
Vergleichszeitraum ein kontinuierlicher Rückgang des 
Verbrauchs (Grafik 83). Dabei war der Rückgang bei Die-
sel-Pkw mit rund 3 % weniger deutlich als bei Benzin-Pkw 
mit über 11 %. Diesel-Pkw liegen in der Periode 2015/2016 
bei einem durchschnittlichen Verbrauch von 6,6 Liter pro 
100 km, Benzin-Pkw bei 7,2 Liter pro 100 km. Der Ver-
brauch von Pkw mit Benzin-Hybrid (5,1 Liter pro 100 km) 
bzw. Diesel-Hybrid (5,6 Liter pro 100 km) für die Periode 
2015/2016109 liegt jeweils deutlich unter jenem der kon-
ventionellen Fahrzeuge.

Grafik 83 
Treibstoffverbrauch des privaten Pkw-Verkehrs (Liter 
pro 100 km)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik: Mikrozensus Energieeinsatz 
der Haushalte.

4.5.4 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel

Ein Blick auf die Nutzung der öffentlichen Verkehrsmit-
tel rundet die Betrachtung ab. Die Mikrozensuserhebung  
(2015) zu Umweltbedingungen und Umweltverhalten 
zeigt, dass die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel 
stark von der vorhandenen Infrastruktur abhängt, wel-
che in dicht besiedelten Gebieten besser ausgebaut ist 
als in gering besiedelten Gebieten (Baud – Milota, 2017, 
S. 102). In dicht besiedelten Gebieten verwenden 37,1 % 
der befragten Personen täglich die öffentlichen Verkehrs-
mittel (19,3 % mehrmals pro Woche), während in nied-
rig besiedelten Gebieten nur 6,1 % der täglichen Fahr-
ten damit bewältigt werden (4,8 % mehrmals pro Woche, 
siehe Grafik 84). Im Gegenzug dazu wird in niedrig besie-
delten Gebieten der Großteil der täglichen Fahrten mit 
dem Auto zurückgelegt: 45 % fahren damit täglich, 36,1 % 
mehrmals pro Woche. Der Anteil der Autonutzung sinkt 
in Gebieten mit hoher Bevölkerungsdichte deutlich auf 
19,3 % (täglich), bzw. 27,5 % (mehrmals pro Woche). 
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Grafik 84 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel für tägliche Wege

Q: STATISTIK AUSTRIA, Umweltstatistik: Mikrozensus Umweltbedingungen, Umweltverhalten.

110 Die Schätzungen zum Tanktourismus liegen nur punktuell vor und können nicht für die Erstellung eines Indikators herangezogen werden.

4.5.5 
Schlüsselindikator Treibhausgas-
emissionen des Verkehrs

Der Schlüsselindikator zeigt die Entwicklung der Treib-
hausgasemissionen des gesamten Verkehrssektors laut 
Daten des Umweltbundesamts. Wie bereits erwähnt 
wird der Verkehr „funktional“ als eigener Sektor darge-
stellt, sein Anteil an den gesamten Treibhausgasemissi-
onen lag 2016 bei 28,9 %. Die Emissionen des Verkehrs-
sektors werden wie der Energieverbrauch nach dem 
Inlandsprinzip, also auf Basis der in Österreich abge-
setzten Treibstoffmengen, berechnet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Treibhausgasemissionen des Verkehrs sind über die 
gesamte Periode 2000 - 2016 auf zu hohem Niveau, die Ent-
wicklung wird daher langfristig negativ eingeschätzt, auch 
wenn sich 2006 bis 2009 ein Rückgang zeigte. Die kurzfris-
tige Entwicklung der THG des Verkehrs mit dem starken 
Anstieg im letzten Jahr wird ebenfalls negativ bewertet.“

Wie Grafik 85 zeigt, wuchsen die Treibhausgasemissio-
nen des Verkehrs im gesamten Zeitraum 2000 bis 2016 
mit 24,2 % stark, während die Treibhausgasemissionen 
insgesamt im selben Zeitraum sogar um 0,9 % sanken. 
Der Sektor Verkehr wies damit im Jahr 2016 Treibhaus-
gasemissionen im Ausmaß von rund 23 Mio. Tonnen 
CO2-Äquivalenten auf. Ein besonders starker Anstieg zeigt 
sich bis zum Jahr 2005, danach gab es mit Ausnahme eini-

ger Jahre einen abnehmenden Trend. Dagegen zeigte 
sich in den Jahren 2015 und 2016 wieder ein Anstieg von 
3,1 % bzw. 1,0 %. 

Die Ursachen für die starke Steigerung der Emissionen im 
Verkehrssektor – vor allem in den Jahren 2000 bis 2005 – 
sind laut Umweltbundesamt (2016, S. 62f) im Anstieg der 
inländischen Fahrleistung im Straßenverkehr und dem 
steigenden Kraftstoffexport im Tank (Tanktourismus), zu 
suchen. Wie bereits erwähnt lag der geschätzte Anteil 
des „Tanktourismus“ im Jahr 1995 noch unter 10 % und 
stieg bis 2012 auf rund 30 % an (Umweltbundesamt (2014, 
S. 131).110 Die deutliche Emissionsminderung von 2005 auf 
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Grafik 85 
Treibhausgasemissionen des Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA; Umweltbundesamt nach Klimaschutzgesetz 
(BGBl I Nr. 94/2013) sowei KSG-Novelle (BGBl I Nr. 128/2015). - Die Daten 
2005 bis 2012 wurden entsprechend der ab 2013 gültigen Abgrenzung 
des Emissionshandels angepasst.

80

100

120

140

160
 

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

Treibhausgasemissionen insgesamt
Treibhausgasemissionen des Verkehrs

In
de

x,
 2

00
0=

10
0



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

139

2006 (-5,7 %) ist hauptsächlich auf die Substitutionsver-
pflichtung fossiler Kraftstoffe durch Biokraftstoffe gemäß 
Biokraftstoffrichtlinie 2003/30/EG zurückzuführen. Im Kri-
senjahr 2009 gingen die Emissionen deutlich zurück, im 
Jahr darauf stiegen die Emissionen aus dem Verkehrs-
sektor wieder an, im Wesentlichen wegen der erhöhten 
Nachfrage nach Gütertransportleistung als Folge der 
wirtschaftlichen Erholung. Der Rückgang der Emissionen 
seit 2010 ist u. a. auf einen verringerten Kraftstoffabsatz 
aufgrund steigender Kraftstoffpreise (insbesondere von 
2010 auf 2011) zurückzuführen. Die Emissionsabnahme 
2014 (2,4 %) ist auf den Rückgang des fossilen Kraftstoff-
absatzes sowie den Anstieg des Absatzes von Biokraft-
stoff zurückzuführen. In den Jahren 2015 und 2016 gab 
es einen Anstieg von 3,1 % bzw. 1,0%.

Die Einführung der Substitutionsverpflichtung von fossi-
len Kraftstoffen durch Biokraftstoffe gemäß der Biokraft-
stoffrichtlinie 2003/30/EG führte wie bereits erwähnt laut 
Gollner (2017) dazu, dass im Jahr 2016 der Anteil anrechen-
barer Erneuerbarer im Verkehr (inkl. elektrischer Ener-
gie) an den Treibstoffen insgesamt, bei 8,7 % lag. Durch 
die Nutzung der erneuerbarer Energien im Sektor Treib-
stoffe / Verkehr konnten laut Biermayr (2017 S. 6) im Jahr 
2016 Treibhausgase im Ausmaß von 1,7 Mio. t CO2-Äquiv. 
vermieden werden.

In der aktuellen Klima- und Energiestrategie wird ange-
strebt, die Emissionen bis 2030 um rund 7,2 Mio.t CO2-Äqui-
valenten auf rund 15,7 Mio.t CO2-Äquivalenten zu senken 
(BMNT & BMVIT, Juni 2018).
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4.6 
Monetäre Umweltaspekte

111 http://ec.europa.eu/eurostat/documents/7330775/7339383/TF2-Final-report-Environment-Sustainability/5f3bebae-ca5d-40d5-b0d2- 
01d925c0cbf8

In den „monetären Umweltaspekten“ sind die ökono-
mischen Konten der Umweltgesamtrechnungen (Öko-
steuern, Umweltschutzausgabenrechnung und umwelt-
orientierte Produktion und Dienstleistung) enthalten. 
Diese Umweltgesamtrechnungen sind mit der VGR 
kompatibel und ermöglichen somit eine integrierte 
Analyse der wechselseitigen Wirkungen von Ökono-
mie und Ökologie.

Als Schlüsselindikator fungieren die Ökosteuern, welche 
auf die Besteuerung von Bemessungsgrundlagen abzie-
len, die nachgewiesene negative Auswirkungen auf die 
Umwelt haben. Informationen zu den Umweltschutzaus-
gaben, also den Aufwendungen des öffentlichen und 
privaten Sektors sowie der privaten Haushalte für den 
Umweltschutz sowie zur Umweltwirtschaft (umweltorien-
tierte Produktion und Dienstleistung), welche den Umsatz 
mit umweltrelevanten Anlagen und Gütern sowie Bau- 
und Dienstleistungen abbildet, ergänzen diesen Bereich. 

Die Task Force „Environmental Sustainabili-
ty“111 der Sponsorship Group (Eurostat 2011) 
empfiehlt explizit die Verwendung der Um-
weltgesamtrechnung für die Messung von 
Wohlstand und Fortschritt.

Die Bedeutsamkeit der Indikatoren auf internationaler 
Ebene bekundet sich auch darin, dass alle drei Bereiche 
Module der EU-Verordnung 691/2011 über europäische 
umweltökonomische Gesamtrechnungen (Ökosteuern) 
bzw. der EU-Verordnung 538/2014 zur Änderung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 691/2011 über europäische umweltöko-
nomische Gesamtrechnungen (Umweltschutzausgaben, 
umweltorientierte Produktion und Dienstleistung) sind. 
Die Europäische Kommission (2013b) hebt im Bericht 
zum Fortschritt zu „GDP and beyond“ die Relevanz der 
Umweltgesamtrechnungen im Prozess um die Umwelt-
aspekte der Nachhaltigkeit hervor.

4.6.1 
Schlüsselindikator Ökosteueranteil am 
gesamten Steueraufkommen

Der Schlüsselindikator bildet jenes Steueraufkommen 
als Anteil an den Steuereinnahmen insgesamt ab, dessen 
Besteuerungsgrundlagen eine nachgewiesene negative 
Auswirkung auf die Umwelt haben. Die Besteuerung 
betrifft beispielsweise ein Produkt, das die Umwelt ver-
schmutzt oder die Natur bedroht, oder aber nicht-erneu-
erbare Ressourcen verbraucht (z. B. Mineralöl, Kohle).

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Öko-Steueranteile zeigen im gesamten Verlauf keine 
wesentlichen Veränderungen. Die Entwicklung wird daher 
sowohl kurz- als auch langfristig als neutral eingeschätzt. 
Nach den Berechnungen von Eurostat liegt Österreich 2016 
mit einem Anteil von 5,5 % unter dem Durchschnitt der 
EU-28 mit 6,1 % (Daten jeweils ohne Berücksichtigung der 
Grundsteuer B). Dies lässt den Schluss zu, dass Potenzial 
für weitere Ökosteuern vorhanden ist. Allerdings werden 
ökologisch relevante Gebühren (wie Mauten oder Abfall-
gebühren) dabei nicht berücksichtigt.“

Für die Ökosteuern liegt eine erste Schätzung des Gesamt-
aufkommens 2017 aus den Steuern und Sozialbeiträgen 
vor. Die Daten zu den Ökosteuerkomponenten „Wie-
ner Baumschutzgesetz“ sowie „Landschaftsschutz- und 
Naturschutzabgabe“ wurden anhand der Vorjahresda-
ten fortgeschrieben.

Die gesamten Einnahmen aus Ökosteuern beliefen sich 
nach dieser Vorausrechnung für 2017 auf rund 9,5 Mrd. 
Euro, im Jahr 2016 wurden knapp 9,1 Mrd. Euro lukriert. 
Der Anteil der Ökosteuern an den Steuereinnahmen ins-
gesamt (inklusive tatsächliche Sozialbeiträge) blieb von 
2000 (6,2 %) bis 2017 (6,2 %) konstant (Grafik 86). Der 
höchste Öko-Anteil an den gesamten Steuereinnahmen 
war in den Jahren 2003 – 2005 mit 6,8 % zu verzeichnen, 
damals wurde der Mineralölsteuersatz erhöht. Im Jahr 
2017 (vorläufiges Ergebnis) waren die Umweltsteuern um 

KF  LF
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5 % höher als im Jahr davor, das gesamte Steueraufkom-
men stieg dagegen nur um 3,5 %. Dies führte zu einem 
marginal erhöhten Ökosteueranteil (2016 6,1 % und 2017 
vorläufig 6,2 %).

Bereits 1998 wurde auf internationaler Ebene (Europäische 
Kommission, OECD und Internationale Energieagentur) ein 
einheitliches Konzept zur Erfassung der Ökosteuern (Eco-
Taxes) geschaffen112. Das alleinig ausschlaggebende Krite-
rium für Ökosteuern ist eine nachgewiesene schädliche 
Wirkung der Bemessungsgrundlage auf die Umwelt und 
nicht etwa eine allfällige Zweckwidmung der aufgebrach-
ten Mittel oder der Name einer Steuer. In diesem Zusam-
menhang wurden auch ein gemeinsamer Kontenrahmen 
und eine Klassifikation der Ökosteuern mit dem Ziel fest-
gelegt, vergleichbare Daten für alle Mitgliedsländer zu 
erhalten. Seit 2011 ist die Berechnung der Ökosteuern 
Bestandteil der EU-Verordnung 691/2011 und die Daten-
übermittlung an Eurostat somit verpflichtend.

Da die Höhe der Umweltsteuern per se noch nichts über 
ihre Umweltauswirkung aussagt, wurde der Indikator als 
Anteil der betreffenden Steuern an den gesamten Steu-
ereinnahmen (inklusive tatsächlicher Sozialbeiträge) dar-
gestellt. Ökosteuern können einerseits im Zeitverlauf 
ansteigen, weil die Bemessungsgrundlage (z. B. Mine-
ralöl) vermehrt verbraucht wird. Andererseits kann der 
Anstieg auch in einer Erhöhung des Steuersatzes begrün-
det liegen. Zudem werden Umweltabgaben (überwie-
gend Mengensteuern) in der Regel nicht jährlich, son-

112 Europäische Union, 1998: „A tax whose tax base is a physical unit (or a proxy of it) that has a proven specific negative impact on the environment“.
113 Dies wurde vom Expertengremium explizit angeregt.

dern in größeren Abstanden angepasst. Eine Bewertung 
des Ökosteueranteils an den gesamten Steuereinnahmen 
kann – im Hinblick auf eine ökologische Steuerreform – 
vorgenommen werden113.

Das Konzept der ökologischen Steuerreform besagt, dass 
einerseits höhere Steuern auf umweltschädigende Vor-
gänge besonders im Bereich Verkehr und Energie ent-
sprechende Lenkungseffekte durch höhere Preise der 
besteuerten Produkte erzielen und sich somit positiv auf 
die Umwelt auswirken (z. B. weniger Autofahren durch 
höhere Benzinkosten). Das so erzielte zusätzliche Steuer-
aufkommen soll andererseits zu einer Senkung der Steu-
ern auf Arbeit (Lohnnebenkosten) führen (siehe beispiels-
weise Kletzan-Slamanig et al. 2008). 

Der Grundgedanke hinter den Ökosteuern ist einerseits 
die Förderung des Natur- und Klimaschutzes, anderer-
seits geht es aber auch darum, den Verbrauch begrenz-
ter Ressourcen (z. B. nicht-erneuerbare Energieträger) 
zu reduzieren. Es soll eine größere Kostenwahrheit in 
der Nutzung der Umweltressourcen entstehen, welche 
einen bewussteren Umgang mit der Umwelt erzeugt. Bei 
einem Großteil der Ökosteuern handelt es sich demge-
mäß um Verbrauchssteuern (etwa Mineralölsteuer oder 
Energieabgabe).

Österreich weicht in seiner Kalkulation der Ökosteuern 
etwas von den EU-Berechnungen ab, da die Grundsteuer 
B (als Besteuerung des Flächenverbrauchs) zusätzlich als 
Ökosteuer definiert ist. Für den europäischen Vergleich 
werden Steuern auf Grund und Boden, auch wenn sie wie 
in Österreich auf den Flächenverbrauch abzielen, nicht als 
Ökosteuern berücksichtigt. In den meisten Ländern gibt 
es nur Kapitalsteuern auf Grund und Boden, ein Einbezie-
hen der Grundsteuern wäre daher verzerrend. Aus dem-
selben Grund werden auf europäischer Ebene auch keine 
Steuern auf die Förderung von Erdöl und Erdgas betrach-
tet, da diese für wenige Länder von hoher, für die meis-
ten EU Länder aber von geringer Bedeutung sind. Natio-
nal sind diese Steuern jedoch zu berücksichtigen.

Im internationalen Vergleich lag Österreich im Jahr 2016 
nach der EU-Definition (ohne Grundsteuer B) mit einem 
Anteil am gesamten Steueraufkommen von 5,5 % unter 
dem Durchschnitt der EU-28 Länder mit 6,1 %. Betrach-
tet man dagegen den Anteil der Ökosteuern am Brutto-
inlandsprodukt (nominell), so zeigt sich, dass Österreich 
im Jahr 2016 mit 2,4 % Anteil genau der Durchschnitts-
wert der EU-28 erreichte (siehe auch Kapitel 5.4).

Nicht berücksichtigt werden bei dieser Betrachtung die 
weiteren ökologisch relevanten Zahlungen (wie Maut, 
Abfall- und Abwassergebühren). Diese fallen, da es sich 
nicht um Steuern nach dem Konzept der VGR (Volkswirt-

Grafik 86 
Ökosteueranteil an den Steuern insgesamt 
(inklusive tatsächliche Sozialbeiträge)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Öko-Steuern, Steuerstatistiken. Anteil an den 
Gesamteinnahmen aus Steuern und Pflichtsozialbeiträgen nach Abzug 
der veranlagten Beträge, deren Einziehung unwahrscheinlich ist. - 
* Werte für 2017 stellen vorläufige Ergebnisse dar. Daten nach natio-
naler Definition inklusive Grundsteuer B.
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schaftlichen Gesamtrechnung) handelt, nicht unter die 
Definition der Öko-Steuern laut internationalen Richtlinien. 
Da diese Gebühren zweckgebunden sind, ist die ökologi-
sche Treffsicherheit durchaus höher als bei den Steuern. 
In einem Nebenkonto wird deshalb das Aufkommen der 
ökologisch relevanten Zahlungen für Österreich ausge-
wiesen. Dieses verzeichnete von 2000 bis 2016 (letztver-
fügbares Jahr) eine deutlich stärkere Zunahme (+112 %) 
im Vergleich zu den Ökosteuern mit 61,4 % (Grafik 87). Die 
Gebühren beliefen sich 2016 auf 4,4 Mrd. Euro und erreich-
ten damit bereits knapp 50 % der Höhe der Ökosteuern.

Grafik 87 
Ökosteuern und umweltrelevante Zahlungen

Q: STATISTIK AUSTRIA, Öko-Steuern. - * Werte für 2017 stellen vorläu-
fige Ergebnisse dar.

Eine ergänzende Betrachtung der umweltrelevanten 
Gebühren wäre zukünftig auch im internationalen Ver-
gleich wichtig, da manche Länder etwa die Eindämmung 
des Abfallaufkommens mit steuerlichen Instrumenten 
behandeln, während Österreich dies über Gebühren regelt. 
Außerdem können Umgestaltungen von fiskalischen Ins-
trumenten zu Änderungen der Höhe des Umweltsteuer-
aufkommens führen. Im Jahr 2004 wurde beispielsweise 
anstelle der Straßenbenützungsabgabe (Umweltsteuer) 
die Lkw-Maut (Mauten sind keine Umweltsteuern) ein-
geführt, zudem wurde die Kfz-Steuer (Umweltsteuer) 
gesenkt. Mit dieser Maßnahme wurde also das Umwelt-
steueraufkommen reduziert, obwohl das Gesamtaufkom-
men an ökologisch relevanten Zahlungen erhöht wurde. 
Derzeit liegen aber EU-weit keine konsistenten Daten zu 
den weiteren umweltrelevanten Zahlungen vor.

4.6.2 
Umweltorientierten Produktion und 
Dienstleistung

Der Indikator zur Umweltwirtschaft zeigt in Ergänzung 
der monetären Umweltaspekte den Umweltumsatz der 

„umweltorientierten Produktion und Dienstleistung“ in 
Österreich. Damit wird die direkte Größe der Umwelt-
wirtschaft dargestellt. Sie umfasst die Produktion von 
Gütern, Technologien und Dienstleistungen zur Reduk-
tion oder Beseitigung von klassischen Umweltproble-
men wie Luft- oder Wasserverunreinigung und zur Scho-
nung natürlicher Ressourcen wie Naturgas oder Holz. 

Im Jahr der Wirtschaftskrise 2009 konnte sich die Umwelt-
wirtschaft mit einem Umsatzminus von knapp 0,7 % deut-
lich besser behaupten als die Gesamtwirtschaft mit -1,9 % 
des nominellen BIP (Grafik 88). 

Grafik 88 
Entwicklung Umweltumsatz und -beschäftigte

Q: STATISTIK AUSTRIA, Umweltorientierte Produktion und Dienstleis-
tung, VGR. - * Umweltumsatz: Bruch in der Zeitreihe; ** die Werte für 
2016 stellen vorläufige Ergebnisse dar.

Bei der Interpretation der Ergebnisse muss beachtet wer-
den, dass in die Daten ab dem Jahr 2011 neue Umweltgü-
ter sowie Unternehmen aufgenommen wurden, weshalb 
die Veränderungen gegenüber dem Zeitraum 2008 – 2010 
zum Teil auch in der neuen Grundgesamtheit begründet 
liegen und ein Vergleich daher nur bedingt möglich ist. 
Durch eine Überarbeitung der Definition kam es 2014 zu 
einem Bruch in der Zeitreihe. Auf der Basis der revidier-
ten Daten wurden im Jahr 2015 32,1 Mrd. Euro und im 
Jahr 2016 nach den vorläufigen Zahlen 34,2 Mrd. Euro 
umgesetzt. Im Vergleich zum Vorjahr kam es damit 2016 
zu einem Umsatzwachstum von 6,5 %.

61,4 % des Umsatzes sind dem Ressourcenmanagement 
zuzurechnen, dazu gehören etwa die Produktion von 
Recyclingtechnologien oder die Erzeugung von Strom 
aus erneuerbarer Energie. 38,6 % des Umsatzes entfie-
len 2016 auf Umweltschutzaktivitäten (Baud 2017). Der 
vorliegende Indikator misst die direkte Produktion von 
Umweltprodukten und Umweltdienstleistungen. Infor-
mationen wie z. B. die indirekten Auswirkungen auf die 
Gesamtwirtschaft oder die Qualität der Umweltarbeits-
plätze sind aus den Daten nicht abzuleiten.
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4.6.3 
Umweltschutzausgaben

Die Umweltschutzausgaben umfassen alle Maßnahmen 
und Aktivitäten, die von privaten Haushalten, sowie 
öffentlichen und wirtschaftlichen Akteuren zur Ver-
meidung, Verringerung und Beseitigung von Umwelt-
belastungen und allen anderen Formen von Umwelt-
schädigungen getätigt werden (SERIEE Handbuch 1994, 
§ 2006)114. Die Umweltschutzausgaben werden im Rah-
men der Umweltschutzausgabenrechnung der Statis-
tik Austria erhoben.

Die nationalen Umweltschutzausgaben beliefen sich 2015 
(letztverfügbares Jahr) auf insgesamt 12,1 Mrd. Euro (inklu-
sive EU-Transferleistungen und Förderungen). Im Ver-
gleich zum nominellen BIP (+61,2 %) stiegen die Umwelt-
schutzausgaben von 2000 bis 2015 stärker an (+73,8 %). 
Speziell in den Jahren 2002 bis 2008 war eine markante 
Wachstumsperiode sichtbar (Grafik 89). Das Jahr 2009 ver-
zeichnete dagegen einen Rückgang zum Vorjahr (-3,5 %), 
der im Jahr 2010 nur teilweise (+1,3 %) wieder ausgegli-
chen wurde. Im letztverfügbaren Jahr 2015 blieben die 
Umweltschutzausgaben mit +0,2 % beinahe konstant, 
das bedeutet ein geringes Plus von knapp 24 Mio. Euro.

Umweltschutzausgaben betreffen einerseits vorab getä-
tigte Maßnahmen für den Umweltschutz, die Umweltver-
schmutzung oder Ressourcenverbrauch vermeiden oder 
vermindern sowie Maßnahmen, um Schäden bereits im 
Vorfeld zu verhindern (etwa Anlagen zur Erzeugung erneu-
erbarer Energie, ressourceneffizientere Produktionsanla-
gen). Eine Steigerung dieser Ausgaben wirkt sich positiv 

114 SERIEE (Système Européen de Rassemblement de l´Information Economique sur l´Environnement) stellt ein EU weit harmonisiertes System 
von Eurostat zur Sammlung umweltbezogener Wirtschaftsdaten dar. Es setzt sich aus einer Reihe von Satellitenkonten zusammen, die eine 
Verknüpfung der Umweltdaten mit der Wirtschaftsstatistik und der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) ermöglichen sollen. (Euro-
stat, 1994).

auf die natürliche Umwelt aus. Andererseits können hohe 
Umweltschutzausgaben auch auf eine stark verschmutzte 
Umwelt hinweisen, die entsprechend hohe Aufwendun-
gen zur Reinigung erfordert. Umgekehrt können niedrige 
Umweltschutzausgaben sowohl ein Hinweis auf geringe 
Maßnahmen für den Umweltschutz als auch auf eine sehr 
saubere Umwelt sein.

Grafik 89 
Umweltschutzausgaben

Q: STATISTIK AUSTRIA, Umweltschutzausgaben, VGR. 

Die Höhe der nationalen Umweltschutzausgaben lässt 
also nicht unbedingt auf den Umweltzustand schließen. 
Aufwendungen des öffentlichen und privaten Sektors für 
den Umweltschutz stellen jedoch einen wichtigen Aspekt 
ökologisch relevanter Aktivitäten einer Volkswirtschaft 
dar (siehe Aichinger 2017).
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5 
Wie geht‘s Österreich im 

EU-Vergleich?

Reduktion der 
Arbeitslosenquote

Die Arbeitslosenquote ging 2017 für die 
EU-28 auf 7,6%, für Österreich auf 5,5% zurück.

Hohe Ressourcen-
verbräuche

Materialverbrauch lag 2017 bei 21 Tonnen 
(EU-28: 13,6 Tonnen), Energieverbrauch 

pro Kopf ist Viert-höchster in der EU

Ausgrenzungsgefähr-
dung unter EU-Niveau

Österreich liegt mit einer Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung von 18,1% im 

EU-Vergleich 2017 an 9. Stelle (EU-28: 22,5%)
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5.1 
Österreich im europäischen Kontext

WgÖ? dient dazu, ein möglichst differenziertes Bild des 
österreichischen Wohlstands und Fortschritts zu zeich-
nen. Allerdings kann dieses nur in einem internationa-
len Kontext umfassend bewertet werden. Das folgende 
Kapitel diskutiert daher für ausgewählte Indikatoren 
die Position Österreichs im EU Vergleich. Nach wie vor 
nimmt Österreich heute in vielen Bereichen eine Spit-
zenposition ein, wie etwa in etlichen Dimensionen der 
Lebensqualität. Dennoch zeigt vor allem ein Blick auf 
die Entwicklung seit dem Krisenjahr 2009 auch Schwä-
chen des österreichischen Modells von Wohlstand und 
Fortschritt auf.

Die vergangenen drei Jahre waren in Europa von einer 
wirtschaftlichen Erholung geprägt. Zwar lag die Arbeits-
losenquote im EU-Durchschnitt auch 2017 noch auf 
einem beunruhigenden Niveau von 7,6 %, doch war diese 
Zahl zuletzt rückläufig. Das reale Wirtschaftswachstum 
erreichte EU-weit 2017 2,4 % und auch die Eurozone wuchs 
2017 um 2,4 %.

Ein Blick auf die hiesigen wirtschafts- und sozialpolitischen 
Fundamentaldaten zeigt, dass Österreich auch 2017 hin-
ter der europäischen Entwicklung zurückblieb. Pro Kopf 
wuchs das reale BIP in Österreich 2017 um 1,9 %, das reale 
BIP pro Kopf der EU-28 hingegen um 2,3 %. Die Arbeitslo-
sigkeit war in Österreich 2017 mit 5,5 % im EU-Vergleich 
zwar nach wie vor niedrig (für die EU-28 lag die Arbeits-
losenquote bei 7,6 %), stieg jedoch seit 2012 kontinuier-

lich an und lag zuletzt 2016 auf dem höchsten Wert seit 
Beginn des Beobachtungszeitraums, 2017 kam es erst-
mals zu einem Rückgang. 

Der Fokus der politischen Entscheidungsträgerinnen und 
-träger liegt häufig auf dem ökonomischen Aufschwung, 
an dem sie nicht zuletzt gemessen werden. Dennoch 
gibt es viele Gründe, über die traditionellen wirtschaftli-
chen Indikatoren hinauszublicken. Es ist in Krisenzeiten 
wichtig, jene Bevölkerungsgruppen zu identifizieren, die 
besonders von krisenhaften Entwicklungen betroffen sind. 
Dies kann mit herkömmlichen ökonomischen Kennzah-
len alleine nicht geleistet werden. Ein Blick über das BIP 
hinaus kann dazu beitragen, die vielfältigen Wirkungen 
von Wohlbefinden und Fortschritt auf unterschiedliche 
Lebensaspekte zu quantifizieren und zu vergleichen, wor-
aus allgemeine Politikempfehlungen abgeleitet werden 
können. Im Kontext eingeschränkten fiskalischen Spiel-
raums müssen Regierungen zudem nach neuen Wegen 
streben, das Wohlbefinden der Bevölkerung sicherzustel-
len. Nicht zuletzt sollten auch umweltrelevante Aspekte 
wie steigender Energieverbrauch oder zunehmendes Ver-
kehrsaufkommen und ihre Auswirkungen auf Wohlstand 
und Fortschritt betrachtet werden. Materialverbrauch und 
Energieverbrauch pro Kopf sind beispielsweise deutlich 
über dem Durchschnitt der EU-28 angesiedelt. Positiv kann 
gezeigt werden, dass der Anteil der erneuerbaren Ener-
gieträger in Österreich der viert-höchste in der EU-28 ist.
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5.2 
Materieller Wohlstand im EU-Vergleich

115 Kaufkraftparität bedeutet, dass die Kaufkraft verschiedener Währungen anhand eines repräsentativen Warenkorbs bestimmt und die Kenn-
zahlen anhand dieser Kaufkraft verglichen werden.

Der materielle Wohlstand Österreichs ist bekannterma-
ßen einer der höchsten weltweit. Dennoch ist auch hier 
ein Blick auf die Entwicklung der vergangenen Jahre 
aufschlussreich. Im Folgenden wird die Entwicklung 
der wichtigsten Schlüsselindikatoren des Materiellen 
Wohlstands für Österreich im EU-Vergleich dargestellt.

In der Dimension Produktion wird dem realen BIP pro 
Kopf dabei das BIP pro Kopf in Kaufkraftstandards zur 
Seite gestellt um die internationale Vergleichbarkeit in 
Bezug auf den materiellen Wohlstand zu gewährleis-
ten115. In den meisten EU-Staaten werden von den Regie-
rungen bzw. Sozialversicherungen öffentliche Dienstleis-
tungen und Güter entweder gratis oder zu wirtschaftlich 
nicht signifikanten Preisen zur Verfügung gestellt. Solche 
Sachleistungen erhöhen implizit das Einkommen bzw. 
den Konsum jener Haushalte, die davon profitieren. Der 
Indikator real verfügbare Haushaltseinkommen pro Kopf 
inklusive sozialer Sachtransfers gibt Aufschluss über die 
sekundäre (also die staatlichen Umverteilungsmaßnah-
men berücksichtigende) Verteilung. Bei der Betrachtung 
des real verfügbaren Einkommens der Haushalte pro Kopf 
ist es besonders für den internationalen Vergleich wich-
tig, soziale Sachtransfers zu berücksichtigen. In den VGR 
werden die Sachtransfers im „verfügbaren Haushaltsein-
kommen“ nach dem Verbrauchskonzept erfasst.

Der Konsum nach dem Verbrauchskonzept (Individual-
konsum) umfasst jene Güter, die den privaten Haushal-
ten zur Befriedigung der Bedürfnisse ihrer Mitglieder 
unmittelbar dienen. Er entspricht dem Wert der Waren 
und Dienstleistungen, die den privaten Haushalten tat-
sächlich zur Verfügung stehen, selbst wenn der Erwerb 
dieser Waren und Dienstleistungen vom Staat oder von 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck finanziert 
wird (Sachtransfers). Um eine Verzerrung des Konsumvo-
lumens durch Preisänderungen auszuschließen, wird der 
Konsum analog zum Einkommen preisbereinigt ausge-
wiesen. Zudem wird der Schlüsselindikator als Konsum 
real pro Kopf gezeigt.

Um eine Aussage über die Verteilungsaspekte im EU-Ver-
gleich treffen zu können, wird die Verteilung der verfüg-
baren Netto-Haushaltseinkommen und der Gender Pay 

Gap in Österreich in diesem Kapitel den Ergebnissen der 
EU-28 Länder gegenüber gestellt.

Produktion – Bruttoinlandsprodukt

Gemessen am nominellen BIP pro Kopf in Kaufkraftstan-
dards (KKS) nahm Österreich 2017 im EU-28-Vergleich hin-
ter Luxemburg, Irland und den Niederlanden erneut den 
vierten Platz ein. Somit zählt Österreich bei Berücksichti-
gung der Kopfzahl nach wie vor zu den wirtschaftskräf-
tigsten Ländern der EU – noch vor Dänemark, Deutschland 
und Schweden. Seit Beginn des Beobachtungszeitrau-
mes befindet sich Österreich gemessen am nominellen 
BIP pro Kopf in KKS unter den stärksten sechs Volkswirt-
schaften, seit 2003 auf dem fünften und seit 2009 auf 
dem vierten Platz (Grafik 90).

Das stärkste BIP pro Kopf in KKS weist Luxemburg auf und 
stellt damit einen Spezialfall im EU-Vergleich dar. 2017 
lag der Wert Luxemburgs bei 75.700 und betrug somit 
mehr als das 2,5-fache des Vergleichswertes für die EU-28 
(30.000). Das BIP Luxemburgs ist aber insofern zu relati-
vieren als knapp die Hälfte aller in Luxemburg Beschäf-
tigten Grenzgänger (also nicht in Luxemburg wohnhaft) 
sind. Bei den Berechnungen zu den Kaufkraftstandards 
pro Kopf wird dann folglich nur die Hälfte (nämlich jene in 
Luxemburg wohnhaften Personen) einbezogen. Auf der 
anderen Seite sind Bulgarien (15.100), Kroatien (18.400) 
und Rumänien (18.700) 2017 jene EU-Länder mit dem 
niedrigsten BIP in KKS. 

Betrachtet man das reale Wachstum des Bruttoinlands-
produkt pro Kopf, so zeigt sich für Österreich eine relativ 
verhaltene Entwicklung seit 2012. Nach einem leichten 
Rückgang 2013 und 2014, wuchs das reale Bruttoinlands-
produkt pro Kopf in Österreich 2015 um 0,2% und 2016 
um 0,8%. 2017 wuchs das BIP pro Kopf real wieder deut-
lich um 1,9%. Damit liegt Österreich etwa im Mittelfeld. 
Grafik 91 stellt die Wachstumsraten des realen Bruttoin-
landsprodukts pro Kopf 2017 für die EU-28-Länder dar. Zu 
den Ländern mit den höchsten Wachstumsraten zählen 
2017 neben Irland (6,0%) vor allem die osteuropäischen 
Länder, allen voran Rumänien (7,6%) und die baltischen 
Staaten Litauen und Lettland (5,8%) sowie Estland (4,9%).
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Grafik 90 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (nominell) im EU-Vergleich (2017)

Grafik 91 
Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts pro Kopf der EU-28-Länder 2017 

Q: STATISTIK AUSTRIA; Eurostat.

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung stehen die Daten zu 
den verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte für 
die meisten Länder nur für 2016 zu Verfügung. Aus Grün-
den der Vergleichbarkeit wird daher das verfügbare Ein-
kommen des Jahres 2016 dargestellt.

2016 betrug das real verfügbare Haushaltseinkommen 
pro Kopf laut Daten von Eurostat in Österreich inklusive  
sozialer Sachtransfers (Bildungsleistungen, Gesundheit 
etc.) 26.660 Euro in Kaufkraftstandards. Dies war nach 
Luxemburg (31.412 Euro) und Deutschland (27.969 Euro) 
der zweithöchste Wert in der Europäischen Union. Dahin-
ter reihten sich Frankreich (24.924 Euro), Belgien (24.468
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Grafik 92 
Verfügbare Haushaltseinkommen (Verbrauchskonzept) (2016) 

Euro), Schweden (24.257 Euro) und Finnland (24.093 Euro) 
ein. Die geringsten Pro-Kopf-Einkommen in KKS wurden 
EU-weit in Bulgarien (11.034 Euro), Rumänien (12.241 Euro) 
und Lettland (13.442 Euro) lukriert.

Konsum der privaten Haushalte

Wie auch bei den real verfügbaren Haushaltseinkommen 
pro Kopf, war Österreich auch beim Konsum der privaten 

Haushalte 2017 unter den Spitzenreitern. Mit durchschnitt-
lichen 24.600 Euro pro Person in Kaukraftstandards (KKS) 
war Österreich nach Luxemburg (30.500 Euro) an zweiter 
Stelle unter den EU-Ländern mit dem höchsten Konsum 
der privaten Haushalte (inklusive sozialer Sachtransfers 
wie Bildung oder Gesundheit). Nach Österreich folgten das 
Vereinigte Königreich (24.500 Euro), Deutschland (24.300 
Euro) und Dänemark (24.200 Euro). Am wenigsten konsu-
mierten die privaten Haushalte in Bulgarien (10.400 Euro), 
Ungarn (12.200) und Kroatien (12.400 Euro).
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Grafik 93 
Konsum der privaten Haushalte (2017) 

Grafik 94 
Erwerbstätigkeit der 20-64-Jährigen im EU-Vergleich (2017) 
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Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit

Auch bei der Erwerbstätigkeit schneidet Österreich 2017 
mit einem Anteil von 75,4 % der 20-64-Jährigen vergleichs-
weise gut ab und liegt auf Platz 9. Höhere Beschäftigungs-
quoten gab es 2017 in Litauen (76,0 %), Dänemark (76,9 %), 
Niederlande (78,0 %), im Vereinigten Königreich (78,2 %), 
in der Tschechischen Republik (78,5 %), Estland (78,7 %), 
Deutschland (79,2 %) und Schweden (81,8%). Die niedrigs-
ten Quoten hatten Griechenland (57,8 %), Italien (62,3 %), 
Kroatien (63,6 %) und Spanien (65,5 %).

Grafik 95 
Entwicklung der Teilzeit-Erwerbstätigenquote der 
20-64-Jährigen ausgewählter Länder

Q: STATISTIK AUSTRIA, LFS 2017; Eurostat

Österreich und Deutschland gehörten 2017 zugleich zu 
jenen drei Ländern mit der höchsten Teilzeitquote (28,2 % 
bzw. 26,9 %), jedoch mit großem Abstand zu den Nie-
derlanden, wo es einen traditionell sehr hohen Anteil an 
Teilzeitbeschäftigten gibt (2017: 46,6 %). Der allgemeine 
Anstieg der Teilzeit hängt einerseits mit der steigenden 
Erwerbstätigkeit der Frauen zusammen, andererseits war 
der Anstieg seit 2009 auch ein Nebeneffekt der Krise, wo 
in vielen Ländern durch die Maßnahme der Kurzarbeit 
einem (noch stärkeren) Anwachsen der Arbeitslosigkeit 
entgegengewirkt werden konnte.

Grafik 96 
Arbeitslosigkeit (ILO-Definition) ausgewählter 
EU-Länder im Zeitverlauf 

Q: STATISTIK AUSTRIA, LFS 2017; Eurostat

Dennoch stellt Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union 
nach wie vor eine der größten Herausforderungen dar. 
Nach Jahren ökonomischer Krise und der Rückkehr der 
Rezession 2012, erreichte die Arbeitslosigkeit in der EU 
2013 einen neuen Spitzenwert (10,9%). Seit 2013 ging die 
Quote jedoch wieder zurück. Im Jahr 2017 waren 7,6 % 
der europäischen Erwerbsbevölkerung trotz Arbeitswil-
lens ohne Beschäftigung (Grafik 96).

Besonders hohe Werte erreichte die Arbeitslosigkeit in 
Süd- und Osteuropa, die Spitzenreiter waren wie schon in 
den Jahren zuvor Griechenland (21,5 %), Spanien (17,2 %) 
und Italien (11,2 %), gefolgt von Kroatien und Zypern 
(11,1%). Österreich liegt 2017 mit einer Arbeitslosenrate 
von 5,5% im EU-Vergleich an neunter Stelle unter den 
Ländern mit einer relativ niedrigen Arbeitslosenrate. Im 
Gegensatz zu Deutschland, wo die Arbeitslosigkeit seit 
2009 rückläufig ist (bis 2017 -3,8 %-Punkte), gab es in Öster-
reich 2011-2016 eine ansteigende Tendenz (+0,9 %-Punkte). 
Im EU-28-Durchschnitt ging die Quote 2017 im Vergleich 
zum Vorjahr um einen Prozentpunkt zurück. Dieser Rück-
gang der Arbeitslosigkeit war 2017 in unterschiedlicher 
Ausprägung in allen EU-Ländern zu beobachten.
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Grafik 97 
Arbeitslosigkeit (ILO-Definition) im EU-Vergleich (2017) 

Die Position Österreichs im EU-Vergleich wird auch in 
Grafik 96 deutlich, welche den Zeitverlauf der Arbeits-
losenraten Österreichs, Deutschlands und der EU-28 im 
Gegensatz zur jenen Spaniens und Griechenlands dar-
stellt. Während die Arbeitslosigkeit in Österreich seit 2000 
insgesamt einen leichten Anstieg verzeichnete, ging die 
Arbeitslosigkeit in Deutschland im selben Zeitraum (und 
mit der Ausnahme des Krisenjahres 2009 seit 2006 konti-
nuierlich) zurück. Damit liegt die Arbeitslosenrate in Öster-
reich 2017 1,6 %-Punkte über dem Niveau von 2000 (3,9%) 
auf 5,5 %. In Deutschland konnte die Quote ausgehend 
von 7,9 % in 2000 auf 3,8 % in 2017 mehr als halbiert wer-
den. Mit einem drastischen Anstieg der Arbeitslosenrate 
im Zuge der Wirtschaftskrise und ihren Folgen waren die 
EU-Länder Spanien und Griechenland konfrontiert. Nach 
einem Anstieg von 17,9 %-Punkten in Griechenland und 
8,2 %-Punkten in Spanien im Zeitraum 2009-2013, konnte 
seither wieder ein Rückgang erreicht werden. Das Niveau 
der Arbeitslosenraten ist in beiden Ländern jedoch auch 
2017 noch sehr hoch und deutlich über dem EU-Schnitt 
von 7,6 %.

Ein wichtiger Verteilungsindikator, bei welchem Öster-
reich traditionell jedoch schlecht abschneidet, ist der 
Gender Pay Gap (Grafik 98). Der geschlechtsspezifische 
Lohnunterschied (ohne Anpassungen) beschreibt die 
Differenz zwischen den durchschnittlichen Bruttostun-
denverdiensten der männlichen und der weiblichen 
Beschäftigten in Prozent der durchschnittlichen Brut-
tostundenverdienste der männlichen Beschäftigten. Im 

EU-Vergleich findet sich Österreich unter jenen Ländern 
mit sehr hohen Lohnunterschieden zwischen Männern 
und Frauen, wenngleich sich die Position Österreichs 
zuletzt etwas verbesserte. Lag Österreich beim Gender 
Pay Gap 2014 noch an vorletzter Stelle, so befindet es sich 
mit 20,1 % 2016 hinter Estland (25,3 %), der Tschechischen 
Republik (21,8 %) und Deutschland (21,5 %) auf dem vier-
ten Platz. Die geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede 
fielen in den EU-27 (ohne Kroatien) im Durchschnitt mit 
zuletzt 16,3 % deutlich geringer aus. Spitzenreiter der 
lohnbezogenen Gleichstellung waren Luxemburg (5,5 %), 
Rumänien (5,2 %) und Italien (5,3 %)

Die Unterschiede zwischen den Ländern haben mit einer 
Reihe komplexer Faktoren zu tun, die in wechselseitiger 
Beziehung zueinander stehen: Einflusselemente wie etwa 
Unterschiede in den Frauenerwerbsquoten, Teilzeitquo-
ten, oder der Einfluss der sektoralen Segregation u. a. vari-
ieren teilweise beträchtlich zwischen den Mitgliedstaa-
ten. Der Gender Pay Gap ist daher immer in Verbindung 
mit weiteren Kontextfaktoren zu interpretieren. So wei-
sen die Daten zur Erwerbsintegration von Frauen darauf 
hin, dass Länder mit einem niedrigen Gender Pay Gap, 
wie Italien oder Malta, tendenziell eine niedrigere Frau-
enerwerbsquote aufweisen als Länder mit einem hohen 
geschlechtsspezifischen Lohnunterschied. Für Österreich, 
aber auch für andere Länder wie die Niederlande, das 
Vereinigte Königreich oder Deutschland ist ein gegentei-
liger Effekt zu beobachten. In diesen Ländern kann sowohl 
ein hoher Gender Pay Gap als auch eine hohe Frauener-
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Grafik 98 
Gender Pay Gap im EU-Vergleich (2016) 
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werbsquote beobachtet werden. Zudem geht die hohe 
Frauenerwerbsquote in diesen Ländern gleichzeitig mit 
einer hohen Teilzeitquote der Frauen einher. Die Erwerbs-
beteiligung von Frauen stellt somit in einigen Ländern 
einen relevanten Faktor dar. Die Tatsache, dass eine hohe 
Erwerbsbeteiligung von Frauen jedoch nicht zwangsläu-

fig zu einem hohen Gender Pay Gap führt, zeigt das Bei-
spiel der skandinavischen EU-Mitgliedstaaten Schweden 
und Dänemark. In beiden Ländern liegt der geschlechts-
spezifische Lohnunterschied trotz hoher Frauenerwerbs-
quoten und hoher Teilzeitbeschäftigung der Frauen unter 
EU-Durchschnitt (Geisberger & Glaser 2014).

EU-Vergleich findet sich Österreich unter jenen Ländern 
mit sehr hohen Lohnunterschieden zwischen Männern 
und Frauen, wenngleich sich die Position Österreichs 
zuletzt etwas verbesserte. Lag Österreich beim Gender 
Pay Gap 2014 noch an vorletzter Stelle, so befindet es sich 
mit 20,1 % 2016 hinter Estland (25,3 %), der Tschechischen 
Republik (21,8 %) und Deutschland (21,5 %) auf dem vier-
ten Platz. Die geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede 
fielen in den EU-27 (ohne Kroatien) im Durchschnitt mit 
zuletzt 16,3 % deutlich geringer aus. Spitzenreiter der 
lohnbezogenen Gleichstellung waren Luxemburg (5,5 %), 
Rumänien (5,2 %) und Italien (5,3 %)

Die Unterschiede zwischen den Ländern haben mit einer 
Reihe komplexer Faktoren zu tun, die in wechselseitiger 
Beziehung zueinander stehen: Einflusselemente wie etwa 
Unterschiede in den Frauenerwerbsquoten, Teilzeitquo-
ten, oder der Einfluss der sektoralen Segregation u. a. vari-
ieren teilweise beträchtlich zwischen den Mitgliedstaa-
ten. Der Gender Pay Gap ist daher immer in Verbindung 
mit weiteren Kontextfaktoren zu interpretieren. So wei-
sen die Daten zur Erwerbsintegration von Frauen darauf 
hin, dass Länder mit einem niedrigen Gender Pay Gap, 
wie Italien oder Malta, tendenziell eine niedrigere Frau-
enerwerbsquote aufweisen als Länder mit einem hohen 
geschlechtsspezifischen Lohnunterschied. Für Österreich, 
aber auch für andere Länder wie die Niederlande, das 
Vereinigte Königreich oder Deutschland ist ein gegentei-
liger Effekt zu beobachten. In diesen Ländern kann sowohl 
ein hoher Gender Pay Gap als auch eine hohe Frauener-

Grafik 98 
Gender Pay Gap im EU-Vergleich (2016) 
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5.3 
Lebensqualität im EU-Vergleich

Österreich nimmt im EU-Vergleich in den meisten 
Dimensionen der Lebensqualität nach wie vor eine her-
ausragende Rolle ein. In diesem Kapitel soll, wie auch 
schon beim materiellen Wohlstand, die Position Öster-
reichs herausgestrichen und die österreichische Ent-
wicklung gegenüber anderen, vergleichbaren EU-Län-
dern untersucht werden.

Soziale Teilhabe und Armut

Im EU-Vergleich lag Österreich 2017 bei den Armuts- 
oder Ausgrenzungsgefährdeten im unteren Mittelfeld 
und mit 18,1 % deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 
rund 22,5 % (Grafik 99). Die höchsten Anteile an armuts- 
oder ausgrenzungsgefährdeten Personen hatten Bulga-
rien (38, 9 %), Rumänien (35,7 %) und Griechenland (34,8 %).

EU-weit sollten gemäß der Europa 2020 Strategie 20 Mil-
lionen Menschen aus der Armuts- oder Ausgrenzungs-

gefährdung gebracht werden. Der Anteil an Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdeten hat sich von 2010 auf 2017 
jedoch nur leicht verringert. In der EU-28 waren 2010 
23,8 % armuts- oder ausgrenzungsgefährdet, im Jahr 2017 
waren immer noch 22,5 % der Bevölkerung davon 
betroffen.

Gesundheit 

Der Schlüsselindikator „subjektive Gesundheitseinschät-
zung“ basiert europaweit auf der EU-SILC-Frage: „Wie ist 
Ihre Gesundheit im Allgemeinen?“ (Antwortmöglichkei-
ten: sehr gut, gut, mittelmäßig, schlecht, sehr schlecht). 
Befragt werden Personen ab 16 Jahren, in Ausnahmefäl-
len sind Angaben durch Haushaltsangehörige zulässig.

Grafik 100 zeigt den EU-Ländervergleich für den Indika-
tor subjektive Gesundheit. EU-weit gaben 2017 zwei Drit-
tel oder 68,8 % an, bei sehr guter oder guter Gesundheit 

Grafik 99 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung im EU-Vergleich (2017) 
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Grafik 100 
Subjektiver Gesundheitszustand der Personen ab 16 Jahren im EU-Vergleich (2017) 
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gefährdung gebracht werden. Der Anteil an Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdeten hat sich von 2010 auf 2017 
jedoch nur leicht verringert. In der EU-28 waren 2010 
23,8 % armuts- oder ausgrenzungsgefährdet, im Jahr 2017 
waren immer noch 22,5 % der Bevölkerung davon 
betroffen.

Gesundheit 

Der Schlüsselindikator „subjektive Gesundheitseinschät-
zung“ basiert europaweit auf der EU-SILC-Frage: „Wie ist 
Ihre Gesundheit im Allgemeinen?“ (Antwortmöglichkei-
ten: sehr gut, gut, mittelmäßig, schlecht, sehr schlecht). 
Befragt werden Personen ab 16 Jahren, in Ausnahmefäl-
len sind Angaben durch Haushaltsangehörige zulässig.

Grafik 100 zeigt den EU-Ländervergleich für den Indika-
tor subjektive Gesundheit. EU-weit gaben 2017 zwei Drit-
tel oder 68,8 % an, bei sehr guter oder guter Gesundheit 

Grafik 100 
Subjektiver Gesundheitszustand der Personen ab 16 Jahren im EU-Vergleich (2017) 

SE 

SI 

SK 

RO 

PT 

PL NL 

MT 

LV 

LU 

LT 

IT 

IEv

HU 

HRv

GR 

GBv

FR 

FI 

EE 

ES 

DK 

DE 

CZ 

CY 

BG 

BE 

AT 

0 500 1.000 km

in % der Bevölkerung ab 16 
mit sehr gutem oder gutem 
Gesundheitszustand

   43,9 - 53,5

> 53,5 - 61,5
> 61,5 - 69,5
> 69,5 - 77,5
> 77,5 - 82,8

EU-28: 68,8e

Q: Eurostat, EU-SILC 2017.
e = geschätzt, v = Vorjahr.

zu sein. Österreich befand sich mit 70,4 % im EU-Mittel-
feld. Spitzenreiter waren Irland (82,8 %), Zypern (78,1 %) 
und Italien (77 %). Den geringsten Anteil an Personen mit 
sehr guter oder guter Gesundheit hatte Litauen mit 43,9%.

8,5 % der EU-Bevölkerung ab 16 Jahren empfanden 
ihre Gesundheit demgegenüber als schlecht oder sehr 
schlecht. Österreich lag mit 8 % unter dem EU-Durch-
schnitt. Die höchsten Raten schlechter oder sehr schlech-
ter Gesundheit wiesen Kroatien (18,7 %), Lettland (16,9 %) 
und Litauen (16,2 %) auf.

Bildung

Die Tertiärquote stellt den Prozentanteil der 30- bis 34-Jäh-
rigen mit Hochschulabschluss oder einem nicht-akademi-
schen tertiären Bildungsabschluss an der Gesamtgruppe 
der 30- bis 34-jährigen Bevölkerung dar. Als Tertiärab-
schluss werden grundsätzlich Abschlüsse der ISCED-Ka-
tegorien 5 bis 8 nach ISCED 2011 (ab 2014) bzw. 5a und 5b 
sowie 6 nach ISCED97 (bis 2013) gewertet. Neben akade-
mischen Abschlüssen (Bachelor, Master etc.) zählen hierzu 
in Österreich Abschlüsse der berufsbildenden und leh-
rerbildenden Akademien sowie auch Meister- und Werk-
meisterabschlüsse und die Reife- und Diplomprüfung an 
berufsbildenden höheren Schulen.

Unter der ISCED97 wurde bei Abschlüssen der berufs-
bildenden höheren Schulen in Österreich (BHS wie z. B. 
HTL, HAK etc.) zwischen Kolleg und anderen BHS-Formen 
unterschieden, die ISCED 4a zugeordnet waren, aber im 
Rahmen des nationalen Monitorings als einem Tertiär-
abschluss gleichwertig gezählt werden konnten (siehe 
hierzu: BKA 2012, S. 10). Mit Einführung der ISCED 2011 
gelten die BHS-Abschlüsse jedoch generell als tertiär.

Im internationalen Vergleich lag Österreich bei der Ter-
tiärbildung der 30- bis 34-Jährigen mit 40,8 % (unter Ein-
beziehung der berufsbildenden höheren Schulen) 2017 
knapp über dem EU-Durschnitt von 39,9 % (Grafik 101). 
EU-Spitzenreiter waren Litauen (58 %), Zypern (55,9 %) 
und Irland (53,5 %). Die niedrigsten Tertiärquoten hatten 
Italien (26,9 %) und Rumänien (26,3 %).

Der zweite wichtige Indikator im Bereich Bildung, der auch 
ein Bildungsziel der Europa 2020 Strategie unterfüttert, ist 
die Quote der frühen Schul- und Ausbildungsabgänge-
rinnen und -abgänger (Grafik 102). Als solche werden Per-
sonen zwischen 18 und 24 Jahren bezeichnet, die nur die 
untere Sekundarstufe (Sekundarstufe I) absolviert haben 
– eventuell ohne diese erfolgreich abzuschließen – und 
an keiner Aus- oder Weiterbildung teilnehmen.
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Österreich lag 2017 mit 7,4 % im europäischen Vergleich 
im niedrigen Mittelfeld. Im Durchschnitt gab es 2017 
10,6 % frühe Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und 
-abgänger in den EU-28. Die niedrigste Quote erreichte 
Slowenien (4,3 %). Kroatien wies eine noch niedrigere Rate 
auf (3,1 %), allerdings wurde hier eine andere Zählme-
thode angewendet, wodurch die Daten nicht vergleich-
bar sind. Die höchsten Anteile zeigten Rumänien (18,1 %) 
und Spanien (18,3 %).

Physische Unsicherheit

Physische Unsicherheit bezieht sich auf sämtliche externe 
Faktoren, die die physische Integrität einer Person gefähr-
den. Verbrechen und Unfälle sind dabei nur die offen-
sichtlichsten Ausformungen. Auch im Alltag sind Men-
schen mit Gewalt und physischer Unsicherheit 
konfrontiert. Dabei ist sowohl der Aspekt des subjekti-
ven Unsicherheitsempfindens als auch jener der objek-
tiven Sicherheit bzw. Unsicherheit, wie sie etwa in der 
Kriminalstatistik abgebildet wird, von Bedeutung. Die 
subjektive Unsicherheit ist hier durch den Indikator „phy-
sisches Unsicherheitsempfinden“ aus EU-SILC abgedeckt. 
Die entsprechende Frage lautet: „Haben Sie in Ihrer Wohn-
gegend Probleme mit Kriminalität, Gewalt oder Vanda-
lismus?“. Die objektive Sicherheit wird durch den Subin-
dikator der Tötungsrate aus der Todesursachenstatistik 
abgebildet.

Grafik 101 
Tertiärquote der 30-34-Jährigen im EU-Vergleich (2017) 
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Grafik 102 
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und -abgänger im EU-Vergleich (2017) 
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Grafik 103 
Physisches Unsicherheitsempfinden im EU-Vergleich (2017) 
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Österreich lag 2017 mit 7,4 % im europäischen Vergleich 
im niedrigen Mittelfeld. Im Durchschnitt gab es 2017 
10,6 % frühe Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und 
-abgänger in den EU-28. Die niedrigste Quote erreichte 
Slowenien (4,3 %). Kroatien wies eine noch niedrigere Rate 
auf (3,1 %), allerdings wurde hier eine andere Zählme-
thode angewendet, wodurch die Daten nicht vergleich-
bar sind. Die höchsten Anteile zeigten Rumänien (18,1 %) 
und Spanien (18,3 %).

Physische Unsicherheit

Physische Unsicherheit bezieht sich auf sämtliche externe 
Faktoren, die die physische Integrität einer Person gefähr-
den. Verbrechen und Unfälle sind dabei nur die offen-
sichtlichsten Ausformungen. Auch im Alltag sind Men-
schen mit Gewalt und physischer Unsicherheit 
konfrontiert. Dabei ist sowohl der Aspekt des subjekti-
ven Unsicherheitsempfindens als auch jener der objek-
tiven Sicherheit bzw. Unsicherheit, wie sie etwa in der 
Kriminalstatistik abgebildet wird, von Bedeutung. Die 
subjektive Unsicherheit ist hier durch den Indikator „phy-
sisches Unsicherheitsempfinden“ aus EU-SILC abgedeckt. 
Die entsprechende Frage lautet: „Haben Sie in Ihrer Wohn-
gegend Probleme mit Kriminalität, Gewalt oder Vanda-
lismus?“. Die objektive Sicherheit wird durch den Subin-
dikator der Tötungsrate aus der Todesursachenstatistik 
abgebildet.

Im europäischen Vergleich lag der Anteil der in Österreich 
lebenden Personen, die sich von Gewalt, Kriminalität oder 
Vandalismus in ihrer Wohnumgebung bedroht fühlten, mit 
10,9% im Jahr 2017 im Mittelfeld (Grafik 103). Die höchsten 
Quoten wiesen Bulgarien (23,6 %), das Vereinigte König-
reich (16,8%) und die Niederlande (15 %) auf. Am wenigsten 
von Kriminalität, Gewalt oder Vandalismus in der Wohnge-
gend fühlte sich hingegen die Wohnbevölkerung in Kroa-
tien (3 %), Polen (5,4 %) und der Slowakei (6,2 %) bedroht.

Im EU-SILC Sondermodul 2013 zum Wohlbefinden wur-
den EU-weit auch Daten zum subjektiven Sicherheits-
empfinden erhoben. Die Respondentinnen und Respon-
denten wurden gefragt, wie sicher sie sich fühlen, wenn 
sie nachts in ihrer Wohngegend alleine unterwegs sind. 
In Österreich fühlten sich 81 % sehr sicher oder sicher, 
im EU-Durchschnitt waren es mit 75 % etwas weniger. 
90 % oder mehr fühlten sich in Slowenien, Finnland oder 
den Niederlanden sehr sicher oder sicher. Am häufigs-
ten fühlten sich demgegenüber Personen in Bulgarien 
(50 %), Griechenland (40 %) und Portugal (39 %) unsicher 
oder sehr unsicher.

Objektive Informationen zur Sicherheitslage eines Lan-
des liefert der Indikator „Todesfälle aufgrund von Mord, 
Totschlag oder Verletzungen“ (Grafik 106). Die aktuells-
ten vergleichbaren Daten stammen aus dem Jahr 2015. 
Österreich gehörte mit 0,6 Todesfällen pro 100.000 Per-
sonen zu den Ländern mit den niedrigsten Tötungsra-
ten weltweit. 

Grafik 101 
Tertiärquote der 30-34-Jährigen im EU-Vergleich (2017) 
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Grafik 102 
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und -abgänger im EU-Vergleich (2017) 
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Grafik 103 
Physisches Unsicherheitsempfinden im EU-Vergleich (2017) 
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Grafik 104 
Todesfälle aufgrund von Mord, Todschlag und Verletzungen im EU-Vergleich (2015) 

Im EU-Vergleich wies das Vereinigte Königreich mit 0,1 
die niedrigste Rate auf, was insbesondere vor dem Hin-
tergrund bemerkenswert ist, dass das Vereinigte König-
reich beim Unsicherheitsempfinden vergleichsweise sehr 
hohe Quoten erreicht. Die höchsten Tötungsraten hat-
ten die drei Baltischen Staaten Estland (3,6 pro 100.000 
Personen), Litauen (4,1) und Lettland (5,1). Auch hier 
zeigt sich eine Diskontinuität mit dem Schlüsselindika-
tor: alle drei Länder liegen bei der gefühlten Unsicher-
heit deutlich unter dem EU-28 Durchschnitt. Zwischen 
der gefühlten Unsicherheit innerhalb eines Landes und 
der Tötungsraterate kann also keine Verbindung beob-
achtet werden.

Qualität der gesellschaftlichen Organisation

Wie sehr vertrauen die in der EU lebenden Personen dem 
politischen System? Erstmals wurde diese Frage 2013 im 
EU-SILC Sondermodul zum Wohlbefinden gestellt. Im 
internationalen Vergleich zeigt sich hier, dass jene Län-
der, die von der Wirtschafts- und Finanzkrise hart getrof-
fen wurden, nur sehr geringes Vertrauen in das politische 
System haben. Zugleich ist – wie auch bei vielen anderen 
Indikatoren zur Lebensqualität – ein deutliches Nord-Süd-
gefälle zu beobachten (Grafik 107): Die niedrigsten Mit-
telwerte auf einer Skala von 0 „vertraue überhaupt nicht“ 
bis 10 „vertraue vollkommen“ wurden in Portugal (1,7 von 
10), Slowenien (1,8 von 10), Spanien (1,9 von 10), Griechen-
land (2,0) und Italien (2,1 von 10) gemessen. Österreich lag 

mit einem Mittelwert von 4,4 von 10 möglichen Punkten 
über dem EU-Durchschnitt von 3,5. Die höchsten Vertrau-
enswerte genossen die politischen Systeme in den Län-
dern Niederlande (5,5), Schweden (5,5), Malta (5,7), Däne-
mark (5,9) und Finnland (6,0).

Analysen auf Basis der EU-Daten zeigten, dass Vertrau-
enswerte in das politische System nur wenig zwischen 
unterschiedlichen Alters- oder Einkommensgruppen vari-
ieren. Tendenziell haben sehr junge Menschen (16-24 
Jahre) und Personen im höchsten Einkommensdrittel ein 
etwas höheres durchschnittliches Vertrauen als die rest-
liche Bevölkerung. (Eurostat 2015b, S. 199ff).

Wohnen

Für die Dimension „Wohnen“ wurde dieses Jahr ein neuer 
Schlüsselindikator verwendet. Der neue Schlüsselindika-
tor Wohnkostenüberbelastung beschreibt den Anteil der 
Bevölkerung, deren Wohnungsaufwand 40 % des Haus-
haltseinkommens übersteigt. Als Wohnungsaufwand zäh-
len dabei alle Ausgaben für Miete, Betriebskosten, Heizung, 
Energie und Instandhaltung sowie Zinszahlungen für Kre-
dite zur Schaffung oder Sanierung von Wohnraum, wobei 
Wohn- und Mietbeihilfen sowohl vom Wohnungsaufwand 
wie auch dem Haushaltseinkommen abgezogen werden.

2017 waren im Durchschnitt in der EU-28 10,2 % der Bevöl-
kerung von einer Wohnkostenüberbelastung betroffen 
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Grafik 105 
Vertrauen in das politische System der Personen ab 16 Jahren im EU-Vergleich (2013) 
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Grafik 106 
Wohnkostenüberbelastung im EU-Vergleich (2017) 
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mit einem Mittelwert von 4,4 von 10 möglichen Punkten 
über dem EU-Durchschnitt von 3,5. Die höchsten Vertrau-
enswerte genossen die politischen Systeme in den Län-
dern Niederlande (5,5), Schweden (5,5), Malta (5,7), Däne-
mark (5,9) und Finnland (6,0).

Analysen auf Basis der EU-Daten zeigten, dass Vertrau-
enswerte in das politische System nur wenig zwischen 
unterschiedlichen Alters- oder Einkommensgruppen vari-
ieren. Tendenziell haben sehr junge Menschen (16-24 
Jahre) und Personen im höchsten Einkommensdrittel ein 
etwas höheres durchschnittliches Vertrauen als die rest-
liche Bevölkerung. (Eurostat 2015b, S. 199ff).

Wohnen

Für die Dimension „Wohnen“ wurde dieses Jahr ein neuer 
Schlüsselindikator verwendet. Der neue Schlüsselindika-
tor Wohnkostenüberbelastung beschreibt den Anteil der 
Bevölkerung, deren Wohnungsaufwand 40 % des Haus-
haltseinkommens übersteigt. Als Wohnungsaufwand zäh-
len dabei alle Ausgaben für Miete, Betriebskosten, Heizung, 
Energie und Instandhaltung sowie Zinszahlungen für Kre-
dite zur Schaffung oder Sanierung von Wohnraum, wobei 
Wohn- und Mietbeihilfen sowohl vom Wohnungsaufwand 
wie auch dem Haushaltseinkommen abgezogen werden.

2017 waren im Durchschnitt in der EU-28 10,2 % der Bevöl-
kerung von einer Wohnkostenüberbelastung betroffen 

Grafik 105 
Vertrauen in das politische System der Personen ab 16 Jahren im EU-Vergleich (2013) 
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Grafik 106 
Wohnkostenüberbelastung im EU-Vergleich (2017) 
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(Grafik 108). Der Anteil der Personen mit einer Wohnkos-
tenüberbelastung betrug in Österreich 7,1 %. Griechen-
land (39,6 %) wies den größten Anteil an Personen mit 
Wohnkostenüberbelastung auf, gefolgt – mit einem rela-
tiv großen Abstand – von Bulgarien (18,9 %). Den geringsten 
Anteil hatte Malta mit 1,4 %.

Subjektives Wohlbefinden

Bei der Lebenszufriedenheit der Personen ab 16 nahm 
Österreich mit einem durchschnittlichen Wert von 7,8 auf 
einer Skala von 0 „überhaupt nicht zufrieden“ bis 10 „voll-
kommen zufrieden“ im EU-Vergleich 2013 einen Spitzen-
platz ein (Grafik 109), der nur noch von den skandinavi-
schen Ländern Schweden (7,9), Dänemark und Finnland 
(jeweils 8,0 von 10) übertroffen wurde. Am unteren Ende 
des Länder-Rankings fanden sich die Staaten Bulgarien 

(4,8 von 10), Ungarn (6,1), Griechenland, Zypern, und Por-
tugal (alle 6,2 von 10). Der EU-28 Durchschnittswert der 
Lebenszufriedenheit lag bei 7,1.

Somit zeigt sich, dass die durchschnittliche Lebenszufrie-
denheit deutlich zwischen den EU-Staaten variiert. Noch 
deutlicher vielen diese Unterschied aus, wenn man die 
Anteile der Personen mit geringer Lebenszufriedenheit 
(Werte von 0-5) vergleicht: Diese rangierten von 6 % in 
den Niederlanden bis zu 64 % in Bulgarien. In Österreich 
lag dieser Anteil 2013 bei 13 %. Die Anteile der Personen 
mit hoher Lebenszufrieden (Werte von 9-10) reichten 
auf der anderen Seite von 6 % in Bulgarien (gefolgt von 
Ungarn mit 11 %) bis hin zu 43 % in Dänemark. In Öster-
reich lag der Anteil der Personen mit sehr hoher Lebens-
zufriedenheit bei 38 %, im EU-28-Durchschnitt waren es 
dagegen nur 22 %.

Grafik 107 
Lebenszufriedenheit der Personen ab 16 Jahren im EU-Vergleich (2013)
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5.4 
Umwelt im EU-Vergleich

Im aktuellen Kapitel wird die Entwicklung von Umwelt-
Indikatoren im europäischen Zusammenhang betrach-
tet. Wie im Kapitel 5.2 gezeigt, ist der materielle Wohl-
stand in Österreich einer der höchsten in der EU. Ein 
starker Industriesektor und eine hohe Exportorientie-
rung haben jedoch auch einen Einfluss auf Materialver-
brauch, Emissionsausstoß oder Energieeinsatz eines 
Landes. Unter dem ökologischen Blickwinkel von Wohl-
stand und Fortschritt zeigt sich Österreichs Position in 
der EU durchwachsen. Materialverbrauch und Energie-
verbrauch pro Kopf sind beispielsweise deutlich über 
dem Durchschnitt der EU-28 angesiedelt. Positiv kann 
gezeigt werden, dass der Anteil der erneuerbaren Ener-
gieträger in Österreich der viert-höchste in der EU-28 ist.

Ob ein Land seinen Wohlstand und Fortschritt nachhal-
tig generiert oder nicht, wird beispielsweise von der Bevöl-
kerungsdichte, dem Rohstoffvorkommen oder der Spe-
zialisierung auf bestimmte Wirtschaftssektoren beeinflusst. 
Auch geografische und klimatische Gegebenheiten spie-
len eine Rolle, etwa beim Materialverbrauch für den Haus-

bau oder dem Energieeinsatz für Heizen und zunehmend 
auch Kühlen.

Ressourcen

Der durchschnittliche Ressourcenverbrauch einer Öster-
reicherin oder eines Österreichers lag laut vorläufiger 
Schätzung durch Eurostat 2017 bei rund 21 Tonnen und 
war damit deutlich höher als der Durchschnitt der EU-28 
mit 13,6 t/Kopf. Die verschiedenen europäischen Länder 
weisen generell sehr unterschiedliche Materialverbräu-
che pro Kopf auf: während an einem Ende Italien (8,5 Ton-
nen pro Person) und Spanien (8,7 Tonnen pro Person) nur 
sehr geringe Verbräuche aufweisen, benötigte Finnland 
32,3 Tonnen je Einwohnerin bzw. Einwohner (Grafik 108).

Viele unterschiedliche Faktoren wirken auf den Ressour-
cenverbrauch eines Landes: die Wirtschaftsleistung, die 
Bevölkerungsdichte, das Vorherrschen bestimmter Wirt-
schaftszweige sowie die Ausstattung mit natürlichen 

Grafik 108 
Inländischer Materialverbrauch pro Kopf im EU-Vergleich (2017) 
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Ressourcen. Ressourcenreiche, exportorientierte Län-
der haben tendenziell einen sehr hohen Ressourcenver-
brauch. Länder mit geringer Ressourcenausstattung, die 
von Importen abhängig sind, haben meist einen niedri-
geren Materialverbrauch, da diese vorgelagerten Ströme 
beim DMC nicht berücksichtigt werden. Der sehr hohe 
pro Kopf Verbrauch von Finnland lässt sich beispielsweise 
zum Teil mit einer der niedrigsten Bevölkerungsdichten 
in ganz Europa sowie mit klimatischen Bedingungen, die 
hohe materielle Investitionen in den Wohnbau notwen-
dig machen, erklären (Eisenmenger et al. 2015 S. 29ff, S.41).

Der österreichische DMC pro Kopf liegt vor allem in zwei 
Materialgruppen über dem EU-Mittelwert: Biomasse und 
nichtmetallische Mineralien:

• Die vergleichsweise große Bedeutung der Viehwirt-
schaft in Österreich erklärt zum Teil den überdurch-
schnittlichen Verbrauch an Biomasse. Bezogen auf die 
Bevölkerung wird in Österreich mehr Vieh gehalten als 
in den übrigen EU-Ländern, entsprechend hoch ist der 
Umsatz an Grünfutter und anderen Futtermitteln. Dar-
über hinaus ist auch die Produktion der Forstwirtschaft 
in Österreich höher als in anderen Ländern der EU.

• Eine materialaufwändige Bauweise sowohl bei Gebäu-
den (z. B. Wärmeisolierung) als auch bei Straßen und 

115 Eine absolute Entkoppelung bedeutet einen Rückgang des Ressourcenverbrauchs bei gleichzeitigem Wachstum der Wirtschaft.

sonstiger Verkehrsinfrastruktur (z. B. höhere Anforde-
rungen aufgrund von Temperaturschwankungen) ist 
auf Klima und Geländestruktur der von den Alpen 
geprägten heimischen Landschaft zurückzuführen. 
Dies bedingt u. a. den erheblichen Verbrauch an nicht-
metallischen Mineralien – vor allem an Baurohstoffen 
(siehe Eisenmenger et al. 2015 S. 29ff).

Eine der sieben Leitinitiativen der Europa 2020 Strategie 
widmet sich dem Thema „ressourcenschonendes Europa“ 
(Europäische Kommission 2011a). Sie sieht eine Reduktion 
des Ressourcenverbrauchs in der EU und damit eine abso-
lute Entkoppelung von Ressourcenverbrauch und Wirt-
schaftswachstum vor.115 In einigen Jahren gibt es zwar 
gegenläufige Entwicklungen des ökonomischen und 
ökologischen Indikators (z. B. Dänemark 2011, Österreich 
2008, 2012, 2013). Die angestrebte absolute Entkoppe-
lung des Materialverbrauchs vom BIP wurde jedoch bis-
her noch nicht umfassend erreicht.

Interessant ist in diesem Zusammenhang die Betrachtung 
der Ressourcenproduktivität, also des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP, real, KKS) je DMC (inländischer Materialver-
brauch). Die Ressourcenproduktivität lag 2017 laut vor-
läufiger Berechnungen von Eurostat in Österreich mit 1,8 
Euro BIP (real, kaufkraftbereinigt) je kg Materialverbrauch 
etwas unter der EU-28 (2,2). Das bedeutet, innerhalb der 

Grafik 109 
Ressourcenproduktivität im EU-Vergleich (2017) 
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EU-28 werden Ressourcen effektiver eingesetzt, also je 
Einheit eingesetzten Materials mehr BIP erwirtschaftet 
als in Österreich. Dies resultiert aus dem gezeigten über-
durchschnittlichen Materialverbrauch in Österreich, der 
trotz hohem nationalen BIP zu einer niedrigen Ressour-
cenproduktivität führt (Grafik 109).

Wie bereits in Kapitel 4.2.1 erwähnt, ist ein Länderver-
gleich immer auch durch die Datenqualität beeinflusst. 
Die Höhe des Ressourcenverbrauchs hängt auch vom 
Umfang der erfassten Materialflüsse und von Datenrevi-
sionen ab. Datenqualität und Erfassungsgrad der öster-
reichischen Materialflussanalyse sind dabei als sehr hoch 
anzusehen.

Flächen mit biologischer Bewirtschaftung

Im EU-Vergleich hatte Österreich im Jahr 2016 flächenmä-
ßig den mit Abstand größten Anteil an Biobetrieben116: 
Rund 21 % der landwirtschaftlich genutzten Fläche wurde 
biologisch bewirtschaftet, der Durchschnitt in der EU-28 
lag 2016 (letztverfügbares Jahr) bei 6,7 %. An zweiter Stelle 
folgen Schweden mit 18,3  und Estland mit 18 % Bio-Anteil 
an der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche. Den 

116 Betrachtet wird hier aus Gründen der Datenverfügbarkeit die ökologische Landwirtschaft konvertiert oder unter Konversion. Für den natio-
nalen Datenteil wird nur der Anteil der bereits konvertierten Bio-Landwirtschaft betrachtet, die Werte liegen damit geringfügig unter jenen 
im EU-Vergleich.

geringsten Anteil der Bio-Fläche an der gesamten land-
wirtschaftlich genutzten Fläche weisen Malta, Irland und 
Rumänien auf, die jeweils unter 2 % blieben (Grafik 110).

Klimawandel, Emissionen

Die geografische Lage und die Wirtschaftsstruktur eines 
Landes beeinflussen nicht nur den Materialverbrauch 
sondern auch Emissionen wie die Treibhausgas-Emissio-
nen oder die PM2,5-Emissionen (Feinstaub). Hat ein Land 
einen hohen Anteil an energieintensiver (Schwer-)Indus-
trie und/oder Petrochemie oder große Viehbestände, so 
gehen diese beispielsweise mit höheren THG-Emissio-
nen einher. Auch ein hoher Transitverkehr führt zu höhe-
ren Emissionen.

Die nationalen THG-Emissionen lagen, gemessen an 
der Bevölkerungszahl, im Jahr 2016 mit über 9 Tonnen 
CO2-Äquiv. pro Kopf etwas über dem Durchschnitt der 
EU-28 mit 8,7 Tonnen (ohne Berücksichtigung von JI/
CDM Programmen, Grafik 110). Am höchsten waren die 
Pro-Kopf-Emissionen in Luxemburg (19,8 Tonnen CO2-
Äquiv.). Hier kommt das – beim BIP-Vergleich in Kapitel 

Grafik 110 
Anteil der biologisch bewirtschafteten Fläche im EU-Vergleich (2016) 
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Grafik 111 
Treibhausgasemissionen pro Kopf im EU-Vergleich (2016) 

Grafik 112 
Entwicklung der Treibhausgasemmisionen (2000 bis 2016) 

Q: EUROSTAT. - Inklusive indirektes CO2, ohne LULUCF und Memo-Positionen, einschließlich internationaler Flugverkehr.
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5.2 bereits erwähnte – Problem der Grenzgänger117 wie-
der zum Tragen. Knapp die Hälfte aller in Luxemburg 
Beschäftigten sind nicht in Luxemburg wohnhaft. Diese 
verursachen bei ihren Tätigkeiten in Luxemburg Emis-
sionen und verbrauchen Ressourcen. Bei den Berech-
nungen der THG-Emissionen pro Kopf werden jedoch 
nur die in Luxemburg als wohnhaft gemeldeten Perso-
nen einbezogen118.

Mit etwas Abstand zu Luxemburg folgten Estland (15 Ton-
nen CO2-Äquiv. pro Kopf) und Irland (13,5 Tonnen CO2-
Äquiv. pro Kopf). Am niedrigsten waren die Werte in Malta 
mit 5 und Schweden mit 5,6 Tonnen CO2-Äquiv. pro Kopf.

Wie in Kapitel 4.3.1 gezeigt, reduzierten sich die THG-Emis-
sionen in der EU-28 von 2000 bis 2016 um 15,9  %, wäh-
rend in Österreich in diesem Zeitraum eine Reduktion 
von 0,2 % erfolgte. Im Vereinigten Königreich (-30,5 %) 
und Malta (-27,1 %) gab es seit 2000 starke Rückgänge, 
wohingegen in Estland der Anstieg 13,4 % ausmachte.

Die nationalen PM2,5-Emissionen (Feinstaub, angezeigt 
als Gesamtemissionen des jeweiligen nationalen Hoheits-
gebiets) lagen, gemessen an der Bevölkerungszahl, im 

117 „Grenzgänger“ sind Arbeitnehmer, die im Gebiet eines Mitgliedstaats beschäftigt (Beschäftigungsstaat) sind, und im Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaats wohnen.

118 Dieses Phänomen ist für andere EU-Staaten weitgehend vernachlässigbar.
119  In Kapitel 4.3.2 wird heuer erstmals die bevölkerungsgewichtete PM2,5-Exposition ausgewiesen, die auf internationaler Ebene aber nur für die 

städtische Bevölkerung vorliegen. Deshalb wird hier weiter auf die PM2,5-Emissionen zurückgegriffen. 

Jahr 2016 mit 2,0 kg pro Kopf etwas unter dem Durch-
schnitt der EU-28 mit 2,6 kg119. Am höchsten waren die 
Feinstaub-Emissionen in Lettland (8,3 kg pro Kopf). Auch 
Rumänien, Estland und Slowenien waren mit jeweils knapp 
6 kg pro Kopf deutlich über dem EU-Durchschnitt. Die 
niedrigsten Werte wiesen Malta (0,6 kg pro Kopf) und die 
Niederlande (0,7 kg pro Kopf) auf (Grafik 113).

Energie

Das nach einer Spitze im Jahr 2006 erreichte Absinken 
der nationalen THG-Emissionen auf das Niveau von 2000 
wurde u. a. durch den verstärkten Einsatz erneuerbarer 
Energieträger bewirkt. Erfreulich zeigt sich dementspre-
chend der Anteil der anrechenbaren erneuerbaren Ener-
gieträger im EU-Vergleich. Nur wenige EU-Staaten setzen 
in einem ähnlich hohen Ausmaß erneuerbare Energieträ-
ger ein wie Österreich (siehe Grafik 114). Dies begründet 
sich unter anderem in der günstigen topografischen Situa-
tion und dem Vorhandensein der Ressourcen Wasserkraft 
und Biomasse, die seit jeher maßgeblich zur Energiege-
winnung herangezogen wurden. Während im Durch-
schnitt der EU-28 im Jahr 2016 lediglich 17 % 

Grafik 113 
Gesamte PM2,5-Emissionen pro Kopf (Feinstaub) im EU-Vergleich (2016) 
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Grafik 114 
Anteil der anrechenbaren erneuerbaren Energieträger (2016) und Europa 2020 Ziel im EU-Vergleich 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik; Eurostat. - Anrechenbare Erneuerbare laut Richtlinie 2009/28/EG.

erneuerbare Energien genutzt wurden, lag der Vergleichs-
wert in Österreich bei 33,5 %.

Österreich liegt auch mit seinem nationalen Ziel von 34 % 
für 2020 deutlich über den Zielvorgaben der EU-28 mit 

20 %. Nur drei Länder (Finnland, Lettland und Schweden) 
haben einen höheren Anteil an erneuerbaren Energieträ-
gern und streben noch höhere Ziele als Österreich an. 
Wie in Kapitel 4.4.1 gezeigt, scheint auch eine Zielerrei-
chung im Jahr 2020 aus heutiger Sicht wahrscheinlich.
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Grafik 115 
Energetischer Endverbrauch pro Kopf im EU-Vergleich (2016) 
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Trotz des hohen Anteils an erneuerbaren Energieträ-
gern sollte nicht vernachlässigt werden, dass der ener-
getische Endverbrauch (EEV) Österreichs noch immer zu 
einem großen Teil aus fossilen Energieträgern besteht 
und unter dem Aspekt der langfristigen Ziele zur Begren-
zung des Klimawandels auf zu hohem Niveau liegt. Der 
EEV wuchs zwar von 2000 bis 2016 mit knapp 20 % etwas 
verhaltener als das reale BIP (+25,4 %), in der gesamten 
EU-28 zeigte sich jedoch im gleichen Zeitraum ein Rück-
gang unter den Ausgangswert von 2000 (-2,2 %). Betrach-
tet man den gesamten EEV je Einwohner, hat Österreich 
dieser Entwicklung folgend, einen im EU-Vergleich sehr 
hohen Energieeinsatz pro-Kopf. Gemeinsam mit Luxem-
burg (hier wieder ein Verweis auf das Grenzgängerpro-
blem, analog der THG-Emissionen pro-Kopf), Finnland, 
Schweden und Belgien hat Österreich die höchsten Ver-
bräuche an Endenergie. Am anderen Ende der Skala lie-
gen Rumänien, Bulgarien und Malta (Grafik 115).

Neben den klimatischen Bedingungen, die einen Einsatz 
von Energie für Raumwärme beeinflussen, und dem Ener-
gieverbrauch der Industrie, ist auch der Energieverbrauch 
des Verkehrs, mit einem Anteil von rund einem Drittel am 
Gesamtaufkommen von Energie, ein wesentlicher Indi-
kator für WgÖ? (siehe Kapitel 4.5.1).

Verkehr, Mobilität

Die Zunahme des verkehrsbedingten Energieverbrauchs 
in Österreich war mit 31,7 % (2000 – 2016) sehr hoch 
 (Grafik 116). Im Durchschnitt der EU-28 Mitgliedsstaaten 
betrug die Steigerungsrate im selben Zeitraum nur 6,6 %. 
Deutlich unter diesem Durchschnittswert der Entwick-

lung lagen vor allem die vier bevölkerungsreichsten Län-
der der EU (Deutschland, Italien, Vereinigtes Königreich, 
Frankreich). Auch der nationale pro Kopf Verbrauch liegt 
mit rund 44 GJ deutlich über jenem der EU-28 mit 30 GJ 
je Einwohnerin und Einwohner.

Zum Teil lässt sich der starke Anstieg des nationalen EEVs 
des Verkehrs durch den Tanktourismus (preisbeding-
ter Kraftstoffexport) und den Transitverkehr erklären. Es 
werden alle in Österreich in Verkehr gebrachten Energie-
träger berücksichtigt, d. h. in Österreich getankter Treib-
stoff, der im Ausland verbraucht wird, ist in den Daten 
erfasst. Umgekehrt ist aber auch im Ausland getankter 
Diesel und Benzin, der im Inland verfahren wird, nicht in 
den Daten enthalten. 

Dass der Ansatz „Tanktourismus“ nicht ausreicht, um den 
im Vergleich zu EU-28 starken Anstieg des EEV des Sektors 
Verkehr zu erläutern, zeigt der Indikator zur Transportleis-
tung des Lkw-Verkehrs. Dieser stellt die Entwicklung des 
Verkehrsaufkommens auf österreichischen Straßen dar 
(Kapitel 4.5.2), vergleichbare Daten liegen aus der konso-
lidierten Straßengüterverkehrsstatistik ab 2009 vor. Die 
Lkw-Transportleistung auf österreichischem Territorium 
stieg von 2009 bis 2017 mit 28,1 % ebenfalls deutlich stär-
ker als das nominelle BIP mit 12,5 %.

Monetäre Umweltaspekte

Als letzter Indikator wird der Anteil der Ökosteuern an 
den gesamten Steuereinnahmen im EU-Vergleich betrach-
tet. Im Länderdurchschnitt der EU-28 wurden 2016 6,1 % 
der Steuereinnahmen durch Ökosteuern erbracht (siehe

Grafik 116 
Veränderung des Energieverbrauch des Verkehrs im EU-Vergleich (2000 bis 2016) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik; Eurostat.
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Grafik 117 
Ökosteueranteile im EU-Vergleich (EU-Definition, 2016) 

 Grafik 117). Die höchsten Ökosteueranteile wiesen Lett-
land (11,6 %), Slowenien (10,5) und Bulgarien (9,6 %) aus, 
die niedrigsten Anteile zeigten Luxemburg (4,4 %) und 
Deutschland (4,6 %).

Österreich lag nach EU-Definition (ohne Grundsteuer B) 
mit einem Anteil am gesamten Steueraufkommen von 
5,5 % unter dem Durchschnitt der EU-28 von 6,1 %. Dies 
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Grafik 118 
Ökosteueranteile am nominellen BIP im EU-Vergleich (EU-Definition 2015) 

Q: STATISTIK AUSTRIA; Eurostat. - Öko-Steuern laut EU-Definitionen: ohne Grundsteuer B.

0

1

2

3

4

5

Lu
xe

mbu
rg

Slow
ak

ei
Irla

nd

Spa
nie

n

Deu
tsc

hla
nd

Lit
au

en

Tsc
he

ch
. R

ep
ub

lik

Belg
ien

Sch
wed

en

Fran
kre

ich

Rum
än

ien

Öste
rre

ich

Ver.
 K

ön
igr

eic
h

Port
ug

al

Pole
n

Ung
arn

Bulg
ari

en
Malt

a

Zyp
ern

Estl
an

d

Finn
lan

d

Nied
erl

an
de

Ita
lie

n

Kroa
tie

n

Le
ttla

nd

Grie
ch

en
lan

d

Slow
en

ien

Dän
em

ark

A
nt

ei
le

 in
 %

EU-28: 2,4 2,4



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

169

lässt den Schluss zu, dass auf nationaler Ebene noch Poten-
zial für weitere Ökosteuern vorhanden wäre.

Die Höhe des Anteils der Ökosteuern an den gesamten 
Steuereinnahmen wird einerseits durch das Aufkommen 
ökologisch relevanter Steuern und andererseits durch 
das gesamte Steueraufkommen bestimmt. Ein im inter-
nationalen Vergleich hohes gesamtes Steueraufkom-
men führt zu einem geringeren Anteil an Ökosteuern. 
Eine weitere Betrachtungsweise stellt daher die (nomi-
nellen) Ökosteuern dem nominellen BIP gegenüber. Der 
Anteil der österreichischen Ökosteuern am nominellen 
BIP liegt mit 2,4 % gleichauf mit dem Niveau der EU-28. 
Hohe Ökosteueranteile im BIP mit jeweils rund 4 % wei-
sen Dänemark, Slowenien und Griechenland auf. Luxem-
burg, Slowakei und Irland liegen dagegen deutlich unter 
2 % (Grafik 118).

Nicht berücksichtigt werden bei dieser Betrachtung aller-
dings die weiteren ökologisch relevanten Zahlungen (wie 
Mauten, Abfall- und Abwassergebühren). Diese fallen, 
da es sich nicht um Steuern nach dem Konzept der VGR 
(Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) handelt, nicht 
unter die Definition der Öko-Steuern laut internationalen 
Richtlinien. Eine ergänzende Betrachtung der umweltrele-
vanten Gebühren wäre zukünftig auch im internationalen 
Vergleich wichtig, da manche Länder etwa die Eindäm-
mung des Abfallaufkommens mit steuerlichen Instrumen-
ten behandeln, während Österreich dies über Gebühren 
regelt. Außerdem können Umgestaltungen von fiskali-
schen Instrumenten zu Änderungen der Höhe des Umwelt-
steueraufkommens führen. Derzeit liegen aber EU-weit 
keine konsistenten Daten zu den weiteren umweltrele-
vanten Zahlungen vor (siehe auch Kapitel 4.6.2).
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6.1 
Rahmenbedingungen

120 http://ec.europa.eu/eurostat/de/web/europe-2020-indicators/europe-2020-strategy/headline-indicators-scoreboard

Statistik Austria greift bei der Entwicklung von WgÖ? 
ausschließlich auf bereits vorhandenes Datenmate-
rial aus offiziellen Statistikquellen zurück, im Rahmen 
des Projekts sind keine eigenen Datenentwicklungen 
vorgesehen. Dieser Ansatz lässt freilich einige Felder 
offen, für die in Zukunft dringend Informationen benö-
tigt werden. Weitere Aspekte der Verteilung von Ein-
kommen und Vermögen, Fragen der Governance oder 
Daten zum Wasserverbrauch sind nur einige Beispiele. 
Datenentwicklungen auf nationaler und internatio-
naler Ebene ermöglichen die Weiterentwicklung des 
Indikatorensets und die mittel- und langfristige Schlie-
ßung von Datenlücken. Jährliche Runde Tische sowie 
der Überarbeitungsprozess 2017 garantieren, dass 
neue Datenfelder entsprechend in WgÖ? Berücksich-
tigung finden.

Statistik Austria bildet im Rahmen von WgÖ? die Bereiche 
materieller Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt mit 
verfügbaren Daten bestmöglich ab. Das darin abgebil-
dete Set der Indikatoren untergliedert sich in Schlüsselin-
dikatoren und Zusatzinformationen. Schlüsselindikatoren 
sind die aus Sicht der Stakeholder zentralen Maßzahlen 
der jeweiligen Dimension, welche auch der Bewertung 
unterliegen. Neben dem BIP wurden weitere 30 Schlüs-
selindikatoren ausgewählt.

Da die Entscheidung für einen bestimmten Schlüsselin-
dikator immer auch einen Kompromiss darstellt, werden 
diese durch Zusatzindikatoren ergänzt. Sie dienen dazu, 
zusätzliche Informationen bereitzustellen und unter-
schiedliche Aspekte eines Phänomens sichtbar zu machen. 

Die Schließung von Datenlücken ist dabei eine der wich-
tigen Herausforderungen in der Weiterentwicklung des 
Indikatorensets. Statistik Austria kann jedoch aus recht-
lichen und finanziellen Gründen nicht von sich aus tätig 
werden, um neue Daten speziell für WgÖ? zu generieren, 
sondern ist auf eine Beauftragung für neue Statistiken 
oder Erhebungen von außen angewiesen.

Die ursprüngliche Auswahl der Schlüsselindikatoren folgte 
den Empfehlungen des Stiglitz-Sen-Fitoussi Reports (Stig-
litz et al. 2009) und insbesondere jenen des Eurostat Spon-
sorship Reports (Eurostat 2011). Weitere Zielindikatoren 
auf EU-Ebene (z. B. Europa 2020-Indikatoren120) und nati-
onale Projekte flossen ebenfalls in die Auswahl ein.

Die Indikatoren wurden seither jährlich im Rahmen eines 
„Runden Tisches“ einem Konsolidierungsprozess mit den 
wichtigsten Stakeholdern unterzogen. Dabei wurde das 
Indikatorenset laufend überarbeitet und angepasst, auch 
dabei wurde wieder auf bereits vorhandene Daten und 
neue Datenentwicklungen zurückgegriffen. Im Jahr 2017 
wurde wie erwähnt eine grundlegende Revision des Indi-
katorensets unter Einbeziehung der Stakeholder und vor 
dem Hintergrund internationaler (etwa UN Agenda 2030) 
und nationaler Entwicklungen durchgeführt. Es erfolgte 
eine Evaluierung der verwendeten Indikatoren durch ein 
unabhängiges Expertengremium. Bei der Überarbeitung 
des Indikatorensets wurden die konzeptionellen Vorga-
ben von WgÖ? berücksichtigt. Die Einbindung der zent-
ralen Stakeholder (wissenschaftliche Institutionen, Bun-
desministerien, NGOs und Interessenvertretungen) war 
dabei wieder ein Grundpfeiler des Projekts.
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6.2 
Datenlücken und Weiterentwicklung

Im Folgenden werden, gegliedert nach den drei Berei-
chen materieller Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt, 
Datenlücken und wesentliche Entwicklungen auf natio-
naler und internationaler Ebene thematisiert.

Materieller Wohlstand

Unbezahlte Produktion

In der Dimension Unbezahlte Produktion gibt der Schlüs-
selindikator Zeitaufwand für unbezahlte Arbeit Auskunft 
über jene Form der Produktion, die nicht über den Markt 
abgewickelt wird. Die Darstellung von Nichtmarktakti-
vitäten ist ein wesentlicher Bestandteil der Forderun-
gen der Stiglitz-Kommission. Der Schlüsselindikator der 
Dimension Unbezahlte Produktion beruht auf Daten der 
Zeitverwendungserhebung aus 2008/2009. Die nächste 
internationale Erhebungswelle der Zeitverwendungser-
hebungen ist für 2020 geplant. Derzeit arbeitet Statistik 
Austria im Rahmen einer Task Force unter der Führung 
von Eurostat an der Weiterentwicklung der Guidelines für 
diese neue Erhebungswelle. Ob Österreich an der Erhe-
bungswelle 2020 mitwirken wird, ist derzeit noch offen 
und hängt von der nationalen Finanzierung ab. Um nati-
onale Zeitvergleiche und internationale Datenvergleiche 
zu ermöglichen, ist eine österreichische Beteiligung an 
der nächsten Welle von großer inhaltlicher Bedeutung 
und jedenfalls anzustreben.

Verteilungsfragen

Verteilungsfragen werden sowohl im Stiglitz-Sen-Fitoussi 
Bericht (Stiglitz et al. 2009) als auch im Bericht der Spon-
sorship Group (Eurostat 2011) größte Bedeutung zuer-
kannt. Die Dimension Verteilung im Bereich materieller 
Wohlstand enthält als Schlüsselindikatoren den aus der 
Lohnsteuerstatistik stammenden Indikator Entwicklung 
hoher und niedriger Bruttojahreseinkommen, das Ein-
kommensquintils-Verhältnis der verfügbaren äquivali-
sierten Netto-Haushaltseinkommen (S80/S20) aus EU-SILC 
sowie den Gender Pay Gap aus der Verdienststrukturer-
hebung. Als Zusatzindikator wird in der Dimension Ver-
teilung der Gini-Koeffizient des verfügbaren äquivali-
sierten Netto-Haushaltseinkommen aus EU-SILC sowie 
die Verteilung des Vermögens durch die Dezile des Net-
tovermögens und die Verteilung des Bruttovermögens 
auf Basis des von der OeNB durchgeführten „Household 
Finance and Consumption Survey“ (HFCS) dargestellt. 
Diese Indikatoren bilden die Verteilungsfragen aus ver-
schiedenen Blickwinkeln ab.

Vermögen

Aus offiziellen Datenquellen standen bis 2012 keine vali-
den Informationen zum Vermögen privater Haushalte zur 
Verfügung. Auf der Grundlage eines Beschlusses des EZB-
Rats vom September 2008 führte das „Household Finance 
and Consumption Network“ (HFCN) eine gemeinsame 
Erhebung zu den Finanzen und dem Konsum privater 
Haushalte im Euroraum durch. Das Projekt wurde in Öster-
reich von der Oesterreichischen Nationalbank (OeNB) in 
enger Zusammenarbeit mit den anderen nationalen Zen-
tralbanken des Eurosystems und der EZB realisiert (OeNB 
2012). Der HFCS ist die erste umfassende Erhebung auf 
Haushaltsebene, die Geldvermögen, Immobilienvermö-
gen und Schulden der Haushalte gemeinsam erfasst und 
dadurch Analysen der Nettovermögen und der damit ver-
bundenen Risikotragfähigkeit von Haushalten ermöglicht 
(Fessler et al. 2012, S.26). Die Einbeziehung von HFCS-Da-
ten in das WgÖ?-Set wurde gemeinsam mit den Stake-
holdern beschlossen (siehe Kapitel 2.5). Im Zeitraum Juni 
2014 bis Februar 2015 wurde die zweite Welle der Erhe-
bung durchgeführt (siehe auch Fessler et al. 2016, Statis-
tik Austria 2016, Sonderkapitel). Die Ergebnisse der 2018 
durchgeführten 3. Welle des HFCS stehen zum Veröffent-
lichungszeitpunkt von Wie geht’s Österreich? 2018 noch 
nicht zu Verfügung und können daher erst im kommen-
den Jahr berücksichtigt werden.

NPOs in der VGR

Derzeit werden Privathaushalte und Private Organisatio-
nen ohne Erwerbszweck (Non-Profit Organisation, NPO) 
in der VGR teilweise zusammengefasst. Daraus ergibt 
sich eine Verzerrung der diesbezüglichen Indikatoren. 
Dies betrifft etwa das im WgÖ?-Set enthaltende verfüg-
bare Einkommen der privaten Haushalte. Daher wurde 
von Statistik Austria und dem Institut für Sozialpolitik an 
der Wirtschaftsuniversität Wien eine gemeinsame Erhe-
bung über Non-Profit Organisationen durchgeführt. Ziel 
dieser auf freiwilliger Basis beruhenden wiederholten 
Befragung von NPOs ist es, sowohl die zentralen Indika-
toren zu aktualisieren, die im Rahmen einer bereits im 
Jahr 2006 durchgeführten Erhebung ermittelt wurden, 
als auch durch den Einbau von neuen Fragen die allge-
meine Datengrundlage für diesen Bereich zu erweitern 
und eine schärfere Abgrenzung vom Sektor der priva-
ten Haushalte (S.14) zu ermöglichen. Ab September 2017 
liegen aus der VGR erstmalig getrennte Werte dafür vor, 
da die Zeitreihe jedoch erst mit 2012 beginnt, wird die 
getrennte Darstellung im aktuellen Bericht jedoch noch 
nicht übernommen.
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Lebensqualität

Aspekte der Lebensqualität

Durch die 2017 erfolgte Neustrukturierung des Bereichs 
Lebensqualität schlagen sich einige Datenmängel, wie z. B. 
die fehlende durchgängige Erhebung von Indikatoren zu 
sozialen Beziehung und Freizeitmöglichkeiten, nicht mehr 
bis auf Ebene der Schlüsselindikatoren durch. Trotzdem 
wäre hier eine wiederholte Befragung durch zukünftige 
EU-SILC Sondermodule bzw. eine Aufnahme einzelner 
Indikatoren in die regelmäßige Befragung wünschens-
wert. Bezüglich der Freizeitqualität gibt es hier bereits 
konkrete Überlegungen.

Governance und Grundrechte

Nach wie vor keinen bewertbaren Schlüsselindikator 
gibt es für die Dimension Vertrauen ins politische Sys-
tem. Im EU-SILC Sondermodul 2013 wurden hier zum 
ersten Mal vergleichbare Daten für alle EU-28 Länder 
zum Thema Vertrauen in die Institutionen Politik, Polizei 
und Medien erhoben. Im österreichischen Fragebogen 
waren darüber hinaus auch Fragen zum Vertrauen in das 
Rechtssystem und in die Gemeinde- und Bezirksbehör-
den enthalten (in WgÖ? inkludiert). Aus den offiziellen 
Datenquellen stehen ansonsten aber wenige Informa-
tionen über soziale Rechte sowie über die Zufrieden-
heit mit den Institutionen oder der Regierungsarbeit zur 
Verfügung. Allerdings wären bei dieser sensiblen The-
matik Untersuchungen notwendig, die klären können, 
wie Fragen dieser Art bei den Respondentinnen und 
Respondenten verstanden werden. Was wird etwa mit 
dem politischen System assoziiert? Die Regierung, das 
Parlament oder das demokratische System insgesamt? 
Wird das Vertrauen in das Rechtssystem oder die Poli-
zei auf Basis persönlicher Erfahrungen oder allgemei-
ner Kriterien bewertet etc.

Der Bericht der Sponsorship Group empfiehlt künftig 
u. a. die Einbeziehung von Verwaltungsdaten und Daten 
aus dem European Quality of Life Survey (EQLS)121, die 
nicht zur offiziellen Statistik zählen. Die Eurostat Expert 
Group on Quality of Life schlägt auf ihrer Webseite122 
außerdem einige Indikatoren vor, für die derzeit noch 
kein Datenmaterial zur Verfügung steht. Darunter fal-
len die Indikatoren „active citizenship“, Mitsprachrecht 
und „erlebte Diskriminierung. Vorschläge zur Operati-
onalisierung sind in Ausarbeitung. Außerdem wird hier 
auch der Gender Pay Gap genannt, den WgÖ? als Ver-
teilungsindikator führt.

121 EQLS wird von der European Foundation for the Improvement of Living and Working Conditions durchgeführt und ist keine offizielle Quelle 
des ESS.

122 http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Quality_of_life_indicators_-_governance_and_basic_rights
123 Siehe Bartel et al. 2015, http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/landnutzung/landnutzungbiologischevielfalt/

highnaturevaluefarmland/.

Freizeit

Seit 2017 gibt es in WgÖ? keine eigene Dimension zum 
Thema Freizeit mehr und der Indikator zu Freizeitaktivi-
täten aus dem Zeitverwendungserhebung findet sich in 
der Dimension Subjektives Wohlbefinden. Wie erwähnt 
ist die nächste internationale Erhebungswelle der Zeit-
verwendungserhebungen für 2020 geplant Da Freizeit 
als zentraler Komponenten der Lebensqualität verstan-
den werden muss, ist auch an dieser Stelle auf die drin-
gende Notwendigkeit einer österreichischen Beteiligung 
an der nächsten Welle bzw. auf regemäßige Zeitverwen-
dungserhebungen hinzuweisen.

Umwelt

Biodiversität

Aggregierte Daten zur Biodiversität in Österreich lie-
gen aus der amtlichen Statistik nicht vor. Vom Umwelt-
bundesamt wird ab dem Berichtsjahr 2007 der Indikator 
„High Nature Value Farmland“ (HNVF)123 erstellt. Dieser 
Indikator beschreibt die Ausdehnung von Landwirt-
schaftsflächen mit hohem Naturwert, die sich durch eine 
hohe Biodiversität bzw. durch das Auftreten von Arten 
mit hohem Schutzinteresse charakterisieren. Abgebil-
det werden „HNVF Typ 1 (extensiv landwirtschaftlich 
genutzte Flächen mit naturnaher Vegetation) und Typ 
2 (Mosaiklandschaften mit einer räumlich eng verzahn-
ten Mischung unterschiedlicher Nutzungen, die teil-
weise auch extensiven Charakter haben sollen)“. Dabei 
wird speziell der Zusammenhang zwischen extensi-
ven landwirtschaftlichen Nutzungsformen und biolo-
gischer Vielfalt postuliert. Bei entsprechender statisti-
scher Validität und ausreichender Etablierung könnte 
dieser Indikator mittelfristig als Indikator für die Biodi-
versität genutzt werden.

Ein weiterer Indikator, der im Zusammenhang mit Biodi-
versität genannt wird, ist jener zu den geschützten Gebie-
ten für biologische Vielfalt. Dies sind Gebiete, die unter 
die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) der 
EU, Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild-
lebenden Tiere und Pflanzen, fallen. Wesentliches Ziel der 
FFH-Richtlinie ist die Erhaltung und Wiederherstellung der 
biologischen Vielfalt. Dieses Ziel soll mit dem Aufbau des 
europäischen Schutzgebietsnetzes Natura 2000 erreicht 
werden. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, Gebiete 
zu nennen, zu erhalten und zu entwickeln, in denen 

http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Quality_of_life_indicators_-_governance_and_basic_rights
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/landnutzung/landnutzungbiologischevielfalt/highnaturevaluefarmland/
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/landnutzung/landnutzungbiologischevielfalt/highnaturevaluefarmland/
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Arten und Lebensräume von europaweiter Bedeutung 
vorkommen. In Österreich wurden laut Umweltbundes-
amt 219 Natura-2000-Gebiete vorgeschlagen: 171 Gebiete 
wurden nach der FFH-Richtlinie ausgewiesen, 98 Gebiete 
nach der Vogelschutzrichtlinie, Doppelnennungen sind 
möglich. Bisher sind 196 Gebiete rechtlich verordnet (Stand 
2015). Diese umfassen rund 14% der Bundesfläche124.

Bodenqualität (Emissionen)

Das Umweltbundesamt125 liefert mit dem Bodeninforma-
tionssystem „BORIS“ österreichweite Informationen über 
den Zustand der Böden und deren Belastung mit Schad-
stoffen auf dezentraler Ebene. Aggregierte Daten über die 
Schadstoffbelastung der Böden analog den Luftemissi-
onen gibt es derzeit in Österreich aus offiziellen Statis-
tikquellen nicht.

Minderungskosten für den Klimawandel bzw. 
Klimawandelanpassungskosten

Die Entwicklung einer geeigneten harmonisierten Daten-
erhebung zur Abbildung der Minderungskosten für bzw. 
Anpassungskosten an den Klimawandel wird von Euro-
stat im Rahmen der Environmental Transfers Task Force 
diskutiert. Entsprechende Daten könnten zukünftig in 
das Indikatorenset aufgenommen werden. Ab welchem 
Zeitpunkt diese vorhanden sein werden, kann aus heu-
tiger Sicht aber noch nicht eingeschätzt werden (siehe 
beispielsweise Eurostat, 2011a).

124 http://www.umweltbundesamt.at/umweltschutz/naturschutz/ffh_richtlinie/
125 http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/boden/boris/

Tanktourismus (Kraftstoffexport im Tank)

Vom Umweltbundesamt liegen Schätzungen für den 
Tanktourismus vor. Treibhausgasemissionen und Ener-
gieverbrauch werden nach dem Inlandsprinzip erhoben, 
d. h. erfasst werden sämtliche Emissionen bzw. sämtlicher 
Treibstoffabsatz im Inland, egal ob von Inländern oder 
Ausländern verursacht bzw. genutzt. Eine ergänzende 
Darstellung des Kraftstoffexports im Tank für die Dimen-
sion Verkehr wurde daher von der Expertengruppe ange-
regt. Die Schätzungen zum Tanktourismus liegen jedoch 
nur punktuell vor und können laut Auskunft des Umwelt-
bundesamts nicht für die Erstellung eines Indikators her-
angezogen werden.

Wasserentnahme und verbrauch, Wasserqualität

Aktuelle Daten zur (Trink-)Wasserentnahme und -verwen-
dung sind derzeit nicht vorhanden. Langfristig ist auf euro-
päischer Ebene die Entwicklung einer Wassergesamtrech-
nung im Rahmen der Umweltgesamtrechnungen geplant, 
welche beispielsweise den Wasserverbrauch nach Wirt-
schaftsaktivitäten abbilden soll. Für das Medium Wasser 
liegt ein neu entwickelter Indikator zur Wasserqualität der 
Grund- und Oberflächengewässer für den Durchschnitt 
des Zeitraums 2013-2015 vor. Dieser Indikator entspricht 
dem SDG-Indikator 6.3.2 (Percentage of bodies of water 
with good ambient water quality). Bei Vorliegen einer Zeit-
reihe in entsprechender Qualität könnten diese Daten in 
das Indikatorenset aufgenommen werden.

http://www.umweltbundesamt.at/umweltschutz/naturschutz/ffh_richtlinie/
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/boden/boris/
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A.1 
Einleitung und Überblick

Das Sonderkapitel zu Wie geht’s Österreich? 2018 zu 
Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit betrachtet einge-
hend die Lage auf dem österreichischen Arbeitsmarkt 
und beschäftigt sich darüber hinaus näher mit den 
Arbeitsrealitäten der Österreicherinnen und Öster-
reicher. Zudem werden Auswirkungen verschiedener 
Arbeitsmarktindikatoren auf die Lebensqualität und 
die Lebenszufriedenheit untersucht. Eingangs stellt im 
ersten Unterkapitel ein Beitrag des Österreichischen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (WIFO) die Entwick-
lung und die Struktur des Arbeitskräfteangebots, der 
Arbeitskräftenachfrage sowie der Arbeitslosigkeit dar. 
Nachfolgend werden einige zentrale Ergebnisse eines 
Sondermoduls zum Mikrozensus 2015 zur Arbeitsorga-
nisation und Arbeitszeitgestaltung zusammengefasst, 
welche von besonderer Relevanz im Kontext von Wie 
geht’s Österreich? sind. Schließlich liefert das dritte 
Unterkapitel eine Analyse des Zusammenhanges von 
Erwerbstätigkeit mit verschiedenen Aspekten des sub-
jektiven Wohlbefindens.

Im Rahmen von WgÖ? stellen in der Dimension „Produk-
tive Aktivitäten und Arbeit“ die Erwerbstätigenquote und 
Arbeitslosenquote die Schlüsselindikatoren dar (siehe 
Kapitel 2.6). Erwerbstätigkeit und aktive Teilnahme am 
Arbeitsmarkt sind jedoch nicht nur eine der wichtigs-
ten Grundlagen für den materiellen Lebensstandard, 
sondern auch ein zentraler Bestandteil der Lebensquali-
tät. Arbeit liefert nicht nur die materielle Grundlage des 
Lebens in Form eines regelmäßigen Einkommens, son-
dern bietet darüber hinaus die Möglichkeit, sich zu ent-
wickeln, spezifische Fähigkeiten zu erwerben und sich in 
der Gesellschaft als nützlich zu erleben. Insofern geht die 
Teilnahme am Arbeitsmarktgeschehen über den Aspekt 
der finanziellen Absicherung eines Haushalts hinaus und 
die Dimension „Produktive Aktivitäten und Arbeit“ kann 
ebenso dem Bereich materieller Wohlstand wie dem 
Bereich der Lebensqualität zugeordnet werden. Das vor-
liegende Sonderkapitel möchte ein umfassenderes Bild 
zum Thema Arbeitsmarkt zeichnen, das nicht nur aktu-
elle Entwicklungen darstellt, sondern darüber hinaus auch 
auf Arbeitsbedingungen eingeht und die Bedeutung des 
Lebensbereichs Arbeit für die Lebensqualität beschreibt.

Die große Bedeutung der Entwicklungen auf dem Arbeits-
markt für die gesamtgesellschaftliche und individuelle 
Wohlfahrt spiegelt sich auf europäischer Ebene u.a. in der 
Europa 2020 Strategie für ein intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum der EU wieder, für welche die 
Steigerung der Erwerbsbeteiligung ein Kernziel ist. Wenn-
gleich sich die Erwerbstätigenquote seit 2014 wieder dem 

Europa 2020 Zielpfad annähert und die Arbeitslosigkeit 
in der Europäischen Union in den vergangenen Jahren 
rückläufig war, stellen die Arbeitsmarktintegration und 
die Reduktion der Arbeitslosigkeit in Europa nach wie vor 
eine der größten Herausforderungen dar. Mit der natio-
nalen Umsetzung der Europa 2020 Strategie verbunden 
ist insbesondere die stärkere Integration von Jugendli-
chen, älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 
Geringqualifizierten und Migrantinnen und Migranten 
in den Arbeitsmarkt.

Der österreichische Arbeitsmarkt war in den letzten Jah-
ren unter anderem von den Auswirkungen der interna-
tionalen Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise geprägt, da 
nach einer vorläufigen Erholung der österreichischen 
Wirtschaft eine mehrjährige Phase geringen Wirtschafts-
wachstums folgte. Der Strukturwandel der Wirtschaft ließ 
die Nachfrage nach manuellen, vielfach von gering qua-
lifizierten Arbeitskräften ausgeübten Tätigkeiten weiter 
zurückgehen und die Arbeitslosigkeit stieg deutlich auf 
6,0 % (2016). Erst 2017 kam es nach Jahren des Anstiegs 
erstmals wieder zu einem Rückgang der Arbeitslosen-
quote auf 5,5 % (siehe Grafik A.1).

Gleichzeitig zur verhaltenen Dynamik auf der Nachfra-
geseite kam es in Österreich in den vergangenen Jahren, 
bedingt durch internationale Migration, grenzüberschrei-
tendes Pendeln und zunehmende Erwerbsbeteiligung 
von Frauen und Älteren – zu einem markanten Anstieg 
des Arbeitskräfteangebots. Der erste Teil des Sonderka-

Grafik A.1 
Arbeitslosigkeit der 15-74-Jährigen 
 (ILO-Definition)

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.
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pitels beschäftigt sich mit genau jenen Aspekten, die auf 
der Nachfrageseite und auf der Angebotsseite hinter dem 
Anstieg der Arbeitslosigkeit in Österreich bis 2016 stehen 
und die den österreichischen Arbeitsmarkt der vergan-
genen Jahre prägen.

Erwerbstätigkeit stellt jedoch wie eingangs bereits 
erwähnt, über die Sicherung des Lebensstandards hin-
aus, einen zentralen Bestandteil der Lebensqualität dar. 
Wie in Teil zwei des Sonderkapitels diskutiert, sind für die 
individuelle Zufriedenheit mit der Arbeitssituation ver-
schiedene Faktoren mit entscheidend, wie einerseits die 
Quantität der Arbeit im Verhältnis zum Arbeitszeitwunsch 
und andererseits die Qualität der Arbeit. Letzteres betrifft 
beispielsweise die vom Arbeitgeber erwartete Flexibili-
tät hinsichtlich der Arbeitszeit, Autonomie in der Arbeit 
oder häufiges Arbeiten unter Zeitdruck. Die Ergebnisse 
des Mikrozensus Sondermoduls 2015 zeigen, dass wenn-
gleich der Großteil der Erwerbstätigen mit der Arbeits-
zeitsituation zufrieden ist (72,0 %), fast jede bzw. jeder 
Fünfte (19,5 %) die Arbeitszeit gerne reduzieren würde. 
Die Zufriedenheit mit der Arbeitszeit fällt umso höher 
aus, je geringer die erwartete Flexibilität vonseiten der 
Arbeitgeberinnen und -geber ist. Zwei Fünftel (40,5 %) 
der Erwerbstätigen werden zumindest einmal im Monat 
dazu aufgefordert, länger zu bleiben oder früher zu kom-
men. Rund ein Zehntel (11,1 %) der Erwerbstätigen arbei-
tet immer unter Zeitdruck. 

Wie sich dar Erwerbsstatus auf die Lebensqualität aus-
wirken kann, wird im dritten Teil dieses Sonderkapitel 
als untersucht. Dabei werden die Dimensionen „subjek-
tives Wohlbefinden“, „Gesundheit“ und „soziale Teilhabe 
und Armut“ anhand ausgewählter Indikatoren genauer 

beleuchtet. Als ein wesentlicher Indikator wurde die sub-
jektive Lebensqualität, gemessen auf einer Skala von 0-10, 
gewählt. 2017 lag die mittlere Zufriedenheit bei 7,9 von 
10 Punkten und damit auf dem Niveau der beiden Vor-
jahre (siehe auch Kapitel 3.8).

Die Ergebnisse zeigen, dass arbeitslose Personen eine 
deutlich geringere subjektive Lebenszufriedenheit anfüh-
ren, als Voll- und Teilzeitbeschäftigte. Diese Unterschiede 
sind auch im Vergleich zu Personen in einer prekären 
Beschäftigungsform – Erwerbstätigkeit im Ausmaß von 
weniger als zwölf Wochenstunden oder Niedriglohnbe-
schäftigung – sichtbar. Zudem wird gezeigt, dass unter-
schiedliche Einkommensverhältnisse, Alter und weitere 
soziodemographische Merkmale nur einen Teil der Unter-
schiede erklären können.

Der dritte Bereich von Wie geht’s Österreich? betrifft die 
Umweltsituation. Ein Indikator, der hier mit dem Arbeits-
markt im weiteren Sinn in Verbindung steht, sind die 
Beschäftigten in der umweltorientierten Produktion und 
Dienstleistung. Rund 183.000 Beschäftigte waren im Jahr 
2016 (vorläufige Ergebnisse) in der Umweltwirtschaft 
tätig. Der vorliegende Indikator misst die direkte Pro-
duktion von Umweltprodukten und Umweltdienstleis-
tungen. Informationen zu den indirekten Auswirkungen 
auf die Gesamtwirtschaft sind nicht daraus abzuleiten. 
Zudem steht im alleinigen Fokus die ökologische Kom-
ponente der Nachhaltigkeit. Die soziale Komponente – 
etwa gemessen aus der Qualität der Arbeitsplätze im 
Umweltbereich – ist nicht Teil des Konzepts und demge-
mäß auch den Daten nicht abzuleiten (siehe auch Kapi-
tel 4.6.2). Dieser Aspekt wird daher in den nachfolgen-
den Unterkapiteln nicht weiter verfolgt.

Grafik A.2 
Allgemeine Lebenszufriedenheit

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig 
arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung.
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A.3 
Arbeitslosigkeit und deren Ursachen in 
Österreich
Gastbeitrag Julia Bock-Schappelwein, Thomas Horvath, Ulrike Huemer – WIFO

Die jüngere Vergangenheit am österreichischen 
Arbeitsmarkt ist gekennzeichnet von einem steigen-
den und sich in der Zusammensetzung – in Folge der 
Alterung der Erwerbsbevölkerung, internationaler 
Wanderungsbewegungen, Änderungen im Erwerbs- 
und Bildungsverhalten sowie in den gesetzlichen und 
institutionellen Rahmenbedingungen – ändernden 
Arbeitskräfteangebot. Auf Ebene der Arbeitskräfte-
nachfrage beeinflussen die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen, die starke internationale Verflechtung 
der heimischen Wirtschaft und der fortschreitende 
wirtschaftliche Strukturwandel Ausmaß und Struktur 
der Arbeitskräftenachfrage. Allerdings überragte ins-
besondere in den konjunkturschwachen Jahren 2012 
bis 2015 die Zunahme des Angebotes an Arbeitskräf-
ten jene der Arbeitskräftenachfrage, was dazu führte, 
dass die Arbeitslosigkeit stieg, sich verfestigte und zu 
Rückzugstendenzen am Arbeitsmarkt beitrug. Im Fol-
genden wird das Arbeitsmarktgeschehen der Jahre 
2005 bis 2017 auf Basis der Mikrozensus-Arbeitskräf-
teerhebungsdaten nachgezeichnet.

A.1.1 
Einleitung

Der österreichische Arbeitsmarkt war in den letzten Jah-
ren von einer Reihe markanter Entwicklungen geprägt 
(siehe Grafik A.3): Auf den Gütermärkten löste die inter-
nationale Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise in den Jah-
ren 2008/09 die stärkste Rezession seit dem Zweiten 
Weltkrieg aus (-3,8 % BIP Rückgang 2009), auf die, nach 
einer raschen Erholung der österreichischen Wirtschaft, 
eine mehrjährige Phase geringen Wirtschaftswachstums 
folgte (2012-2015 durchschnittlich +0,7 % BIP Wachstum). 
Auf dem Arbeitsmarkt nahm das Arbeitskräfteangebot – 
bedingt durch internationale Migration, grenzüberschrei-
tendes Pendeln und zunehmende Erwerbsbeteiligung 
von Frauen und Älteren – markant zu, der Strukturwan-
del der Wirtschaft ließ die Nachfrage nach manuellen, 
vielfach von gering qualifizierten Arbeitskräften ausge-
übten Tätigkeiten zurückgehen und die Arbeitslosigkeit 
stieg deutlich. 2017 sank die Arbeitslosenquote erstmals 
seit 2011 wieder, liegt jedoch nach wie vor deutlich über 
dem Vorkrisenniveau. 

Grafik A.3 
Entwicklung des BIP und wichtiger Arbeitsmarkt-
kennzahlen

Q: Eurostat, AMS, Hauptverband der österreichischen Sozialversi-
cherungsträger, WIFO-Berechnungen. Nationale Berechnung der 
Arbeitslosenquote: Arbeitslose laut AMS geteilt durch das unselb-
ständige Arbeitskräfteangebot (Unselbständig Beschäftigte plus 
Arbeitslose). Zusammenspiel von allgemeiner wirtschaftlicher Ent-
wicklung und Arbeitsmarktgeschehen: In Phasen mit hohem Wirt-
schaftswachstum sinkt die Arbeitslosenquote typischerweise 
deutlich und steigt in der Rezession (Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008/09) bzw. in Jahren mit geringer Konjunkturdynamik (2012 bis 
2015). Unter dem Begriff Erwerbspersonen werden Erwerbstätige 
und Arbeitslose subsumiert.

Zur Beobachtung des Arbeitsmarktgeschehens stehen 
in Österreich Administrativdaten vom Hauptverband der 
österreichischen Sozialversicherungsträger und vom AMS 
sowie Befragungsdaten von Statistik Austria (Mikrozen-
sus-Arbeitskräfteerhebung) zur Verfügung. Sie unter-
scheiden sich (siehe Übersicht A.1) nicht nur in der Erhe-
bungsmethode, sondern auch in der Definition und der 
Operationalisierung von Beschäftigung und Arbeitslosig-
keit wodurch sowohl die Größenordnung als auch die zeit-
liche Dynamik unterschiedlicher Arbeitsmarktgrößen zwi-
schen den Datenquellen variiert. Welche Datenquelle für 
eine Untersuchung herangezogen wird, hängt somit von 
der jeweiligen Fragestellung ab. Der vorliegende Beitrag 
stützt sich auf die Befragungsdaten von Statistik Austria, da 
die im Mikrozensus erhobenen Personenmerkmale einen 
tieferen Einblick in die Entwicklung und Zusammenset-
zung von Arbeitskräfteangebot und Arbeitskräftenachfrage

-4

-2

0

2

4

6

8

10

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

Wirtschaftswachstum (BIP) real
Arbeitslosenquote (nationale Berechnungsweise)
Arbeitslosenquote (lt. Eurostat)
Erwerbspersonen (lt. Eurostat)
Erwerbstätige (lt. Eurostat)

Q
uo

te
 b

zw
. V

er
än

de
ru

ng
 g

eg
en

V
or

ja
hr

 in
 %

4



Wie geht’s Österreich? – Sonderkapitel

197

Übersicht A.1 
Konzeptionelle Unterschiede zwischen Administrativdaten und Befragungsdaten im Arbeitsmarktbereich

Arbeitskräfteerhebung Mikrozensus Administrativdaten HV und AMS

Umfang
Inländerkonzept:  
Wohnbevölkerung  
(inklusive Auspendler) 

Inlandskonzept:  
Wohnbevölkerung 
+ Einpendler 
– Auspendler 

Datenquelle Personenbefragung (Stichprobe) Verwaltungsdaten (Vollerhebung)

Erwerbstätige

Personen, die in der Referenzwoche mindestens eine Stunde 
gearbeitet haben sowie Personen, die in der Referenzwoche 
temporär vom Arbeitsplatz abwesend waren (z. B. aufgrund von 
Urlaub, Krankheit, Mutterschutz, vorübergehende Erwerbsunfä-
higkeit, Altersteilzeit oder Elternkarenz).

Unselbständige: Voll sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse, d. h. Beschäftigungsverhältnisse über der 
Geringfügigkeitsgrenze
Selbständig: (Pflichtversicherte) Personen in der gewerbli-
chen Wirtschaft, neue Selbständige (seit 1998) 
und Selbständige und deren mithelfende Angehörige in der 
Land- und Forstwirtschaft

Arbeitslose

Personen, die in den letzten vier Wochen vor der Befragung aktiv 
nach Arbeit gesucht haben und innerhalb der nächsten zwei 
Wochen für eine Arbeitsaufnahme zur Verfügung stehen, gelten 
als arbeitslos. Das Kriterium der aktiven Arbeitssuche entfällt für 
erwerbslose Personen mit Jobzusage, sofern sie die Stelle inner-
halb der nächsten drei Monate antreten.

Als arbeitslos gelten jene Personen, die beim AMS als arbeits-
los vorgemerkt sind (max. geringfügig erwerbstätig) sowie 
arbeitsfähig und arbeitswillig sind.

Arbeitslosenquote Eurostat-Berechnung: Arbeitslose, gemessen an den ökonomisch 
Aktiven (d. h. an den Erwerbspersonen).

Nationale Berechnung: Arbeitslose, gemessen an den unselb-
ständigen Erwerbspersonen (Arbeitslose und unselbständig 
Beschäftigte).

Q: WIFO – eigene Darstellung.

erlaubt, die wesentlich zum Anstieg der Arbeitslosigkeit 
nach 2008 geführt haben. Arbeitslosigkeit im Sinne von 
ungenutztem Arbeitskräftepotenzial, kann zudem in den 
Befragungsdaten des Mikrozensus breiter definiert wer-
den und marginalisierte sowie entmutigte Personen, aber 
auch Unterbeschäftigung einschließen und hierdurch eine 
umfassendere Betrachtung des ungenutzten Arbeitskräf-
tereservoirs bieten.

A.1.2 
Arbeitskräfteangebot

In den vergangenen Jahren wuchs das Arbeitskräfteange-
bot ungeachtet des deutlichen wirtschaftlichen Einbruchs 
2009 sowie der mehrjährigen Phase geringen Wachstums 
2012 bis 2015 markant (zwischen +0,4 % und +2,0 % p. a.). 
Im gesamten Zeitraum 2005 bis 2017 betrug die durch-
schnittliche Wachstumsrate laut Mikrozensus-Arbeitskräf-
teerhebung +1,1 % jährlich. 

In absoluten Zahlen erhöhte sich das Arbeitskräfteangebot 
in diesem Zeitraum um +537.400 auf 4,508 Mio. Erwerbs-
personen bzw. in der Altersgruppe der 15- bis 64-Jährigen 
um 498.200 auf 4,433 Mio. Erwerbspersonen. Im Wesent-
lichen können drei Ursachen für diese starke Ausweitung 

des Arbeitskräfteangebots in einer mittelfristigen Pers-
pektive (2005-2017) ausgemacht werden: 

1. Die Erwerbsbeteiligung von Frauen steigt im Zeit-
verlauf deutlich, wobei Frauen vom Strukturwandel 
(zunehmende Bedeutung des Dienstleistungssektors) 
und ihren steigenden Ausbildungsniveaus profitieren 
(vgl. Eppel et al. 2018, Fink et al. 2017, Bock-Schappel-
wein et al., 2017A).

2. Ältere Arbeitskräfte verbleiben als Ergebnis von Refor-
men im Pensionsversicherungsrecht und den allge-
meinen Trends zu höheren Ausbildungen länger am 
Arbeitsmarkt (Horvath und Mahringer 2016, Mayrhu-
ber und Knittler, 2010). 

3. Österreich erlebte in den letzten Jahren eine – selbst 
im Vergleich zu bisherigen Migrationsbewegungen 
– markante Ausweitung der Zahl an ausländischen 
Arbeitskräften aus der EU, insbesondere im Zuge des 
Auslaufens der Übergangsfristen für die Arbeitnehmer-
freizügigkeit für Arbeitskräfte aus den EU-Beitrittslän-
dern des Jahres 2004/2007 zur Jahresmitte 2011 bzw. 
zu Jahresanfang 2014 (Eppel et al. 2018). Zusätzlich zur 
Arbeitskräftemigration erreichte die internationale 
Fluchtmigration aus Afghanistan und Syrien im zwei-
ten Halbjahr 2015 ihren Höhepunkt.
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Übersicht A.2 
Zahl an Erwerbspersonen und Erwerbsquote in Österreich 2005 und 2017

Erwerbspersonen (15-64) in 1.000 Erwerbsquote

2005 2017 abs. Diff. in % p.a. 2005 2017 Diff. in Pro-
zentpunkten

Gesamt 3.934 4.433 +498 +1,0 71,1 76,1 +5,0

Geschlecht

Frauen 1.795 2.083 +288 +1,2 64,9 71,8 +6,9

Männer 2.140 2.350 +210 +0,8 77,4 80,4 +3,0

Staatsangehörigkeit

Österreich 3.529 3.706 +177 +0,4 71,4 76,9 +5,5

Ausland 405 727 +321 +5,0 69,0 72,4 +3,4

Ausbildung

Gering 696 584 -112 -1,4 51,5 52,1 +0,6

Mittel 2.730 3.011 +281 +0,8 75,9 80,2 +4,3

Hoch 508 837 +330 +4,3 87,2 88,4 +1,2

Alter

15 bis 24 Jahre 569 536 -32 -0,5 56,7 54,8 -1,9

25 bis 49 Jahre 2.681 2.671 -10 0,0 87,0 89,0 +2,0

50 bis 64 Jahre 685 1.225 +541 +5,0 47,3 66,5 +19,2

Q: WIFO auf Basis Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung. Ausbildungsniveaus nach nationalen Kategorien: „gering“ höchstens Pflichtschulab-
schluss, „mittel“ Lehre, berufsbildende mittlere und höhere Ausbildung, allgemeinbildende höhere Ausbildung, „hoch“ Tertiärabschluss. Die 
den Erwerbsquoten zugrundeliegende Bevölkerung schließt in dieser Darstellung die Präsenz- und Zivildiener mit ein. Präsenz- und Zivildiener 
zählen im LFS zu den Nicht-Erwerbspersonen.

Frauen

Mit der Veränderung des traditionellen geschlechtsspezi-
fischen Rollenverständnisses, dem Trend zur Höherquali-
fizierung, der Ausweitung der Beschäftigungsmöglichkei-
ten im Dienstleistungssektor und gesellschaftspolitischen 
Reformen stieg die Erwerbsbeteiligung der Frauen in 
den letzten Jahrzehnten deutlich (Eppel et al., 2018). 
Wiewohl sich die Erwerbsneigung von Frauen und Män-
nern erheblich angenähert hat, bestehen nach wie vor 
große geschlechtsspezifische Unterschiede hinsichtlich 
der Qualität und des Ausmaßes der Erwerbsintegration. 
Die Beschäftigungszuwächse von Frauen sind größtenteils 
auf Teilzeitjobs zurückzuführen und auch die geschlechts-
spezifische Segmentierung des Arbeitsmarkts ist nach wie 
vor hoch (Fink et al. 2017, Bock-Schappelwein et al., 2017A, 
2017B): Während die Zahl der weiblichen Erwerbsperso-
nen laut Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung zwischen 
2005 und 2017 um +305.213 auf 2,112 Mio. anstieg (Män-
ner + 232.224 auf 2,396 Mio.), erhöht sich ihre Teilzeit-
quote unter den unselbständig Beschäftigten im selben 
Zeitraum um +7,9 Prozentpunkte auf 48,3 % (Männer +5,3 
Prozentpunkte auf 11,0). Damit geht mittlerweile etwa jede 
zweite Frau, aber nur jeder zehnte Mann, einer Beschäf-
tigung in Teilzeit nach. Beeinflusst wird die geschlechts-
spezifische Aufteilung der Erwerbsarbeitszeit in hohem 
Ausmaß von der ungleichen Verteilung der Betreuungs-

pflichten (Eppel – Famira-Mühlberger – Bock-Schappel-
wein, 2014, Bock-Schappelwein et al., 2017A, 2017B).

Ältere

Die Erwerbsquote der Älteren (50 bis 64-Jährige: 2005-
2017: +19,2 Prozentpunkte auf 66,5 %) stieg in Folge von 
Reformen im Pensionsversicherungsrecht (Mayrhuber 
und Knittler, 2010; Mayrhuber, 2006), bei denen vorzei-
tige Ausstiegspfade aus dem Arbeitsmarkt geschlossen, 
Altersgrenzen angehoben bzw. Zugangsvoraussetzungen 
in die Pension verschärft wurden (zu den Pensionsrefor-
men siehe z. B. Blank et. al, 2016 sowie Sanchez-Romero 
– Sambt – Prskawetz, 2012). Abgesehen von den institu-
tionellen Rahmenbedingungen weisen ältere Erwerbs-
personen zunehmend höhere Qualifikationsprofile auf, 
wodurch deren Anbindung an den Arbeitsmarkt zusätz-
lich begünstigt wird (Horvath und Mahringer, 2016). In 
Kombination mit der demographischen Verschiebung in 
der Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung wächst folg-
lich die Zahl älterer Erwerbspersonen markant (50 bis 
64 -Jährige +541.000 auf 1,225 Mio. bzw. +5 % jährlich), 
ganz im Gegensatz zur Entwicklung der Zahl der jünge-
ren Erwerbspersonen (siehe Tabelle A 2). 
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Migrantinnen und Migranten

Überproportional stark nahm in den Jahren 2005 bis 
2017 das Arbeitskräfteangebot von nicht österreichischen 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger (+321.400 auf 726.600 
bzw. +5,0 % jährlich) zu. Parallel dazu verschob sich die 
Zusammensetzung nach Nationalitäten im Zeitverlauf 
deutlich. Während bis zum Vorkrisenjahr 2008 rund die 
Hälfte des ausländischen Arbeitskräfteangebots auf Per-
sonen aus den beiden traditionellen Gastarbeiterregio-
nen des ehemaligen Jugoslawien und der Türkei entfiel, 
ist ihr Anteil mittlerweile auf rund ein Drittel gesunken. 
Verdreifacht hat sich hingegen das Arbeitskräfteange-
bot von Personen aus den EU-15-Staaten, hauptsächlich 
Deutschland. Massiv gestiegen ist zudem das Angebot an 
Arbeitskräften aus den EU-Beitrittsstaaten von 2004 und 
2007, insbesondere mit der vollständigen Arbeitsmarkt-
öffnung ab Mai 2011 bzw. Jahresbeginn 2014. 

Die Arbeitskräftemigration beschränkt sich allerdings 
nicht nur auf Personen, die sich in Österreich niederlassen, 
sondern umfasst zusehends auch Personen, die weiter-
hin im Ausland leben und für Erwerbszwecke nach Öster-
reich pendeln. Im Jahr 2017 traf dies auf 93.744 Arbeits-
kräfte oder gut jeden achten unselbständig Beschäftigten 
mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft zu, im Jahr 
2011 auf jeden zehnten. Diese Personengruppe wird in 
der Arbeitskräfteerhebung nicht erfasst, da sie nicht der 
Wohnbevölkerung in Österreich zuzurechnen ist. Dar-
unter fallen auch ausländische Personen, insbesondere 
Frauen, die als Selbständige persönliche Dienstleistungen 
(insbesondere im Pflegebereich) in Österreich erbringen 
und ihren Lebensmittelpunkt im Ausland haben.

Genährt wird die Expansion des ausländischen Arbeits-
kräfteangebots nicht nur durch Arbeitskräftemigration, 
sondern zusätzlich durch internationale Fluchtmigra-
tion wie etwa aus Afghanistan und Syrien, die im zwei-
ten Halbjahr 2015 ihren Höhepunkt erreichte und, zeit-
lich verzögert, die Zahl der anerkannten Flüchtlinge oder 
subsidiär schutzberechtigten Personen im Arbeitskräfte-
angebot merklich erhöhte.

Wie stark Zuwanderung und geändertes Erwerbsverhalten 
zur Ausweitung des österreichischen Arbeitskräfteange-
bots beigetragen haben, lässt sich durch eine Dekomposi-
tion der Gesamtveränderung des Arbeitskräfteangebotes 
beschreiben, das neben der quantitativen Veränderung 
auch Veränderungen in Verhaltensmustern berücksich-
tigt. Dafür wird die Gesamtveränderung des Arbeitskräf-
teangebotes in den Jahren 2005 bis 2017 nach vier Kri-
terien zerlegt: 

(1) Bevölkerungseffekt Inland: Jener Teil der Gesamtverän-
derung des Arbeitskräfteangebots, der – bei konstan-
ter Erwerbsquote – auf die Bevölkerungsentwicklung 
österreichischer Staatsangehöriger zurückzuführen ist. 

(2) Verhaltenseffekt (inländischer) Frauen: Jener Teil der 
Gesamtveränderung des Arbeitskräfteangebots, der 
– bei konstanter weiblicher, inländischer Erwerbsbe-

völkerung – auf die Veränderung der Erwerbsbeteili-
gung von Frauen mit österreichischer Staatsbürger-
schaft zurückzuführen ist (Erwerbsquoten-Effekt = 
EWQ- Effekt Frauen). 

(3) Verhaltenseffekt (inländischer) Männer: Jener Teil der 
Gesamtveränderung des Arbeitskräfteangebots, der 
– bei konstanter männlicher, inländischer Erwerbsbe-
völkerung – auf die Veränderung der Erwerbsbeteili-
gung von Männern mit österreichischer Staatsbürger-
schaft zurück zu führen ist (Erwerbsquoten-Effekt = 
EWQ-Effekt Männer). 

(4) Bevölkerungseffekt Ausland: Jener Teil der Gesamtver-
änderung des Arbeitskräfteangebots, der auf die quan-
titativen Veränderungen im Arbeitsangebot von Perso-
nen ohne österreichische Staatsbürgerschaft entfällt. 

Grafik A.4 
Beitrag von Zuwanderung, Bevölkerungsentwick-
lung und Änderungen des Erwerbsverhaltens zur 
Ausweitung des Arbeitskräfteangebotes in Öster-
reich (2005 bis 2017)

Q: WIFO Berechnungen auf Basis Mikrozensus Arbeitskräfteerhebung. 

Die Zerlegung der Arbeitskräfteangebotsentwicklung für 
die Jahre 2005 bis 2017 zeigt, dass in fast allen Untersu-
chungsjahren die inländische Bevölkerungsentwicklung 
einen negativen Beitrag zur Ausweitung des Arbeitskräf-
teangebotes leistete, während die Zuwanderung aus-
schließlich einen positiven Beitrag zur Angebotsaus-
weitung, insbesondere in den letzten Jahren durch die 
internationale Fluchtmigration, lieferte. Betrachtet man 
zudem die Rolle der sich ändernden Erwerbsneigung der 
inländischen Bevölkerung, so fällt der positive Beitrag 
der steigenden Frauenerwerbsbeteiligung zur Arbeits-
kräfteangebotsausweitung auf. Auch bei den Männern 
ist eine Zunahme der Erwerbsbeteiligung zu erkennen, 
wenn auch in einem quantitativ merklich geringeren 
Ausmaß (aber ausgehend von einem höheren Niveau 
als bei den Frauen).
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A.1.3 
Arbeitskräftenachfrage

Die Nachfrage nach Arbeitskräften stieg in der mittelfris-
tigen Perspektive (2005 bis 2017) kontinuierlich (durch-
schnittlich 1,1 % pro Jahr). Einzige Ausnahme bildete das 
Krisenjahr 2009 (-0,3 %); und selbst in den Jahren mit 
verhaltener Konjunkturdynamik (2012 bis 2015), stieg 
die Zahl der Erwerbstätigen moderat (durchschnittlich 
+0,6 % p. a.). 2017 erreichte die Zahl der Erwerbstätigen 

ein Niveau von 4,260.500 (+513.000 gegenüber 2005 
bzw. +1,1 % p. a.), davon waren 3,733.200 unselbständig 
(+471.100 gegenüber 2005 bzw. +1,1 % p. a.) und 527.300 
selbständig beschäftigt (+41.900 gegenüber 2005 bzw. 
+0,7 % p. a). Die Struktur der Arbeitskräftenachfrage ver-
schob sich im Betrachtungszeitraum weiter in Richtung 
Dienstleistungsgesellschaft (steigender Anteil an Beschäf-
tigten in den Dienstleistungsbranchen: (2005: 67,2 %, 2017: 
71,1 %), bei den selbständigen Beschäftigten gewannen 
die Ein-Personen-Unternehmen außerhalb der Land- und 
Forstwirtschaft weiter an Bedeutung. 

Übersicht A.3 
Zahl an Erwerbstätigen und Beschäftigungsquote in Österreich 2005 und 2017

Erwerbstätige (15-64) in 1.000 Beschäftigungsquote

2005 2017 abs. Diff. in % p.a. 2005 2017 Diff. in Pro-
zentpunkten

Gesamt 3.711 4.185 +474 +1,0 67,1 71,9 +4,8

Geschlecht

Frauen 1.689 1.977 +287 +1,3 61,1 68,2 +7,1

Männer 2.022 2.209 +187 +0,7 73,1 75,6 +2,4

Staatsangehörigkeit

Österreich 3.357 3.538 +181 +0,4 67,9 73,4 +5,5

Ausland 354 647 +293 +5,1 60,3 64,5 +4,1

Ausbildung

Gering 618 504 -114 -1,7 45,7 44,9 -0,8

Mittel 2.603 2.873 +270 +0,8 72,4 76,5 +4,2

Hoch 491 809 +318 +4,3 84,3 85,4 +1,1

Alter

15 bis 24 Jahre 506 484 -22 -0,4 50,5 49,4 -1,1

25 bis 49 Jahre 2.549 2.529 -21 -0,1 82,7 84,2 +1,5

50 bis 64 Jahre 656 1.173 +517 +5,0 45,4 63,7 +18,3

Tätigkeitsschwerpunkt

Analytische Nicht-Routine-Tasks 511,6 768,6 +257,0 +3,5

Interaktive Nicht-Routine-Tasks 752,7 802,8 +50,2 +0,5

Kognitive Routine-Tasks 792,4 941,5 +149,1 +1,4

Manuelle Routine-Tasks 502,4 467,6 -34,9 -0,6

Manuelle Nicht-Routine-Tasks 1142,2 1194,7 +52,5 +0,4

Q: WIFO auf Basis Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung. Ausbildungsniveaus: „gering“ höchstens Pflichtschulabschluss, „mittel“ Lehre, berufs-
bildende mittlere und höhere Ausbildung, allgemeinbildende höhere Ausbildung, „hoch“ Tertiärabschluss. Zur Beschreibung der Tätigkeits-
schwerpunkte siehe nachfolgende Seite. Die den Beschäftigungsquoten zugrundeliegende Bevölkerung schließt in dieser Darstellung die Prä-
senz- und Zivildiener mit ein. Präsenz- und Zivildiener zählen im LFS zu den Nicht-Erwerbspersonen.
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Qualifikation 

Der Strukturwandel und der verstärkte Einsatz digitaler 
Technologien sowohl im Produktions- als auch im Dienst-
leistungsbereich ändert aus einer qualifikatorischen Sicht 
die Struktur der Arbeitskräftenachfrage (Bock-Schappel-
wein — Huemer, 2017). An Bedeutung gewinnen vor allem 
spezifische Qualifikationen und Kompetenzen wie etwa 
fachliche Qualifikation in Kombination mit IT-Kompeten-
zen (siehe z. B. Bock-Schappelwein — Famira-Mühlberger 
— Leoni, 2017); gleichzeitig geraten insbesondere formal 
gering qualifizierte Personen zunehmend unter Druck. 
Der Trend zur Höherqualifizierung zeigt sich deutlich: 
Während der Anteil formal gering qualifizierter Personen 
an allen Erwerbstätigen in den letzten Jahren zusehends 
sank, übersteigt seit 2012 der Anteil der Erwerbstätigen 
mit einem universitären oder vergleichbaren Abschluss 
(2017: 19 %) den Anteil der Erwerbstätigen mit maximal 
Pflichtschulabschluss (2017: 12 %). Der Anteil der Erwerbs-
tätigen im mittleren Qualifikationssegment ist dagegen 
mit rund 70 %, und entgegen dem international beob-
achtbaren Trend einer „job polarization“ (Goos — Man-
ning — Salomons, 2009, 2014), relativ stabil. Dass sich in 
Österreich die Beschäftigungsperspektiven von Personen 
mit mittleren Qualifikationen nicht verschlechtern, dürfte 
im Wesentlichen der heterogenen Zusammensetzung von 
unterschiedlichen Qualifikationen in diesem Segment in 
Österreich geschuldet sein (Bock-Schappelwein, 2016). 

Tätigkeitsschwerpunkte 

Die Veränderungsprozesse in der Wirtschaftsstruktur und 
in den Produktionsprozessen infolge von strukturellem 
Wandel, Automatisierung und Digitalisierung finden ihren 
Niederschlag auch in den nachgefragten Tätigkeitsschwer-
punkten der Erwerbstätigen, wie sich aus der Berufsstruk-
tur der Erwerbstätigen in der Mikrozensus-Arbeitskräfte-
erhebung ableiten lässt. Während das Verhältnis zwischen 
Berufen mit überwiegend Routinetätigkeiten (rund 35 %) 
und Nicht-Routinetätigkeiten (rund 65 %) zwischen 2005 
und 2017 relativ stabil war, kam es innerhalb dieser Tätig-
keitsschwerpunkte zu einer Verlagerung von den manu-
ellen zu den nicht-manuellen Tätigkeiten. Insgesamt geht 
der Trend in Richtung Berufe mit vorwiegend wissens-
intensiven Nichtroutinetätigkeiten mit hohen Qualifika-
tionsanforderungen, während vor allem manuelle Routi-
netätigkeiten mit geringen Qualifikationsanforderungen 
Beschäftigungseinbußen verzeichnen (Bock-Schappel-
wein — Famira-Mühlberger — Leoni, 2017). 

A.1.4 
Arbeitslosigkeit und alternative 
Indikatoren

Die Arbeitslosenquote auf Grundlage der Mikrozen-
sus-Arbeitskräfteerhebung, die aufgrund konzeptionel-
ler und definitorischer Spezifika im Vergleich zur nationa-
len, auf administrativen Daten basierenden Berechnung 
einerseits geringer ausfällt und andererseits träger auf 
gesamtwirtschaftliche Veränderungen reagiert (siehe 
 Grafik A.3), stieg im Rezessionsjahr 2009 und anschlie-
ßend ab 2012 als Abbild der verhaltenen konjunkturellen 
Entwicklung in den Jahren 2012 bis 2015. Erst nach dem 
Einsetzen des wirtschaftlichen Aufschwungs im Jahr 2016 
begann sie 2017 wieder zu sinken (5,5 % – Männer: 5,9 %, 
Frauen: 5,0 %). Gleichzeitig hat das Konjunkturtief Spuren 
am Arbeitsmarkt hinterlassen und zu einer Verfestigung 
der Arbeitslosigkeit geführt, was sich auch in einer stei-
genden Zahl an infolge von Arbeitslosigkeit entmutigten 
Personen niederschlug. 

Allen voran Personen ohne eine über die Pflichtschule 
hinausgehende abgeschlossene Ausbildung waren in 
den Krisenjahren von der steigenden Arbeitslosigkeit 
betroffen, insbesondere Männer. Die Arbeitslosenquote 
unter Personen mit maximal Pflichtschulabschluss (2017: 
13,8 %) ist mehr als viermal so hoch wie unter hoch Quali-
fizierten (2017: 3,4 %). Dazu kommt, dass in den konjunk-
turschwachen Jahren ab 2012 Berufe mit überwiegend 
manuellen Routinetätigkeiten, die besonders häufig von 
Geringqualifizierten ausgeübt werden, noch stärker als 
bisher unter Druck geraten (Bock-Schappelwein, 2016). 

Im Jahr 2017 war die Arbeitslosenquote von Arbeitskräf-
ten mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft (10,9  %) 
mehr als doppelt so hoch wie jene von Arbeitskräften 
mit österreichischer Staatsbürgerschaft (4,5  %). Wegen 
ihrer Konzentration auf Saisonbranchen bzw. konjunk-
turreagible Branchen waren ausländische Beschäftigte 
von der schwachen Wachstumsdynamik und vom kräf-
tigen Zustrom an Arbeitskräften nach der Öffnung des 
Arbeitsmarktes (Mai 2011 für EU-2004 Beitrittsländer und 
Jänner 2014 für die EU-2007 Beitrittsländer) besonders 
betroffen. Zum einen wegen direkter Substitutionskon-
kurrenz (z. B. jüngere versus ältere), zum anderen weil aus-
ländische Arbeitskräfte häufiger zur betrieblichen Rand-
belegschaft zählen, die in auftragsschwachen Zeiten als 
erstes abgebaut wird. 
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Übersicht A.4 
Zahl an Arbeitslosen und Arbeitslosenquote in Österreich 2005 und 2017

Arbeitslose (15-64) in 1.000 Arbeitslosenquote

2005 2017 abs. Diff. in  % p.a. 2005 2017 Diff. in Pro-
zentpunkte

Gesamt 223 247 +24 +0,9 5,7 5,6 -0,1

Geschlecht

Frauen 106 106 +1 +0,1 5,9 5,1 -0,8

Männer 118 141 +23 +1,5 5,5 6,0 +0,5

Staatsangehörigkeit

Österreich 172 168 -4 -0,2 4,9 4,5 -0,4

Ausland 51 79 +29 +3,8 12,5 10,9 -1,6

Ausbildung

gering 78 81 +2 +0,2 11,3 13,8 +2,6

mittel 128 138 +11 +0,7 4,7 4,6 -0,1

hoch 17 28 +11 +4,4 3,3 3,4 +0,0

Alter

15-24 63 53 -10 -1,4 11,0 9,8 -1,2

25-49 132 143 +10 +0,6 4,9 5,3 +0,4

50-64 28 52 +24 +5,2 4,1 4,3 +0,1

Dauer der AL

LZAL (12+ Monate) 57 83 +26 +3,2

Q: WIFO auf Basis Mikrozensus Arbeitskräfteerhebung, Ausbildungsniveaus: „gering“ höchstens Pflichtschulabschluss, „mittel“ Lehre, berufsbil-
dende mittlere und höhere Ausbildung, allgemeinbildende höhere Ausbildung, „hoch“ Tertiärabschluss.

Hinsichtlich personenbezogener Merkmale waren seit 
dem Krisenjahr 2009 Männer stärker von Arbeitslosigkeit 
betroffen als Frauen. In Bezug auf das Alter fällt auf, dass 
die Arbeitslosenquote Älterer in der Mikrozensus-Arbeits-
kräfteerhebung geringer ist als im Haupterwerbsalter und 
auch geringer als unter Jugendlichen. 

Die Kombination aus schwachem Wirtschaftswachstum, 
starker Zunahme des Arbeitskräfteangebots und Struk-
turveränderung am Arbeitsmarkt führten dazu, dass nicht 
alle arbeitslosen Personen schnell wieder zurück in den 
Arbeitsmarkt fanden, sondern längerfristig von Arbeits-
losigkeit betroffen waren. Es kam zu einer Verfestigung 
der Arbeitslosigkeit, die im steigenden Anteil an Lang-
zeitarbeitslosen – er kletterte von 25,5 % (2005) auf 33,4 % 
(2017) – zum Ausdruck kommt. Aufgrund der längerfris-
tig angespannten Arbeitsmarktsituation und der damit 
verbundenen fehlenden Beschäftigungsperspektive zog 
sich ein Teil der Arbeitslosen (zeitlich begrenzt) vom 
Arbeitsmarkt zurück. Diese (wachsende) Gruppe wird 
erst sichtbar, wenn Arbeitslosigkeit bzw. Unterbeschäf-
tigung breiter gefasst wird. Hinweise zur Größe dieser 
Personengruppe liefern die alternativen Indikatoren der 
Arbeitslosigkeit, die den in den 1970er Jahren von Shiskin 
(1976) am Bureau of Labour Statistics in den USA entwi-
ckelt wurden (siehe dazu auch Bock-Schappelwein, 2005). 

Alternative Indikatoren der Arbeitslosigkeit 
(Bregger Haugen, 1995):

• U3 entspricht der herkömmlichen Definition der 
Arbeitslosenquote: Zahl der Arbeitslosen bezogen 
auf die Zahl der Erwerbspersonen. 

U4 bis U6 fassen den Begriff weiter, indem sie auch die 
versteckte Arbeitslosigkeit quantifizieren: 
• U4 umfasst die herkömmliche Arbeitslosenquote 

einschließlich der entmutigten Personen („discou-
raged persons“) im Zähler und Nenner (Castillo, 
1998). Entmutigte sind nicht erwerbstätig, wollen 
aber arbeiten, sind für den Arbeitsmarkt verfüg-
bar und haben im letzten Jahr eine Stelle gesucht; 
sie suchen zum Zeitpunkt der Befragung nicht 
aktiv Arbeit, weil sie glauben, keinen geeigneten 
Arbeitsplatz zu finden. Diese Personengruppe 
dürfte, wenn die Nachfrage nach Arbeitskräften 
steigt bzw. die Arbeitslosenquote sinkt, wieder 
auf den Arbeitsmarkt zurückzukehren. 

• U5 ergänzt U4 um alle anderen marginal zum 
Arbeitskräfteangebot zählenden Nichterwerbs-
personen („marginally attached persons“) im Zäh-
ler und Nenner. Diese Messung umfasst überdies 
jene Personen, die arbeiten wollen und können 
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und zeitweise auch einen Arbeitsplatz gesucht 
haben, unabhängig von den Gründen, warum sie 
derzeit keinen Arbeitsplatz suchen. Die Gruppe 
ist weiter vom Arbeitsmarkt entfernt als die Teil-
gruppe der Entmutigten. Dennoch zählen auch sie 
zum potentiellen Arbeitskräftereservoir, weil sie 
(gelegentlich) Arbeit suchen und unter bestimm-
ten Voraussetzungen wieder in den Arbeits-
markt zurückkehren würden (etwa Frauen mit 
Kinderbetreuungspflichten). 

• Der umfassendste alternative Arbeitslosigkeits-
indikator ist U6. Er berücksichtigt über die in U5 
abgebildete Arbeitslosigkeit hinaus alle Perso-
nen, die unfreiwillig Teilzeit arbeiten (Yamagami, 
2002). Dazu zählen u. a. Arbeitskräfte, die zum 
Zeitpunkt der Untersuchung aus wirtschaftlichen 
Gründen ihre Arbeitszeit reduzieren müssen oder 
keine Vollzeitstelle finden (OECD, 1999, Sorrent-
ino, 1993, 1995). 

Mit Hilfe dieser Indikatoren, die auf Daten der Mikrozen-
sus-Arbeitskräfteerhebung beruhen, lässt sich dieses 
potenzielle Arbeitskräftereservoir quantifizieren und bie-
tet damit einen „breiteren“ bzw. differenzierteren Blick auf 
die Arbeitslosigkeit. Die Zahl der entmutigten Personen, 
die keine geeignete Arbeit finden konnten (U4) stellt eine 
vergleichsweise kleine Personengruppe dar – sowohl bei 
Frauen als auch bei Männern. Sie sind nicht erwerbstä-
tig, wollen aber arbeiten, sind also für den Arbeitsmarkt 
verfügbar. Sie haben jedoch zum Zeitpunkt der Befra-
gung nicht aktiv Arbeit gesucht, weil sie glauben, kei-
nen geeigneten Arbeitsplatz zu finden. Diese Personen-
gruppe dürfte, wenn die Nachfrage nach Arbeitskräften 

steigt bzw. die Arbeitslosenquote sinkt, wieder auf den 
Arbeitsmarkt zurückzukehren. 

Deutlich größer als die Gruppe der entmutigten Perso-
nen fällt die Gruppe der marginalisierten Personen aus 
(U5), die sich aus den unterschiedlichsten Gründen aus 
dem Arbeitsmarkt zurückgezogen hat. Dennoch zählen 
auch sie zum potentiellen Arbeitskräftereservoir, weil sie 
(gelegentlich) Arbeit suchen und unter bestimmten Vor-
aussetzungen wieder in den Arbeits-markt zurückkehren 
würden. Frauen finden sich in dieser Gruppe wesentlich 
häufiger als Männer, weil darunter auch das Ausscheiden 
aus dem Arbeitsmarkt aufgrund von Betreuungspflich-
ten fällt; andererseits zeigt sich die U5 von Männern dyna-
misch. Die Arbeitslosenquote nach dieser breiten Definition 
ist deutlich höher als nach der herkömmlichen Abgren-
zung: So wären 2005 14,2 % der Erwerbspersonen arbeits-
los gewesen (2008: 12,0 %) und 2017 13,1 %. Berücksichtigt 
man in einem erweiterten Arbeitslosigkeitsbegriff neben 
den marginalisierten Personen auch jene, die unfreiwillig 
Teilzeit arbeiten (U6), so erhält man ein umfassendes Bild 
von Arbeitslosigkeit bzw. Unterbeschäftigung, das sich 
weit über die aktive Suche nach Arbeit hinaus erstreckt. 
In der Gruppe der unfreiwillig Teilzeit arbeitenden Perso-
nen finden sich neben jenen, die keine Vollzeitstelle fin-
den konnten, auch Arbeitskräfte, die zum Zeitpunkt der 
Untersuchung aus wirtschaftlichen (oder technischen) 
Gründen Teilzeit arbeiten, wie etwa im Rahmen von Kurz-
arbeit. Männer waren insbesondere im Krisenjahr 2009, als 
sie vielfach Kurzarbeit leisteten, von unfreiwilliger Teilzeit-
arbeit betroffen. Wird die Arbeitslosigkeit derart umfas-
send definiert, wäre die Arbeitslosenquote 2005 bei 16,3 % 
(2008: 14,3 %) gelegen und 2017 bei 16,1 %. 

Grafik A.5 
Arbeitslosenquote nach unterschiedlich breit definierter Arbeitslosigkeit, nach Geschlecht

Q: Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung, WIFO-Berechnungen. Anders als bei der internationalen Arbeitslosenquote (Arbeitslose bis 74 Jahre 
und Erwerbstätige bis 64 Jahre) wurden bei U5 und U6 keine Altersabgrenzungen vorgenommen.
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A.1.5 
Schlussbemerkungen

Die Jahre unmittelbar vor Ausbruch der internationalen 
Wirtschafts- und Finanzkrise im Jahr 2009 waren gekenn-
zeichnet von einer kräftigen Beschleunigung des Wirt-
schaftswachstums und sinkender Arbeitslosigkeit. Nach 
dem Krisenjahr 2009 und einer kurzzeitigen Erholung am 
Arbeitsmarkt ließ die verhaltene Konjunktur, in Kombina-
tion mit einer massiven Arbeitskräfteangebotsauswei-
tung, die Arbeitslosigkeit ab dem Jahr 2012 erneut stei-
gen und teilweise verfestigen und trug überdies dazu 
bei, dass sich Personen (temporär) aus dem Erwerbspro-
zess zurückzogen. Denn gerade Personen, die sich keine 
oder nur geringe Chancen am Arbeitsmarkt ausrechnen, 
sind von konjunkturellen Schwächephasen besonders 
betroffen, da sie in diesen Phasen zusätzliche Konkurrenz 
durch Personen, die erst kürzlich ihren Arbeitsplatz ver-
loren haben, bekommen. Obwohl Frauen häufiger dieser 
„stillen Reserve“ zuzurechnen sind als Männer, zeigt doch 
die aktuelle Entwicklung, dass diese Gruppe besonders 
unter Männern wächst und auch ihre Betroffenheit von 
Unterbeschäftigung zunimmt. Mit ein Grund für diese Ent-
wicklung könnte nämlich sein, dass in den Krisenjahren 
ab 2012 Arbeitsplätze, die sich durch überwiegend manu-
elle Routinetätigkeiten auszeichnen, wegfielen, weil sie 
durch automatisierte oder digitalisierte Prozesse ersetzt 
worden sind. Für die nahe Zukunft wird erwartet, dass 

sich dieser Trend weiter fortsetzen dürfte und potenziell 
standardisierbare Tätigkeiten – sofern es die Rahmenbe-
dingungen zulassen (wirtschaftliches Umfeld, Zugang zu 
Technologie, Unternehmenspräferenzen etc.) – durch ent-
sprechende Technologien ersetzt werden. Damit verbun-
den sind einerseits Arbeitsplatzverluste und andererseits 
Arbeitsplätze mit Arbeitsplatzbeschreibungen, in denen 
standardisierte Tätigkeiten weniger Bedeutung beigemes-
sen wird und dafür weniger standardisierbare Tätigkei-
ten wie kommunikative Fähigkeiten einen höheren Stel-
lenwert einnehmen. 

Die Bandbreite an Einschätzungen zu den quantitativen 
Auswirkungen von Automatisierung und Digitalisierung 
auf die Beschäftigung ist gegenwärtig sehr breit und die 
Diskussion dazu wird sehr kontroversiell geführt. Ent-
scheidend wird sein, ob der Einsatz digitaler Technolo-
gien ganze Berufe obsolet werden lässt oder ob sich der 
Anpassungsbedarf nur auf bestimmte Tätigkeiten auf 
einem bestimmten Arbeitsplatz bezieht. Entsprechend 
variieren die Einschätzungen zu den damit verbundenen 
Auswirkungen auf die Beschäftigung. Unbestritten sollte 
allerdings sein, dass es standardisierbare Tätigkeiten sind, 
die vielfach unter Druck geraten werden, wenn sie nicht 
ohnehin schon unter Druck geraten sind, und die betrof-
fenen Arbeitskräfte herausfordern werden: manche wer-
den sich einen neuen Arbeitsplatz suchen müssen und 
andere werden ihren Arbeitsplatz zwar behalten, aller-
dings mit neuen Aufgaben konfrontiert sein. 
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A.2 
Arbeitsmarkt und Arbeitsorganisation
Autorinnen: Kathrin Baumgartner, Käthe Knittler, Catherine Prettner (Statistik Austria)

Das vorliegende Unterkapitel wirft auf Basis der Ergeb-
nisse des Ad-Hoc Sondermoduls des Mikrozensus 2015 
zu Arbeitsorganisation und Arbeitszeitgestaltung einen 
näheren Blick auf die Arbeitsrealitäten der Österreiche-
rinnen und Österreicher. Dabei werden einige Aspekte 
der Arbeitsorganisation und Arbeitszeitgestaltung the-
matisiert, die für die Lebensqualität und die Zufrieden-
heit mit der Arbeitssituation von besonderer Relevanz 
sind. Es zeigt sich, dass der Großteil der Erwerbstätigen 
mit der Arbeitszeitsituation zufrieden ist. Die Zufrieden-
heit mit der Arbeitszeit fällt dabei umso höher aus, je 
geringer die erwartete Flexibilität vonseiten der Arbeit-
geberinnen und -geber ist und steigt mit der Möglich-
keit, sich kurzfristig ein paar Stunden oder Tage frei zu 
nehmen. Auch die Häufigkeit, mit der unter Zeitdruck 
gearbeitet werden muss, wirkt sich deutlich negativ auf 
die Zufriedenheit der Erwerbstätigen aus. 

A.2.1 
Einleitung

Erwerbstätigkeit und die Möglichkeit sich beruflich zu ent-
falten sind ein zentraler Bestandteil der Lebensqualität 
und gehen damit weit über den materiellen Aspekt der 
Sicherung des Lebensstandards hinaus. Während Arbeits-
losigkeit generell mit einer deutlich reduzierten Lebens-
zufriedenheit verbunden ist (siehe Teil 3 des Sonderkapi-
tels), sind für erwerbstätige Personen viele verschiedene 
Aspekte des Arbeitsalltags für die individuelle Zufrieden-
heit mit der Arbeitssituation relevant. Wie im vorangehen-
den Kapitel angesprochen, ist es für ein vollständiges Bild 
von Arbeitslosigkeit bzw. Unterbeschäftigung notwen-
dig, in einem erweiterten Arbeitslosigkeitsbegriff auch 
marginalisierte Personen zu berücksichtigen sowie jene, 
die unfreiwillig Teilzeit arbeiten. Doch auch darüber hin-
aus besteht häufig der Wunsch nach mehr oder weniger 
Arbeitsstunden. Für die Lebensqualität ist jedoch nicht nur 
die Quantität der Arbeit entscheidend sondern auch die 
Qualität. Dazu zählen Aspekte wie die von der Arbeitneh-
merin / vom Arbeitnehmer erwartete Flexibilität hinsicht-
lich der Arbeitszeit, Autonomie in der Arbeit oder häufi-
ges Arbeiten unter Zeitdruck. Angesichts zunehmender 

Flexibilisierung des Arbeitsmarkts und steigender atypi-
sche Arbeitsverhältnisse erscheinen diese Aspekte von 
besonderer Relevanz. Im Rahmen eines Ad-hoc-Moduls 
des Mikrozensus zu „Arbeitsorganisation und Arbeits-
zeitgestaltung“ wurden ebensolche für die Lebensqua-
lität entscheidenden Rahmenbedingungen von Arbeit 
im Anschluss an das Mikrozensus Grundprogramm 2015 
erfragt. Im Mittelpunkt der Befragung standen dabei jene 
Elemente, die für die Arbeitszufriedenheit der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer besonders wichtig sind.

A.2.2 
Arbeitszeitwunsch

Während lange Arbeitszeiten das subjektive Wohlbe-
finden nicht notwendigerweise per se direkt beeinflus-
sen, führen sowohl Überbeschäftigung als auch Unter-
beschäftigung (also die Abweichung vom gewünschten 
Maß an Arbeitszeit) zu einem geringeren subjektiven 
Wohlbefinden (siehe z.B. Angrave and Charlwood, 2015). 
Die Ergebnisse des Ad-hoc-Moduls des Mikrozensus 2015 
weisen darauf hin, dass der Großteil der Erwerbstätigen 
mit der Arbeitszeitsituation zufrieden (72,0 %) ist, wenn-
gleich fast jede bzw. jeder Fünfte die Arbeitszeit gerne 
reduzieren würde (19,5 %) (siehe Grafik A.6). Nur ein klei-
ner Anteil würde gerne mehr arbeiten (8,6 %). Der Anteil 
der Erwerbstätigen, die gerne weniger arbeiten würden, 
ist bei den Männern (22,9 %) stärker ausgeprägt als bei 
den Frauen (15,4 %). Umgekehrt verhält es sich mit dem 
Anteil der Erwerbstätigen, die gerne mehr arbeiten wür-
den (6,2 % bei den Männern, 11,3 % bei den Frauen).

Dabei hat das Ausmaß der geleisteten Arbeitsstunden 
einen Einfluss auf den Wunsch, die Arbeitszeit zu redu-
zieren. Reduzieren wollen vor allem Vollzeitarbeitskräfte 
(24,7 %) und Erwerbstätige mit Zweittätigkeit (36,1 %). 
Teilzeittätige würden lieber Stunden aufstocken (22,7 %). 
Arbeiten Männer in Teilzeit, so wollen sie um etwa fünf 
Prozentpunkte häufiger ihre Arbeitsstunden aufstocken 
als Frauen (Männer 26,7 %; Frauen 21,5 %). Insgesamt wün-
schen sich Männer mit 22,9 % auch häufiger eine Arbeits-
zeitreduktion als Frauen (15,4 %). 
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Grafik A.6 
Erwerbstätige nach gewünschter Arbeitszeit, Ge-
schlecht und durchschnittlichen Normalarbeitsstun-
den

Q: STATISTIK AUSTRIA, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung - Jahres-
durchschnitt 2015. - Bevölkerung in Privathaushalten ohne Präsenz- 
und Zivildiener.

Der WgÖ? Schlüsselindikator der inflationsbereinigten 
Entwicklung der hohen und niedrigen Einkommen zeigt, 
dass die Einkommen des ersten Einkommensquartils 2016 
16,5 % unter jenen des Jahres 2000 liegen (siehe Kapi-
tel 2.7). Der Vergleich mit der Einkommensentwicklung 
der ganzjährig Vollzeitbeschäftigten verdeutlicht den 
Einfluss des hohen Anstiegs der Teilzeitquote im selben 
Zeitraum (Anstieg von 16,4 % auf 28,9 % 2000-2016). Die 
Ergebnisse des Ad-Hoc Moduls des Mikrozensus 2015 wei-
sen darauf hin, dass es sich dabei zu einem großen Teil 
um freiwillige Teilzeittätigkeit handelt.

Auch Bildungs- und Tätigkeitsniveau spielen eine Rolle: 
Mit steigendem formalem Bildungsabschluss wün-
schen sich mehr Erwerbstätige eine Arbeitszeitreduk-
tion: 11,2 % der Erwerbstätigen mit Pflichtschulabschluss 
würden gerne weniger arbeiten (davon 7,4 % mehr als 
und 3,8 % bis zu fünf Stunden), jedoch mehr als ein Vier-
tel der Erwerbstätigen mit Hochschulabschluss würde 
die Arbeitszeit gerne reduzieren. Ähnlich zum Bildungs-
niveau wächst mit höherem Tätigkeitsniveau der Wunsch 
nach weniger Arbeit, auch wenn damit ein finanzieller 
Verlust einhergeht, gleichzeitig sinkt der Wunsch nach 
gleich vielen und nach mehr Stunden. Dementspre-
chend wünscht sich ein gutes Drittel der Führungskräfte 
(36,6 %) eine Arbeitszeitreduktion, wobei mehr als ein 
Viertel sich eine Reduktion um mehr als fünf Arbeits-
stunden wünscht (26,8 %).

1 Siehe https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/A/A_00303/index.shtml

Im Juli 2018 beschloss die Österreichische Bundesregie-
rung ein Bundesgesetz, mit dem u.a. das Arbeitszeitge-
setz geändert wird1. Das Gesetz verankert zwar weiter-
hin 10h als Normalarbeitszeit, sieht jedoch die mögliche 
Ausweitung auf 12h pro Tag bzw. 60h pro Woche unter 
gewissen Voraussetzungen vor. Vor diesem Hintergrund 
stellt sich die Frage, wie viele Personen und welche Per-
sonengruppen von dieser gesetzlichen Änderung beson-
ders betroffen sind. Hierzu finden sich im Ad-Hoc Modul 
des Mikrozensus zu „Arbeitsorganisation und Arbeitszeit-
gestaltung“ einige Antworten. Konkret wurde danach 
gefragt, wie oft Erwerbstätige dazu aufgefordert werden, 
länger zu bleiben oder früher zu kommen. Die Fragestel-
lung „Wie häufig müssen Sie länger in der Arbeit bleiben 
oder früher anfangen?“ zielte insbesondere auf kurzfris-
tige Änderungen der Arbeitszeit ab. Planmäßige Ände-
rungen sollten nicht erhoben werden, sehr wohl aber sich 
kurzfristig ergebende oder angeordnete Überstunden, 
unabhängig davon, ob diese bezahlt werden oder nicht.

Zwei Fünftel (40,5 % bzw. 1,68 Mio.) der 4,15 Mio. Erwerbs-
tätigen werden zumindest einmal im Monat dazu aufge-
fordert, länger zu bleiben oder früher zu kommen. Im Fall 
von unselbständig Erwerbstätigen (82,2 % davon oder 1,38 
Mio.) geschieht dies durch die Vorgesetzten, im Fall von 
Selbständigen (17,7 % davon oder 0,3 Mio.), weil es von 
ihren Aufgaben bzw. Kundinnen und Kunden verlangt 
wird. 59,5 % (Männer 55,3 %, Frauen 64,2 %) der Erwerbs-
tätigen werden hingegen nie dazu aufgefordert, länger 
zu bleiben oder früher zu kommen. 

Insgesamt zeigt sich, dass die beiden „extremen“ Antwort-
möglichkeiten – die Aufforderung zu kurzfristiger Mehr-
arbeit erfolgt zumindest einmal in der Woche oder selten 
bzw. nie – stark entlang verschiedener sozioökonomi-
scher Faktoren (u. a. Tätigkeitsniveau, Bildung, Alter etc.) 
differieren. Insbesondere bestehen starke Unterschiede 
zwischen den Berufsgruppen, den Tätigkeitsniveaus und 
in etwas geringerem Ausmaß auch zwischen den Bran-
chen. Den größten Unterschied macht es allerdings, ob 
jemand selbständig oder unselbständig erwerbstätig ist. 

Je höher das Tätigkeitsniveau, umso häufiger erfolgt die 
Aufforderung, länger zu bleiben oder früher zu kommen. 
So wird gut ein Drittel der Unselbständigen mit höheren 
oder führenden Tätigkeiten, aber nur 14,1 % der Erwerbs-
tätigen mit Hilfs- und angelernten Tätigkeiten regelmäßig 
dazu aufgefordert. Zwischen den Berufsgruppen zeigt sich 
die größte Spanne abermals zwischen Führungskräften und 
Hilfsarbeitskräften: Rund ein Zehntel der Hilfskräfte (11,2 %), 
aber rund jede zweite Führungskraft (51,3 %) wird zumin-
dest einmal in der Woche aufgefordert, länger zu bleiben 
oder früher anzufangen. Ebenfalls überdurchschnittlich 
oft werden flexible Arbeitszeiten in akademischen und 
vergleichbaren Berufen (33,1 %) sowie von Fachkräften in 
der Land- und Forstwirtschaft (32,4 %) gefordert. 
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Grafik A.7 
Erwerbstätige nach Aufforderung, früher zu kom-
men / später zu gehen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung - Jahres-
durchschnitt 2015. - Bevölkerung in Privathaushalten ohne Präsenz- 
und Zivildiener.

Ein deutlicher Zusammenhang besteht auch, teilweise 
vermittelt über die dahinterliegende Berufs- und Tätig-
keitsstruktur, zwischen der formalen Bildung und der 
erwarteten zeitlichen Flexibilität. Mit der Höhe des for-
malen Bildungsabschlusses steigt der Anteil an Personen, 

von denen kurzfristig flexible Arbeitszeiten erwartet wer-
den. Zugleich sinkt mit höherem formalem Bildungsab-
schluss auch der Anteil der Personen, die niemals zu fle-
xiblen Arbeitszeiten aufgefordert werden. Knapp drei 
Viertel der Pflichtschulabsolventinnen und -absolven-
ten (72,6 %) werden niemals zum länger Bleiben oder 
früher Kommen aufgefordert. Demgegenüber liegt der 
Anteil unter den Personen mit universitärer Ausbildung 
mit 47,1 % deutlich niedriger. 

Je nach Branche und Geschlecht fällt die Wahrscheinlichkeit 
für flexible Arbeitszeiten sehr unterschiedlich aus. Unter den 
nach der Zahl der Erwerbstätigen größeren Branchen wird 
die höchste zeitliche Flexibilität von den Beschäftigten in der 
frauendominierten Beherbergung und Gastronomie sowie 
in der Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen 
und technischen Dienstleistungen erwartet, wobei letztere 
Branche einen hohen Anteil an Selbständigen aufweist. In 
beiden Branchen gibt jeweils rund ein Drittel der Beschäf-
tigten an, mehr als einmal in der Woche dazu aufgefordert 
zu werden, länger zu bleiben oder früher zu kommen. Deut-
lich seltener erfolgt mindestens einmal in der Woche die 
Aufforderung zu kurzfristiger Mehrarbeit in anderen gro-
ßen Branchen wie dem Gesundheits- und Sozialwesen 
(18,4 %) sowie der Herstellung von Waren (21,6 %). Vollzeit-
arbeitskräfte werden im Durchschnitt (30,0 %) rund dop-
pelt so häufig wie Teilzeitarbeitskräfte (14,9 %) zumindest 
einmal in der Woche aufgefordert, länger zu bleiben oder 
früher zu kommen. Unter den Teilzeitarbeitskräften hängt 
das Ausmaß der geforderten Flexibilität sehr stark von der 
wöchentlichen Arbeitszeit ab.

Grafik A.8 
Erwerbstätige nach Aufforderung, früher zu kommen / später zu gehen

Q: STATISTIK AUSTRIA, Mikrozensus- Arbeitskräfteerhebung. - ( ) Werte sind sehr stark zufallsbehaftet (Variationskoeffizient über 17 %). - (x) 
Werte sind statistisch nicht interpretierbar (Variationskoeffizient über 25 %).
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Erwerbstätige mit weniger als zwölf Stunden in der Woche 
werden mit deutlichem Abstand am seltensten dazu auf-
gefordert (7,4 %). Bei Personen mit einer Teilzeitbeschäfti-
gung von mehr als zwölf Wochenstunden ist der Anteils-
wert gut doppelt so hoch (16,3 %).

Die Zufriedenheit mit der Arbeitszeit fällt umso höher 
aus, je geringer die erwartete Flexibilität vonseiten der 
Arbeitgeberinnen und -geber ist. Erwerbstätige, die nie 
oder selten zum länger Bleiben oder früher Kommen auf-
gefordert werden, sind zu 60,9 % sehr zufrieden mit ihrer 
Arbeitszeit; jene, die zumindest einmal im Monat dazu auf-
gefordert werden, noch zu 53,1 % und jene, die zumindest 
einmal in der Woche aufgefordert werden, nur noch zu 
48,0 %. Dieser negative Zusammenhang zwischen Zufrie-
denheit mit der Arbeitszeit und der erwarteten Flexibi-
lität der Erwerbstätigen besteht unabhängig davon, ob 
es sich um Selbständige oder Unselbständige, Vollzeit- 
oder Teilzeitbeschäftigte handelt.

A.2.3 
Kontaktaufnahme in der Freizeit 

Ein weiterer Aspekt zeitlicher Flexibilitätsanforderung 
gegenüber Erwerbstätigen ist die Frage, ob und wenn ja, 
wie häufig, in den letzten zwei Monaten vor dem Erhe-
bungszeitpunkt – nie, ein- bis zweimal oder häufiger– 
Erwerbstätige in ihrer Freizeit bezüglich der Arbeit kontak-
tiert wurden. Tendenziell weisen jene Personengruppen 
eine höhere Wahrscheinlichkeit auf, außerhalb der Arbeits-
zeit dienstlich kontaktiert zu werden, bei denen auch die 
Wahrscheinlichkeit, aufgefordert zu werden, länger zu blei-
ben oder früher zu kommen, hoch ist. Selbständige sind 
eher betroffen als Unselbständige, Männer etwas öfter als 
Frauen, Erwerbstätige mit hohem Tätigkeitsniveau oder 
hoher formaler Ausbildung öfter als Erwerbstätige mit nied-
rigem Tätigkeitsniveau oder niedriger formaler Ausbildung. 
Insgesamt werden 44,8 % der Erwerbstätigen innerhalb von 
zwei Monaten zumindest einmal außerhalb der Arbeitszeit 
bezüglich ihrer Arbeit kontaktiert. Dies betrifft 50,6 % der 
Männer und 38,4 % der Frauen. Für 27,3 % der Männer und 
16,0 % der Frauen erfolgt die Kontaktaufnahme zumindest 
dreimal in zwei Monaten. Insgesamt wird etwas mehr als 
die Hälfte der Erwerbstätigen nie in ihrer Freizeit kontak-
tiert (Männer 49,4 %, Frauen 61,6 %). 

Selbständige (42,3 %) werden mehr als doppelt so häu-
fig – zumindest dreimal in zwei Monaten – in ihrer Frei-
zeit kontaktiert wie Unselbständige (18,9 %). Unter den 
Unselbständigen betrifft dies Angestellte und öffentlich 
Bedienstete (21,8 %) mehr als doppelt so häufig wie Arbei-
terinnen und Arbeiter (11,7 %). 

Wie bei der Aufforderung, länger zu bleiben oder frü-
her zu kommen, besteht auch bei der Kontaktaufnahme

Grafik A.9 
Kontaktaufnahme in der Freizeit

Q: STATISTIK AUSTRIA, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung 
Ad-hoc-Modul „Arbeitsorganisation und Arbeitszeitgestaltung“ - 
Jahresdurchschnitt 2015. - Bevölkerung in Privathaushalten ab 15 
Jahren.

in der Freizeit ein enger Zusammenhang mit dem Tätig-
keitsniveau. Knapp jede bzw. jeder Dritte unselbständig 
Erwerbstätige (30,7 %) mit höherer oder führender Tätig-
keit wird häufig kontaktiert, unter jenen mit Hilfs- und 
angelernten Tätigkeiten ist es gut jede bzw. jeder Zehnte 
(11,1 %). Mit der Höhe der formalen Ausbildung steigt 
ebenfalls die Wahrscheinlichkeit der außerarbeitszeitli-
chen Kontaktaufnahme. Jeder dritte Mann (32,7 %) und 
knapp jede vierte Frau (23,1 %) mit höchstens Pflichtschul-
abschluss wird zumindest einmal in zwei Monaten beruf-
lich in der Freizeit kontaktiert. Bei Personen mit Universi-
tätsabschluss sind es bereits rund zwei Drittel der Männer 
(64,5 %) und gut die Hälfte der Frauen (52,6 %).

Die Zufriedenheit mit der Arbeitszeit in Bezug auf die 
eigenen Lebensumstände ist bei Erwerbstätigen, die nie 
in ihrer Freizeit kontaktiert werden, am höchsten. Rund 
60 % dieser Gruppe sind sehr zufrieden. Erfolgt eine Kon-
taktaufnahme innerhalb der Freizeit, sinkt der Anteil der 
sehr Zufriedenen. Er liegt aber bei mehr als zweimaliger 
Kontaktaufnahme in zwei Monaten (52,8 %) ähnlich hoch 
wie bei jenen, die nur ein bis zweimal in zwei Monaten 
kontaktiert werden (jeweils 54,0 %).

A.2.4 
Überstunden

Überstunden sind die von Vollzeit- wie Teilzeitbeschäftig-
ten über das Ausmaß der Vollzeiterwerbstätigkeit hinaus 
erbrachten Leistungen. Nur Stunden außerhalb von Gleit-
zeitregelungen zählen als bezahlte Über- bzw. Mehrstun-
den. Im Grunde sind geleistete Überstunden bei Vorhan-
densein einer Sonderregelung immer bezahlt, es sei denn, 
sie gehen über das vereinbarte Maß hinaus. 
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Ein klarer Zusammenhang bei geleisteten Überstunden 
zeigt sich mit dem formalen Bildungsstatus und dem Tätig-
keitsniveau: steigen diese, so werden häufiger Überstun-
den geleistet. Letztgenanntes Merkmal zeigt sich auch nach 
Berufsgruppen als bedeutend: Führungskräfte leisten am 
häufigsten Überstunden. Dieses Bild zeigt sich auch bei 
den entsprechenden Sonderregelungen. Insgesamt haben 
15,0 % der unselbständig Beschäftigten im Ad-hoc-Modul 
– Männer häufiger als Frauen – eine Überstunden-Sonder-
regelung, dabei dominieren All-in-Verträge.

Insgesamt leisteten 19,0 % der unselbständig Erwerbstä-
tigen bezahlte und / oder unbezahlte Überstunden. Am 
häufigsten werden dabei bis zu drei Überstunden verrich-
tet, nämlich von 29,1 % aller Überstundenleistenden. Aber 
auch 15 oder mehr Überstunden werden immerhin von 
12 % der Überstundenleistenden erbracht. Von den Per-
sonen, die Überstunden verrichten, gibt die Mehrheit an, 
nur bezahlte Überstunden zu erbringen (79,2 %). Trotz-
dem darf nicht außer Acht gelassen werden, dass 17 % 
der geleisteten Überstunden unbezahlte Überstunden 
sind. Männer leisten zwar um 10,3-Punkte häufiger Über-
stunden als Frauen (23,9 % im Gegensatz zu. 13,6 %), aller-
dings liegt der Anteil unbezahlt geleisteter Überstunden 
bei Frauen höher, nämlich bei 22,9 %, während dieser bei 
Männern bei 14,0 % liegt.

Wirft man einen Blick auf die Altersstruktur, so sind Über-
stundenleistende am häufigsten zwischen 25 und 54 
Jahre alt: Rund jede bzw. jeder Fünfte der 25- bis 54-Jäh-
rigen leistet bezahlte und / oder unbezahlte Überstunden. 
Junge (bis 25 Jahre) und ältere Arbeitskräfte (ab 55 Jah-
ren) leisten demnach noch nicht so viele bzw. nicht mehr 
so viele Überstunden wie die Altersgruppe dazwischen.

Mit steigendem formalem Bildungsstatus nimmt – mit 
Ausnahme der Lehre – die Wahrscheinlichkeit, Über-
stunden zu leisten beinahe linear zu: Ein Zehntel der 
Personen mit Pflichtschulabschluss leistet Überstunden 
(9,2 %), annähernd jede bzw. jeder fünfte Erwerbstätige 
mit Lehrabschluss (17,4 %) und fast ein Drittel der Perso-
nen mit Hochschulabschluss (29,9 %). Dabei ist allerdings 
der Unterschied zwischen bezahlten und unbezahlten 
Überstunden zu bedenken: Erwerbstätige mit Hochschul-
abschluss erbringen zu einem Drittel (31,2 %) nur unbe-
zahlte Überstunden, jede bzw. jeder zehnte Beschäftigte 
mit Pflichtschulabschluss (11,2 %) und ebenfalls beinahe 
jede bzw. jeder zehnte Erwerbstätige mit einem Lehr-
abschluss (8,9 %) erbringen ausnahmslos unbezahlte 
Überstunden. Somit liegen Personen mit Pflichtschul- 
und Lehrabschluss bei den unbezahlten Überstunden 
unter dem Durchschnitt. Mit höherem Tätigkeitsniveau 
steigt der Anteil der Überstundenleistenden: 12,2 % der 
Unselbständigen mit Hilfs- und angelernten Tätigkeiten 
erbringen Überstunden, im Gegensatz dazu knapp jede 
bzw. jeder dritte Unselbständige mit höheren bis füh-
renden Tätigkeiten (insgesamt 30,2 %; Männer 35,5 %; 
Frauen 23,0 %).

Die zwei in Österreich häufigsten Arten von Überstun-
den-Sonderregelungen sind All-in-Verträge und Über-
stundenpauschalen. Insgesamt haben 15,0 % aller 
Unselbständigen der im Ad-hoc-Modul Befragten eine 
Sonderregelung zu Überstunden im Arbeitsvertrag, das 
sind 541.600 Personen. Dabei überwiegt der All-in-Ver-
trag. Bezogen auf alle Beschäftigten mit einer Überstun-
den- Sonderregelung hat mehr als die Hälfte einen sol-
chen (52,4 %), 40,0 % haben eine Überstundenpauschale 
und 7,6 % eine andere Vereinbarung.

Grafik A.10 
Überstunden

Q: STATISTIK AUSTRIA, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung Ad-hoc-Modul „Arbeitsorganisation und Arbeitszeitgestaltung“ - Jahresdurch-
schnitt 2015. - Bevölkerung in Privathaushalten ab 15 Jahren.
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A.2.5 
Möglichkeit, kurzfristig ein bis zwei 
Stunden frei zunehmen

Für knapp die Hälfte der Beschäftigten (2,07 Mio. bzw. 
49,9 %) ist es sehr leicht möglich, kurzfristig ein oder zwei 
Stunden aus persönlichen oder familiären Gründen frei zu 
nehmen. Eingerechnet sind hier jene, die ihre Arbeitszeit 
völlig frei gestalten (904.000) können. Männern (52,9 %) 
fällt dies etwas leichter als Frauen (46,5 %). Mehr als einem 
Viertel der Beschäftigten (28,6 %) fällt es eher leicht, gut 
einem Zehntel (13,0 %) eher schwer und knapp einem 
Zehntel (8,6 %) fällt es sehr schwer, sich kurzfristig frei 
zunehmen. Sich „kurzfristig“ ein bis zwei Stunden frei-
nehmen zu können, ist hier so definiert, dass dies inner-
halb eines Tages möglich ist.

Der markanteste Unterschied zeigt sich hier, ebenso wie 
bei der Frage nach variablen Arbeitszeiten, zwischen Selb-
ständigen und Unselbständigen. Ein paar Stunden frei 
zunehmen ist für selbständig Erwerbstätige deutlich häu-
figer sehr oder eher einfach möglich als für unselbständig 
Erwerbstätige. Die bedeutendsten Einflussfaktoren auf 
die Möglichkeit kurzfristig zwei Stunden frei zunehmen, 
sind wiederum, ähnlich wie bei der variablen Arbeitszeit, 
der Beruf und die Branche sowie das ausgeübte Tätig-
keitsniveau. Während es für Selbständige nahezu kei-
nerlei Schwierigkeit darstellt, kurzfristig frei zunehmen 
–85,8 % fällt dies sehr leicht –, so ist dies nur bei knapp 
jedem / jeder zweiten unselbständig Beschäftigten (44,5 %) 
der Fall. Im Gegenzug ist es für 23,9 % der Unselbstän-
digen, aber nur 6 % der Selbständigen eher oder sehr 
schwer, kurzfristig frei zunehmen. Arbeiter und Arbei-
terinnen haben es tendenziell schwerer, sich kurzfristig 
frei zunehmen als Angestellte, Beamte und Vertragsbe-
dienstete. Je höher das ausgeübte Tätigkeitsniveau, umso 
einfacher ist es für die Beschäftigten, sich kurzfristig ein 

bis zwei Stunden frei zunehmen. Dies gilt insbesondere 
für Männer, bei Frauen zeigt sich dieser Zusammenhang 
lediglich in abgeschwächter Form. Für rund ein Drittel 
(30,8 %, Männer 32,0 %, Frauen 29,8 %) der Beschäftigten 
in Hilfs- und angelernten Tätigkeiten ist es eher schwer 
oder sehr schwer, sich kurzfristig frei zunehmen. Bei höhe-
ren oder führenden Tätigkeiten ist dieser Anteil bei Män-
nern deutlich geringer (11,9 %), bei Frauen dagegen annä-
hernd gleich hoch (27,0 %). 

A.2.6 
Autonomie in der Arbeit 

Inhalt und Reihenfolge der Arbeit können von gut einem 
Drittel (36,3 %) der Erwerbstätigen beeinflusst werden. 
Etwas höher fällt der Anteil jener (38,1 %) aus, bei denen 
beides nicht möglich ist. Bei Frauen ist die Autonomie in 
der Arbeitsorganisation weniger stark gegeben als bei 
Männern; 39,6 % der Männer, aber nur 32,6 % der Frauen 
können Inhalt und Reihenfolge selbst bestimmen. Stärker 
als nach dem Geschlecht fallen die Unterschiede nach 
der Staatsangehörigkeit aus; 37,5 % der Österreicher und 
Österreicherinnen, aber nur 28,6 % der Personen mit einer 
anderen Staatsangehörigkeit haben eine Einflussmög-
lichkeit auf Inhalt und Reihenfolge der Arbeit. Ein klarer 
Zusammenhang besteht zwischen der Autonomie in der 
Arbeitsorganisation und der Höhe des Tätigkeitsniveaus, 
in abgeschwächter Form auch mit der formalen Ausbil-
dung sowie mit dem Alter der Erwerbstätigen. Rund die 
Hälfte der Erwerbstätigen mit Universitätsabschluss, aber 
nur ein Viertel der Erwerbstätigen mit Pflichtschulab-
schluss kann Inhalt und Reihenfolge selbst bestimmen. 
Des Weiteren zeichnen sich markante Unterschiede zwi-
schen Selbständigen und Unselbständigen sowie zwi-
schen Berufsgruppen und Branchen ab.

Grafik A.11 
Autonomie in der Arbeit

Q: STATISTIK AUSTRIA, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung - Ad-hoc-Modul „Arbeitsorganisation und Arbeitszeitgestaltung“ - Jahresdurch-
schnitt 2015. - Bevölkerung in Privathaushalten ab 15 Jahren, die gegenwärtig erwerbstätig ist. - ( ) Werte sind sehr stark zufallsbehaftet (Varia-
tionskoeffizient über 17 %). - (x) Werte sind statistisch nicht interpretierbar (Variationskoeffizient über 25 %).
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Für Selbständige gehört es (mit 73,1 %) nahezu zur Nor-
malität, sowohl Inhalt als auch Reihenfolge ihrer Arbeit 
beeinflussen zu können. Weitere 14,3 % der Selbständi-
gen können zumindest die Reihenfolge selbst beeinflus-
sen. Für Unselbständige ist die Wahrscheinlichkeit, weder 
Inhalt noch Reihenfolge (42,5 %) beeinflussen zu können, 
etwas höher als die umgekehrte Variante, sowohl Inhalt 
als auch Reihenfolge (30,8 %) beeinflussen zu können. 

A.2.7 
Arbeiten unter Zeitdruck

Häufiges Arbeiten unter Zeitdruck, insbesondere wenn 
es über einen langen Zeitraum erfolgt, beeinträchtigt die 
Lebensqualität und auf lange Sicht auch die Gesundheit 
von Beschäftigten (Biffl et al. 2011). Rund ein Zehntel (11,1 %) 
der Erwerbstätigen arbeitet immer unter Zeitdruck. Gut ein 
Viertel (28,2 %) der Erwerbstätigen arbeitet häufig und ein 
gutes Drittel (35,7 %) manchmal unter Zeitdruck. Für die 
verbleibenden 25,0 % ist dies nie der Fall. Männer arbeiten 
etwas öfter immer oder häufig (11,9 % bzw. 29,5 %) unter 
Zeitdruck als Frauen (10,2 % bzw. 26,9 %). In der Antwort-
kategorie „immer“ stechen einzelne Branchen und Berufs-
gruppen hervor, ein spezifisches Muster hinsichtlich Tätig-
keits- oder Bildungsniveaus ist in dieser Kategorie jedoch 
nicht erkennbar. Die Branche mit den höchsten Anteilen 
an Beschäftigten, die immer unter Zeitdruck arbeiten, ist 
Beherbergung und Gastronomie (16,2 %). Überdurchschnitt-

lich oft wird auch in den Branchen Herstellung von Waren 
(14,9 %), Gesundheits- und Sozialwesen (14,0 %) sowie Ver-
kehr und Lagerei (14,2 %) ständig unter Zeitdruck gearbeitet. 

Unter den Berufsgruppen stechen die Bedienerinnen 
und Bediener von Maschinen (14,5 %) – hier allerdings 
nur die männlichen Beschäftigten der Berufsgruppe –, 
die Dienstleistungs- und Verkaufsberufe (14,1 %) sowie 
die Handwerks- und verwandten Berufe (13,1 %) mit über-
durchschnittlich vielen Erwerbstätigen, die kontinuierlich 
unter Zeitdruck stehen, hervor. Selbständige mit Arbeit-
nehmerinnen und -nehmern (16,0 %) stehen ebenfalls 
besonders häufig ständig unter Zeitdruck. Zwischen der 
Gesamtgruppe der Selbständigen und Unselbständigen 
besteht allerdings kein großer Unterschied. 

Die Wahrscheinlichkeit, häufig unter Zeitdruck zu arbei-
ten, steigt mit dem Tätigkeitsniveau, der Berufsqualifika-
tion sowie mit der formalen Bildung. Das Umgekehrte gilt 
für die Wahrscheinlichkeit, selten oder nie unter Zeitdruck 
zu arbeiten. Häufig unter Zeitdruck arbeiten ein Fünftel 
der Unselbständigen mit Hilfs- und angelernten Tätigkei-
ten und gut ein Drittel jener mit höheren bis führenden 
Tätigkeiten. Auch unter den Berufsgruppen haben Füh-
rungskräfte eine rund doppelt so hohe Wahrscheinlich-
keit, häufig unter Zeitdruck zu stehen (44,8 %), wie Hilfs-
arbeitskräfte (21,4 %). Bei der formalen Bildung zeigt sich 
ebenfalls ein kontinuierlicher Verlauf: Rund einViertel der 
Personen mit höchstens einem Pflichtschulabschluss steht 
häufig unter Zeitdruck, bei Erwerbstätigen mit Universi-
tätsabschluss ist es bereits knapp ein Drittel. 

Grafik A.12 
Erwerbstätige nach Arbeit unter Zeitdruck und Wirtschaftszweigen

Q: STATISTIK AUSTRIA, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung - Ad-hoc-Modul „Arbeitsorganisation und Arbeitszeitgestaltung“ - Jahresdurch-
schnitt 2015. - Bevölkerung in Privathaushalten ab 15 Jahren, die gegenwärtig erwerbstätig ist. - ( ) Werte sind sehr stark zufallsbehaftet (Varia-
tionskoeffizient über 17 %). - (x) Werte sind statistisch nicht interpretierbar (Variationskoeffizient über 25 %).
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Vollzeitarbeitskräfte arbeiten häufiger unter Zeitdruck als 
Teilzeitarbeitskräfte. So arbeiten 43,1 % der Vollzeit- aber 
nur 29,7 % der Teilzeitbeschäftigten immer oder häufig 
unter Zeitdruck. Dieser vergleichsweise niedrigere Anteil 
unter Teilzeitbeschäftigen ist zu einem Teil auf jene Teil-
zeitbeschäftigten, die weniger als zwölf Stunden in der 
Woche arbeiten, zurückzuführen.

Von diesen stehen nur 15,3 % immer oder häufig unter 
Zeitdruck, unter Teilzeitbeschäftigten mit zwölf oder mehr 
Stunden in der Woche ist es rund ein Drittel (32,4 %). Zu 
den Branchen, die durch vergleichsweise wenig Zeit-
druck geprägt sind, zählen das Grundstücks- und Woh-
nungswesen, die Energieversorgung, Kunst und Unter-
haltung sowie unter den größeren Branchen Erziehung 
und Unterricht: Jeweils mehr als 70 % der Beschäftigten 
arbeiten nur manchmal oder nie unter Zeitdruck. Unter 
den Berufsgruppen trifft dies auf jeweils knapp 70 % der 
Fachkräfte in der Land- und Forstwirtschaft, Hilfsarbeits-
kräfte sowie Bürokräfte und verwandte Berufe zu. Die Häu-
figkeit, mit der unter Zeitdruck gearbeitet werden muss, 
wirkt sich deutlich auf die Zufriedenheit der Erwerbstä-
tigen aus. 71,1 % der Befragten, die nie unter Zeitdruck 
arbeiten, finden, dass die Arbeitszeitgestaltung sehr gut 
zu ihren persönlichen Lebensumständen passt; bei Per-
sonen, die immer unter Zeitdruck arbeiten, sind dagegen 
nur rund halb so viele sehr zufrieden (38,6 %). 

A.2.8 
Schlussbemerkungen

Die Ergebnisse des Mikrozensus weisen darauf hin, dass 
ein Großteil der Befragten mit der Arbeitszeit zufrieden ist. 
Die Zufriedenheit ist allerdings umso geringer, je höher der 
Grad der fremdbestimmten und je niedriger der Grad der 
selbstbestimmten Arbeitszeitflexibilität ist. Insgesamt wer-
den zwei Fünftel der Erwerbstätigen zumindest einmal im 
Monat dazu aufgefordert, länger zu bleiben oder früher zu 
kommen. Der Grad an fremd- bzw. selbstbestimmter Flexi-
bilität hängt jedoch stark von der Art des Tätigkeitsniveaus 
(selbständig versus unselbständig bzw. Branchenzugehö-
rigkeit), von der Position in der Firmenhierarchie (leitende 
versus nachgeordnete Tätigkeiten) und vom formalen Bil-
dungsabschluss ab. Die Zufriedenheit mit der Arbeitszeit 
in Bezug auf die eigenen Lebensumstände ist bei Erwerbs-
tätigen, die nie in ihrer Freizeit kontaktiert werden, am 
höchsten. Etwa 45 % der Erwerbstätigen werden jedoch 
innerhalb von zwei Monaten zumindest einmal außerhalb 
der Arbeitszeit kontaktiert. Häufiges Arbeiten unter Zeit-
druck beeinträchtigt die Lebensqualität negativ, dies betrifft 
rund ein Zehntel (11,1 %) der Erwerbstätigen, die angeben, 
immer unter Zeitdruck zu arbeiten. Darüber hinaus steigt 
die Zufriedenheit mit der Möglichkeit, sich kurzfristig ein 
paar Stunden oder Tage frei zu nehmen. 
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A.3 
Lebensqualität und Erwerbsstatus
Autor: Walter Hyll (Statistik Austria)

2 Analysen zu den Bestimmungsgründen der Lebenszufriedenheit wurden in erster Linie von Psychologinnen und Psychologen durchgeführt, 
finden mittlerweile aber auch in anderen Disziplinen Einzug (vgl. Till et al. 2016). Auch Ökonominnen und Ökonomen widmen sich der Lebens-
zufriedenheit, was auch unter dem Titel Glücksforschung firmiert (z.B.: Easterlin 1974, 2001).

Das vorliegende Kapitel untersucht auf Basis von Daten 
aus EU-SILC, wie sich der Erwerbsstatus auf unterschied-
liche Dimensionen der Lebensqualität auswirkt. Beson-
deres Augenmerk wird dabei auf die Lebenszufrieden-
heit, Gesundheit sowie soziale Teilhabe gerichtet. Die 
Ergebnisse zeigen, dass Personen, die von Arbeitslosig-
keit betroffen sind, ein deutlich geringeres Niveau an 
Lebenszufriedenheit aufweisen. Mit der Arbeitslosigkeit 
geht auch eine schlechtere Bewertung des selbsteinge-
schätzten allgemeinen Gesundheitszustandes einher. 
Zudem sind arbeitslose Personen eher von einer dauer-
haften Krankheit oder von einem chronischen Gesund-
heitsproblem betroffen. Bezüglich sozialer Teilhabe 
gibt es ebenso Unterschiede zu erwerbstätigen Perso-
nen. So können arbeitslose Personen in einem geringe-
ren Ausmaß mit Hilfe von Verwandten, vom Freundes-
kreis oder der Nachbarschaft rechnen. Die Teilnahme 
an Freiwilligenarbeit in oder außerhalb einer Organi-
sation und Aktivitäten in politischen Parteien bzw. Ver-
bänden fallen ebenso geringer aus.

A.3.1 
Einleitung

Der Erwerbsstatus und die Lebensqualität einer Person 
scheinen in einem engen Abhängigkeitsverhältnis zu ste-
hen.2 Frey (2008) beschreibt beispielsweise, dass Arbeits-
losigkeit mit einem Rückgang an Lebenszufriedenheit 
einhergeht. Auch Clark et al. (2008) zeigen, dass sich 
Arbeitslosigkeit über Jahre hinweg negativ auf die Lebens-
zufriedenheit auswirkt, wobei der Effekt bei Männern 
länger andauert als bei Frauen. In ihren Berechnungen 
sinkt die Lebenszufriedenheit im ersten Jahr der Arbeits-
losigkeit um ca. 0,76 Einheiten bei Männern und ca. 0,53 
Einheiten bei Frauen (auf einer Skala von null bis zehn). 
Hetschko et al. (2014) finden in ihrer Analyse, dass Arbeits-
lose weniger zufrieden als Erwerbstätige sind (der Unter-
schied beträgt etwa eine Einheit auf einer Skala von null 
bis zehn), aber beim Eintritt in die Pension einen deutli-
chen Zuwachs an Lebenszufriedenheit erfahren. Sie ver-
muten, dass die Zugehörigkeit zu einer Gruppe und die 
einhergehende soziale Norm den Nutzen bzw. die Zufrie-

denheit mitbestimmen. Im erwerbsfähigen Alter ist die 
soziale Norm, erwerbstätig zu sein. In der Pension gibt es 
keine Norm mit derartigen Erwartungen. 

Nach den Empfehlungen der OECD besteht subjektives 
Wohlbefinden neben der Komponente Zufriedenheit auch 
aus den Sub-Dimensionen Glück und Sinn (im Leben). Ois-
müller und Till (2015) zeigen, dass die Korrelationskoef-
fizienten zwischen den drei Bereichen zwischen 0,3 und 
0,5 liegen. Aus ihrer Untersuchung wird ersichtlich, dass 
hohes Wohlbefinden gleichzeitig in mehreren Bereichen 
je nach Erwerbsstatusgruppe sehr unterschiedlich vor-
kommt. Das Wohlbefinden bei Arbeitslosen ist besonders 
niedrig. 41 % von ihnen haben in keinem einzigen Bereich 
ein hohes Wohlbefinden – das sind mehr als doppelt so 
viele wie in der Gesamtbevölkerung Österreichs. Bei den 
Erwerbstätigen liegt der Anteil bei 16 %. Auch Tichy (2011) 
hebt in seiner Arbeit die Rolle von Arbeitslosigkeit für die 
Lebenszufriedenheit hervor und zeigt ähnliche Befunde 
auf: Während über 40 % der europäischen Arbeitslosen 
unzufrieden sind, beträgt der Anteil in der Gesamtbevöl-
kerung etwa 19 %. Mit Verweis auf die internationale Lite-
ratur beschreibt Tichy (2011, S. 443) den „puren“ Arbeitslo-
sigkeitseffekt quantitativ äquivalent zu einem Sturz vom 
obersten in das unterste Einkommensquartil.

Lebensqualität zeichnet sich nicht nur durch eine hohe 
Lebenszufriedenheit aus, sondern wird auch maßgeblich 
durch den Gesundheitszustand bestimmt. Zahlreiche Stu-
dien belegen, dass es einen positiven Zusammenhang 
zwischen Gesundheitszustand und Arbeitsmarktbeteili-
gung gibt (für eine Literaturauswertung siehe u.a. Doo-
ley et al. 1996). Cai (2010) bestätigt mit Daten für Aust-
ralien, dass sich ein guter Gesundheitszustand positiv 
auf die Erwerbsbeteiligung auswirkt. Umgekehrt kann 
aber nicht ausgeschlossen werden, dass sich eine hohe 
Erwerbsintensität in einer Verschlechterung der Gesund-
heit niederschlägt. Dieser Aspekt wird ebenso von Cai 
(2010) adressiert, wobei seine Ergebnisse zwischen den 
Geschlechtern variieren: Während sich die Erwerbsbe-
teiligung negativ auf die Gesundheit von Männern aus-
wirkt, gibt es einen positiven Effekt bei Frauen. Cai vermu-
tet, dass ein Selbst-Selektionseffekt dazu führen könnte. 
D.h. es wäre denkbar, dass Frauen, die einer Erwerbstä-
tigkeit nachgehen, gesünder sind als nicht erwerbstätige 
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Frauen und sich in Arbeitsplätze selektieren, die sich kaum 
 negativ auf die Gesundheit auswirken. 

Neben dem Gesundheitszustand und der Lebenszufrie-
denheit sind auch die soziale und kulturelle Teilhabe von 
Bedeutung für die individuelle Lebensqualität. Soziale und 
kulturelle Teilhabe beschreibt den Prozess der gesellschaft-
lichen Eingliederung und bezieht sich auf die Integration 
in soziale Netzwerke, bürgerschaftliches Engagement und 
Freizeitbeschäftigung (Skina-Tabue 2017). Die Teilnahme 
an sozialen Netzen und an gemeinschaftlichen Aktivitä-
ten fördert den sozialen Zusammenhalt und gilt gemein-
hin als erstrebenswert (Skina-Tabue 2017). Sowohl infor-
melle soziale Kontakte als auch Engagement in Vereinen 
oder Organisationen ermöglichen den Zugang zu sozia-
len Netzwerken. Die Bandbreite von gesellschaftlichem 
Engagement umfasst auch die Tätigkeit in einer politi-
schen Partei oder Verband oder die Teilnahme an einem 
friedlichen Protest. Neben der sozialen Teilhabe trägt die 
kulturelle Teilhabe, zu der das Ausüben von Freizeitakti-
vitäten zählt, zum physischen und psychischen Wohlbe-
finden und somit zur Lebensqualität bei.

In ihren Analysen zu den Lebensbedingungen von Men-
schen in Privathaushalten in Österreich zeigen Lamei et 
al. (2017), dass Personen mit einem hohen Einkommen 
eine höhere Zufriedenheit mit ihrem Leben anführen und 
auch zufriedener mit sozialen Beziehungen sind. Auch 
die Auswertungen von Skina-Tabue (2017) weisen darauf 
hin, dass tendenziell Personen, die mit ihrem Leben ins-
gesamt zufrieden sind, auch mit ihren sozialen Kontak-
ten zufriedener sind. Gesellschaftliche Beteiligung bietet 
die Möglichkeit, soziale Kontakte oder soziale Anerken-
nung zu erhalten. Die Eingebundenheit in soziale Netze 
verschafft Informationen, Erfahrungen und potenzielle 
Unterstützungsquellen. 

Die Bedeutung von Beziehungsnetzwerken, gesellschaft-
lichem Engagement und Freizeitaktivitäten hängt von 
soziodemographischen Faktoren ab (Skina-Tabue 2017). 
Die Ergebnisse von Skina-Tabue (2017) lassen erkennen, 
dass sowohl die Qualität der sozialen Teilhabe als auch 
der Grad der kulturellen Teilhabe in Zusammenhang mit 
ökonomischen Ressourcen stehen, was sich vor allem für 
einkommensschwache Bevölkerungsgruppen negativ 
auswirkt. Generell scheint die Beteiligung an zivilgesell-
schaftlichen und politischen Prozessen positiv mit dem 
Einkommen korreliert zu sein (Lamei et al. 2017) und folg-
lich auch vom Erwerbsstatus abzuhängen. Auch die Aus-
wertungen von Lamei et al. (2017) verdeutlichen, dass sich 
Personen mit niedrigem Einkommen im Vergleich zu Per-
sonen mit mittlerem oder hohem Einkommen kaum kos-
tenpflichtige Freizeitaktivitäten leisten können.

Im Fokus der vorliegenden Untersuchung steht der Zusam-
menhang zwischen Erwerbsstatus und Lebensqualität. 

3 Weiterführende Information zu EU-SILC werden auf der Homepage der Statistik Austria bereitgestellt: http://www.statistik.at/web_de/frage-
boegen/private_haushalte/eu_silc/index.html.

Dabei werden die Dimensionen „subjektives Wohlbe-
finden“, „Gesundheit“ und „soziale Teilhabe und Armut“ 
anhand ausgewählter Indikatoren genauer beleuchtet. 
Geht man davon aus, dass Arbeitslosigkeit meist unfrei-
willig erfolgt, müsste die Lebensqualität von Arbeitslo-
sen geringer ausfallen. Dementsprechend müsste es auch 
einen Unterschied in der Lebensqualität zwischen Arbeits-
losen und Nichterwerbstätigen (insofern diese freiwillig 
erfolgt) geben (siehe auch Gerlach und Stephan 2001).

A.3.2 
Beschreibung der verwendeten Daten

Die folgenden Analysen basieren auf EU-SILC Daten, wobei 
die Jahre 2015 und 2017 herangezogen werden.3 2015 wur-
den insgesamt 6.045 Haushalte befragt, in denen 13.213 
Personen lebten; 2017 6.090 Haushalte bzw. 12.876 Perso-
nen. Die Erhebung 2015 ist von Interesse, da diese ein Son-
dermodul zur „sozialen und kulturellen Teilhabe“ enthält. 

Das hier verwendete Merkmal „Erwerbsstatus“ wird aus 
Informationen zur Hauptaktivität zum Befragungszeit-
punkt generiert. Neben dem Status Erwerbstätigkeit wer-
den für Vergleichszwecke noch verschiedene Formen der 
Nichterwerbstätigkeit berücksichtigt. Konkret wird in die-
sem Beitrag zwischen folgenden Status unterschieden, 
wobei diese einander ausschließen, d.h. jeder Person wird 
nur ein Status zugeschrieben: Erwerbstätigkeit in Voll-
zeit, Erwerbstätigkeit in Teilzeit, arbeitslos, Haupttätig-
keit Haushaltsführung (Haushalt), Pension, Ausbildung. 
Um zusätzlich zwischen prekären Beschäftigungsfor-
men differenzieren zu können, wurden die Unterkatego-
rien „Erwerbstätigkeit im Ausmaß von weniger als zwölf 
Wochenstunden (Teilzeit < 12 h)“ und „Niedriglohnbe-
schäftigung“ gebildet. Die Zuordnung zu Niedriglohn-
beschäftigung folgt der „International Labour Organi-
zation“ (ILO-)Definition. Gemäß ILO-Definition zählen 
Personen zu den Niedriglohnbeschäftigten, wenn der 
Bruttostundenlohn von unselbständig Beschäftigten 
unter der Niedriglohngrenze von 2/3 des Bruttomedian-
lohns liegt. Arbeitslosigkeit wird in zwei Gruppen unter-
teilt: derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate 
arbeitslos im Vorjahr (AL & 0-5), derzeitig arbeitslos und 
mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr (AL & 6-12). 
Nichterwerbstätigkeit umfasst die Kategorien Haushalt, 
Pension und Ausbildung.

Die unterschiedlichen Formen der Lebenszufriedenheit 
werden auf einer Skala von 0 bis 10 gemessen, wobei „0“ 
„überhaupt nicht zufrieden“ und „10“ „vollkommen zufrie-
den“ bedeutet. Konkret wurden die einzelnen Aspekte der 
Lebenszufriedenheit durch folgende Fragen erfasst: „Wie 
zufrieden sind Sie mit …Ihrem Leben insgesamt / …der 
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finanziellen Situation Ihres Haushalts / …Ihrem persönli-
chen Einkommen / …Ihrer Wohnsituation / …Ihrer (zuvor 
geäußerten) Hauptaktivität?“

Der subjektive Gesundheitszustand basiert auf einer Ein-
schätzung des eigenen Gesundheitszustandes, wobei 
fünf Ausprägungen möglich sind: 5=sehr gut bis 1=sehr 
schlecht. Für diesen Beitrag werden aus dieser Informa-
tion zwei Ausprägungen generiert. Die erste Ausprägung 
umfasst jene Personen, die einen schlechten oder sehr 
schlechten Gesundheitszustand anführen. In der zwei-
ten Ausprägung werden die restlichen drei Antwortka-
tegorien zusammengefasst. Ergänzt wird diese Informa-
tion zum allgemeinen Gesundheitszustand mit Angaben 
zu dauerhaften gesundheitlichen Problemen. Eine Per-
son wird als „chronisch krank“ eingestuft, falls diese die 
Frage „Haben Sie eine dauerhafte Krankheit oder ein 
chronisches Gesundheitsproblem? (Damit gemeint sind 
Krankheiten oder gesundheitliche Probleme, die sechs 
Monate andauern oder voraussichtlich andauern wer-
den.)“ mit „Ja“ beantwortet. Analog zum subjektiven 
Gesundheitszustand wird diese Variable – wie auch die 
nachfolgenden Variablen – in zwei Ausprägungen („Ja“ 
und „Nein“) unterteilt. 

„Soziale Teilhabe“ kann mittels unterschiedlicher Indikato-
ren gemessen werden. Hierfür stehen Daten des EU-SILC 
Sondermoduls zur sozialen und kulturellen Teilhabe aus 
dem Jahr 2015 zur Verfügung. Konkret werden Informa-
tionen zur Häufigkeit sowohl von nicht-persönlichen Kon-
takten (z. B. via Telefon, SMS, Brief, Fax, Internet) als auch 
von Treffen oder Besuchen mit Verwandten, dem Freun-
deskreis oder der Nachbarschaft herangezogen. Um die 
Tragfähigkeit dieser sozialen Beziehungen zu messen, 
wird folgende Frage verwendet: „Haben Sie Verwandte, 
Freunde oder Nachbarn, die Sie um Hilfe bitten können?“ 

Soziale Teilhabe kann auch einen „aktiven“ Charakter – in 
Form von Freiwilligenarbeit und gesellschaftlichen Aktivi-
täten – besitzen. Diese Aspekte werden mit folgenden Fra-
gen approximiert: „Haben Sie in den letzten zwölf Mona-
ten Freiwilligenarbeit im Rahmen einer Organisation oder 
eines Vereins geleistet?“, „Haben Sie in den letzten zwölf 
Monaten Freiwilligenarbeit außerhalb einer Organisation 
oder eines Vereins geleistet (z.B. Hilfe für Menschen und 
Tiere)?“, „Haben Sie in den letzten zwölf Monaten an Akti-
vitäten einer politischen Partei oder eines Berufsverbands, 
an einer Demonstration oder an einem friedlichen Pro-
test, z.B. Unterzeichnen einer Petition, teilgenommen?“

Neben der sozialen Teilhabe fließt auch noch die kultu-
relle Teilhabe in nachfolgende Untersuchung mit ein. Zur 
Messung der kulturellen Teilhabe dienen folgende Fragen : 
„Haben Sie in den letzten zwölf Monaten mindestens ein 
Mal Veranstaltungen wie z.B. Konzerte, Theateraufführun-
gen, eine Oper oder Tanzaufführungen besucht?“, „Waren 
Sie in den letzten zwölf Monaten mindestens ein Mal im 

4 Detaillierte Informationen dazu finden sich in Glaser - Till (2010). 

Kino?“, „Haben Sie in den letzten zwölf Monaten mindes-
tens ein Mal Sportveranstaltungen besucht?“, „Haben Sie 
in den letzten zwölf Monaten mindestens ein Mal histori-
sche oder kulturelle Denkmäler, Museen, Kunstgalerien, 
archäologische Stätten usw. besucht?“

Als Kontrollvariablen werden sowohl demographische 
als auch sozioökonomische Merkmale hinzugefügt. Die 
Merkmale umfassen Informationen zu Geschlecht, Alter, 
Kinder im Haushalt, Bildung, Bildung der Eltern, Fami-
lienstand, Haus- bzw. Wohnungseigentum, persönliches 
Einkommen und (äquivalisiertes) Haushaltseinkommen.

Das den Analysen zur Zufriedenheit und sozialen und kul-
turellen Teilhabe zugrundeliegende Sample bezieht sich 
auf Personen ab 16 Jahren. Bei den Analysen zur Gesund-
heit werden Personen zwischen 20 und 65 Jahren betrach-
tet, um den Effekt der grundsätzlich höheren Betroffen-
heit der ab 65-Jährigen zu reduzieren. Auswertungen zur 
Lebenszufriedenheit und Gesundheit beziehen sich auf 
das Jahr 2017, Auswertungen zur sozialen und kulturel-
len Teilhabe auf 2015. Um für Österreich repräsentative 
Ergebnisse zu erhalten, werden im deskriptiven Teil alle 
Indikatoren zur Gesundheit und sozialen und kulturellen 
Teilhabe gewichtet. Bei den Zufriedenheitsindikatoren 
kommt eine separate (kalibrierte Zufriedenheits-)Gewich-
tung zur Anwendung.4 Die multivariate Analyse wird ohne 
Gewichtungsverfahren durchgeführt und bezieht sich auf 
die EU-SILC Stichprobe. 

A.3.3 
Erwerbsstatus und Lebenszufriedenheit 

Subjektives Wohlbefinden ist ein Bewertungsmaß der 
individuellen Lebensumstände. Dieses wird in diesem 
Beitrag auf Basis von Selbsteinschätzungen der Respon-
dentinnen und Respondenten aus der EU-SILC Umfrage 
gemessen. Der Erwerbsstatus beeinflusst subjektives 
Wohlbefinden auf unterschiedliche Weise, bspw. über 
das Einkommen, soziale Kontakte oder das Selbstwert-
gefühl. In Kapitel 3.8 wurde bereits auf den Schlüsselin-
dikator „gesamte Lebenszufriedenheit“ für die Gesamt-
bevölkerung eingegangen. Der Mittelwert betrug 2017 
7,9 und war damit auf dem Niveau der beiden Vorjahre. In 
Grafik A.13 wird die durchschnittliche Zufriedenheit mit 
dem Leben für jede Statusgruppe dargestellt. Arbeitslose 
weisen die geringste Lebenszufriedenheit auf. Sie sind 
weniger zufrieden als Erwerbstätige und auch weniger 
zufrieden als Nichterwerbstätige. Es stellt sich die Frage, 
ob sich die Dauer des Verbleibs in Arbeitslosigkeit auf die 
Lebenszufriedenheit auswirkt. Betrachtet man ausschließ-
lich die Gruppe der Arbeitslosen, so zeigt sich, dass je län-
ger Personen im Vorjahr arbeitslos waren, desto geringer 
die Lebenszufriedenheit ausfällt. 
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Grafik A.13 
Allgemeine Lebenszufriedenheit

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. Durchschnittliche Zufriedenheit auf einer Skala von 0 bis 10. Personen ab 16 Jahren. AL & 0-5 = derzeitig 
arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vor-
jahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung.

Der Unterschied zu erwerbstätigen Personen in Vollzeit 
beträgt eine Einheit (auf einer Skala von null bis zehn) für 
Arbeitslose, die bis zu sechs Monate im Vorjahr arbeits-
los waren (AL & 0-5), und fast zwei Einheiten für Arbeits-
lose, die mindestens sechs Monate im Vorjahr arbeitslos 
waren (AL & 6-12). Vergleicht man diese Werte mit den 
Werten der Lebenszufriedenheit nach Einkommensquin-
tilen (siehe Grafik 62), so zeigt sich, dass Arbeitslose eine 
geringere Lebenszufriedenheit aufweisen als das unterste 
Einkommensquintil (7,3). 

EU-SILC liefert neben der allgemeinen Lebenszufrieden-
heit auch Informationen zur Zufriedenheit mit verschiede-
nen Lebensbereichen. In Grafik A.14 wird die Zufriedenheit 
mit der derzeitigen Hauptaktivität bzw. Hauptbeschäfti-
gung abgebildet. Das Zufriedenheitsniveau mit der Haupt-
beschäftigung erwerbstätiger Personen entspricht in etwa 
dem Niveau von Personen in Ausbildung. Die höchste 
Zufriedenheit haben Pensionistinnen und Pensionisten 
(8,4). In deutlichem Gegensatz dazu führen arbeitslose 
Personen eine durchschnittliche Zufriedenheit von 2,6 

bzw. 2,8 an. Interessant ist, dass Personen in einer prekä-
ren Beschäftigungsform – Erwerbstätigkeit im Ausmaß von 
weniger als zwölf Wochenstunden oder Niedriglohnbe-
schäftigung – ähnlich zufrieden mit ihrer Hauptbeschäf-
tigung wie Vollzeitbeschäftigte sind. In Grafik A.14 wird 
zudem die Zufriedenheit mit der Wohnsituation darge-
stellt. Arbeitslose Personen geben auch hier die geringste 
Zufriedenheit an, wobei der Unterschied zu den anderen 
Gruppen deutlich geringer ausfällt.

In Grafik A.15 findet sich die Zufriedenheit für zwei wei-
tere Lebensbereiche – finanzielle Situation des Haushaltes 
und persönliches Einkommen. Beide Bereiche haben eine 
ähnliche Verteilung bezogen auf die angeführten Status-
gruppen. Dabei liegt der Mittelwert der Zufriedenheit mit 
dem persönlichen Einkommen immer unter dem Mittel-
wert der Zufriedenheit mit der finanziellen Situation des 
Haushaltes. Arbeitslose weisen auch in diesen Bereichen 
die geringste Zufriedenheit auf. Die Dauer der Arbeitslo-
sigkeit scheint ebenso eine Rolle zu spielen – Personen, 
die schon länger im Vorjahr arbeitslos waren, sind am

Grafik A.14 
Zufriedenheit mit Wohnsituation und mit Hauptbeschäftigung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. Durchschnittliche Zufriedenheit auf einer Skala von 0 bis 10. Personen ab 16 Jahren. AL & 0-5 = derzeitig 
arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vor-
jahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung.
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Grafik A.15 
Zufriedenheit mit finanzieller Situation des Haushaltes und persönlichem Einkommen

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. Durchschnittliche Zufriedenheit auf einer Skala von 0 bis 10. Personen ab 16 Jahren. AL & 0-5 = derzeitig 
arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vor-
jahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung.

wenigsten mit der finanziellen Situation ihres Haushaltes 
und ihrem persönlichen Einkommen zufrieden. 

A.3.4 
Erwerbsstatus und Gesundheit

Gesundheitsaspekte geben ebenso Aufschluss über die 
Lebensqualität. In Kapitel 3.3 wurde gezeigt, dass der sub-
jektive Gesundheitszustand, der einen Schlüsselindikator 
für WgÖ? darstellt, deutlich zwischen den Einkommens-
gruppen variiert. So gaben bspw. 4 % der Personen im 
obersten Einkommensquintil an, einen schlechten bzw. 
sehr schlechten Gesundheitszustand zu haben. Gleich-
zeitig haben 13 % des untersten Einkommensquintils ihre 

Gesundheit als schlecht oder sehr schlecht eingeschätzt. 
Für dieses Kapitel werden zwei Indikatoren herangezogen; 
einerseits die Selbsteinschätzung über einen schlechten 
bzw. sehr schlechten Gesundheitszustand und anderer-
seits chronische Gesundheitsprobleme. „Chronisch krank“ 
umfasst etwa chronische Kopfschmerzen, Bluthochdruck 
und Allergien. Um altersspezifische Effekte zu reduzie-
ren, wird für diese Betrachtung das Sample auf 20- bis 
65-Jährige zugeschnitten. In Grafik A.16 werden die zwei 
Gesundheitsvariablen den Statusgruppen gegenüberge-
stellt. Im Vergleich zu Erwerbstätigen geben Arbeitslose 
deutlich häufiger an, eine schlechte oder sehr schlechte 
Gesundheit zu haben. Ein ähnliches Bild zeichnet sich ab, 
wenn man chronische Krankheiten betrachtet. Bei beiden 
Gesundheitsvariablen ist auch sichtbar, dass arbeitslose 
Personen, die im Vorjahr länger arbeitslos waren (AL & 
6-12), häufiger eine schlechte Gesundheit und chronische

Grafik A.16 
Gesundheit

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. Zahlen in Klammern beruhen auf geringen Fallzahlen: Sind in der Randverteilung weniger als 50 oder in 
der Zelle weniger als 20 Fälle vorhanden, wird geklammert. Personen zwischen 20 und 65 Jahren. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger 
als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupt-
tätigkeit Haushaltsführung.
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Krankheiten anführen als arbeitslose Personen, die im 
Vorjahr nicht oder nur für einen kurzen Zeitraum arbeits-
los waren (AL & 0-5). Personen mit Haupttätigkeit Haus-
haltsführung (Haushalt) oder in Pension weisen ebenso 
bei beiden Indikatoren relativ hohe Werte auf. Interes-
sant ist, dass die Verteilung des subjektiven Gesundheits-
zustandes eine ähnliche Form wie die der chronischen 
Krankheiten aufweist, aber die subjektive Einschätzung 
gegenüber den chronischen Krankheiten auf einem deut-
lich geringeren Niveau liegt.5 

A.3.5 
Erwerbsstatus und soziale Teilhabe

Materielle Lebensbedingungen, aber auch die soziale Ein-
gebundenheit, die nicht zuletzt durch erstere ermöglicht 
wird und diese wiederum beeinflusst, bilden den Rah-
men, in der sich Lebensqualität entfalten kann. Gute 
soziale Beziehungen können helfen, materielle Eng-
pässe zu bewältigen. Dauerhafte soziale Isolation kann 
hingegen zur Exklusion von einer adäquaten Teilhabe 
an der Gesellschaft und insbesondere im Alter zu Ver-
sorgungsproblemen führen. Eine schlechte materielle 
Situation und eine geringe Erwerbsbeteiligung kön-
nen wiederum zur sozialen Isolation beitragen. Soziale 
Teilhabe ist für die Einschätzung der Lebensbedingun-
gen von besonderer Relevanz: In Österreich werden 
Familie, Freundinnen und Freunde sowie Freizeit nach 
Gesundheit als die wichtigsten Lebensbereiche wahr-
genommen (Europäische Kommission 2007). Auch für 
WgÖ? wird die soziale Teilhabe als sehr wichtig angese-
hen und stellt eine eigene Dimension der Lebensquali-
tät dar (siehe Kapitel 3.2).

5 Es gibt eine starke Überschneidung zw. den beiden Indikatoren: Über 95 % der Personen in einem schlechten bzw. sehr schlechten Gesund-
heitszustand geben auch an, chronisch krank zu sein. Jedoch geben nur 16 % der Personen mit einer chronischen Krankheit an, sich in einer 
schlechten / sehr schlechten Gesundheit zu befinden.

Der Zusammenhalt von Gruppen und die Beziehung zwi-
schen Gruppen und Individuen werden auch mit dem Kon-
zept „soziales Kapital“ untersucht. Wichtige Beiträge dazu 
wurden vor allem von Bourdieu (1986), Coleman (1988) und 
Putnam (1993) geliefert. Bourdieu und Coleman verwen-
den den Begriff im Zusammenhang von „Investitionen“ 
in soziale Netzwerke, die wiederum zur Verfolgung ihrer 
eigenen Interessen behilflich sind. Für Putnam bedeutet 
soziales Kapital Vertrauen, Gegenseitigkeit und Koope-
rationsbereitschaft der Bürger, was wiederum essentiell 
für eine erfolgreiche Demokratie und für eine Gesell-
schaft als Ganzes ist. Unter diesem Aspekt wird hier auf 
zwei Formen von Sozialkapital eingegangen, die eher 
dem Konzept von Bourdieu und Coleman zuzuordnen 
sind (siehe auch Bönisch und Schneider 2013): formel-
les und informelles Sozialkapital. Formelles Sozialkapital 
bildet sich in Vereinen oder Organisationen. Informelles 
Sozialkapital bezieht sich hingegen auf Freundschaften 
und (Familien-)Beziehungen ohne formellen Charakter. 
In beiden Formen können Netzwerke und Beziehungen 
entstehen, die für die einzelne Person oder die Gesell-
schaft von Nutzen sind. 

Einen Indikator für informelles Sozialkapital stellt der regel-
mäßige Kontakt zu Verwandten, Freundinnen und Freun-
den oder zur Nachbarschaft dar. In Grafik A.17 wird der 
Kontakt zum eigenen sozialen Netzwerk den Erwerbssta-
tusgruppen gegenübergestellt. Personen wurden dabei 
gefragt, ob sie mindestens wöchentlich Kontakt zu Ver-
wandten, zum Freundeskreis oder zur Nachbarschaft 
haben. Arbeitslose Personen stehen in etwa ebenso regel-
mäßig in Kontakt zu benannten Personengruppen wie 
Vollzeitbeschäftigte. Während Personen in Ausbildung am 
häufigsten Kontakte haben, fällt der Anteil der Pensionis-
tinnen und Pensionisten mit Kontakten im Vergleich zu 
den anderen Statusgruppen am geringsten aus. Analog zu

Grafik A.17 
Kontakt zum bzw. Unterstützung vom informellen sozialen Netzwerk

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen ab 16 Jahren. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; 
AL & 6-12 = derzeitig arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung.
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den Kontakten wurden Personen befragt, ob mindes-
tens wöchentliche persönliche Treffen mit Verwandten, 
dem Freundeskreis oder der Nachbarschaft stattfinden. 
Hier zeigt sich ein ähnliches Bild, wobei arbeitslose Per-
sonen, die im Vorjahr weniger als sechs Monate arbeits-
los waren, die meisten Treffen verzeichnen. 

Geht es um die Einschätzung, ob man mit Hilfe von nicht 
im selben Haushalt lebenden Personen, wie Verwandten, 
Freundeskreis oder Nachbarschaft, rechnen kann, so sind 
Arbeitslose weniger gut verankert: beide Kategorien für 
Arbeitslosigkeit weisen die geringsten Werte auf. Sowohl 
Vollzeit- und Teilzeit-Erwerbstätige als auch Personen in 
Ausbildung rechnen am ehesten mit einer Unterstützung 
durch ihr soziales Netzwerk. Die potentielle Verfügbarkeit 
von Hilfeleistungen ist auch ein Indikator für die Qualität 
von sozialen Beziehungen (siehe Kapitel 3.2). 

Gesellschaftliches Engagement fördert formelle und infor-
melle Netzwerke und ist wichtiger Bestandteil des sozialen 
Kapitals einer Gesellschaft. Die meiste Freiwilligenarbeit6 
wird von erwerbstätigen Personen (Vollzeit oder Teilzeit) 
und von Personen in Ausbildung erbracht (Grafik A.18). 
Freiwilligenarbeit in einer Organisation ist bei Personen 
mit längerer Arbeitslosigkeit geringer ausgeprägt als bei 
der anderen Arbeitslosengruppe. Personen mit Haupt-
tätigkeit Haushaltsführung weisen ebenso eine relativ 
geringe Teilnahme an Freiwilligenarbeit auf. 

Aktivitäten in politischen Parteien, Interessensverbänden, 
oder die Teilnahme an Demonstrationen (in Grafik A.18 

6 Freiwilligenarbeit bezieht sich auf eine freiwillige Tätigkeit die entweder im Rahmen einer Organisation oder eines Vereins, oder außerhalb 
einer Organisation oder eines Vereins (z.B. Hilfe für Menschen und Tiere) geleistet wurde.

unter „aktive Bürgerschaft“ subsumiert) sind innerhalb 
der Statusgruppen Erwerbstätige, Arbeitslose und Nicht-
erwerbstätige sehr unterschiedlich ausgeprägt. Niedrig-
lohnbeschäftigte, Arbeitslose, die auch im Vorjahr mindes-
tens sechs Monate arbeitslos waren, und hauptsächlich 
im Haushalt tätige Personen sind relativ wenig engagiert, 
während Erwerbstätige in einem Normalarbeitsverhält-
nis und Personen in Ausbildung das höchste Engagement 
zur aktiven Bürgerschaft zeigen. 

Neben der Teilhabe an sozialen Netzwerken und gesell-
schaftlichem Engagement leistet eine aktive Freizeitge-
staltung, u. a. kulturelle Teilhabe, einen wichtigen Beitrag 
zum Wohlbefinden und zur Lebensqualität. Kulturelle Teil-
habe beinhaltet den Besuch von kulturellen Veranstaltun-
gen bzw. Einrichtungen, wie Kino, Sportveranstaltungen, 
Live-Veranstaltungen (Konzerte, Theater, Oper etc.) oder 
Kulturstätten (Denkmäler, Museen, Kunstgalerien etc.).

In Grafik A.19 und Grafik A.20 wird die Ausübung verschie-
dener Freizeitaktivitäten für die einzelnen Statusgruppen 
dargestellt. Etwas über die Hälfte der Personen in einem 
prekären Beschäftigungsverhältnis und der Arbeitslosen, 
die weniger als sechs Monate im Vorjahr arbeitslos waren, 
haben in den letzten zwölf Monaten ein Kino besucht 
( Grafik A.19). Hingegen liegt bei Personen in Ausbildung 
die Wahrscheinlichkeit, in diesem Zeitraum im Kino gewe-
sen zu sein, bei über 90 %. Arbeitslose, die auch im Vorjahr 
mindestens sechs Monate arbeitslos waren, Pensionistin-
nen und Pensionisten, sowie Personen mit Haupttätig-
keit Haushaltsführung besuchten am seltensten ein Kino. 

Grafik A.18 
Gesellschaftliches Engagement

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen ab 16 Jahre. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; 
AL & 6-12 = derzeitig arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung.

0

10

20

30

40

Vollzeit Teilzeit Teilzeit<12h Niedriglohn AL & 0-5 AL & 6-12 Pension Haushalt Ausbildung

16
14

10
6

10 9 8
6

17

32
35

37

24
22 21

26

20

29

36
32

34

21 22

13

23

18

32

in
 %

 d
er

 B
ev

öl
ke

ru
ng

 a
b 

16
 J

ah
re

n

(    )

Freiwilligenarbeit in einer Organisation Freiwilligenarbeit außerhalb einer Organisation Aktive Bürgerschaft



220 www.statistik.at

Grafik A.19 
Mindestens ein Besuch von Kino und Sportveranstaltung in den letzten zwölf Monaten

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen ab 16 Jahren. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; 
AL & 6-12 = derzeitig arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung.

7 Indikatorenauswahl des vorherigen Abschnitts: allgemeine Lebenszufriedenheit, Zufriedenheit mit der Wohnsituation und Hauptbeschäfti-
gung, Zufriedenheit mit der finanziellen Situation des Haushaltes und dem persönlichen Einkommen, subjektiver Gesundheitszustand, chro-
nisch krank, Kontakt zum bzw. Unterstützung vom informellen sozialen Netzwerk, Freiwilligenarbeit in und außerhalb einer Organisation, 
aktive Bürgerschaft, Besuch von Kino, Sportveranstaltung, Kulturstätte oder Live-Veranstaltung.

Ein Teil der Unterschiede ist auf die unterschiedliche Alters-
struktur innerhalb der Gruppen zurückzuführen. Eine ähn-
liche Verteilung ergibt sich auch für Sportveranstaltungen. 
Während Personen in Ausbildung eine derartige Veran-
staltung mit der (im Vergleich zu den anderen Status) 
höchsten Wahrscheinlichkeit besucht haben, fällt der Anteil 
bei Arbeitslosen, die im Vorjahr mindestens sechs Monate 
arbeitslos waren, Pensionistinnen und Pensionisten, sowie 
Personen mit Haupttätigkeit Haushaltsführung gering aus. 
Ein leicht unterschiedliches Bild ergibt sich, wenn man 
Live-Veranstaltungen und den Besuch von Kulturstätten 
(Denkmäler, Museen, Galerien) betrachtet (Grafik A.20). 
Neben Personen in Ausbildung und Erwerbstätigen wer-
den diese auch von Pensionistinnen und Pensionisten 
relativ häufig besucht. Niedriglohnbeschäftigte, Arbeits-
lose – unabhängig von der Dauer – sowie Personen mit 

Haupttätigkeit Haushaltsführung besuchen im geringsten 
Ausmaß eine Live-Veranstaltung oder eine Kulturstätte. 

A.3.6 
Multivariate Analyse

Im vorherigen Abschnitt wurde gezeigt, dass die Lebens-
qualität anhand ausgewählter Indikatoren je nach Erwerbs-
status variiert.7 Diese Unterschiede können aber auch auf 
andere Einflussfaktoren zurückzuführen sein. Beispiels-
weise könnte die relativ geringe Lebenszufriedenheit der 
arbeitslosen Personen einem geringeren Einkommen 
oder einem schlechten Gesundheitszustand geschuldet

Grafik A.20 
Mindestens ein Besuch von Kulturstätten und Live-Veranstaltungen in den letzten zwölf Monaten

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen ab 16 Jahren. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; 
AL & 6-12 = derzeitig arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung.
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sein. Sowohl Skina-Tabue (2017) als auch Lamei et al. (2017) 
weisen darauf hin, dass die finanzielle Situation der Haus-
halte eine mögliche Hürde für die soziale Teilhabe dar-
stellt. Für das vorliegende Kapitel ist von Interesse, ob 
sich der Erwerbsstatus auch nach Kontrolle von diesen 
und weiteren Einflussfaktoren auf einzelne Indikatoren 
der Lebensqualität auswirkt. Folgende Indikatoren wer-
den dabei genauer betrachtet: allgemeine Lebenszufrie-
denheit, Zufriedenheit mit der Hauptaktivität, subjektiver 
Gesundheitszustand, chronisch krank, Hilfe vom sozialen 
Netzwerk, Freiwilligenarbeit in einer Organisation, Kino-
besuch und Besuch einer Live-Veranstaltung.

Kontrollvariablen, die in nachfolgende Analysen einflie-
ßen, werden (für EU-SILC 2017) in Tabelle A 1 dargestellt. 
Um die Statusgruppen besser charakterisieren zu kön-
nen bzw. diese untereinander vergleichbar zu machen, 
wird für jede Kontrollvariable der Mittelwert nach Status-
gruppe ausgewiesen. Betrachtet man das Geschlechter-
verhältnis, wird sichtbar, dass eine Teilzeitbeschäftigung 
in einem Ausmaß von weniger als 12 Stunden und Haupt-

8 Kleinstquadrate-Methode

tätigkeit Haushaltsführung (Haushalt) vorwiegend von 
Frauen ausgeführt wird (Anteil liegt jeweils über 90 %). 
Arbeitslose Personen, die im Vorjahr weniger als sechs 
Monate arbeitslos waren (AL & 0-5), haben im Vergleich zu 
Erwerbstätigen in Vollzeit ein geringeres Durchschnitts-
alter, ein niedrigeres Einkommen, mit einer geringeren 
Wahrscheinlichkeit ein Wohnungseigentum und mit einer 
höheren Wahrscheinlichkeit eine ausländische Staatsbür-
gerschaft. Das Bildungsniveau wiederum unterscheidet 
sich kaum von vollzeiterwerbstätigen Personen. Arbeits-
lose Personen, die auch im Vorjahr länger arbeitslos waren 
(AL & 6-12), zeichnen sich durch ein noch geringeres Ein-
kommen, eine höhere Scheidungsrate und ein geringe-
res Bildungsniveau aus.

Um für den Einfluss entsprechender Variablen zu kont-
rollieren, werden im folgenden Abschnitt Ordinary Least 
Squares (OLS)8 Schätzungen durchgeführt. Für ein Sub-
sample der unterschiedlichen Indikatoren zur Lebens-
qualität werden jeweils drei Schätzungen bzw. Modelle 
berechnet. 

Tabelle A 1 
Mittelwerte der Kontrollvariablen

Vollzeit Teilzeit Teil-
zeit<12h

Niedrig-
lohn AL & 0-5 AL & 

6-12 Pension Haushalt Ausbil-
dung

Frau (Anteil) 0,32 0,83 0,96 0,67 0,53 0,46 0,54 0,91 0,56

Alter 42 44 42 38 37 44 70 48 21

Kinder im Haushalt 0,62 0,87 1,36 0,66 0,81 0,60 0,06 0,99 1,23

Pflichtschule (Anteil) 0,07 0,07 0,17 0,19 0,14 0,33 0,26 0,29 0,44

Lehre (Anteil) 0,52 0,51 0,48 0,58 0,49 0,47 0,57 0,41 0,06

Matura(Anteil) 0,17 0,18 0,20 0,15 0,17 0,12 0,08 0,16 0,37

Universität (Anteil) 0,24 0,24 0,15 0,09 0,20 0,07 0,09 0,15 0,13

Matura Vater (Anteil) 0,06 0,06 0,07 0,04 0,11 0,03 0,02 0,06 0,20

Matura Mutter (Anteil) 0,05 0,04 0,08 0,04 0,08 0,04 0,01 0,05 0,21

Ledig (Anteil) 0,40 0,27 0,20 0,46 0,52 0,42 0,08 0,19 0,97

Verheiratet (Anteil) 0,48 0,60 0,74 0,43 0,32 0,31 0,59 0,72 0,02

Getrennt lebend (Anteil) 0,02 0,02 0,02 0,01 0,04 0,00 0,02 0,01 0,00

Verwitwet (Anteil) 0,01 0,02 0,01 0,01 0,00 0,02 0,20 0,04 0,00

Geschieden (Anteil) 0,09 0,09 0,02 0,09 0,12 0,25 0,11 0,04 0,01

Österr. Staatsbürgerschaft (Anteil) 0,91 0,91 0,86 0,77 0,74 0,80 0,97 0,80 0,88

Wohnungseigentum (Anteil) 0,64 0,69 0,69 0,52 0,37 0,31 0,75 0,67 0,58

Pers. Gesamteinkommen / 1000 32,98 20,53 8,79 15,09 16,30 10,32 23,28 7,46 4,69

Äquiv. Jahreseinkommen / 1000 34,20 30,36 26,92 23,56 22,98 17,30 27,98 23,53 25,85

HH Monatseinkommen / 1000 3,73 3,57 3,15 2,77 2,48 1,75 2,49 2,71 3,31

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig 
arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung; HH = Haushalt. Fett gekennzeich-
nete Werte beziehen sich auf signifikante Unterschiede der Mittelwerte im Vergleich zu erwerbstätigen Personen in Vollzeit (Signifikanzniveau 
< 5 %). Werte beziehen sich auf das EU-SILC 2017 Sample und sind nicht gewichtet.
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In Modell 1 wird der jeweilige Indikator der Lebensqua-
lität auf den Erwerbsstatus regressiert. In Modell 2 wer-
den weitere potentielle Einflussfaktoren (siehe Tabelle A 1) 
aufgenommen. Dadurch kann überprüft werden, ob sich 
der Einfluss des Erwerbsstatus auf die abhängige Variable 
durch Hinzunahme weiterer Kovariate ändert. Auf Basis 
von Modell 2 wird in Modell 3 ergänzend untersucht, ob 
das Geschlecht einen Einfluss auf den Zusammenhang 
zwischen Erwerbsstatus und Lebensqualität hat. Ope-
rationalisiert wird das durch die Berücksichtigung von 
Interaktionstermen von Erwerbsstatus und Geschlecht.

In Tabelle A 2 werden die Regressionsergebnisse für die 
Regressanden Lebenszufriedenheit und Zufriedenheit 
mit der Hauptaktivität dargestellt. Aus Modell 1 wird 
nochmal ersichtlich, dass die Lebenszufriedenheit bei 
Arbeitslosen deutlich geringer ausfällt, als im Vergleich 
zu Vollzeit erwerbstätigen Personen. Aber auch Niedrig-
lohnbeschäftigte, im Haushalt tätige Personen und Pen-
sionistinnen und Pensionisten weisen im Vergleich zu 
Vollzeit erwerbstätigen Personen eine geringere Zufrie-
denheit auf. Durch die Hinzunahme von weiteren poten-
tiellen Erklärungsfaktoren, wie Geschlecht, Alter, Bildung, 
Familienstatus, oder Einkommen, halbiert sich der Effekt 
von Arbeitslosigkeit auf die Lebenszufriedenheit (siehe 
Modell 2).9 Jedoch ist der absolute Effekt noch immer 
beachtlich. Immerhin sinkt im Vergleich zu Vollzeitbe-
schäftigten für arbeitslose Personen die Lebenszufrie-
denheit um eine halbe (AL & 0-5) bzw. eine Einheit (AL & 
6-12) (auf einer Skala von null bis zehn). Auch nach Kon-
trolle der verschiedenen Einkommen sind Arbeitslose 
unzufriedener mit ihrem Leben als Erwerbstätige, prekär 
Beschäftigte (Erwerbstätigkeit im Ausmaß von weniger 
als zwölf Wochenstunden oder Niedriglohnbeschäftigte) 
oder Nichterwerbstätige.10 Interessant ist auch, dass sich, 
nach Kontrolle von soziodemographischen Merkmalen, 
das Vorzeichen des Koeffizienten bei Pensionistinnen und 
Pensionisten ändert: Gemäß Modell 2 sind - ceteris pari-
bus - Pensionistinnen und Pensionisten glücklicher mit 
ihrem Leben als Vollzeitbeschäftigte. 

Betrachtet man die Kontrollvariablen, so zeigt sich, dass 
sowohl das äquivalisierte Haushaltseinkommen aus dem 
Vorjahr als auch das aktuelle monatliche Haushaltsein-
kommen signifikant positiv mit der Lebenszufriedenheit 
korreliert sind (Signifikanzniveau <5 %). Verheiratete und 

9 Werden nur Erklärungsfaktoren einbezogen, die einen signifikanten Einfluss haben, und wird als Einkommensvariable ausschließlich das äqui-
valisierte Haushaltseinkommen verwendet, erhält man sowohl qualitativ als auch quantitativ ähnliche Ergebnisse.

10 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen Gerlach und Stephan (2001) für Deutschland.
11 Beim Vergleich von den hier ausgewiesenen Werten und denen von Clark et al. (2008) ist zu beachten, dass die Arbeitslosenkategorie bei Clark 

et al. (2008) bis zu zwölf Monate Arbeitslosigkeit umfasst.

zusammenlebende Personen sind glücklicher als Singles. 
Ebenso wirkt sich Wohnungseigentum oder Bildung posi-
tiv auf die Lebenszufriedenheit aus. Sowohl das Vorhan-
densein einer chronischen Erkrankung als auch der sub-
jektive Gesundheitszustand sind von Bedeutung für die 
allgemeine Lebenszufriedenheit. 

In Modell 3 wird überprüft, ob sich der Erwerbsstatus von 
Frauen und Männern unterschiedlich auf die Lebenszu-
friedenheit auswirkt. Statistisch signifikant ist der Inter-
aktionseffekt bei der Haupttätigkeit Haushaltsführung. 
Während bei Männern, die ihre Haupttätigkeit mit Haus-
haltsführung verrichten, die Zufriedenheit um 0,5 Einhei-
ten sinkt, gibt es bei Frauen keinen Unterschied zu Voll-
zeitbeschäftigten. Die Werte der Lebenszufriedenheit für 
arbeitslose Personen bewegen sich in einer ähnlichen 
Größenordnung wie bei Clark et al. (2008). Arbeitslose 
Männer, die auch im Vorjahr weniger als sechs Monate 
arbeitslos waren (AL & 0-5), haben eine um 0,54 Einhei-
ten geringere Lebenszufriedenheit als erwerbstätige 
Personen in Vollzeit. Der Unterschied erhöht sich auf 
etwa eine Einheit, wenn die Arbeitslosigkeit im Vorjahr 
auf bis zu zwölf Monate ansteigt (AL & 6-12). Bei Frauen 
beträgt der Unterschied 0,4 bzw. 0,78, wobei die Unter-
schiede zu den Männern nicht statistisch signifikant 
sind. In den Berechnungen von Clark et al. (2008) sank 
die Lebenszufriedenheit im ersten Jahr der Arbeitslosig-
keit um ca. 0,76 Einheiten bei Männern und ca. 0,53 Ein-
heiten bei Frauen.11

In den hinteren Spalten von Tabelle A 2 wird die Zufrie-
denheit mit der Hauptaktivität auf den Erwerbsstatus 
regressiert. Im Vergleich zu Erwerbstätigen in Vollzeit ist 
die Zufriedenheit von Arbeitslosen mit der Hauptaktivi-
tät (Arbeitslosigkeit) wesentlich geringer: Der Unterschied 
beträgt zirka fünf Einheiten (auf einer Skala von null bis 
zehn). Die geringe Zufriedenheit von Arbeitslosen kann 
in diesem Fall auch kaum durch weitere (beobachtbare) 
Einflussfaktoren erklärt werden: Die Hinzunahme weite-
rer Kovariate führt nur zu einer geringen Verringerung 
der geschätzten Regressionskoeffizienten (vgl. Modell 1 
und Modell 2). Aus Modell 3 wird ersichtlich, dass (im Ver-
gleich zu Vollzeitbeschäftigten) auch Männer im Haushalt 
deutlich unzufriedener mit ihrer Hauptaktivität sind. Bei 
Frauen führt der Status Haushalt zu keinem Rückgang der 
Zufriedenheit mit der Hauptaktivität.
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Tabelle A 2 
Zufriedenheit

Zufriedenheit mit dem Leben Zufriedenheit mit Hauptaktivität

(1) (2) (3) (1) (2) (3)

β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert

Haupttätigkeit (Basis: Vollzeit)

Teilzeit 0,027 0,628 0,015 0,793 0,020 0,861 0,057 0,397 -0,013 0,855 -0,102 0,484

Teilzeit<12h 0,101 0,583 0,086 0,624 -1,053 0,224 0,044 0,840 -0,023 0,918 1,542 0,158

Niedriglohn -0,381 0,000 -0,148 0,051 -0,289 0,024 -0,169 0,075 -0,015 0,872 0,129 0,424

AL & 0-5 -0,973 0,000 -0,468 0,000 -0,543 0,002 -4,983 0,000 -4,544 0,000 -4,209 0,000

AL & 6-12 -1,877 0,000 -0,916 0,000 -1,039 0,000 -5,388 0,000 -4,780 0,000 -4,635 0,000

Pension -0,503 0,000 0,127 0,025 0,148 0,025 0,534 0,000 0,707 0,000 0,750 0,000

Haushalt -0,374 0,000 -0,053 0,460 -0,507 0,015 -0,409 0,000 -0,235 0,009 -2,734 0,000

Ausbildung 0,134 0,082 0,205 0,014 0,334 0,004 -0,100 0,275 0,114 0,280 0,381 0,009

Frau (Basis: Mann) 0,137 0,000 0,128 0,020 0,192 0,000 0,208 0,003

Alter -0,007 0,000 -0,007 0,000 0,004 0,066 0,003 0,125

Kinder im Haushalt -0,017 0,450 -0,020 0,375 -0,016 0,574 -0,022 0,428

Lehre (Basis: max. Pflichtschule) 0,248 0,000 0,249 0,000 0,191 0,001 0,198 0,001

Matura 0,324 0,000 0,325 0,000 0,088 0,217 0,086 0,224

Universität 0,303 0,000 0,304 0,000 0,066 0,371 0,066 0,375

Matura Vater 0,121 0,147 0,116 0,166 0,220 0,038 0,218 0,039

Matura Mutter -0,125 0,175 -0,120 0,195 -0,155 0,184 -0,153 0,189

Verheiratet (Basis: Ledig) 0,238 0,000 0,232 0,000 0,103 0,071 0,084 0,140

Getrennt lebend -0,282 0,023 -0,284 0,022 -0,371 0,018 -0,361 0,021

Verwitwet 0,182 0,022 0,185 0,021 0,123 0,219 0,114 0,259

Geschieden -0,127 0,040 -0,129 0,038 -0,036 0,646 -0,036 0,646

Österr. Staatsbürgerschaft 0,285 0,000 0,279 0,000 0,492 0,000 0,471 0,000

Wohnungseigentum 0,192 0,000 0,191 0,000 0,136 0,002 0,135 0,002

Pers. Gesamteinkommen / 1000 0,001 0,652 0,001 0,631 0,002 0,280 0,002 0,186

Äquiv. Jahreseinkommen / 1000 0,004 0,029 0,004 0,033 -0,003 0,196 -0,003 0,128

HH Monatseinkommen / 1000 0,086 0,000 0,086 0,000 0,085 0,000 0,086 0,000

Gesundheit (sehr) schlecht -1,653 0,000 -1,642 0,000 -1,278 0,000 -1,219 0,000

Chronisch krank -0,509 0,000 -0,508 0,000 -0,426 0,000 -0,414 0,000

Frau & Teilzeit 0,001 0,996 0,107 0,528

Frau & Teilzeit<12h 1,194 0,177 -1,626 0,145

Frau & Niedriglohn 0,207 0,191 -0,226 0,257

Frau & AL & 0-5 0,138 0,576 -0,677 0,030

Frau & AL & 6-12 0,256 0,229 -0,351 0,192

Frau & Pension -0,031 0,689 -0,066 0,501

Frau & Haushalt 0,501 0,022 2,718 0,000

Frau & Ausbildung -0,234 0,105 -0,496 0,006

N 9991 9795 9795 9986 9791 9791

Korrigiertes R² 0,044 0,201 0,202 0,223 0,277 0,285

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig 
arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung; HH = Haushalt. Regressionskoef-
fizienten und p-Werte. p-Werte, die einem Signifikanzniveau < 5 % entsprechen, sind fett formatiert. Personen ab 16 Jahre. Konstante ist nicht 
ausgewiesen.

12 Schlechte Gesundheit und Arbeitslosigkeit sind positiv korreliert. 

In den nachfolgenden Tabellen bzw. Regressionen wur-
den lineare Wahrscheinlichkeitsmodelle (Linear Probabi-
lity Models) geschätzt, da es sich bei den Regressanden 
um dichotome Variable handelt. In Tabelle A 3 werden die 
Regressionsergebnisse für beide Gesundheitsindikatoren 

dargestellt. Analog zu den deskriptiven Grafiken weisen 
die Regressionsrechnungen in Modell 1 auf eine negative 
Korrelation zwischen Gesundheitszustand und Arbeitslo-
sigkeit hin (Tabelle A 3).12 
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Tabelle A 3 
Gesundheit

Schlechter Gesundheitszustand Chronisch Krank

(1) (2) (3) (1) (2) (3)

β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert

Haupttätigkeit (Basis: Vollzeit)

Teilzeit 0,014 0,039 0,021 0,006 0,019 0,234 0,014 0,355 0,016 0,332 0,070 0,041

Teilzeit<12h 0,032 0,161 0,043 0,069 0,304 0,010 0,000 0,998 0,044 0,397 0,109 0,675

Niedriglohn 0,023 0,021 0,014 0,164 0,021 0,215 0,042 0,055 0,032 0,155 0,065 0,083

AL & 0-5 0,103 0,000 0,093 0,000 0,029 0,240 0,126 0,001 0,124 0,001 0,086 0,116

AL & 6-12 0,194 0,000 0,150 0,000 0,131 0,000 0,278 0,000 0,195 0,000 0,138 0,001

Pension 0,128 0,000 0,091 0,000 0,123 0,000 0,292 0,000 0,140 0,000 0,243 0,000

Haushalt 0,095 0,000 0,097 0,000 0,358 0,000 0,077 0,000 0,095 0,000 0,356 0,000

Ausbildung -0,004 0,738 0,016 0,259 0,008 0,672 -0,035 0,214 0,074 0,016 0,057 0,183

Frau (Basis: Mann) -0,018 0,002 -0,002 0,823 -0,011 0,346 0,034 0,037

Alter 0,001 0,000 0,001 0,000 0,006 0,000 0,006 0,000

Kinder im Haushalt -0,007 0,025 -0,005 0,082 -0,034 0,000 -0,032 0,000

Lehre (Basis: max. Pflichtschule) -0,056 0,000 -0,057 0,000 -0,101 0,000 -0,102 0,000

Matura -0,064 0,000 -0,063 0,000 -0,126 0,000 -0,127 0,000

Universität -0,073 0,000 -0,072 0,000 -0,136 0,000 -0,139 0,000

Matura Vater 0,023 0,075 0,021 0,089 0,049 0,075 0,047 0,089

Matura Mutter -0,015 0,274 -0,018 0,202 -0,045 0,133 -0,047 0,119

Verheiratet (Basis: Ledig) -0,007 0,310 -0,004 0,565 -0,007 0,652 -0,001 0,923

Getrennt lebend 0,045 0,022 0,044 0,023 -0,026 0,550 -0,026 0,549

Verwitwet 0,016 0,394 0,025 0,196 0,099 0,017 0,119 0,004

Geschieden 0,022 0,021 0,023 0,016 0,039 0,059 0,041 0,048

Österr. Staatsbürgerschaft 0,001 0,907 0,003 0,699 0,037 0,032 0,039 0,024

Wohnungseigentum -0,027 0,000 -0,025 0,000 -0,058 0,000 -0,055 0,000

Pers. Gesamteinkommen / 1000 0,000 0,740 0,000 0,573 0,000 0,780 0,000 0,935

Äquiv. Jahreseinkommen / 1000 0,000 0,298 0,000 0,410 -0,001 0,015 -0,001 0,019

HH Monatseinkommen / 1000 -0,002 0,271 -0,002 0,275 0,002 0,597 0,002 0,559

Frau & Teilzeit -0,008 0,656 -0,095 0,017

Frau & Teilzeit<12h -0,284 0,019 -0,102 0,700

Frau & Niedriglohn -0,018 0,404 -0,072 0,118

Frau & AL & 0-5 0,120 0,001 0,058 0,447

Frau & AL & 6-12 0,040 0,157 0,115 0,063

Frau & Pension -0,058 0,000 -0,188 0,000

Frau & Haushalt -0,302 0,000 -0,324 0,000

Frau & Ausbildung 0,007 0,782 0,013 0,815

N 7668 7514 7514 7669 7515 7515

Korrigiertes R² 0,063 0,085 0,099 0,046 0,083 0,089

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2017. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig 
arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung; HH = Haushalt. Regressionskoeffi-
zienten und p-Werte. p-Werte, die einem Signifikanzniveau < 5 % entsprechen, sind fett formatiert. Personen zwischen 20 und 65 Jahren. Kons-
tante ist nicht ausgewiesen. 

Die Wahrscheinlichkeit, dass eine arbeitslose Person einen 
schlechten oder sehr schlechten Gesundheitszustand 
angibt, ist um 10 %-Punkte (AL & 0-5) bzw. 20 %-Punkte 
(AL & 6-12) höher als bei Vollzeitbeschäftigten. Soziode-
mographische Merkmale (wie Geschlecht, Alter, oder Bil-
dung) können nur einen relativ kleinen Teil davon erklären 
(Modell 2). Männer mit Haupttätigkeit Haushaltsführung 

geben im Vergleich zu Vollzeitbeschäftigten und den 
anderen Statusgruppen mit der höchsten Wahrscheinlich-
keit an, einen schlechten bzw. sehr schlechten Gesund-
heitszustand zu haben (Modell 3). Bei Frauen mit Haupt-
tätigkeit Haushaltsführung ist dieser Effekt nicht sichtbar. 
Ein ähnliches Bild zeigt sich, wenn man anstatt des sub-
jektiven Gesundheitszustandes dauerhafte Krankhei-
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ten oder chronische Gesundheitsprobleme betrachtet 
(Tabelle A 3). Während bei den Pensionistinnen und Pen-
sionisten jedoch über die Hälfte des Effekts durch Kon-
trollvariablen erklärt werden kann, verringern sich die 
Koeffizienten bei den Arbeitslosen, die im Vorjahr weni-
ger als sechs Monate arbeitslos waren, kaum und bei 
Arbeitslosen, die im Vorjahr auch mehr als ein halbes Jahr 
arbeitslos waren, um etwa 30 % (siehe Modell 2 im Ver-
gleich zu Modell 1).

Die Einbindung in soziale Netzwerke und die Teilnahme 
an gemeinschaftlichen Aktivitäten fördern den sozia-
len Zusammenhalt und beeinflussen die Lebensqualität 
(siehe Lamei et al. 2017). Stabile soziale Kontakte sind zur 
Bewältigung von Herausforderungen in verschiedens-
ten Kontexten hilfreich. Im vorigen Abschnitt wurden 
verschiedene Indikatoren für die Dimension soziale Teil-
habe betrachtet, die von Treffen mit der Familie, Freun-
den, Nachbarschaft bis hin zur Beteiligung an zivilgesell-
schaftlichen Aktivitäten reichen. 

Die Qualität sozialer Beziehungen kann mit der Möglich-
keit, andere Menschen um Hilfe zu bitten, approximiert 
werden (siehe auch Bourdieu 1986). In Tabelle A 4 wird 
der Zusammenhang zwischen Erwerbsstatus und der 
Einschätzung, Hilfe vom sozialen Netzwerk zu erhalten, 
untersucht. Aus Modell 1 wird ersichtlich, dass alle Sta-
tusgruppen, außer Ausbildung, im Vergleich zu Vollzeit-
beschäftigten in einem geringeren Ausmaß mit Hilfe von 
ihrem sozialen Netz rechnen. Diese Effekte sind für Nied-
riglohnbeschäftigte, Arbeitslose, Pensionistinnen und Pen-
sionisten sowie Personen mit Haupttätigkeit Haushalts-
führung statistisch hoch signifikant (Signifikanzniveau 
<1 %). Bezieht man weitere Erklärungsfaktoren in die 
Regression mit ein (Modell 2), so gibt es zwar eine Redu-
zierung der negativen Effekte, diese bleiben jedoch alle 
(bis auf für Personen mit Haupttätigkeit Haushaltsfüh-
rung) signifikant (Signifikanzniveau <5 %). Berücksichtigt 
man zudem geschlechterspezifische Effekte (Modell 3), so 
zeigt sich, dass vor allem männliche Arbeitslose, die im 
Vorjahr mindestens sechs Monate arbeitslos waren, Pen-
sionisten und Niedriglohnbezieher, die in einem gerin-
geren Maße mit Hilfe vom sozialen Netzwerk rechnen. 
Vorwiegend arbeitslose Frauen, die letztes Jahr weniger 

als sechs Monate arbeitslos waren, erwarten mit einer 
geringeren Wahrscheinlichkeit als Vollzeitbeschäftigte 
Unterstützung. 

Die vorhandenen Ressourcen zur Pflege von sozialen Kon-
takten, sei es finanziell, zeitlich oder gesundheitlich, vari-
ieren über die Statusgruppen. Diese werden aber zum Teil 
in Modell 2 aufgegriffen. Die verbleibenden Effekte kön-
nen daher auch darauf zurückzuführen sein, dass der im 
Vergleich zu anderen niedrigere Lebensstandard und die 
einhergehende Scham zur Isolation führen (siehe auch 
Lamei et al. 2017), was sich in der geringeren erwarteten 
Hilfeleistung widerspiegelt. 

Die vorliegenden Daten erlauben eine Untersuchung, ob 
nicht nur die Hilfe vom sozialen Netzwerk, sondern auch der 
Beitrag von Personen für die Gesellschaft – im konkreten Fall 
Freiwilligenarbeit in Organisationen – nach Erwerbsstatus-
gruppen variiert. Neben den Beziehungen zu Verwandten, 
Bekannten, Freunden und Nachbarn ermöglicht auch das 
Engagement in Vereinen, Verbänden oder anderen Orga-
nisationen, soziale Kontakte oder soziale Anerkennung 
zu erhalten. Die hoch signifikanten Koeffizienten (Signifi-
kanzniveau <0,1 %) in Modell 1 in Tabelle A 4 deuten darauf 
hin, dass es hier sehr wohl erhebliche Unterschiede über 
die Gruppen hinweg gibt. Die Wahrscheinlichkeit Freiwil-
ligenarbeit auszuüben war bei Niedriglohnbeschäftigen, 
Arbeitslosen, die im Vorjahr bis zu sechs Monate arbeits-
los waren, Pensionistinnen und Pensionisten und Personen 
mit Haupttätigkeit Haushaltsführung zwischen 11 %-Punk-
ten und 15 %-Punkten geringer als bei erwerbstätigen Per-
sonen in Vollzeit. Bei arbeitslosen Personen, die im Vor-
jahr mindestens sechs Monate arbeitslos waren, betrug 
der Unterschied 20 %-Punkte. Diese Unterschiede kön-
nen jedoch fast alle durch soziodemographische Fakto-
ren erklärt werden (siehe Modell 2) und betragen maximal 
6 %-Punkte (AL & 6-12). Unterschiede bei den Geschlech-
tern gibt es nur für Arbeitslose, die im Vorjahr mindestens 
sechs Monate arbeitslos waren (siehe Modell 3): In die-
ser Statusgruppe leisten Frauen im Vergleich zu Männern 
mit einer größeren Wahrscheinlichkeit Freiwilligenarbeit 
in Organisationen. Allerdings handelt es sich nur um eine 
statistische Tendenz (Signifikanzniveau <10 %).
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Tabelle A 4 
Soziale Teilhabe

Hilfe vom sozialen Netzwerk Freiwilligenarbeit in Organisation

(1) (2) (3) (1) (2) (3)

β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert

Haupttätigkeit (Basis: Vollzeit)

Teilzeit -0,006 0,383 -0,014 0,039 -0,012 0,430 -0,031 0,039 -0,007 0,656 -0,024 0,473

Teilzeit<12h -0,001 0,974 -0,003 0,871 -0,032 0,521 0,006 0,898 0,047 0,332 0,045 0,696

Niedriglohn -0,044 0,000 -0,032 0,001 -0,036 0,016 -0,129 0,000 -0,051 0,018 -0,043 0,211

AL & 0-5 -0,060 0,000 -0,034 0,011 0,006 0,759 -0,113 0,000 -0,009 0,757 -0,009 0,831

AL & 6-12 -0,113 0,000 -0,075 0,000 -0,094 0,000 -0,199 0,000 -0,062 0,037 -0,112 0,005

Pension -0,031 0,000 -0,017 0,017 -0,025 0,002 -0,114 0,000 -0,003 0,848 -0,017 0,364

Haushalt -0,022 0,003 -0,012 0,158 0,039 0,103 -0,153 0,000 -0,054 0,006 -0,103 0,061

Ausbildung 0,006 0,474 0,002 0,841 0,000 1,000 -0,038 0,050 -0,007 0,745 -0,002 0,938

Frau (Basis: Mann) 0,017 0,000 0,012 0,086 -0,064 0,000 -0,083 0,000

Alter 0,000 0,260 0,000 0,314 -0,002 0,000 -0,002 0,000

Kinder im Haushalt 0,002 0,479 0,002 0,526 0,005 0,357 0,005 0,437

Lehre (Basis: max. Pflichtschule) 0,019 0,000 0,019 0,000 0,087 0,000 0,088 0,000

Matura 0,022 0,001 0,022 0,001 0,105 0,000 0,106 0,000

Universität 0,016 0,026 0,018 0,016 0,153 0,000 0,156 0,000

Matura Vater 0,004 0,521 0,004 0,579 -0,057 0,000 -0,058 0,000

Matura Mutter 0,005 0,504 0,005 0,537 0,028 0,091 0,029 0,086

Verheiratet (Basis: Ledig) 0,002 0,697 0,003 0,627 0,051 0,000 0,050 0,000

Getrennt lebend -0,025 0,106 -0,024 0,115 -0,030 0,380 -0,030 0,390

Verwitwet 0,016 0,118 0,012 0,245 -0,014 0,532 -0,020 0,400

Geschieden -0,007 0,398 -0,008 0,327 0,057 0,002 0,055 0,002

Österr. Staatsbürgerschaft 0,049 0,000 0,049 0,000 0,128 0,000 0,128 0,000

Wohnungseigentum 0,023 0,000 0,023 0,000 0,121 0,000 0,120 0,000

Pers. Gesamteinkommen / 1000 0,000 0,633 0,000 0,612 0,000 0,508 0,000 0,530

Äquiv. Jahreseinkommen / 1000 0,000 0,418 0,000 0,400 0,000 0,394 0,000 0,410

HH Monatseinkommen / 1000 0,007 0,000 0,007 0,000 0,005 0,257 0,005 0,256

Gesundheit (sehr) schlecht -0,031 0,000 -0,033 0,000 -0,100 0,000 -0,099 0,000

Chronisch krank -0,007 0,089 -0,007 0,090 -0,014 0,169 -0,013 0,182

Frau & Teilzeit 0,000 0,995 0,033 0,395

Frau & Teilzeit<12h 0,038 0,494 0,016 0,898

Frau & Niedriglohn 0,010 0,612 0,000 0,998

Frau & AL & 0-5 -0,082 0,002 0,006 0,921

Frau & AL & 6-12 0,042 0,101 0,112 0,053

Frau & Pension 0,018 0,064 0,034 0,128

Frau & Haushalt -0,053 0,039 0,067 0,251

Frau & Ausbildung 0,008 0,647 0,002 0,963

N 10921 10726 10726 10932 10737 10737

Korrigiertes R² 0,012 0,033 0,035 0,017 0,072 0,072

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig 
arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung; HH = Haushalt. Regressionskoeffi-
zienten und p-Werte. p-Werte, die einem Signifikanzniveau < 5 % entsprechen, sind fett formatiert. Personen ab 16 Jahren. Konstante ist nicht 
ausgewiesen.
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Tabelle A 5 
Kulturelle Teilhabe

Kino Live Veranstaltung

(1) (2) (3) (1) (2) (3)

β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert β p-Wert

Haupttätigkeit (Basis: Vollzeit)

Teilzeit 0,034 0,021 0,027 0,075 0,079 0,013 0,060 0,000 0,010 0,545 0,033 0,340

Teilzeit<12h -0,033 0,497 -0,002 0,973 0,041 0,702 -0,039 0,467 -0,046 0,357 -0,130 0,272

Niedriglohn -0,096 0,000 -0,080 0,000 -0,077 0,019 -0,214 0,000 -0,140 0,000 -0,152 0,000

AL & 0-5 -0,072 0,017 -0,012 0,680 0,022 0,567 -0,221 0,000 -0,071 0,025 -0,025 0,560

AL & 6-12 -0,303 0,000 -0,164 0,000 -0,198 0,000 -0,297 0,000 -0,109 0,000 -0,070 0,090

Pension -0,427 0,000 -0,049 0,001 -0,051 0,004 -0,076 0,000 -0,019 0,260 -0,021 0,266

Haushalt -0,297 0,000 -0,150 0,000 -0,156 0,003 -0,188 0,000 -0,111 0,000 0,027 0,632

Ausbildung 0,308 0,000 0,071 0,001 0,082 0,006 0,092 0,000 0,142 0,000 0,143 0,000

Frau (Basis: Mann) 0,042 0,000 0,050 0,001 0,107 0,000 0,118 0,000

Alter -0,010 0,000 -0,010 0,000 0,001 0,234 0,001 0,224

Kinder im Haushalt -0,005 0,376 -0,004 0,428 -0,036 0,000 -0,035 0,000

Lehre (Basis: max. Pflichtschule) 0,081 0,000 0,082 0,000 0,129 0,000 0,129 0,000

Matura 0,169 0,000 0,169 0,000 0,243 0,000 0,243 0,000

Universität 0,249 0,000 0,249 0,000 0,335 0,000 0,335 0,000

Matura Vater 0,005 0,744 0,003 0,804 0,017 0,272 0,016 0,280

Matura Mutter 0,054 0,001 0,053 0,001 0,070 0,000 0,070 0,000

Verheiratet (Basis: Ledig) -0,049 0,000 -0,048 0,000 0,033 0,014 0,035 0,009

Getrennt lebend -0,008 0,816 -0,006 0,846 -0,039 0,274 -0,039 0,274

Verwitwet -0,021 0,332 -0,023 0,296 -0,047 0,048 -0,049 0,040

Geschieden 0,034 0,048 0,033 0,050 0,049 0,009 0,049 0,010

Österr. Staatsbürgerschaft 0,131 0,000 0,131 0,000 0,165 0,000 0,165 0,000

Wohnungseigentum -0,002 0,827 -0,002 0,869 0,035 0,001 0,036 0,000

Pers. Gesamteinkommen / 1000 0,000 0,384 0,000 0,411 0,000 0,919 0,000 0,951

Äquiv. Jahreseinkommen / 1000 0,000 0,314 0,000 0,325 0,002 0,000 0,002 0,000

HH Monatseinkommen / 1000 0,028 0,000 0,028 0,000 0,019 0,000 0,019 0,000

Gesundheit (sehr) schlecht -0,095 0,000 -0,094 0,000 -0,219 0,000 -0,222 0,000

Chronisch krank -0,028 0,003 -0,028 0,003 -0,009 0,377 -0,010 0,357

Frau & Teilzeit -0,067 0,067 -0,035 0,385

Frau & Teilzeit<12h -0,056 0,635 0,094 0,474

Frau & Niedriglohn -0,009 0,835 0,013 0,771

Frau & AL & 0-5 -0,074 0,190 -0,101 0,104

Frau & AL & 6-12 0,070 0,198 -0,083 0,166

Frau & Pension -0,001 0,973 0,001 0,949

Frau & Haushalt 0,001 0,991 -0,159 0,009

Frau & Ausbildung -0,019 0,605 -0,004 0,914

N 10922 10727 10727 10922 10727 10727

Korrigiertes R² 0,197 0,313 0,312 0,033 0,161 0,161

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. AL & 0-5 = derzeitig arbeitslos und weniger als sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; AL & 6-12 = derzeitig 
arbeitslos und mindestens sechs Monate arbeitslos im Vorjahr; Haushalt = Haupttätigkeit Haushaltsführung; HH = Haushalt. Regressionskoeffi-
zienten und p-Werte. p-Werte, die einem Signifikanzniveau < 5 % entsprechen, sind fett formatiert. Personen ab 16 Jahren. Konstante ist nicht 
ausgewiesen.

Die Gestaltung der Freizeit und, damit einhergehend, Frei-
zeitaktivitäten wie kulturelle Teilhabe, leisten einen wich-

tigen Beitrag zu Lebensqualität. In Tabelle A 5 sind die 
Regressionen für die Aktivitäten Kinobesuch und Besuch 
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von Live-Veranstaltungen abgebildet.13 Aus Modell 1 zeigt 
sich, dass der Zusammenhang zwischen der Zugehörig-
keit zu einer Erwerbsstatusgruppe und Kinobesuchen 
sehr stark ausgeprägt ist. Pensionistinnen und Pensio-
nisten, gefolgt von Arbeitslosen, die im Vorjahr mindes-
tens sechs Monate arbeitslos waren, und Personen mit 
Haupttätigkeit Haushaltsführung haben in den letzten 12 
Monaten mit der geringsten Wahrscheinlichkeit ein Kino 
besucht (Unterschied zu Vollzeiterwerbstätigen beträgt 
zw. 30 %-Punkte und 40 %-Punkte), Personen in Ausbil-
dung dafür mit der höchsten Wahrscheinlichkeit (Wahr-
scheinlichkeit ist um 30 %-Punkte höher).

Viele Freizeitaktivitäten sind mit Kosten verbunden, die 
beispielsweise für den Anfahrtsweg, Eintritt, Mitglied-
schaft, etc. anfallen. Kontrolliert man die Einkommens-
verhältnisse und weitere sozioökonomische Merkmale, 
verkleinern sich die Effekte meist deutlich: Während in 
Modell 1 die Wahrscheinlichkeit für Pensionistinnen und 
Pensionisten ins Kino zu gehen im Vergleich zu Vollzeit-
beschäftigten um 43 %-Punkte geringer ausfällt, beträgt 
der Unterschied nach Hinzunahme der Kontrollvariablen 
nur mehr 5 %-Punkte. Jedoch bleiben auch nach Hinzu-
fügen der Kovariate statistisch signifikante Unterschiede 
zwischen den Statusgruppen bestehen, was darauf hin-
deutet, dass finanzielle oder gesundheitliche Aspekte 
nicht ausreichend die kulturelle Teilhabe erklären kön-
nen. Wenn man den Besuch von Live-Veranstaltungen 
betrachtet, ergibt sich ein sehr ähnliches Bild. Auch nach 
Hinzunahme von soziodemographischen Merkmalen sind 
Niedriglohnbeschäftigte, Arbeitslose und Personen mit 
Haupttätigkeit Haushaltsführung mit einer geringeren 
Wahrscheinlichkeit auf einer Live-Veranstaltung anzu-
treffen als Vollzeitbeschäftigte (oder Personen in Ausbil-
dung). Ob diese Gruppen unterschiedliche Freizeitpräfe-
renzen aufweisen, aus Statusgründen diese Formen von 
Freizeitverhalten meiden oder einfach keine Zeit dafür 
aufbringen können, kann an dieser Stelle nicht beurteilt 
werden. Zusätzlich kann der Mangel an Informationen 
sowie soziale Hürden den Zugang zu gesellschaftlichen 
Freizeitaktivitäten einschränken. Geschlechterspezifische 
Effekte finden sich nur bei Personen mit Haupttätigkeit 
Haushaltsführung (Modell 3). In dieser Gruppe sind Frauen 
im Vergleich zu Männern mit einer geringeren Wahr-
scheinlichkeit auf einer Live-Veranstaltung anzutreffen.

A.3.7 
Schlussbemerkungen

In diesem Beitrag wurde gezeigt, dass arbeitslose Perso-
nen in ausgesuchten Dimensionen bzw. Indikatoren eine 
geringere Lebensqualität anführen als erwerbstätige Per-
sonen. Dieser Unterschied ist auch im Vergleich zu Perso-

13 Betrachtet man weitere Aktivitäten, wie den Besuch einer Sportveranstaltung oder Kulturstätte, zeigen sich ähnliche Ergebnisse. Arbeitslose 
Personen (und in verstärktem Ausmaß Arbeitslose, die auch im Vorjahr länger arbeitslos waren) haben im Vergleich zu Erwerbstätigen in Voll-
zeit mit einer geringeren Wahrscheinlichkeit eine Sportveranstaltung oder Kulturstätte besucht.

nen in einer prekären Beschäftigungsform – Erwerbstä-
tigkeit im Ausmaß von weniger als zwölf Wochenstunden 
oder Niedriglohnbeschäftigung – sichtbar. Ein negativer 
Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Lebens-
qualität könnte, laut Gerlach und Stephan (2001), ein Indiz 
dafür sein, dass Arbeitslosigkeit nicht aus einem nutzen-
maximierenden Entscheidungskalkül resultiert. 

Zahlreiche Studien weisen auf einen negativen Zusam-
menhang zwischen Lebensqualität und Einkommen hin. 
Auch in Kapitel 3 wurde ersichtlich, dass sich einzelne 
Dimensionen der Lebensqualität zwischen verschiede-
nen Einkommensgruppen unterscheiden. Vergleicht man 
diese Befunde mit den deskriptiven Ergebnissen dieses 
Kapitels, so zeigt sich, dass arbeitslose Personen im Schnitt 
ihre Lebensqualität schlechter beurteilen als Personen 
im untersten Einkommensquintil. Das wird auch bei der 
multivariaten Analyse sichtbar, in der neben dem Alter, 
Bildung, Familienstand und anderen Merkmalen auch für 
unterschiedliche Einkommen kontrolliert wurde: Auch 
nach Hinzunahme dieser soziodemographischen Merk-
male bleiben statistisch signifikante Unterschiede zwi-
schen Vollzeitbeschäftigten und arbeitslosen Personen 
bestehen. Hetschko et al. (2014) vermuten, dass die Zuge-
hörigkeit zu einer Gruppe und einhergehende soziale Nor-
men die Lebensqualität mitbestimmen. Das könnte auch 
erklären, warum Männer mit Haupttätigkeit Haushalts-
führung, in fast allen Regressionen eine relativ geringe 
Lebensqualität aufweisen. Dass der Arbeitslosigkeitsef-
fekt auch ökonomisch signifikant ist, kann am Beispiel der 
allgemeinen Lebenszufriedenheit verdeutlicht werden. 
Quantitativ entspricht der Unterschied an Lebenszufrie-
denheit zwischen arbeitslosen Personen und erwerbs-
tätigen Personen in Vollzeit in etwa dem Unterschied an 
Lebenszufriedenheit zwischen dem obersten Einkom-
mensquintil und dem untersten Einkommensquintil (vgl. 
Grafik A.13 und Grafik 62).

Die vorliegende Analyse ist mit einigen Einschränkungen 
behaftet. Erstens, ein Problem entsteht, wenn persönli-
che Sichtweisen und Präferenzen zwischen Individuen 
differieren. Dadurch könnten objektiv identische Lebens-
umstände von verschiedenen Personen unterschiedlich 
wahrgenommen und bewertet werden. Zweitens sind 
auf Basis der Analyse keine Kausalaussagen möglich. Es 
scheint, dass bspw. der Erwerbsstatus einen Einfluss auf 
die Lebenszufriedenheit oder Gesundheit hat. Jedoch 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Lebenszu-
friedenheit oder die Gesundheit den Erwerbsstatus mit-
bestimmen. So wäre denkbar, dass Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber zufriedene oder gesunde Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in einem größeren Ausmaß halten als 
unzufriedene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem 
schlechten Gesundheitszustand. In diesem Fall wäre die 
Arbeitslosigkeit durch den schlechten Gesundheitszu-
stand oder durch die Unzufriedenheit verursacht. Drit-
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tens, Unterschiede in der Lebensqualität nach Erwerbssta-
tus können auch auf anderen Einflussfaktoren beruhen. 
In vorigen Abschnitt wurde zwar versucht, mögliche Ein-

flussfaktoren zu berücksichtigen, doch ist anzunehmen, 
dass weitere (unbeobachtete) Faktoren sowohl auf den 
Erwerbsstatus als auch auf die Lebensqualität wirken.
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